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EDITORIAL/127: Die Meiersche Brücke (SB)
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Die Meiersche Brücke

Eine schillernde Lektion für die Kinder in der jüngsten Vergangenheit
ebenso wie in der täglichen Gegenwart, Gleichberechtigung, Demokratie
und soziale Regeln zu verinnerlichen unter Zuhilfenahme eines
einstudierten Straßen- oder auch Kindergartenspiels, ist zumeist der
dazugehörige Liedtext. In einem das rituelle Spiel begleitenden Lied
zum Beispiel heißt es:

Die Meiersche Brücke, die Meiersche Brücke,

die ist so schnell zerbrochen.

Wer hat sie zerbrochen, wer hat sie zerbrochen?

Der Wolf mit seinen Knochen!

Diese überlieferte und angelernte Art, mit Gut und Böse, Falsch und
Richtig, Zielgestützt oder Zielverworfen einen gültigen und schlüssig
angepaßten Umgang zu pflegen, kann fürwahr als Blüte der
Erziehungskunst angesehen werden. Die Wirkung des Textes, die Kleinen
und die Kleinsten selbst auf der Straße bei ihrem
entwicklungsorientierten Buhlen um allgemeine Anerkennung und
besonderen Erfolg abzuholen, dürfte essentiell doch nur als
Erziehungsmittel gelten.

Zahllose derartiger antiquierter oder moderner Mittel und Wege, die
Aufmerksamkeit unserer Jüngsten in den Kitas, Kindergärten sowie in
allen übrigen Verwahr- und Begleitveranstaltungen zu binden und zu
fesseln, können nur der unausgesprochene Zweck eines solchen
Instruments sein. Sie zwingen endlich auch die kleinen Menschenseelen
in ein lohn- und strafverheißendes Kesseltreiben mit optimaler
Erfüllungsaussicht und stützen sich gerne auf die Uraussage 'Brot und
Spiele für das Volk' als Zügel und Zaumwerkzeug herrschaftlicher
Interessen und gesellschaftlicher Regeln. Hergeleitet von
bewegungsintensiv und variabel bzw. vielfältig beschreibt es dann
einen endlich doch induzierten, also geregelten Verlauf individuell
beteiligter Tanz- und Entfaltungsfreiheiten. Nur das Spiel kann den
Begriff der Übung zweckmäßig füllen und erweist sich mithin als die
Jokerkarte verschleierter Einflüsse und Fremdbestimmung.

Ihre Schattenblick-Redaktion


5. April 2019
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ATOM/210: Strahlende Wege - heiße Luft ... (Robin Wood)


Bündnis "Atomtransporte durch Hamburg stoppen"

Pressemitteilung vom 5. April 2019

Irreführende Meldung über das angebliche Aus für Atomtransporte durch
Hamburg



Hamburg - Das Bündnis "Atomtransporte durch Hamburg stoppen"
kritisiert irreführende Meldungen über das angebliche Aus für
Atomtransporte durch Hamburg. "Hafenunternehmen verzichten auf
Atomumschlag" war am 2. April 2019 in Reaktion auf eine Pressemitteilung
der Hamburger Wirtschaftsbehörde in mehreren Medien zu lesen.
Tatsächlich ist jedoch kaum ein Rückgang von Atomtransporten durch den
Hamburger Hafen zu erwarten. Denn der größte Teil der Atomtransporte,
die über den Hamburger Hafen laufen, fällt gar nicht unter die
Vereinbarung zum freiwilligen Verzicht. Das Bündnis "Atomtransporte
durch Hamburg stoppen" fordert - statt freiwilliger
Selbstverpflichtungen einzelner Unternehmen - die Entwidmung des
Hamburger Hafens für sämtliche Atomtransporte und die sofortige
Stilllegung aller Atomanlagen.

Zwei Unternehmen, Hapag Lloyd und die HHLA (Hamburger Hafen und Logistik
AG), hatten bereits vergangenes Jahr ihren Verzicht auf den Umschlag von
Kernbrennstoffen in Hamburg erklärt. Doch die Umsetzung lässt auf sich
warten. So führte die HHLA den jüngsten Brennelemente-Transport am 30.
März 2019 durch - ein Jahr nach der Verzichtserklärung!

Neu ist, dass nun auch Eurogate auf diese Transporte verzichten will.
Dies ist ein Schritt in die richtige Richtung, weil der Hafenbetreiber
zuvor tatsächlich Kernbrennstoff umgeschlagen hat. Unklar ist aber auch
hier, wann der Verzicht umgesetzt wird. Zumal Eurogate ab dem 18. März
2017 Atomtransporte der russischen Reedereien NSC und ASPOL übernommen
hatte, die zuvor am Burchardkai der HHLA umgeschlagen wurden.

Zudem ist fraglich, ob die Verzichtserklärung von Eurogate ein Ergebnis
der Politik des Hamburger Senats ist. Schließlich hat beispielsweise die
Reederei ACL nach Erkenntnissen des Bündnisses seit dem 1. Februar 2015
ohne Gespräche mit dem Senat auf Kernbrennstoff-Transporte verzichtet;
seit dem 15. Juli 2017 auch auf alle Atomtransporte - möglicherweise
aufgrund des Brandes des ACL-Atomfrachters Atlantic Cartier 2013 im
Hafen und der zahlreichen Protestaktionen von Atomkraftgegner*innen.

2018 kamen immer noch 19 Schiffe mit atomaren Kernbrennstoffen nach
Hamburg (4-mal zur HHLA, 15-mal zu Eurogate). Für die sonstigen
radioaktiven Stoffe kamen 86-mal die Schiffe in den Hamburger Hafen
(57-mal HHLA, 29-mal u.a. Süd-West Terminal und Eurogate). Als die ACL
noch im Geschäft mit Kernbrennstoffen war, gab es 2014 49
Schiffsankünfte. Darüber hinaus gehen weitere Atomtransporte über das
Hamburger Stadtgebiet, die den Hafen nicht betreffen.

Die Verzichtserklärung, für die der Hamburger Senat und die Grünen sich
selbst feiern, ist in vieler Hinsicht somit heiße Luft.

Warum die Hamburger Wirtschaftsbehörde auch den Betreiber des
Süd-West-Terminal C. Steinweg in ihrer Mitteilung erwähnt, erschließt
sich nicht. Das Unternehmen hat nie Kernbrennstoffe umgeschlagen. Es
schlägt Uranerzkonzentrat - auch Yellow Cake genannt - aus Namibia um.
Das ist der Rohstoff, der weltweit zur Herstellung von Brennelementen -
oder auch Atombomben - benötigt wird.

Uranerzkonzentrat fällt genauso wenig wie das für die
Urananreicherungsanlage Gronau bestimmte, giftige und extrem gefährliche
Uranhexafluorid (UF6) unter die im Atomgesetz definierten
Kernbrennstoffe und ist somit kein Gegenstand der Verzichtserklärung.
Transporte von Uranhexafluorid und Uranerzkonzentrate machen aber mit
ca. 80 Prozent die überwiegende Anzahl von Atomtransporten durch den
Hafen von Hamburg aus.

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, weshalb der Hamburger
Senat nicht mit den Reedereien OOCL und MACS ins Gespräch gekommen ist.
Beide Reedereien führen Atomtransporte über Hamburg durch. OOCL wie auch
Hapag-Lloyd schlagen bei HHLA um, MACS am Süd-West-Terminal von C.
Steinweg. Der Umschlag wird voraussichtlich weitergehen, und darüber
will man beim Hamburger Senat offensichtlich nicht mit den
Hafenunternehmen sprechen.

Das Bündnis "Atomtransporte durch Hamburg stoppen" wird weiter mit
Öffentlichkeitsarbeit und Aktionen gegen sämtliche Atomtransporte
kämpfen, die der weltweiten Versorgung von Atomanlagen dienen. Für die
sofortige Stilllegung aller Atomanlagen - weltweit!


Weitere Informationen:

Website des Bündnisses:

http://www.atomtransporte-hamburg-stoppen.de/

ROBIN WOOD ist gemeinsam mit engagierten Einzelpersonen und Initiativen
aktiv in der Kampagne "Atomtransporte durch Hamburg stoppen".

Auswertungen zu den Atomtransporten durch Hamburg:

https://sand.blackblogs.org/dokumente/auswertungen/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. April 2019

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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LIBYEN/014: Die nächste Runde im libyschen Krieg (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 9. April 2019

german-foreign-policy.com

Die nächste Runde im libyschen Krieg



BERLIN/TRIPOLIS - Mit der erneuten Eskalation des Bürgerkriegs in Libyen
stehen die dortigen Einflussbemühungen Berlins und der EU endgültig vor
einem Scherbenhaufen. Insbesondere die Bundesrepublik hatte sich schon vor
Jahren für die Einsetzung der "Einheitsregierung" stark gemacht, die nun
von Truppen des ostlibyschen Generals Khalifa Haftar aus der Hauptstadt
Tripolis verjagt zu werden droht. Allerdings waren Berlin und Brüssel nur
an einer Anlaufstelle für die Flüchtlingsabwehr interessiert; dies habe dem
offiziellen Ziel, "zur Wiederherstellung einer funktionierenden Regierung
beizutragen", "direkt entgegen[gestanden]", urteilt ein Experte der
Berliner Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP). Vom Westen nicht nur im
Stich gelassen, sondern auch aktiv sabotiert, sei die Einheitsregierung
faktisch eine leichte Beute für Mafia-Milizen geworden. Paris hingegen, von
der Chancenlosigkeit der Einheitsregierung überzeugt, unterstützte bereits
früh die Truppen von General Haftar. Es handelt sich um Frankreichs zweiten
Versuch nach 2011, in Libyen stärkeren Einfluss zu erlangen.

"Weitgehend machtlos"

Beobachter hatten die Einsetzung der libyschen Einheitsregierung Anfang
2016 durch die westlichen Mächte von Anfang an mit scharfer Kritik
begleitet. Offiziell ging es darum, die verfeindeten Bürgerkriegsparteien
im Rahmen der Vereinten Nationen in Richtung auf eine Einigung hin zu
steuern. Tatsächlich aber, warnte bereits damals der Libyen-Experte der
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), Wolfram Lacher, wolle der Westen,
der die UN-Verhandlungen leitete, vor allem eines: "unbedingt endlich die
Bildung einer Einheitsregierung" durchsetzen, "die dann international
anerkannt" werde - dies selbst dann, wenn sie "weitgehend machtlos" sei.[1]
Der Vorwurf traf nicht zuletzt den deutschen UN-Sondergesandten für Libyen,
Martin Kobler, der - als einer "der fähigsten und erfahrensten deutschen
Diplomaten" geltend [2] - am 4. November 2015 in sein neues Amt eingesetzt
worden war und die Bildung der "Einheitsregierung" führend organisierte.
Der Westen war vor allem aus zwei Gründen an einer international
anerkannten Regierung interessiert: Sie sollte - das strebten vor allem die
Vereinigten Staaten an - den längst geplanten Krieg gegen die
IS-Stützpunkte in Libyen offiziell legitimieren, und sie sollte - darum war
es vor allem Deutschland und Italien zu tun - bei der Abwehr von
Flüchtlingen kooperieren.

Mafiöse Milizen

Libyens Einheitsregierung, die unter Koblers Leitung schließlich Anfang
2016 ihr Amt zumindest offiziell antrat, hat mangels einer eigenen realen
Machtbasis von Beginn an große Schwierigkeiten gehabt, sich in der
Hauptstadt Tripolis auch nur niederzulassen. Zunächst in ihrem
Handlungsradius auf ein paar Gebäude in der Marinebasis von Tripolis
beschränkt, gelang es ihr im Laufe der Zeit, sich durch enge Kooperation
mit den in der Hauptstadt dominierenden Milizen einigermaßen festzusetzen.
Wurde im westlichen Ausland gerne die Fiktion genährt, die Regierung
gewinne langsam, aber sicher die Kontrolle, so ist tatsächlich genau das
Gegenteil der Fall gewesen: Wie SWP-Experte Lacher vor einem Jahr
feststellte, war die Einheitsregierung "zu einer bloßen Fassade verkommen,
hinter der die bewaffneten Gruppen und der mit ihnen assoziierte Klüngel
das Sagen" hatten.[3] Faktisch herrscht in der Hauptstadt seither ein
Geflecht schwer bewaffneter mafiöser Netzwerke, "die in Politik, Wirtschaft
und Verwaltung operieren" - ein Zustand, der bereits Ende 2017 zu
Bestrebungen von der Macht ferngehaltener Kräfte führte, die
Einheitsregierung zu stürzen. Lacher warnte: "Westliche Regierungen und die
VN sind für die Lage in Tripolis mitverantwortlich." Die Zuspitzung der
Spannungen erfordere dringend eine "Richtungskorrektur".[4]

Eine Marionette der Europäer

Dazu ist es nicht gekommen. Nur an der Durchsetzung ihrer eigenen Ziele
interessiert, verwendeten die westlichen Mächte die Einheitsregierung
lediglich als Deckmantel - und trugen so de facto sogar noch dazu bei, sie
weiter zu destabilisieren. Die Vereinigten Staaten etwa nutzten bei ihrem
Krieg gegen libysche Basen des IS nicht die Milizen, die der
Einheitsregierung nahestanden, als Bodentruppen, sondern Milizen aus
Misrata - "unter der Fiktion, es handele sich um Truppen, die der Regierung
gegenüber loyal seien", berichtet die SWP.[5] Tatsächlich waren sie dies
allenfalls punktuell. Die EU gab ebenfalls vor, mit der Einheitsregierung
zu kooperieren, um praktisch aber "Arrangements mit lokalen Milizen zur
Verhinderung von Migration einzugehen und in libyschen Gewässern aktiv zu
werden". Auch die Unterstützung der sogenannten libyschen Küstenwache habe
faktisch örtliche Banden gestärkt, die zutiefst in "kriminelle[...]
Geschäfte verwickelt" seien, konstatiert die SWP. Die Einheitsregierung,
ohnehin weitgehend machtlos, leide aufgrund des ignoranten Vorgehens der EU
auch "unter dem Vorwurf ..., sie sei eine Marionette der Europäer"; das
habe ihr jede noch verbliebene Legitimation geraubt. Die SWP hielt im
vergangenen Juli fest: "Der mittlerweile alles dominierende Fokus der
europäischen Libyenpolitik auf die Eindämmung von Migration hat das einst
wichtigste Ziel, zur Wiederherstellung einer funktionierenden Regierung
beizutragen, nicht nur verdrängt, sondern steht ihm direkt entgegen."[6]

Der General und das Öl

Von den westlichen Mächten zwar ins Amt gebracht, von Beginn an aber auch
von ihnen unterminiert, sieht sich die Einheitsregierung nun dem Ansturm
der Libyan National Army (LNA) von General Khalifa Haftar gegenüber. Diese
hatte seit 2014 zunächst jihadistische Milizen im Osten des Landes
niedergeschlagen und im Jahr 2016 Libyens bedeutendste Ölverladehäfen unter
ihre Kontrolle gebracht.[7] Zu Jahresbeginn hat sie Teile Südlibyens
eingenommen, darunter das Ölfeld Sharara, das größte des Landes. Dort
fördern in einem Joint Venture mit der libyschen National Oil Corporation
(NOC) die Konzerne Total (Frankreich), OMV (Österreich), Repsol (Spanien)
und Equinor (Norwegen) Öl.[8] Weil Haftar und die LNA nicht nur Jihadisten,
sondern auch andere Kräfte des politischen Islam bekämpfen, darunter die
Muslimbruderschaft, werden sie schon lange von Ägypten sowie den
Vereinigten Arabischen Emiraten unterstützt. Französische Spezialkräfte
waren bereits Anfang 2016 an der Seite von Haftars Verbänden aktiv.[9]
Zuletzt hat der französische Außenminister die Einnahme von Teilen
Südlibyens durch Haftars LNA gelobt.[10] Auch Russland hat Haftar
Unterstützung zukommen lassen.

Kriegsziele

Mit der Unterstützung für Haftar hat Paris wohl schon früh die Konsequenzen
aus der absehbaren Chancenlosigkeit der von Berlin und Brüssel protegierten
- und gleichzeitig sabotierten - Einheitsregierung gezogen. Setzt Haftar
sich durch, kann Frankreich auf größeren Einfluss in Tripolis hoffen.
Dasselbe Ziel hatte die Regierung Sarkozy 2011 bewogen, Luftangriffe zum
Sturz von Muammar al Gaddafi vom Zaun zu brechen - um größeren politischen
Einfluss in Nordafrika und stärkeren Zugriff auf libysches Erdöl zu
erhalten, wie ein Untersuchungsbericht des britischen Parlaments unter
Berufung auf Gespräche mit französischen Geheimdienstlern konstatiert
(german-foreign-policy.com berichtete [11]). Mit diesem Krieg, an dem sich
auch deutsche Soldaten in NATO-Hauptquartieren beteiligten, haben die
westlichen Mächte Libyen in seine heutige fatale Situation gebombt: Ihrem
Militäreinsatz verdankt das Land letztlich den Bürgerkrieg.
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AKTION/7234: Leer - Geführte Radtour, Lesung und Geschicklichkeitsräder zum Ausprobieren ab 11.4.


Landkreis Leer

Geführte Radtour, Lesung und Geschicklichkeitsräder zum
Ausprobieren 

Schloss Evenburg bietet in der kommenden Woche viele

Sonderveranstaltungen zur neuen Sonderausstellung an



 11.04.2019: Führung durch die Sonderausstellung "Als das Fahrrad
laufen lernte"

Besucher können am 11. April den Zweirad-Sammler Dinus Voss auf einem
Rundgang durch die Ausstellung "Als das Fahrrad laufen lernte" im
Schloss Evenburg begleiten. Für Voss gehören das Sammeln und die
ostfriesische Fahrradgeschichte zusammen. In der Zeit von 15 bis 16
Uhr gibt der Sammler einen Einblick in die ostfriesische
Fahrradgeschichte. Schönheit, Eleganz und die technischen Raffinessen
der Exponate machen die Ausstellung besonders.

Eine Teilnahme kostet 8 Euro, Kinder und Jugendliche bis 17 Jahre
frei.

11.04.2019: Spaß- und Geschicklichkeitsräder zum Ausprobieren

Ganz im Zeichen der neuen Sonderausstellung "Als das Fahrrad laufen
lernte" können Geschickte und alle, die Spaß am Ausprobieren haben, am
11. April ab 16 Uhr im Schlosspark der Evenburg insgesamt 15 besondere
Spaß- und Geschicklichkeitsräder ausprobieren. Kinder-Hochräder, 
Mini-Artistenräder, Räder mit Vorder- und Hinterradlenkung, Roller oder
Dreiräder stehen bereit.

Gefahren wird auf einer begrenzten Strecke im Park. Die Strecke wird
ebenfalls am 17. Mai, 20. Juni und 18. Juli freigegeben. Gruppen
können dieses Angebot separat buchen.
Eine Teilnahme kostet 5 Euro, Kinder und Jugendliche bis 17 Jahre
zahlen 3 Euro.

 11.04.2019: Lesung "Als die Ostfriesen radeln lernten"

Buchautor Dr. Buurmann nimmt die Teilnehmer mit auf eine Zeitreise zu
den Anfängen des Radfahrens in Ostfriesland. Bei einer Lesung am 11.
April ab 18 Uhr erfahren die Besucher Wissenswertes historisch
Interessantes und sehr viel Kurzweiliges über die ersten Radfahrer in
Ostfriesland.

Eine Teilnahme kostet 8 Euro.

14.04.2019: "Pédaler!" - Geführte Radtour durch das Majorat des
Grafen von Wedel

Am Sonntag, 14. April, bietet das Schloss Evenburg als Ergänzung zur
neuen Sonderausstellung "Als das Fahrrad laufen lernte" eine geführte
Radtour durch das Majorat des Grafen von Wedel an. Die Besucher
begeben sich bei "Pédaler!" von 14 bis 16 Uhr auf gräfliche Spuren und
erleben eine abwechslungsreiche Fahrradtour durch die Herrlichkeiten
Loga und Logabirum.

13 km Streckenlänge. Weitere Termine jeweils sonntags am 19. Mai, 16.
Juni, 21. Juli und 25. August.

Eine Teilnahme kostet 10 Euro.

Für alle Veranstaltungen ist eine Anmeldung beim Schloss unter 0491
99756000 erforderlich. 

Diese und weitere Kulturveranstaltungen finden
sich im aktuellen Kulturkalender oder auf www.wirmachenkultur.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. April 2019
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VORTRAG/8457: Bielefeld - Dunkle Geschichten über Folter, Mord und Pest am 10.4.2019


Stadt Bielefeld

Vortrag: Dunkle Geschichten aus OWL



Bielefeld (bi). Dunkle Geschichten aus OWL erzählt Historiker
Hans-Jörg Kühne am Mittwoch, 10. April, um 19.30 Uhr in einem Vortrag
im Historischen Museum. Der Historiker lädt Interessierte auf eine
humorvolle Reise in die Vergangenheit der Region ein. Auf dem
Erzählprogramm stehen Geschichten über Folter, Mord, wo die Pest
wütete oder sich Pastoren prügelten. Der Eintritt zur Veranstaltung im
Historischen Museum, Ravensberger Park 2, kostet fünf Euro. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. April 2019
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PODIUM/238: Bielefeld - Reihe "Orientierung im Literaturbetrieb" für Autoren ab 10.4.2019


Stadt Bielefeld

Orientierung im Literaturbetrieb: Vortragsreihe für Autoren



Bielefeld (bi). Auf der Literaturbühne der Stadtbibliothek hält Ulrike
Schuldes am Mittwoch, 10. April, einen Vortrag zum Thema
"Literaturagenturen". Die literarische Agentin informiert in ihrem
Vortrag über die Arbeit von Literaturagenturen, wie Autoren eine
passende Agentur finden und die Zusammenarbeit aussieht. 

Die
Veranstaltung in der Vortragsreihe "Orientierung im Literaturbetrieb"
startet um 19 Uhr auf der Literaturbühne der Stadtbibliothek.

Anmeldungen unter info@literaturbuero-owl.de oder Telefon 51-5000.

Der Eintritt kostet fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. April 2019
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AKTION/1906: Amnesty demonstriert für Menschenrechtlerin Eren Keskin und die Pressefreiheit in der Türkei


Amnesty International - Pressemitteilung vom 5. April 2019

Amnesty demonstriert vor Brandenburger Tor für Menschenrechtlerin Eren
Keskin und die Pressefreiheit in der Türkei




Der Anwältin drohen bereits jetzt mehr als zwölf Jahre Haft. Am 10. April
geht der Prozess gegen die 59-Jährige weiter, in dem es um ihre symbolische
Übernahme der Chefredaktion der prokurdischen Zeitung "Özgür Gündem"
geht.

Wann: 

Dienstag, 9. April 2019

9:30 Uhr

Wo: 

Brandenburger Tor

Platz des 18. März, 10117 Berlin

Was:

Amnesty-Aktivisten demonstrieren für die türkische Anwältin und
Menschenrechtlerin Eren Keskin, die von der türkischen Regierung zu Unrecht
mit mehr als 120 Gerichtsverfahren überzogen wird. Die Protest-Teilnehmer
tragen Eren-Keskin-Masken und Schilder, mit denen sie ein Ende der
juristischen Schikanen fordern und die Wahrung der Pressefreiheit in der
Türkei.



BERLIN - Wer sich in der Türkei für ein Menschenrecht wie die
Meinungsfreiheit einsetzt, befindet sich spätestens seit dem gescheiterten
Putschversuch im Sommer 2016 im Visier der Behörden. Zu diesen Menschen
gehört die Anwältin Eren Keskin. Sie ist seit Jahrzehnten eine der
wichtigsten Personen der türkischen Zivilgesellschaft. Wegen ihres Arbeit
für die Menschenrechte drohen ihr nun lange Haftstrafen.

Gegen Eren Keskin wurden 129 Gerichtsverfahren wegen ihrer Unterstützung
für die prokurdische Zeitung "Özgür Gündem" eingeleitet. Eren Keskin hatte
von 2013 bis Anfang 2016 symbolisch den Posten der Chefredakteurin der
Zeitung übernommen - aus Solidarität mit der "Özgür Gündem", die immer
wieder zahlreichen Repressionen ausgesetzt war. Da es sich um eine rein
symbolische Funktion bei der inzwischen verbotenen Zeitung handelte, hatte
Keskin keinen Einfluss auf redaktionelle Inhalte. Gleichwohl basieren die
meisten Verfahren auf einzelnen Artikeln aus dieser Zeit, die in den Augen
der türkischen Behörden gegen das Anti-Terror-Gesetz verstoßen oder den
Präsidenten beleidigen.

Neben den Verfahren wegen einzelner in der Zeitung erschienener Artikel ist
Eren Keskin auch im "Özgür Gündem"-Hauptverfahren angeklagt. Am 10. April
(Mittwoch) geht das Hauptverfahren in Istanbul weiter.


Zur Person

Eren Keskin arbeitet seit 1984 als Rechtsanwältin und ist aktives Mitglied
des Menschenrechtsvereins der Türkei (IHD) seit dessen Gründung 1986.
Mehrere Jahre war sie Vorsitzende des IHD in Istanbul und stellvertretende
Vorsitzende. Heute ist sie Ko-Vorsitzende.

Als Strafverteidigerin war und ist sie vor allem mit politischen Fällen
befasst. Sie setzt sich engagiert für Opfer sexualisierter Gewalt sowie für
die Rechte verfolgter Angehöriger von Minderheiten ein, insbesondere für
Kurden, Armenier, homosexuelle und transgeschlechtliche Menschen und
Flüchtlinge. 1997 gründete sie zusammen mit anderen Rechtsanwältinnen ein
Projekt zur juristischen Unterstützung von Frauen, die in der Haft
vergewaltigt oder anderen Formen sexueller Folter unterworfen wurden, das
Rechtshilfebüro gegen sexuelle Misshandlungen und Vergewaltigungen in Haft.
2001 erhielt Eren Keskin für ihr Engagement den Menschenrechtspreis der
deutschen Sektion von Amnesty International. Zudem ist sie Trägerin
zahlreicher internationaler Preise, unter anderem des Aachener
Friedenspreises (2004), des Hrant Dink Awards (2017) und des Helsinki Civil
Society Awards (2018).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. April 2019
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AFRIKA/742: Ein Toter bei Demonstrationen im Sudan


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 7. April 2019

Ein Toter bei Demonstrationen im Sudan

Menschenrechtler verurteilen Einsatz scharfer Munition

Verantwortliche für Gewalt müssen zur Rechenschaft gezogen werden



Göttingen, den 7. April 2019 - Nach dem gewaltsamen Tod eines Arztes
bei einer Demonstration hat die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) den Einsatz scharfer Munition bei der Niederschlagung von
Massendemonstrationen im Sudan verurteilt. Nachdrücklich forderte die
Menschenrechtsorganisation eine Bestrafung der Verantwortlichen für
die Gewalt gegen friedliche Demonstranten. "Seit 110 Tagen
protestieren Hunderttausende im Sudan friedlich für ein Ende der
Herrschaft von Diktator Omar Hassan al Bashir. Der unverhältnismäßige
Einsatz von Gewalt gegen friedliche Demonstranten zeigt wie das
Bashir-Regime Menschenrechte mit Füßen tritt", erklärte Delius. Mehr
als 60 Personen kamen seit dem Beginn der Massenproteste am 19.
Dezember 2018 gewaltsam zu Tode, Die Demonstranten verlangen den
Rücktritt des vom Internatiionalen Strafgerichtshof wegen
Völkermordverbrechen mit Haftbefehl gesuchten Bashir.

Gestern erlebte der Sudan seine größten Massendemonstrationen seit
Jahrzehnten. Mehr als 100.000 Menschen zogen in der Hauptstadt
Khartum zum Armee-Hauptquartier und forderten ein Ende der
Unterstützung der Militärs für den umstrittenen Staatspräsidenten. In
allen 18 Bundesstaaten des Landes kam es zu öffentlichen Protesten
gegen die Regierung. Bei einer Demonstration in Khartums Nachbarstadt
Omdurman wurde der Arzt Muiz Atta Allah Musa beim Einsatz scharfer
Munition durch die Sicherheitskräfte erschossen. Sein Tod wurde von
der sudanesischen Ärzte-Orghanisation CCSD (Zentralkomitee der
Sudanesischen Ärzte) inzwischen bestätigt. Bei der Niederschlagung
der Proteste wurden gestern darüberhinaus drei Menschen durch Schüsse
verletzt. Weitere fünf Personen erlitten durch den Einsatz von
Tränengas Verletzungen.

"Dringend muss geklärt werden, ob der getötete Arzt gezielt von
Sicherheitskräften angegriffen wurde. Denn mit großer Sorge verfolgen
Menschenrechtsorganisationen die zunehmenden Übergriffe auf Ärzte und
andere medizinische Fachkräfte beim gewaltsamen Vorgehen gegen
Demonstranten", erklärte Delius. So wurden bei der Niederschlagung
der Proteste bereits zwei Ärzte und zwei Medizinstudenten getötet.
Weitere 136 medizinische Fachkräfte wurden willkürlich inhaftiert.
Mindestens 15 Krankenpfleger oder Ärzte werden noch immer in Haft
festgehalten, weil ihnen vorgeworfen wird, Demonstranten medizinisch
versorgt zu haben. So wird der 38-jährige Nazim Sirag seit seiner
Festnahme am 31. Januar 2019 in Haft gehalten. Der Vater zweier
junger Söhne leistete mit einer humanitären Initiative Erste Hilfe
für Verletzte bei Demonstrationen. Vier weitere Mitstreiter seiner
Initiative sind ebenfalls noch in Haft.

Bashir regiert seit 30 Jahren als Staatspräsident des Sudan. Er wird
für den gewaltsamen Tod von Millionen Menschen in Darfur, den
Nuba-Bergen und anderen Konfliktregionen im Sudan sowie im Südsudan
verantwortlich gemacht. Aufgrund der öffentlichen Proteste wurde
Ahmed Haroun zu Bashirs Nachfolger als Vorsitzendem der National
Congress Party (NCP) ernannt. Auch Haroun wird vom Internationalen
Strafgerichtshof wegen Kriegsverbrechen mit Haftbefehl gesucht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. April 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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APPELL/141: Polizeigesetz Sachsen - Schwerwiegende Kritikpunkte wurden nicht umgesetzt (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 8. April 2019

Schwerwiegende Kritikpunkte von Grundrechts-, Menschenrechts-, Sozial-,
Polizeirechts- und Datenschutz-Sachverständigen wurden nicht umgesetzt -
trotz vorhandener Alternativen



Die Grundrechte- und Datenschutzorganisation Digitalcourage versendet am
Montag, 8. April 2019 einen Appell-Brief an Abgeordnete im Sächsischen
Landtag. Digitalcourage appelliert in dem Schreiben an die Abgeordneten
zwei Tage vor der entscheidenden Abstimmung über die Neustrukturierung des
Polizeigesetzes: Stimmen Sie am Mittwoch, 10. April gegen die Verschärfung
des Sächsischen Polizeirechts!

Das Bündnis "Sachsens Demokratie" erklärt:

"Als Begründung für das Gesetz wird (...) Terrorismus und
Schwerkriminalität vorgeschoben. Jedoch steht dies im klaren Widerspruch
zu einer seit über 20 Jahren rückläufigen Kriminalitätsstatistik, sowohl in
der gesamten BRD als auch in Sachsen. Dabei sind CDU und SPD bereit, bis
an die Grenzen der Verfassungsmäßigkeit und zum Teil auch darüber hinaus zu
gehen."


Appell-Brief an Abgeordnete im Sächsischen Landtag:

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Grund- und Bürgerrechtsorganisation Digitalcourage appelliert an Sie
als Mitglied des Sächsischen Landtags: Stimmen Sie am Mittwoch, 10.
April gegen die Verschärfungen des Sächsischen Polizeirechts, denn:

• schwerwiegende Kritikpunkte von Grundrechts-, Menschenrechts-,
 Sozial-, Polizeirechts- und Datenschutz-Sachverständigen wurden
 nicht umgesetzt - trotz vorhandener Alternativen; [1]



• der sächsische Datenschutzbeauftragte bewertet das geplante
 Polizeigesetz in Teilen als verfassungswidrig; [2]



• mehr als 21.000 Menschen haben die Petition "Grundrechte
 schützen - Neues Polizeigesetz in Sachsen verhindern!" unterzeichnet.
 Mitinitiatorin der Petition ist die Sächsische Bürgerrechtlerin
 Gesine Oltmanns; [3]



• die verschärften Grundrechtseingriffe sind insbesondere vor dem
 Hintergrund der tatsächlichen Entwicklung von Kriminalität im
 Freistaat unverhältnismäßig. Die Polizei Sachsen informiert: "Die
 Zahl der Straftaten im Freistaat Sachsen ist im vergangenen Jahr
 gesunken (...) Zahl der Wohnungseinbrüche zurückgegangen (...)
 Kfz-Diebstähle in Sachsen rückläufig (...) Gewaltkriminalität nimmt
 ab (...) Grenzkriminalität auf niedrigstem Stand seit zehn Jahren".
 Grundrechtsschonende Alternativen sind der angemessene Weg im
 Rechtsstaat; [4]



• für die geplanten Regelungen wurden mildere Alternativen, wie
 sozialpolitische Maßnahmen zur Reduzierung von Gewaltursachen,
 nicht geprüft. In Anbetracht der Tragweite des Gesetzes erfordert
 das die gesetzgeberische Sorgfalt;



• für die Neustrukturierung des Polizeirechts in Sachsen wurde
 keine vollumfängliche und unabhängige Begutachtung durchgeführt. Es
 existiert keine Gesamtbetrachtung der rechtsstaatlichen und
 demokratischen Folgen der geplanten Ausweitung von Überwachungs- und
 Repressionsbefugnissen;



• Beispiel Maschinengewehre: Weitere Kriegswaffen für
 Polizeieinheiten sind nicht begründbar. Die in der Anhörung am 12.
 November 2018 von den Sachverständigen geäußerten Argumente
 sprechen klar und deutlich gegen die Aufrüstung der Polizei mit
 weiteren Kriegswaffen; [5]



• Beispiel Bodycams: Im aktuellen Entwurf ist als alleiniger Zweck
 für die geplanten Körperkameras der Schutz von Polizistinnen und
 Polizisten vorgesehen. Studien belegen sowohl gewaltsteigernde, als
 auch gewaltreduzierende Wirkungen von Bodycams. Es spricht kein
 Argument dagegen, dass der Schutz aller Beteiligten als Zweck der
 Körperkameras in das Gesetz aufgenommen wird. Diese Kritik wurde in
 der Anhörung am 12. März 2019 geäußert.



• die geplante Kennzeichen- und Gesichtserfassung im
 30-Kilometer-Grenzgebiet zu Polen und Tschechien wird hauptsächlich
 Menschen betreffen, die sich absolut rechtskonform verhalten.
 Artikel 12 der Verfassung des Freistaates Sachsen fordert: "Das Land
 strebt grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit an, die auf den
 Ausbau nachbarschaftlicher Beziehungen, auf das Zusammenwachsen
 Europas und auf eine friedliche Entwicklung in der Welt gerichtet
 ist." Kritik kommt auch von tschechischen und polnischen
 Organisationen [6] und



• weitere Kritikpunkte finden Sie in Stellungnahmen, unter anderem
 an den geplanten Änderungen zum Einsatz von V-Leuten,
 Kontaktverboten und Aufenthaltsgeboten [7].



Die geplante Neustrukturierung ist aus diesen Gründen unverhältnismäßig.
Darum: setzen Sie sich für einen freiheits- und
grundrechtsfreundlicheren innenpolitischen Kurs ein. Tragen Sie die
Neustrukturierung des Sächsischen Polizeirechts in der Form nicht mit!

Stimmen Sie am Mittwoch, 10. April 2019 gegen die Verschärfungen des
Sächsischen Polizeirechts!

Wir freuen uns über Rückmeldungen und stehen für den Austausch über
Sicherheit, Überwachung und Grundrechte zur Verfügung.

Mit vielen Grüßen

Friedemann Ebelt

Referent Digitalcourage


Weitere Informationen:

https://digitalcourage.de/blog/2019/sachsen-nein-zum-polizeirecht-am-10.4.

und:

https://digitalcourage.de/polizeigesetze

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 8. April 2019

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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APPELL/140: An Ministerin Klöckner - "Gegen Uploadfilter - für faires Urheberrecht" (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 4. April 2019

Eil-Appell an Ministerin Klöckner: Gegen Uploadfilter - für faires
Uksrheberrecht



Die Grundrechte- und Datenschutzorganisation Digitalcourage fordert
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner mit einem Eil-Appell dazu auf, am
Montag, 15. April im Rat der Europäischen Union gegen die geplante Reform
des Urheberrechts zu stimmen.

"Urheberrecht ja, aber nicht so", sagt padeluun, Künstler und
Gründungsvorstand von Digitalcourage. "Die Rechte der Kreativen müssen
gestärkt werden - mit dieser Reform aber werden sie geschwächt. Es muss
grundlegend weiter diskutiert werden, das zeigt der haltlose Streit der
letzten Wochen und Monate."

"Die Abstimmung im EU-Rat ist die letzte Chance für alle, die keine
weiteren Uploadfilter wollen und die derzeitige Regelung des
Verwertungsrechts kritisieren", sagt Friedemann Ebelt von Digitalcourage.
"Mit einem Nein im EU-Rat würde Frau Klöckner die Kritik von Millionen von
Menschen und zahlreichen Fachorganisationen sowie den Koalitionsvertrag
respektieren und den Weg für eine bessere Lösung öffnen."

Eil-Appell an Ministerin Klöckner im Wortlaut: 

Sehr geehrte Frau Ministerin Julia Klöckner,

am 15. April werden Sie für Deutschland im Europäischen Rat über die Reform
des Urheberrechts abstimmen. Wir appellieren an Sie: Stimmen Sie gegen die
derzeitige Fassung der geplanten Reform!

Uploadfilter: Nachteile überwiegen

Ihre Stimme wird entscheiden, ob in Zukunft viele Online-Plattformen in der
EU Uploadfilter einsetzen müssen. Die Folge wäre eine EU-weite technische
Infrastruktur, die die Inhalte von Nutzerinnen und Nutzern milliardenfach
automatisch prüfen und zensieren würde. Dadurch wird das Recht auf freie
Meinungsäußerung verletzt.

Denn die Reform bedeutet eine technische Filterung von Kommunikation, die
in der Lage sein müsste, Zitate, Kritik, Parodie, Abwandlungen oder Hommage
zu erkennen. Das können technische Filter nicht leisten - weder jetzt noch
in absehbarer Zukunft.

Privat betriebene Uploadfilter würden zu Türstehern für die Teilhabe an
öffentlichen Diskursen. In einer freien Demokratie darf das nicht
geschehen!

Weiterverhandeln für ein faires und zeitgemäßes Verwertungsrecht

Ihre Stimme wird auch darüber entscheiden, ob das Verwertungsrecht und das
Urheberrecht in der EU wirklich fair und zeitgemäß gestaltet werden kann.
In der aktuellen Fassung verschlechtert Artikel 16 die Position von
Urhebern. In Deutschland würden große Verlage an der Gewinnausschüttung der
GEMA beteiligt werden. In jahrelangen Rechtsstreiten hatten Kreative
erkämpft, dass ihnen diese Vergütung direkt zusteht. Die EU-Reform bedeutet
einen Rückschritt für Urheber.

Angesichts der massiven und fundierten Kritik von Kreativen, Urhebern und
Verwertungsgesellschaften müssen Verwertungsrecht und Urheberrecht neu
verhandelt und grundlegend fair und zeitgemäß gestaltet werden!

Sehr geehrte Frau Ministerin: Stimmen Sie im Rat der Europäischen Union
gegen die Urheberrechtsreform. Für ein besseres Ergebnis muss weiter
verhandelt werden!


	Halten Sie sich an die Vereinbarung im Koalitionsvertrag, nach dem Uploadfilter als unverhältnismäßig ausgeschlossen sind.

	Verhindern Sie den faktischen Zwang zu einer Infrastruktur, die die Meinungsfreiheit im Internet beschädigt.

	Respektieren Sie die Stimmen von mehr als fünf Millionen Menschen in Europa und hunderttausenden Demonstranten, die sich engagiert für Urheberrechte, aber gegen diese Reform ausgesprochen haben.

	Hören Sie auf die Jugend. Die Antwort auf ihren Protest waren Vorwürfe, dass sie "Bots" oder "gekaufte Demonstranten" seien. Lassen Sie in dieser Generation neuer Wählerinnen und Wähler nicht den Eindruck aufkommen, Lobby-Stimmen hätten ein höheres Gewicht als der gesellschaftliche Diskurs.



Sie haben es in Ihren Händen: Bitte stimmen Sie im Rat der Europäischen
Union gegen die Urheberrechtsreform in der derzeitigen Fassung!




Der Eil-Appell kann online unterzeichnet werden:

https://aktion.digitalcourage.de/letzte-chance


Digitalcourage:

Digitalcourage setzt sich seit 1987 für Datenschutz und Grundrechte ein und
richtet seit 2000 die jährliche Verleihung der BigBrotherAwards aus. 2008
erhielt Digitalcourage die Theodor-Heuss-Medaille für besonderen Einsatz
für die Bürgerrechte.

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 4. April 2019

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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KURSUS/171: Berlin - SelbstVersuche, Lyrikwerkstatt, Übersetzung und Körper, 30.04.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für April 2019

Di., 30.4.19, 17.00 Uhr

SelbstVersuche - Lyrikwerkstatt

Übersetzung und Körper - Die Sprache gibt den Löffel ab



Poetische Bildung

Die Lyrikwerkstätten SelbstVERSuche bieten allen von 18-99 die
Möglichkeit, sich monatlich im Haus für Poesie auszutauschen und an
eigenen Texten zu arbeiten. Dabei werden Themen ausgewählter
Veranstaltungen refektiert, persönliche Anknüpfungspunkte aufgespürt und
die unterschiedlichsten Formen und Techniken erprobt: vom Haiku bis zum
Lied, vom gereimten Hundertzeiler bis zum freien Vers. Geleitet werden die
Werkstätten von lehrerfahrenen Dichterinnen und Dichtern.

Im stürmischen April werfen wir uns ins wilde Meer der Übersetzung. Um es
mit Goethe zu sagen: "Denn was man auch von der Unzulänglichkeit des
Übersetzens sagen mag, so ist und bleibt es doch eines der wichtigsten und
würdigsten Geschäfte in dem allgemeinen Weltverkehr." Wenn Übersetzer also
kühne Reisende im Weltverkehr sind, sind dann etwa false friends blinde
Passagiere der Sprache?

Wir nehmen Redewendungen wörtlich und wenden sie auf unsere Gedichte an,
übersetzen Texte vor und zurück und nehmen spielerische
Oberfächenübersetzungen an unbekannten Sprachen vor. Wie wirken unsere
Texte als Körper in anderen Idiomen? Wie schaffen wir, dass sie in anderen
Sprachen schwingen, tönen und lebendig werden? Und können wir uns beim
Übersetzen etwa neu erfinden?

Die Dichterin und intime Kennerin der Kunst des poetischen Übersetzens
Orsolya Kalász führt ins Thema ein, beantwortet Fragen und bietet die
Gelegenheit, Ausdruck zu finden für die Balance eigener und fremder Klänge
im Gedicht.

17-20 Uhr. Begrenzte Teilnehmerzahl.

Anmeldungen bitte unter: mitmachen@haus-fuer-poesie.org

Eintritt: 8/6 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für April 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/6387: Kiel - 200. Geburtstag von Klaus Groth mit Heiner Egge, "Winterreise in den Süden", 23.4.19


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Dienstag - 23.04.2019 - 20:00 Uhr

"Hommage an Klaus Groth zum 200. Geburtstag" 

Heiner Egge liest aus seinem neuen Roman "Winterreise in den
Süden" 

Eintritt frei (Anmeldung erbeten)



Zwei runde Geburtstage: Heiner Egge wird im März 70 Jahre alt, Klaus
Groth einen Monat später 200. Da lag es für den Dithmarscher
Schriftsteller nahe, sich dem Quickborn-Dichter einmal auf ganz
andere Weise zu nähern, ihn von seinem Denkmal herunterzubitten und
seine Frau Doris zum Mittelpunkt werden zu lassen. Zu Dritt geht man
auf eine melancholisch-heitere "Winterreise in den Süden", ans
Mittelmeer, nach Mentone, wo Groth einst den Winter 1876/77 mit
seiner erkrankten Frau verbrachte.

Am Vorabend von Groths Geburtstag liest Heiner Egge aus seinem neuen
Roman, der wie schon sein vor fast 20 Jahren entstandener Roman "In
der Kajüte" viele Einblicke in das Leben Klaus Groths bereithält. Die
Lesung umrahmen Rezitationen einiger platt- und hochdeutscher
Gedichte des Jubilars.

Veranstalter: Literaturhaus S-H im Rahmen des Kultur-Rausch 2019

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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TREFF/1195: Marbach - Gespräch "Digitale Originale. Lesen.", 09.04.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im April 2019

Dienstag, 9. April, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

GESPRÄCH

Digitale Originale. Lesen

Mit Roland S. Kamzelak, Jo Lendle und Mats Malm



Zum Auftakt der neuen Reihe "Digitale Originale" mit Gesprächen
und Vorträgen sprechen wir über das Lesen im digitalen Zeitalter.
Wer liest online und wie lesen wir online? Lesen wir langsam und
linear oder flüchtig und kursorisch? Nutzen wir Links oder verlassen
wir uns auf unser Wissen und das bloße Auge? Jo Lendle ist
Schriftsteller und Verleger, der mit der "Hanser Box" ein erstes
digitales Label gründete. Mats Malm, Literaturwissenschaftler,
Digital Humanist und Mitglied der Schwedischen Akademie, hat die
schwedische Online-Datenbank für Literatur mitgegründet. Roland S.
Kamzelak verantwortet als Editionsphilologe und Digital Humanist das
digitale Archiv im DLA. (In englischer Sprache.)

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im April 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSICHTEN/8603: Und morgen, den 9. April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.04.2019 bis zum 10.04.2019 +++






[image: Jean-Luc 8603 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Kühl, aber hell,

mit Windesfrischen

treibt's Jean-Luc schnell

'rein zu den Fischen.
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GRENZEN/165: Sea-Eye und die Lügen von Salvini (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht aus der Redaktion Italien vom 6. April 2019

Sea-Eye und die Lügen von Salvini



"Im Falle des Schiffes Alan Kurdi von Sea-Eye [1] sagt das
italienische Innenministerium weiterhin die Unwahrheit, um Missbrauch
und Verstöße zu vertuschen", klagt die italienische gemeinnützige
Organisation Mediterranea Saving Humans auf ihrer Facebook Seite [2]
an.

Aber der Reihe nach.

Das Innenministerium sagt, dass die schiffbrüchigen Personen
unmittelbar vor der Küste Libyens gerettet wurden. Falsch. Die Rettung
fand in internationalen Gewässern statt, also außerhalb der libyschen
Hoheitsgewässer.

Das Innenministerium sagt, dass die Alan Kurdi die Personen zurück
nach Libyen hätte bringen sollen. Falsch. Damit wäre neben der
Hamburger Konvention von 1979 auch gegen Artikel 33 der Genfer
Konvention verstoßen worden. Libyen ist kein sicherer Hafen
(vielleicht sollten wir das Innenministerium davon in Kenntnis setzen,
dass es in Tripolis einen Krieg zwischen bewaffneten Milizen gibt).

Das Innenministerium sagt, dass sich Frauen und Kinder geweigert
hätten, von Bord zu gehen. Falsch. Sie weigerten sich, von ihren
Familien getrennt zu werden. Der Versuch der Behörden, genau dies zu
tun, ist ein schweres Vergehen, abgesehen davon, dass es
menschenunwürdig ist.

Das Innenministerium sagt, Deutschland sei zuständig. Falsch. Das
Gesetz ist klar: Der nächstgelegene sichere Hafen muss zugewiesen
werden und zwar so schnell wie möglich. Man kann nicht über Menschen
auf See verhandeln.

"Warum all diese Lügen voller Hass und Propaganda?" schließt der Post
auf Facebook.

Wie die Agentur Dire [3] berichtet, hat Mediterranea Saving Humans
während der nationalen Versammlung, die im Museum Macro Asilo in Rom
stattfindet, angekündigt, dass es "eine dringende Beschwerde gegen die
italienische Regierung bei der Staatsanwaltschaft in Agrigento
eingereicht hat, um die schweren Verstöße gegen nationale Gesetze und
internationale Übereinkommen im Falle der Blockade der vor Lampedusa
liegenden Alan Kurdi, auf der sich Frauen, Männer und Kinder befinden,
überprüfen zu lassen. Die Beschwerde, der ausführliche Unterlagen
beiliegen, wurde heute [6.4.19] Morgen von Cecilia Strada, Filippo Miraglia
(Arci), Francesca Chiavacci (nationale Präsidentin Arci) und Sandro
Mezzadra (Universität Bologna) unterzeichnet und von der
Rechtsabteilung von Mediterranea Saving Humans bearbeitet."

Entschlossen, die vom Innenminister gewollte unmenschliche Trennung
von Familien abzulehnen, steuert das Rettungsschiff Alan Kurdi
inzwischen auf Malta zu.

"Salvini hat nicht nur die Schiffbrüchigen gedemütigt, sondern jeden
und alles ausgenutzt, um den größtmöglichen Vorteil aus dieser
Situation zu ziehen", so der Kommentar der deutschen NGO Sea Eye, die
am vergangenen Mittwoch 64 Migranten, der Großteil davon aus Nigeria,
aus einem Schlauchboot in Schwierigkeiten vor der libyschen Küste bei
Zuwara rettete.


Übersetzung aus dem Italienischen von Pressenza München


Link zur ausführlichen Pressemitteilung von Sea-Eye:

https://sea-eye.org/italien-besteht-auf-trennung-von-familien/

Link zum Artikel "Maso Notarianni: Alle können an Bord der
Mediterranea Saving Humans kommen":

https://www.pressenza.com/de/2018/12/maso-notarianni-alle-koennen-an-bord-der-mediterranea-saving-humans-kommen/


Anmerkung:

[1] https://www.facebook.com/seaeyeorg/

[2] https://www.facebook.com/Mediterranearescue/

[3] http://www.dire.it/06-04-2019/318456-nave-alan-kurdi-mediterranea-annuncia-esposto-contro-il-governo/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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FERIEN/939: Münster - Osterhits für Kids ab 15. April 2019


Stadt Münster

Osterhits für Kids

Städtisches Kinderbüro stellt das Osterferien-Programm für Kinder in
Münster vor / "Halli-Galli" öffnet um 8 Uhr



Münster (SMS) Ferien, jeder Menge Freizeit und keine Termine. Den Tag
genießen, ausschlafen, Freunde treffen, entspannen oder aktiv sein,
einfach tun wonach der Sinn steht. Damit bei der Ferienplanung keine
Langeweile aufkommt, hat das städtische Kinderbüro rechtzeitig die
Osterhits für Kids mit allen Veranstaltungen und Aktionen für Kinder
herausgebracht.

Das Programm ist wieder so kreativ, bunt und vielfältig wie der
Frühling zu Ostern. Es ist für jeden etwas dabei: Abenteuer im
Räuberwald erleben, einen Trickfilm drehen, österliche Tischdeko
basteln, sehen, wie ein Zoo funktioniert oder eine Tagesfahrt
unternehmen. Rund 180 Angebote haben sich die verschiedensten
Veranstalter einfallen lassen um spannende Ferien zu garantieren.

So verlässlich wie die Osterhits im Frühling steht auch wieder 
"Halli-Galli" auf dem Programm: Vom 15. bis 18. und 23. bis 26. April öffnet
die Sporthalle Ost am Kanal für Kinder von 6 bis 13 Jahren. Von 8 bis
14 Uhr heißt es, Turnschuhe und 3 Euro Eintritt mitbringen, gern auch
ein Frühstück, und dann geht der Spaß los. In der Dreifach-Turnhalle
kann man sich nicht nur sportlich und kreativ austoben, sondern auch
entspannen oder die grauen Zellen mit kniffeligen Denksportaufgaben
trainieren.

Halli-Galli steht für Abenteuer und Kraft, Geschicklichkeit und
Ausdauer, Talent und Phantasie und natürlich für gemeinsamen Spaß mit
Gleichgesinnten.

An den Feiertagen laden die Osterhits zu einem gemütlichen Spaziergang
ein. Das Kinderbüro-Maskottchen "Rabe Maxi" war wieder unterwegs und
hat Fotos für die Osterrallye 2019 zusammengestellt, die in der
Osterhits-Zeitung auftauchen. Bei einem aufmerksamen Spaziergang mit
Freunden und Familie am Aa-Uferweg lässt sich das Rätsel, das die
Fotos darstellen, sicher lösen. Mit etwas Glück gibt es Gutscheine,
Spiele oder Freikarten für die richtige Lösung.

Sämtliche Angebote listet der Ferienfahrplan in den "Osterhits für
Kids" auf; sie sind auch im Internet zu finden
(www.muenster.de/stadt/kinderbuero). Die Zeitung, ein Service des
Amtes für Kinder, Jugendliche und Familien, wurde über die Schulen
verteilt und liegt in der Münster-Information, den Stadtbüchereien,
dem Kinderbüro sowie in den Kinder- und Jugendzentren und im Maxi-Turm
aus. Fragen zum Programm beantwortet auch das Kinderbüro (Junkerstraße
1, Tel. 4 92-51 09, kinderbuero@stadt-muenster.de) gern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. April 2019

Stadt Münster
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AUSSTELLUNG/9637: Tübingen - "Ex Machina - Leonardo da Vincis Maschinen zwischen Wissenschaft und Kunst", 3.5.-1.12.19


Eberhard Karls Universität Tübingen

Ex Machina: Leonardo da Vincis Maschinen zwischen Wissenschaft und Kunst

Museum der Universität Tübingen MUT widmet Jahresthema 2019 mit großer
Ausstellung dem 500. Todestag des Universalgenies



Am 2. Mai jährt sich der Todestag Leonardo da Vincis zum 500. Mal. Das
Museum der Universität Tübingen widmet ihm eine umfangreiche Ausstellung:
Im Zentrum dieser einzigen größeren Präsentation in Deutschland zum
Jahrestag stehen knapp 50 große Nachbauten der Maschinenentwürfe nach den
Zeichnungen Leonardos. Die Schau zeigt die von italienischen Handwerkern
rekonstruierten Objekte in Werkstatträumen, ergänzt mit modernem
Equipment. Kontrastiert wird dies durch rund 300 Abgüsse antiker
Skulpturen im Rittersaal, die ihrerseits Vorbilder der italienischen
Renaissancekunst waren. Inspirationsquelle hierfür waren auch die
Kunstinstallationen des 2006 verstorbenen US-amerikanischen Künstlers
Jason Rhoades, der als "moderner Leonardo" bezeichnet wurde. Kuratiert
wurde die Ausstellung von Professor Ernst Seidl und Dr. Frank Dürr in
Kooperation mit dem Szenografen Stephan Potengowski.

Werkstattcharakter, Erfindungslabor und Erfahrungsraum als
Präsentationsorte enzyklopädisch motivierter Forschung verweisen auf den
"Mythos Leonardo" als wissensdurstiges Universalgenie und als Idealtyp des
Renaissance-Menschen. Sein Lebenswerk schließt Wissenschaft, Kunst und
innovative Technik ein und machte ihn zu einer Ikone der
Interdisziplinarität und Universalität. Diese Korrelation
unterschiedlicher Bildungs- und Wissenschaftssysteme zeigt sich ebenso in
den 70 Forschungs-, Lehr- und Schausammlungen der Eberhard Karls
Universität. Sie wurde 1477 gegründet, in dem Jahr, als der 25-jährige
Leonardo die Gunst Lorenzo il Magnificos, des Stadtherrn von Florenz,
errang.

"Unsere Absicht war weder, die Mystifizierung oder gar Vergöttlichung des
Universalgenies weiter zu treiben, noch Leonardo nachzuweisen, welche
Entwürfe fehlerhaft sind oder wo er gescheitert ist, wie es derzeit Mode
ist. Ziel war, sein universales Schaffen näher an die historische Realität
des wissenschaftlichen Denkprozesses zu holen", sagt der Direktor des MUT,
Professor Ernst Seidl.

Die Ausstellung eröffnet zum Todestag Leonardos, am 2. Mai um 19 Uhr auf
Schloss Hohentübingen. Als Gäste werden unter anderem der Rektor der
Universität Tübingen, Professor Bernd Engler, und der Generalkonsul der
italienischen Republik, Dott. Massimo Darchini, erwartet. Den Abendvortrag
über Leonardos umstrittenste Gemälde, den "Salvator mundi", hält Professor
Frank Zöllner vom Institut für Kunstgeschichte der Universität Leipzig,
einer der renommiertesten Leonardo-Forscher.

Die Ausstellung ist bis zum 1. Dezember 2019 zu sehen und wird von einer
300 Seiten starken Publikation begleitet. Zum Begleitprogramm gehören
"Leos Erfinderwerkstatt da Winzig" für Familien, Kinder und Schulklassen,
ein Quiz-Booklet ' beides von Studierenden der Universität im Rahmen eines
Praxisseminars des Masterprofils "Museum & Sammlungen" erarbeitet ' sowie
Workshops, ein Leonardo-Familientag, Vorträge, Musikinszenierungen,
Zeichenkurse und Sonderführungen.


Wo

Ausstellung im Museum Alte Kulturen, Schloss Hohentübingen, Burgsteige 11,
72070 Tübingen

Wann

3. Mai bis 1. Dezember 2019 | Mittwoch bis Sonntag 10 bis 17 Uhr,
Donnerstag bis 19 Uhr

Infos und Anmeldung

Telefon +49 7071 29-77579 oder -77384;

museum@uni-tuebingen.de oder kasse@museum.uni-tuebingen.de.

Programm unter:

www.unimuseum.de

Weitere Informationen unter:

https://we.tl/t-85XU3RvgtJ

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 05.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GLEICHHEIT/6849: Barbarische Zustände in US-Gefängnissen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Barbarische Zustände in US-Gefängnissen

Von Niles Niemuth

8. April 2019



Vergewaltigungen, Morde, Prügel, Messerstiche, Verstümmelungen und
Brandstiftung sind allgegenwärtig. Mit ihrem eigenen Blut kritzeln
Gefangene in Isolationshaft Hilferufe an die Zellenwände. In den letzten 15
Monaten wurden fünfzehn Selbstmorde bestätigt.

Was hier beschrieben wird, ist keine Folterkammer in Ägypten unter Al-Sisi
oder in Saudi-Arabien unter Kronprinz bin Salman. Es geht auch nicht um den
Missbrauch von Häftlingen im berüchtigten Abu-Ghraib-Gefängnis im Irak, in
Guantanamo oder in einem geheimen Folterkeller der CIA.

Schauplatz dieses Alptraums [1] sind die Haftanstalten des US-Bundesstaats
Alabama, beschrieben in einem Bericht des Justizministeriums von
vergangener Woche. Sie verstoßen in eklatanter Weise gegen das Verbot der
grausamen und ungewöhnlichen Bestrafung, das im Achten Zusatzartikel zur 
US-Verfassung niedergelegt ist.

Mehr als 2.000 Fotos von Missbrauch in einem Gefängnis in Alabama, die das
Southern Poverty Law Center den Medien vor der Veröffentlichung des
Berichts zur Verfügung stellte, belegen die grausame Realität. Grundlage
des Berichts der Bundesinspektoren sind Hunderte Befragungen von Häftlingen
und ihren Familienangehörigen über einen Zeitraum von mehr als zwei Jahren.

Diese grauenhaften Zustände sind keine Ausnahme. Sie finden sich in
verschiedenen Formen in den Gefängnissen jedes Staates, jedes Countys und
jeder Stadt in den USA. Mehr als 2,3 Millionen Menschen werden wie Vieh in
überfüllte Staats- und Bundesgefängnisse, lokale Haftanstalten und Lager
für Immigranten gepfercht. Einschließlich derjenigen, die auf Bewährung
freigelassen wurden, befinden sich fast sieben Millionen Amerikaner in den
Klauen der Maschinerie, die als "Strafrechtssystem" bezeichnet wird, mit
"Recht" aber nicht das Geringste zu tun hat.

Auf die USA entfällt mehr als ein Viertel aller Häftlinge weltweit. Auf
100.000 Einwohner kommen 698 Gefangene. An jedem beliebigen Tag ist davon
auszugehen, dass mehr als 540.000 Insassen der Justizvollzugsanstalten
keiner Straftat überführt wurden. Viele sitzen einfach deshalb ein, weil
sie zu arm sind, um die geforderte Kaution zu zahlen, die im Mittel 10.000
Dollar beträgt. Eine weitere halbe Million, jeder fünfte Häftling, verbüßt
eine lange Haftstrafe wegen Drogendelikten, die mit keiner Gewalttat
verbunden waren.

Schätzungen von Sozialwissenschaftlern zufolge werden an jedem beliebigen
Tag 61.000 Personen in Isolationshaft gehalten, was von der UNO als Folter
eingestuft wird. Mindestens 4.000 derjenigen, die völlig von der Außenwelt
abgeschottet werden, leiden an schweren psychischen Erkrankungen. Lebendig
in einem Betonsarg begraben zu sein, treibt viele Gefangene in den
Selbstmord.

Schuldgefängnisse sind zwar offiziell verboten, aber arme Arbeiter werden
ständig wegen Zahlungsverzug inhaftiert. Im Bundesstaat Indiana wurde eine
Mutter im Februar [2] drei Tage lang mit Straftätern in einen verdreckten
Gefängnis festgehalten, weil sie eine Rechnung für einen Krankenwagen nicht
bezahlt hatte, die überhaupt nicht per Post bei ihr angekommen war. Solche
Vorfälle gibt es zuhauf.

Die Trump-Administration führt - in Fortsetzung der von Obama begonnenen
Politik - Krieg gegen Immigranten und sperrt Tausende von Männern, Frauen
und Kindern unter erniedrigenden Bedingungen ein. Im Februar wurden rund
77.000 Menschen festgenommen, weil sie versucht hatten, von Mexiko aus die
Grenze zu den USA zu überqueren. Im Zuge der Jagd auf Immigranten werden
Menschen in ihren Häusern und an ihren Arbeitsplätzen verhaftet.

Letzte Woche zeigte sich die ganze Grausamkeit der US-Regierung, als 280
Arbeiter ohne Papiere in der texanischen Stadt Allen von Bundesbeamten
festgenommen wurden [3]. Es war die größte solche Razzia seit mehr als zehn
Jahren.

Hinzu kommt die nicht endende Mordwelle, bei der die Polizei jedes Jahr
mehr als 1.000 Menschen erschießt, mit Tasern umbringt oder zu Tode
prügelt. Anzeigen wegen Polizeimorden sind selten, zu Verurteilungen kommt
es so gut wie nie. Die Polizisten haben grünes Licht, Menschen straflos zu
töten und zu misshandeln.

Wenn die amerikanische herrschende Klasse in irgendein Land der Welt
einmarschieren oder eine Regierung auswechseln möchte, dann heucheln
Demokraten und Republikaner eifrig Empörung über angebliche
Menschenrechtsverletzungen. Ihr eigenes Land stellen sie als Leuchtturm der
Demokratie dar, obwohl es in Wirklichkeit eines der brutalsten der Welt
ist. Die soziale Spaltung ist hier extrem ausgeprägt. Die drei reichsten
Amerikaner verfügen über mehr Vermögen als die untere Hälfte der
Bevölkerung zusammengenommen.

Wenn die Bedingungen, die in US-Gefängnissen herrschen, in Russland oder
China aufgedeckt würden, würde in den Medien und der Politik lautstark nach
Wirtschaftssanktionen und einer "humanitären" militärischen Intervention
gerufen.

Vor fünfzig Jahren hätte ein Bericht wie derjenige über die Lage in den
Gefängnissen von Alabama selbst in Teilen der etablierten Politik und der
Leitmedien einen Schock und Forderungen nach Abhilfe ausgelöst. Heute kräht
kein Hahn danach.

Die Demokratische Partei schweigt, weil sie selbst an der massiven
Verschlechterung der Bedingungen in den US-Gefängnissen mitgewirkt hat.
Präsident Bill Clinton unterzeichnete die Gesetze, die die
Gefängnispopulation auf Rekordhöhen trieben. Das Justizvollzugssystem im
Bundesstaat Kalifornien, wo die Demokraten regieren, wurde vom Obersten
Gerichtshof 2011 als "grausam und unverhältnismäßig" sowie
verfassungswidrig befunden.

Die obere Mittelschicht, d. h. die egozentrischen Schichten in und um die
Demokratische Partei, interessiert das alles nicht im Geringsten. Über die
sexuelle Gewalt in amerikanischen Gefängnissen und über die Misshandlung
von Immigranten haben die Betreiber der #MeToo-Kampagne in den Medien und
an den Hochschulen nichts zu sagen.

Der Bericht der Bundesinspektoren wurde in den Medien kaum aufgegriffen und
aus den großen Nachrichtensendungen am Abend völlig ausgeblendet. Wie im
Falle der Misshandlungen in Abu Ghraib und des Senatsberichts über 
CIA-Folter wurde versucht, die Informationen über die Verhältnisse in Alabama
zu unterdrücken. Die New York Times und andere Medien entschieden,
die Fotos, die Missbrauch und Tod dokumentieren, größtenteils nicht zu
veröffentlichen.

Denn letzten Endes ist es ihr Staat. Die Zustände in den
amerikanischen Gefängnissen und der Gewaltapparat insgesamt widerspiegeln
den wahren Charakter der amerikanischen "Demokratie". Der Staatsapparat
dient zur Unterdrückung der sozialen und politischen Opposition gegen die
Forderungen des Finanzkapitals. Er ist das wahre Gesicht des amerikanischen
Kapitalismus.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/en/articles/2019/04/05/pris-a05.html

[2] https://www.wsws.org/en/articles/2019/03/01/sing-m01.html

[3] https://www.wsws.org/en/articles/2019/04/05/texa-a05.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1856: Die mentale Gymnastik des rassistischen Postfeminismus


graswurzelrevolution 437, März 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Die mentale Gymnastik des rassistischen Postfeminismus

von Anne Schiff



Für die britische Kulturwissenschaftlerin Angela McRobbie zeichnet
sich der Postfeminismus des Neoliberalismus dadurch aus, dass
einerseits Anleihen an feministische Positionen und Errungenschaften
gemacht werden, anderseits Feminismus bzw. die Frauenbewegung als
obsolet zurückgewiesen wird. Diese mentale Gymnastik findet sich unter
rassistischen Vorzeichen im aktuellen "Rechtspopulismus" bzw.
Rechtsnationalismus. Für Rechte ist das Ende von sexualisierter Gewalt
gegen Frauen eine ernstzunehmende politische Forderung, wenn die
Gewalt sich gegen weiße Frauen richtet und von Fremden ausgeht - und
zwar nur dann.

Jede feministische Forderung, die diesen rassistischen und
sexistischen Deutungsrahmen des "Schutz[es] der eigenen Frauen vor den
Fremden" verlässt, wird diskreditiert und für nicht relevant erklärt.
Der echte, der relevante Sexismus ist ein importiertes Problem.

Wissenschaftlerinnen wie Gabriele Dietze, Estelle B. Freedman oder
Joanna Bourke haben übereinstimmend aufgezeigt, dass historisch
gewachsene und politisch umkämpfte Vorstellungen über Herkunft und
Hautfarbe beeinflussen, wer als bedrohlicher Vergewaltiger imaginiert
und wer als Opfer übersehen wird. Die feministischen Kämpfe gegen
sexualisierte Gewalt seien besonders dann an die Mehrheitsgesellschaft
und Politik anschlussfähig gewesen, wenn es darum ging, weiße Frauen
vor schwarzen bzw. fremden Tätern zu schützen.

Die rechtsnationalistische Instrumentalisierung von tatsächlichen, und
angeblichen Sexualstraftaten durch Geflohene sind so anschlussfähig an
die Mehrheitsgesellschaft, weil auch jenseits des rechten Randes eine
"Ethnisierung von Sexismus" stattfindet. Yasemin Shoomann zeigt in
ihrer Dissertation "... weil ihre Kultur so ist: Narrative des
antimuslimischen Rassismus", dass sich antimuslimischer Rassismus
durch das Anknüpfen an emanzipativen bzw. feministischen Diskursen
auszeichnet. Dabei stehen sich die stereotypen Figuren der
unterdrückten Muslimin mit Kopftuch und des gefährlichen, (sexuell)
übergriffigen Muslims gegenüber. Die Ursachen dafür werden in einer
als einheitlich postulierten islamischen Kultur bzw. Religion
verortet.

Diese Ethnisierung von Sexismus dient gleichzeitig dazu, Feminismus
jenseits eines rassistischen Deutungsrahmen zu verwerfen. Ein
anschauliches Beispiel hierfür ist ein Tweet von André Poggenburg
(Aufbruch deutscher Patrioten, ehemals AfD) im Januar 2018: "Völlig
richtig, die #metoo-Kampagne ist zu einer reinen Farce verkommen. Nur
noch peinlich und überflüssig. Als ob es keine wirklichen Probleme
gibt, wie bspw. tägliche sexuelle Übergriffe durch sog. Flüchtlinge!"

Die rechte Gruppierung "Identitäre" startete dieser Logik folgend ihr
eignes #metoo - die Internetkampagne "120 Dezibel". 120 Dezibel
deshalb, weil es die Lautstärke eines handelsüblichen Taschenalarms,
den viele europäische Frauen angeblich mittlerweile mit sich trügen,
sei. Die Kampagne bedient sich unter rassistischen Vorzeichen an
feministischen Forderungen und weist Feminismus gleichzeitig zurück.

Im Video berichten Frauen über (sexualisierte) Gewalt, die Frauen
alltäglich widerfahre und die mit ihrer Erfahrung nicht ernst genommen
werden. Laut Polizeistatistik wurden 2016 149 Frauen von ihrem
jeweiligen Partner ermordet oder totgeschlagen - davon ist hier nicht
die Rede. "Wir stehen bald einer Mehrheit von jungen Männern aus
archaischen, frauenfeindlichen Gesellschaften gegenüber", warnt eine
der Frauen, "Wir sind nicht sicher, wenn ihr uns nicht schützt", eine
andere. So ist der (vermeintliche) Anti-Sexismus auch ganz zentral ein
Rollenangebot für Männer, sich als "Beschützer" ihrer Frauen zu
fühlen. Björn Höcke (AfD) appellierte auf dem AfD-Parteitag Ende
November 2015: "Wir müssen unsere Männlichkeit wiederentdecken. Denn
nur, wenn wir unsere Männlichkeit wiederentdecken, werden wir
mannhaft." Entsprechend sind nur weiße, junge, schlanke Frauen zu
sehen, die allesamt in das Bild der "radikal femininen" Frau passen,
das von den Identitären u.a. propagiert wird. "Schützenswert" sind nur
bestimmte Frauen. Feminismus wird in dieser stereotypen Bildsprache
durch die Überbetonung des Femininen abgelehnt. Dass auch
Feministinnen "schön" sein können, sich schminken oder lange Haare
haben können, daran musste Margarete Stokowski erinnern. (1)

Dieser rassistische Postfeminismus ist allerdings kein genuin rechtes
Phänomen. Poggenburgs Tweet bezog sich auf einen Artikel von Focus
Online. Er ist ebenfalls keine männliche Angelegenheit - im Gegenteil.

"Feminismus ist nicht Feminismus, wenn er nicht
 intersektional und dekolonial gedacht wird. Wir kämpfen nicht
 konsequent und nachhaltig um Frauenrechte, wenn wir nicht um die
 Rechte ALLER Frauen* kämpfen. Gute Absichten allein reichen nicht
 aus."

 Djenna Wehenpohl



2012 brachte die ehemalige Familienministerin Kristina Schröder (CDU)
das Buch "Nein Danke! Emanzipiert sind wir selbst" heraus. Nach der
Silvesternacht in Köln förderte sie, dass "gewaltlegitimierende
Männlichkeitsnormen" im Islam diskutiert werden müssen.

2017 wiederum mahnte sie im Interview, auf #metoo angesprochen, es mit
dem Antisexismus nicht zu übertreiben, schließlich wolle sie nicht in
einer, "komplett sterilen Arbeitswelt leben, in der sich Männer und
Frauen wie rohe Eier behandeln. [...] Dafür ertrage ich auch gerne,
wenn mal ein Spruch danebengeht" (2)

2018 sagte sie in einem Interview mit der Bild-Zeitung nach dem
Bekanntwerden eines Mordfalls einer 14-jährigen durch einen
Geflohenen: "Man muss aber klar sagen, dass unter 1000 muslimischen
Männern eine höhere Gewaltneigung vorhanden ist als unter 1000 nicht
muslimischen Männern mit dem gleichen sozialen Hintergrund." Die
Politik müsse sich klar "bewusst machen, dass christliche Zuwanderer
leichter zu integrieren sind als muslimische Zuwanderer". (3)

Dieses Muster findet sich auch bei ihrer Partei-Kollegin Julia
Klöckner. 2016 schickte die CDU-Politikerin Klöckner Grußworte an die
Abtreibungsgegner*innen-Demonstration "Marsch für das Leben" und
forderte "konsequenten Lebensschutz in allen Bereichen". Gerade das
ungeborene Leben brauche eine Lobby. Ein vorbehaltloses Asyl für
schwangere Geflohene hat sie nicht gefordert. (4) 2018 erschien ihr
Buch "Nicht verhandelbar. Integration nur mit Frauenrechten".

2016 wurde die umfassende Verschärfung des Asylrechts, das sogenannte
Asylpaket II, verabschiedet. Zülfukar Cetin verweist darauf, dass die
Debatte um die Silvesternacht in Köln maßgeblich zur Verabschiedung
und Legitimation dieser Gesetze beitrug. Es sei leichter, Menschen
zurück in Armut, Hunger, Elend und Krieg zu schicken, wenn sie als
"archaische Männerhorden" statt als schutzsuchende Opfer innerhalb
einer humanitären Katastrophe gezeichnet werden (5). Im selben Jahr
wurde hingegen der Antrag der Fraktion Die Linke abgelehnt, der
forderte, Sexismus "die rote Karte zu zeigen". Der linke Aktionsplan
sah unter anderem Maßnahmen der geschlechtersensiblen Pädagogik wie
bundesweit abrufbare Angebote zur schulischen Weiterbildung und
Projekte der Jugendhilfe, um Rollenklischees frühzeitig aufzubrechen,
Maßnahmen im Bereich der medialen Darstellung, eine dezentrale
Unterbringung von Geflüchteten und eine bedarfsgerechte und
bundeseinheitliche Finanzierung des gesamten Hilfe- und Schutzsystems
für von Gewalt betroffene Frauen, gleichgültig welchen
Aufenthaltsstatus sowie Fortbildungen von Polizei und Justiz zum
Umgang mit Betroffenen sexualisierter Gewalt vor. Anders als die
Einschränkung des Menschenrechts auf Asyl, hätte der Aktionsplan gegen
Sexismus tatsächlich gegen Sexismus geholfen. Er setzt beim
sexistischen Alltag an und bezieht sich auf alle Frauen. Im Gegensatz
zur konservativen Variante des rassistischen Postfeminismus.

"Wenn im Jemen eine Frau nicht alleine aus dem Haus darf, in Nigeria
Mädchen wie Vieh verkauft werden oder in Syrien und Ostanatolien
minderjährige Mädchen von ihren Familien verheiratet werden, dann will
ich Protest hören. [...] Das sind die wirklichen Probleme. Wir müssen
genau darauf achten, dass wir diese Probleme nicht in unser Land
importieren", führte Silva Pantel (CDU) in ihrer Rede zur Abstimmung
aus. (5) Eben weil Sexismus kein alltägliches, sondern ein
importiertes Problem sei, können Maßnahmen, die beim alltäglichen und
strukturell verankerten Sexismus ansetzen, als "Ideologie,
Bevormundung und Umerziehung" diskreditiert werden. "Ich sage, wir
müssen solchen Anträgen wie dem Ihren die Rote Karte zeigen, damit
nicht mehr relativiert wird, damit Geld nicht mehr in absurde
Gender-Mainstreaming-Projekte fließt, damit vielmehr Opfern geholfen
wird, damit Täter verfolgt und damit Frauen gefördert werden."

Die zentrale Informationsstelle Autonomer Frauenhäuser wies im März
2018 darauf hin, dass in drei Bundesländern kein einziger freier
Frauenhausplatz zu finden war. Wäre 2016 anders abgestimmt worden,
wäre es wahrscheinlich nicht zu dieser Situation gekommen.


Anna Schiff hat in Bochum und Istanbul Geschichte und
Gender Studies studiert. Von 2011 bis 2018 war sie Redakteurin bei WIR
FRAUEN - Das feministische Blatt. Für die Rose-Luxemburg Stiftung hat
sie die Broschüre "Ist doch ein Kompliment. Behauptungen und Fakten zu
Sexismus" verfasst.


Anmerkungen:

1) www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/frauenbild-duerfen-feministinnen-schoen-sein-a-1244297.html

2) https://www.welt.de/politik/deutschland/article171931961/Kristina-Schroeder-lebt-lieber-mit-Balzverhalten-als-in-steriler-Arbeitswelt.html

3) https://www.welt.de/politik/deutschland/article177454666/Kristina-Schroeder-Ein-Verstaendnis-von-maennlicher-Ehre-das-auch-mit-Gewalt-verknuepft-ist.html

4) https://www.katholisch.de/aktuelles/aktuelle-artikel/ungeborenes-leben-braucht-eine-lobby

5) http://streit-wert.boellblog.org/2016/04/25/homo-und-femonationalismus-als-ausdruck-der-dominanzkultur-vom-rechten-rand-in-die-mitte-der-gesellschaft/

6) Deutscher Bundestag, Stenografischer Bericht, 179. Sitzung,
Berlin, Donnerstag, den 23. Juni 2016
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2364: Kaum noch Insekten übrig


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Kaum noch Insekten übrig

Neue Studie mit dramatischen Befunden

von Manuel Kellner



Vor 252 Millionen Jahren waren 90 Prozent aller irdischen
Lebensformen ausgestorben. Vor 65 Millionen Jahren verschwanden die
großen Dinosaurier und andere große Wirbeltiere. In beiden Fällen
waren Menschen nicht dafür verantwortlich. Heute ist das anders: "Wenn
wir nichts ändern, können die Insekten in einigen Jahrzehnten ganz
ausgestorben sein."


Das geht aus einer neuen Studie (Sánchez-Bayo/Wyckhus) hervor,
die die Ergebnisse von über 70 vorangegangenen Studien zusammenfasst
und im April dieses Jahres in der Zeitschrift Biological
Conservation erscheinen wird. Sie ist online vorab verfügbar.(*)

Ihr zufolge sind heute weltweit 41 Prozent aller Insektenarten im
rapiden Prozess des Aussterbens begriffen. Jedes Jahr kommt ein
Prozentpunkt dazu. Die Biomasse der Insekten nimmt jährlich um 2,5
Prozent ab. Die Quote ist doppelt so hoch wie bei den Wirbeltieren.
Ein Drittel der Insektenarten steht bereits vor dem Aus.

Vincent Bretagnolle, Ökologieforscher am Centre for Biological
Studies, fasst das Ergebnis so zusammen: "Es sind kaum noch Insekten
übrig - das ist das Problem Nummer eins." Laut Experten sind zum
Beispiel in Europa in den letzten 30 Jahren die Fluginsekten um 400
Millionen Individuen zurückgegangen. In der Mittelmeerregion weisen
über 60 Prozent der Mistkäferarten einen Rückgang der Stückzahlen um
60 Prozent auf. In bestimmten Weltregionen ist bereits ein Sechstel
der Bienenarten ausgestorben. In Großbritannien geht die Stückzahl von
60 Prozent der artenreichsten Insektengruppen zurück, in Nordamerika
von 51 Prozent, in Kontinentaleuropa von 44 Prozent.


Schuld ist die Landwirtschaft

Schuld ist nicht der Klimawandel. Nur wenige Arten haben darunter
gelitten, vor allem in den Tropen. Auf der nördlichen Erdhalbkugel
haben die meisten Insekten davon eher profitiert. Die Forschung geht
allerdings davon aus, dass die Erwärmung der Erdatmosphäre auf längere
Sicht ein weiterer zerstörerischer Faktor auch auf diesem Gebiet
werden wird.

Heute geht allerdings das Insektensterben in den tropischen wie in den
gemäßigten Zonen gleich schnell voran - laut Schätzungen, denn
bezeichnenderweise liegen weitaus mehr Daten für Nordamerika und
Europa vor als für die anderen Teile der Welt.

Insekten stellen rund zwei Drittel aller bekannten Arten. Sie tauchten
vor 400 Millionen Jahren auf und spielen seither eine wichtige Rolle
für viele Ökosysteme, die zu unseren natürlichen Lebensgrundlagen
gehören. Zum Beispiel dienen sie vielen Wirbeltieren als Futter, so
Maulwürfen, Igeln, Ameisenbären, Eidechsen, Amphibien, den meisten
Fledermäusen sowie vielen Vögeln und auch Fischen. 75 Prozent der 115
wichtigsten Nutzpflanzen wie Obstbäume, aber auch Kakao, Kaffee und
Mandeln sind von der Bestäubung von Insekten abhängig.

Sicher ist, dass überlebende Arten die Lücken nicht füllen können, die
der Artenschwund reißt. Das Massensterben von Vögeln steht mit dem
Insektensterben in unmittelbarem Zusammenhang.

Die wichtigsten Ursachen für das Insektensterben werden von der Studie
einmal mehr klar benannt: Verarmung der Landschaft, Rückgang der
Vielfalt von Landschaftsformen, intensive Landwirtschaft, zu große
Anbauflächen, Monokulturen, Pestizide wie Glyphosat, chemische
Düngemittel, Überdüngung, flächendeckende Versiegelung des Bodens,
Verdrängung des Lebensraums vieler Arten, intensive Forstwirtschaft,
Entwaldung, tödliche Überflutung mit künstlichem Licht, Urbanisierung,
generelle Umweltverschmutzung, und auch naturfeindliche private
Gartenanlagen und Golfplätze.


Anders leben, anders produzieren!

Sofortmaßnahmen sind dringend erforderlich. Dazu gehört die drastische
Reduktion des Einsatzes von Pestiziden und chemischen Düngemitteln,
die Einrichtung einer Vielzahl von Schutzzonen, in denen menschliches
Eingreifen unterbleibt, das Ende der Subventionierung von
Landwirtschaft nach der Größe der Anbaufläche, die massive
Unterstützung familiärer und genossenschaftlicher landwirtschaftlicher
Kleinbetriebe, die nach ökologischen Maßstäben und im Sinne des
Umweltschutzes gesunde und qualitativ hochwertige Lebensmittel
produzieren.

Aber täuschen wir uns nicht über die Dimensionen der anstehenden
Aufgaben. Schon Karl Marx hat im ersten Band des Kapitals
aufgezeigt, dass das Zerstörungspotenzial der kapitalistischen, vom
Profitinteresse getriebenen Produktionsweise ganz besonders an der
Landwirtschaft sichtbar und fühlbar wird, so durch die Ruinierung der
Fruchtbarkeit des Bodens: "Die kapitalistische Produktion entwickelt
daher nur die Technik und Kombination des gesellschaftlichen
Produktionsprozesses, indem sie zugleich die Springquellen alles
Reichtums untergräbt: die Erde und den Arbeiter."

Die Veränderungen, die wir brauchen, ergeben in der Summe eine ganz
andere, eine demokratisch verwaltete, gemeinwirtschaftliche
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Zu diesen Veränderungen gehören
auch eine einschneidende Energiewende und eine drastische Verringerung
der Entfernungen, die die Menschen täglich zurücklegen müssen, um zu
arbeiten, sich mit Lebensmitteln zu versorgen, am gesellschaftlichen
Leben teilzuhaben.

Das Problem des Insektensterbens ist ein globales und erfordert zu
seiner Lösung eine vernetzte weltweite Bewegung, die gegen die großen
Konzerne und Banken und ihre politischen Sachwalter eine ökologisch
verantwortliche Produktion durchsetzt, die sich an den Bedürfnissen
orientiert. Das Ruder muss in historisch kürzester Zeit herumgerissen
werden. Die beginnende globale Revolte gegen den Klimawandel muss mit
einer ebenso globalen Revolte gegen die Vernichtung der Arten und der
Untergrabung unserer natürlichen Lebensgrundlagen einhergehen.


Anmerkung:

(*) https://phys.org/news/2019-02-world-catastrophic-collapse-insects.html
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VORWÄRTS/1451: Sparen auf Kosten der Ärmsten


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 09/10 vom 21. März 2019

Sparen auf Kosten der Ärmsten

von Damian Bugmann



Weitere dreiste Machtdemonstrationen in den Eidgenössischen
Parlamenten: Die Mehrheitsvertretung des Kapitals gefällt sich im
rücksichtslosen, repressiven Sparwahn bei Ergänzungsleistungen und
Krankenkassenfranchisen. Widerstand ist angesagt.


Nicht nur bei der neusten IV-Revision wird gekürzt und
geknausert. In den eidgenössischen Räten wurde soeben die Erhöhung der
Krankenkassen-Franchisen beschlossen. Der Sparhammer wird auch bei den
Ergänzungsleistungen (EL) angesetzt. Über 300.000 betagte und
behinderte Menschen sind in der Schweiz auf Ergänzungsleistungen
angewiesen. In letzter Zeit wurden die EL in vielen Kantonen bereits
gesenkt. Aber genug ist für die Reichen und Mächtigen nicht genug:
Bald werden die Bedürftigen mit noch weniger Geld auskommen müssen.
Das heisst konkret: Parlamentarier*innen vor allem der Parteien SVP
und FDP, die in der Regel im Rat und privat sehr gut verdienen und in
den Genuss von Steuergeschenken kommen, spielen sich machtvoll als
Sparenthusiasten auf Kosten der Ärmsten auf. Im Nationalrat stimmten
sie mit ihrer absoluten Mehrheit geschlossen für die drastischen
Reduktionen. Der definitive Entscheid bezüglich EL fällt Ende März,
das Referendum ist bereits angekündigt.


Franchisen sollen steigen

Bereits beschlossen wurde im Nationalrat die Erhöhung des
Franchisen-Minimums von 300 auf 350 Franken. Die stetige und
unbegrenzte Steigerung der Franchisen parallel zur Kostenentwicklung
im Gesundheitswesen wurde im letzten Moment fallengelassen,
wahrscheinlich mit Blick auf das Referendum. Die Tendenz zur
steigenden Belastung der Versicherten geht dadurch weiter, aber nicht
so schnell wie es die kommerzielle Lobby zugunsten der schnelleren
Steigerungen der Renditen und Reserven der Krankheitsindustrie gerne
gehabt hätte. Bereits heute müssen die Patient*innen in der Schweiz
mehr an die Behandlung bezahlen als sonst wo in Europa. Die Folge:
Immer mehr Menschen lassen sich nicht ärztlich behandeln, weil sie die
Kosten nicht tragen können. Das führt zu einer unsozialen
Zweiklassenmedizin sowie im Endeffekt zu mehr Kosten, wenn notwendige
Behandlungen hinausgeschoben werden. Selber schuld, sagen die
Neoliberalen und zucken die Schultern, wer hart arbeite und innovative
Ideen vermarkte, sei zahlungsfähig. Und hohe Franchisen würden die
Versicherten davon abhalten, wegen jedem Hüsteln und Unwohlsein zum
Arzt zu rennen. Die breite Allianz "Nein zur Franchisen-Explosion"
ergreift gegen die Kostenabwälzung auf die Patient*innen das
Referendum.


Heisser Sparwettbewerb

Am 31. Mai 2017 begann der Ständerat an der Revision der
Ergänzungsleistungen (EL) in der Fassung der Sozialkommission zu
laborieren, darauf ging die Vorlage im vergangenen Jahr mehrmals
pingpong zwischen den Räten hin und her und wurde zuletzt am 6. März
dieses Jahres vom Nationalrat sparwutmässig aufgemischt. Die grosse
Kammer will wesentlich mehr auf dem Buckel der IV- und
AHV-Bezüger*Innen sparen als die kleine, deshalb arbeitete die
Einigungskonferenz Anfang Monat einen Kompromissantrag aus.

Der von FDP und SVP dominierte Nationalrat will die EL für Behinderte
und Betagte laut dem kritischen Schweizer Nachrichten-Portal
Conviva-plus.ch dreimal mehr kürzen als der Ständerat: "Konkret
bedeuten die Nationalratsbeschlüsse jährliche EL-Einsparungen von
700 bis 770 Millionen Franken brutto." Die Massnahmen führen laut
offizieller Verlautbarung auf parlament.ch aber nur zu Einsparungen
"von 453 Mio. Franken gegenüber 427 Mio. gemäss Beschluss des
Ständerats respektive 463 Mio. gemäss Beschluss des Nationalrats".
Wie gerne sich der Bund bei solchen Berechnungen irrt, zeigte der
Betrag der Steuereinbussen im Abstimmungsbüchlein der
Unternehmenssteuerreform II: FDP-Finanzminister Hans-Rudolf Merz hatte
die Kosten der Reform mit 900 Millionen beziffert. Später stellte sich
heraus, dass stattdessen eine Milliarde Franken in der Staatskasse
fehlten - was dem Bundesrat eine Rüge des Bundesgerichts einbrachte.
Bei der - zum Glück vom Stimmvolk abgelehnten
- Unternehmenssteuerreform III gab Finanzminister Ueli Maurer die
Steuerausfälle mit 1,1 Milliarden Franken an, obwohl die
Eidgenössische Steuerverwaltung die bisher bekannten Kosten mit etwa
drei Milliarden Franken beziffert hatte.


Vermögen und Rückzahlung

Der Antrag der Einigungskonferenz beinhaltet laut parlament.ch
folgende Hauptpunkte: Alleinstehende Personen mit mehr als 100.000
Franken Vermögen oder Ehepaare mit mehr als 200.000 Franken Vermögen
sollen keine Ergänzungsleistungen beanspruchen können. Nach dem Tod
eines/r Bezügers*in sollen die erhaltenen EL aus jenem Teil des Erbes,
der 40.000 Franken übersteigt, an den Staat zurückerstattet werden.
Die Vermögensfreibeträge sollen auf den Stand vor der Neuordnung der
Pflegefinanzierung gesenkt werden, dabei soll aber die Teuerung
berücksichtigt werden. Der Einigungsantrag wird am 18. März im
Ständerat und am 19. März im Nationalrat behandelt. Die
Behindertenverbände wie deren Dachverband Inclusion Handicap sowie die
Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren
(Sodk) kritisieren die entstehende EL-Sparrevision. Die
Rentner*innenorganisation Avivo kündigte bereits das Referendum an.

 * 
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FRAGEN/078: 50 Jahre UZ - Über die Partei hinaus wirken (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 13 vom 29. März 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

50 Jahre UZ

Über die Partei hinaus wirken


"Unsere Zeit" wird ein halbes Jahrhundert alt. 

Aber was macht eine kommunistische Zeitung damals und heute aus?

Lars Mörking und Christoph Hentschel im Gespräch mit Georg Polikeit



Am 3. April 1969 erschien die erste reguläre Ausgabe der UZ. Der
damalige DKP-Vorsitzende und UZ-Herausgeber Kurt Bachmann (1909 -
1997) stellte fest: "Es fehlt eine sozialistische Wochenzeitung.
"Unsere Zeit" möchte diese Lücke schließen." Die neue Zeitung wollte
"ein Stück demokratischer Mitgestaltung praktizieren, dergestalt, dass
die Kräfte der Arbeiterbewegung, all jene, die für eine demokratische
Erneuerung in Staat und Politik eintreten, ihre Meinung über Theorie,
Politik und Aktionen darlegen können". UZ sprach mit Georg Polikeit
darüber, was eine kommunistische Zeitung ausmacht und welche Probleme
im Alltag entstehen, wenn man diesen Anspruch verfolgt. Polikeit war
von 1973 bis 1989 Chefredakteur der UZ, als sie als Tageszeitung
erschien.



UZ: Welche Charakterzüge muss eine kommunistische Zeitung
aufweisen?

Georg Polikeit: Sie muss natürlich von der kommunistischen
Theorie und Weltanschauung geprägt sein. Aber zugleich will ich
betonen: Eine kommunistische Zeitung muss immer nach Wirkung über die
Reihen der Partei hinaus streben, sonst ist sie eigentlich nur ein
internes Mitteilungsblatt. Wir waren vor 50 Jahren davon überzeugt,
dass die neu konstituierte DKP eine eigene Zeitung braucht. Deshalb
haben wir die Wochenzeitung im Frühjahr 1969 geschaffen. Am 15. März
wurde die Nullnummer vorgelegt, am 3. April ging die Nummer 1 an die
Empfänger.

1973 gab es dann die Meinung, jetzt ist der Zeitpunkt gekommen für den
Übergang zur Tageszeitung. Und dann haben wir immerhin 16 Jahre lang
die UZ als Tageszeitung herausgegeben.

Immer waren wir der Meinung, dass es eine Zeitung sein muss, die auch
die Alltagsinteressen, die täglichen Interessen der Arbeiterklasse
vertritt. Das muss der eigentliche Kern der Zeitung sein, neben der
"großen Politik" und dem sozialistischen Ziel. Sie sollte im Stil, im
Inhalt, in der Themenwahl so abgefasst sein, dass nicht nur die
Eingeweihten damit zurechtkommen. Man hat sich im Laufe der Jahre ja
eine Sprache angewöhnt, die doch sehr intern sein kann. Das ist eine
der wichtigsten Fragen, die sich die Redaktion einer kommunistischen
Zeitung immer wieder stellen muss: Sind wir in der Lage, eine Zeitung
in einer Sprache zu machen, die die Leute verstehen? Greifen wir die
Themen auf und sprechen wir die Sprache, in der in der normalen
Arbeiterfamilie am Abendbrottisch diskutiert wird?

UZ: Kannst du ein Beispiel nennen, wie ihr das damals gemacht
habt, also die kleinen Alltagsgeschichten groß und verständlich zu
machen?

Georg Polikeit: Als Tageszeitung waren wir zwangsläufig anders
aufgestellt als eine Wochenzeitung. Weil du jeden Tag eine Zeitung
rausbringst, musst du versuchen, so aktuell wie möglich zu sein und
auch das zu behandeln, was die anderen Zeitungen bringen
Wir haben versucht, die realen sozialen Auseinandersetzungen
aufzugreifen und aktuelle Informationen dazu zu liefern. Ganz wichtig
ist nämlich, Informationen zu liefern, nicht nur Standpunkt, nicht nur
Meinung, nicht nur Kommentar, sondern erst mal die Leute zu
informieren. Denn sie werden von der bürgerlichen Presse in vielen
Punkten falsch informiert und deswegen muss unsere Information eben
ein Gegenprogramm zur bürgerlichen Meinungsmanipulation sein. Das ist
eine der wichtigsten Aufgaben.

Unmittelbar nach der Gründung der Tageszeitung gab es in der damaligen
BRD eine Belebung der gewerkschaftlichen Arbeiterkämpfe -
Stahlarbeiter, Bergarbeiter. Das haben wir nicht nur jeden Tag drin
gehabt, sondern wir haben auch versucht, hinzugehen zu den Leuten, sie
zu fragen, ihre Meinung wiederzugeben, auch die der
nichtkommunistischen Gewerkschafter. Später, als monatelang gegen die
Schließung des Stahlwerks Rheinhausen gekämpft wurde, waren wir auch
dort vor Ort, haben Reportagen gemacht.

Oder auch über die Mieterbewegungen, überhaupt soziale Bewegungen im
breitesten Maße, neben den großen Themen der Friedensbewegung, wo wir
natürlich auch drin waren. Damals stand noch die große Frage des
Verhältnisses von BRD und DDR und überhaupt der Entspannung zwischen
Ost und West. 1969 war ja die Bundestagswahl, als die SPD zusammen mit
der damaligen FDP dran kam und Willy Brandt Regierungschef wurde. Dann
kamen die Auseinandersetzungen um die Ostverträge und um die
Entspannungspolitik überhaupt, das war ein zentrales Thema in der
Zeitung.

UZ: Das Problem haben wir heute immer noch, dass gesagt wird,
wir verlangen den UZ-Leserinnen und Lesern ganz schön viel ab, weil
viel vorausgesetzt wird. Ihr hattet gerade mit der Tageszeitung die
Orientierung, sie für den einfachen Arbeiter lesbar zu machen. Wart
ihr dabei erfolgreich? Es ist eine schwierige Aufgabe, einerseits
Parteizeitung zu sein, aber andererseits den Leuten was an die Hand zu
geben, bei dem sie sagen, das entspricht meiner Realität, meiner
Erfahrung.

Georg Polikeit: Natürlich haben wir das nicht generell und
durchgängig geschafft. Aber in einzelnen Fällen würde ich schon sagen,
ist die UZ von Leuten vor Ort als die Zeitung anerkannt worden, die
über ihre Probleme richtig informiert, während die bürgerlichen
Zeitungen meistens die Unternehmerstandpunkte vertreten. Das war immer
eine Frage der Auseinandersetzung, manchmal auch der
Auseinandersetzung in der Redaktion. Punktuell ist es uns gelungen,
auf Zustimmung zu stoßen, wie in der Auseinandersetzung um den
Stahlstandort Rheinhausen. Zustimmung bedeutet aber nicht, dass die
Leute die Zeitung dann abonniert haben. "Ja, die Zeitung ist gut" ist
nicht gleichbedeutend mit "Ja, die Zeitung will ich jeden Tag oder
jede Woche lesen".

UZ: Aber ihr habt sie verkauft, oder habt ihr sie zum Beispiel
in Rheinhausen verteilt?

Georg Polikeit: In Rheinhausen haben wir sie unter den
Streikenden auch verteilt. In der Regel haben wir sie verkauft. Wir
hatten dieses etwas merkwürdige System, dass wir eine Kombination von
Tages- und Wochenzeitung versucht haben. Die Tageszeitung seit Oktober
1973 war vorwiegend für Abonnenten. Die Freitagsausgabe der
Tageszeitung war für den Freiverkauf um acht Seiten erweitert und
wurde auch an Wochenzeitungsabonnenten verschickt.

UZ: Wurde die Wochenzeitung ebenfalls von der Tageszeitungsredaktion
erstellt?

Georg Polikeit: Da gab es zeitweise eine gesonderte Redaktion.
Da gab es eine richtige Wochenzeitung, die hatte eine
Wochenendbeilage, eben diese acht Seiten, mit einem Fernsehprogramm
und ähnlichen Dienstleistungen, also nicht nur Politisches, sondern
auch Sozialberatung, Unterhaltendes, Kinderseite und so was bis zum
Kochrezept. Die eigene Redaktion für die Wochenzeitung war aber nicht
durchzuhalten und das wurde später dahingehend geändert, dass die
Freitagsausgabe der Tageszeitung in vergrößertem Umfang herausgegeben
wurde. Und dann wurde sie auch als Wochenzeitungsabo verschickt und
für den Freiverkauf geliefert. Die Partei wurde aufgefordert, den
Freiverkauf zu organisieren, wenigstens einmal im Monat, aber
möglichst jede Woche, und einzelne Freiverkäufer gab es auch, die bis
zu 20 Zeitungen und mehr genommen und jede Woche verkauft haben,

UZ: Wenn man Mitglied der DKP war, hat man dann automatisch die
UZ gekriegt?

Georg Polikeit: Nein, das Abo lief extra. Zunächst zeichnete
der Parteivorsitzende Kurt Bachmann für die anfängliche Wochenzeitung
als Herausgeber. "Zeitung der DKP" kam erst später, wir waren da
vorsichtig. Wir hatten gerade die Partei erst neu konstituiert und
wussten nicht, wie lange es uns gelingen wird, ihre Legalität aufrecht
zu erhalten. Denn das KPD-Verbot blieb ja bestehen und konnte immer
angewendet werden von den reaktionärsten Kräften in der
Bundesregierung oder in der Großen Koalition. Als die Wochenzeitung
erstmals erschien, regierte noch die Große Koalition unter Kiesinger.
Da gab es beispielsweise Paul Lücke, CDU-Innenminister, den wir für
durchaus borniert genug hielten, das KPD-Verbot in Anwendung zu
bringen.

UZ: Gerd Deumlich war der erste Chefredakteur und hat in der
Null-Nummer sinngemäß geschrieben: Wir arbeiten daran, dass Sie
irgendwann mal sagen, diese Zeitung ist meine Zeitung. Wie habt ihr
diese Bindung an den Leser, an Parteimitglieder hinbekommen? Das
versuchen wir heute auch - klappt mal, klappt mal nicht so gut.

Georg Polikeit: Wir haben Wert darauf gelegt, dass in der
Zeitung nicht nur die Redakteure, sondern eben auch die Leute zu Wort
kommen, die draußen in den Bewegungen oder auch kommunal eine Rolle
spielten, dass die auch interviewt wurden oder Beiträge schrieben, die
namentlich gekennzeichnet waren.

Aber unsere Inhalte waren natürlich auch eng verbunden mit der
damaligen weltweiten Auseinandersetzung Kapitalismus/Sozialismus.
Damals gab es noch die sozialistische Staatengemeinschaft in Europa
mit der Sowjetunion als Zentrum. Und die kommunistische Weltbewegung
hatte in verschiedenen Beratungen eingeschätzt, dass der Sozialismus
unumkehrbar sei - was sich leider als Irrtum erwiesen hat. Es war die
feste Meinung, dass nicht nur der bestehende Sozialismus unumkehrbar
ist, sondern es gebe auch den Trend zur sozialistischen
Weltrevolution. Und in diesem Sinne haben wir gesagt, diese Zeit ist
unsere Zeit, denn es kommt die Zeit des Sozialismus in der Welt. Das
war eine Erklärung für den Titel der Zeitung. Aus heutiger Sicht war
das ziemlich abgehoben von den realen Verhältnissen, vor allem von den
realen Kräfteverhältnissen und Entwicklungstendenzen. Immer noch bin
ich überzeugt, dass der Sozialismus die Zukunft sein wird. Aber es ist
sehr viel schwieriger, ihn zu erreichen, als es damals schien.

UZ: Wie seid ihr an gesellschaftliche Auseinandersetzungen wie
in Rheinhausen oder bei Hoesch herangegangen? Hattet ihr Genossen vor
Ort, die gesagt haben, da ist der Betriebsrat, ich kläre das mit ihm,
dass er mit euch spricht, oder gab es die Information, da ist ein
Konflikt, wir haben da niemanden, wie gehen wir dann vor? Das ist
heute oft der Normalfall.

Georg Polikeit: Wir hatten nicht nur Mitglieder vor Ort bei
Rheinhausen und bei Hoesch in Dortmund oder im Hagen-Haspener
Stahlwerk und einer ganzen Reihe von anderen größeren und kleineren
Betrieben, sondern auch an Schulen und Hochschulen. Da gab es
DKP-Betriebsgruppen, die vor Ort waren, und es gab nicht wenige
kommunistische Betriebsräte. Von daher hatte man natürlich ein
Netzwerk, auf das man sich stützen konnte. Betriebe, in denen wir gar
keinen Zugang hatten, da konnten wir auch nicht viel machen
UZ: Wie seid ihr mit dem Antikommunismus in der Bundesrepublik
und der Berichterstattung über die sozialistischen Staaten umgegangen?
Du sagtest, die Entspannungspolitik war zu deiner Zeit ein großes
Thema.

Georg Polikeit: Die Sozialismuspropaganda war ein regelmäßiger
Bestandteil unserer Arbeit. Vielleicht nicht in jeder Ausgabe, aber
doch in der Regel. Natürlich mussten wir über die sozialistischen
Staaten dem Antikommunismus entgegengesetzt berichten. Die bürgerliche
Presse machte täglich ihren Antikommunismus anhand der Darstellung von
DDR-Vorgängen oder sowjetischen oder polnischen oder ungarischen. Wir
hatten auf den außenpolitischen Seiten regelmäßig Berichte über den
"realen Sozialismus". Wir hatten auch UZ-Korrespondenten in Berlin/DDR
und in Moskau.

UZ: Die nur für die UZ da waren?

Georg Polikeit: Das waren von unserer Redaktion dorthin
geschickte DKP-Genossen. Es war die solidarische Hilfe der
Bruderparteien, die das ermöglichte. Sie haben den Aufenthalt bezahlt
und auch die Kosten für den Unterhalt getragen, das brauchten wir
nicht aufzubringen. Das war sehr wertvoll, sie konnten vor Ort
recherchieren und dann die falschen Aussagen der bürgerlichen Medien
richtigstellen. Aber sie haben auch jeden zweiten, dritten Tag einen
Korrespondentenbericht geliefert, wie bürgerliche Korrespondenten
auch, zu den aktuellen Entwicklungen dort und zu den außenpolitischen
und internationalen Initiativen und Vorschlägen der sozialistischen
Staaten für Entspannung und Friedenssicherung.

UZ: Wir können heute ins Internet schauen und bekommen da
schnelle Informationen und haben zum Glück manchmal noch Autoren vor
Ort. Wie habt ihr das damals gemacht? Hattet ihr ein Netzwerk?

Georg Polikeit: Wir hatten in der Hauptsache zwei Werkzeuge,
die ihr heute nicht mehr habt. Das war die sowjetische
Nachrichtenagentur TASS, die hatte einen deutschen Dienst, den es
täglich gab, und ebenso die DDR-Nachrichtenagentur ADN. Du konntest da
die Nachrichten aus dem Ticker nehmen und nachgucken, was die so
bringen, und das war die Hauptquelle nicht nur für das, was in diesen
Ländern vor sich ging, sondern auch für andere außenpolitische
Vorgänge aus allen Teilen der Welt. Da konnten wir die
außenpolitischen Seiten sehr stark mit Hilfe dieser beiden
Nachrichtenagenturen bewältigen. Wir haben versucht, Kontakte zu
Bruderparteien aufzubauen und die zu bitten, uns dieses oder jenes zu
schicken; das hat aber in aller Regel nicht so gut geklappt.

UZ: Wie sehr habt ihr euch an der Einschätzung der Genossen vor
Ort orientiert?

Georg Polikeit: Wir waren der Meinung, dass wir in der Regel
nicht besser wissen, was in einem anderen Land passiert, als die
dortige Partei. Deswegen haben wir üblicherweise den Standpunkt der
jeweiligen Partei oder der Regierung dieses sozialistischen Staates
übernommen oder über nationale Befreiungskämpfe und progressive
Aktivitäten in nicht-sozialistischen Staaten berichtet. Allerdings
mussten wir später die Erfahrung machen, dass es da auch Probleme
geben kann. Dass Bruderparteien ihre eigene Situation auch falsch
eingeschätzt haben. Und wir konnten natürlich auch nicht daran vorbei,
dass es damals den Konflikt KPdSU/KP China gab. Da haben wir
weitgehend den sowjetischen Standpunkt vertreten, was ja der
Orientierung unserer Partei entsprach. Wir wollten nicht die Maoisten
fördern in der Bundesrepublik, die als Konkurrenz zur DKP auftraten.
Also, da gab's Schwierigkeiten. Auch später dann in der Endphase - so
1987, 88 und 89 - gab es zunehmende Differenzen auch zwischen Moskau
und Berlin, und da war es dann manchmal schwierig, welche Darstellung
oder welche Position ist die, die wir übernehmen. Wir mussten dann
zeitweilig versuchen, beide wiederzugeben, oder manchmal haben wir
diese Differenzen überhaupt nicht behandelt, weil das einfach zu
schwierig für die Leser verständlich darzustellen war.

UZ: Bevor du Chefredakteur der UZ wurdest, warst du
Pressesprecher der Partei. War das dein Wunsch oder bist zu sozusagen
per Parteiauftrag versetzt worden?

Georg Polikeit: Es war ein Parteiauftrag, aber mit meinem
vollen Einverständnis. Kommunist geworden bin ich schon 1946, als
16- oder 17-jähriger Schüler. Ich habe dann auch bei einer
kommunistischen Zeitung ab Ende 1948 das Gewerbe erlernt.

UZ: Welche Zeitung war das?

Georg Polikeit: Das war in Offenburg/Südbaden, "Unser Tag" hieß
das Blatt. Sie erschien als Tageszeitung mit mehreren Lokalteilen für
den südbadischen Teil der französischen Besatzungszone. Solche
kommunistischen Regionalzeitungen gab es in fast allen
Besatzungsgebieten. Da habe ich mein Volontariat gemacht und dann auch
meine erste Redakteurstätigkeit absolviert.

Ab 1951 war ich dann Chefredakteur des damals schon illegal
erscheinenden westdeutschen FDJ-Organs "Junges Deutschland", weil die
FDJ schon vor der KPD ab 1952 von der Adenauer-Regieruntg verboten
worden war. 1956 hat die Partei dann beschlossen, dass ich Vertreter
der westdeutschen FDJ in Budapest beim "Weltbund der demokratischen
Jugend" (WBDJ) werde. Ich war vier Jahre in Budapest beim WBDJ und
dort auch Redakteur für dessen Zeitschrift "Weltjugend", die in
mehreren Sprachen veröffentlicht wurde. Da habe ich Rundreisen gemacht
in Europa, Jugendleiter zu Fragen der Ost-West-Kontakte interviewt und
so was alles. Ich habe an der Vorbereitung der Weltjugendfestspiele in
Warschau und Moskau und auch in Wien aktiv mitgewirkt.

Nachdem das zu Ende ging und ich in die BRD zurückkam, war ich
eigentlich immer journalistisch tätig, und zwar immer legal. Wir haben
einen Jugendinformationsdienst, das "Junge Wort", herausgegeben, eine
Lose-Blatt-Sammlung mit Nachrichten aus der Jugendbewegung, zusammen
mit einem Sozialdemokraten, einem Juso, der der Herausgeber war. Ich
war der Redakteur. Dann machte ich als "freier Journalist" per
Postversand an Adressen Umfragen zu aktuellen politischen Themen wie
der geplanten Stationierung von Atomminen in der BRD oder später zum
KPD-Verbot, und aus den Rückantworten machte ich dann Artikel, die ich
auch an die bürgerliche Blätterwelt zu Kenntnisnahme und Nachdruck
verschickte. Ich schrieb auch Artikel für diese und jene
fortschrittliche Zeitung, die damals in der Bundesrepublik legal
erschienen - zum Beispiel die "Deutsche Volkszeitung", die
antifaschistische Wochenzeitung "Die Tat" oder auch die regionalen
legalen linken Blätter, die unter kommunistischem Einfluss nach dem
KPD-Verbot erschienen sind. Es gab fast in jedem Bundesland eine
legale, den Kommunisten nahestehende Zeitung, im Ruhrgebiet
"Tatsachen", in Frankfurt "Der Frankfurter Bote", in Hamburg
"Blinkfüer" und so weiter.

Dann war ich zum Schluss noch in Bonn, der damaligen Bundeshauptstadt.
Da gab es die "Bonner Korrespondenz", die als Informationsdienst
erschien. Das war ein Restbestand aus der Zeit, als die KPD bis 1953
im Bundestag vertreten war. Da gab es einen Genossen, der als
Redakteur bei der Bundespressekonferenz angemeldet war, Anton Preckel
in Bonn, und der gab diese Bonner Korrespondenz heraus, über Vorgänge
im Bonner Parlament und in der Regierung, auch nach dem KPD-Verbot,
aus kommunistischer Sicht natürlich. Damals wurde gesagt, du hilfst
jetzt dem Preckel, und wirst verantwortlicher Redakteur der "Bonner
Korrespondenz". Wir haben dann umgestellt auf eine
Lose-Blatt-Sammlung, mit verschiedenen Farben für aktuelle Politik,
Sozialpolitik, Internationalem und so.

UZ: Wer waren die Adressaten der "Lose-Blatt-Sammlung"?

Georg Polikeit: Die Adressaten waren wahrscheinlich noch
überwiegend Mitglieder der inzwischen illegalen KPD, aber keineswegs
alle. Es war eben ein Mittel der legalen Arbeit der verbotenen Partei.
Über diese Arbeit habe ich auch die Kontakte gekriegt mit Kurt
Bachmann und anderen. Ich bin heute der letzte Überlebende der kleinen
Gruppe um Kurt Bachmann, die dann die Konstituierung der DKP
vorbereitet und in die Praxis umgesetzt hat. Kurt Bachmann war
Vertreter der antifaschistischen Wochenzeitung "Die Tat" in Bonn und
auch Mitglied der Bundespressekonferenz. Die Akteure waren fünf
Genossen, neben Kurt Bachmann, Kurt Erlebach aus Hamburg, einst der
jüngste, von der KPD entsandte Bürgerschaftsabgeordnete in Hamburg,
dann war noch Sepp Meier aus Frankfurt, Karl-Heinz Noetzel aus Essen
und Ludwig Müller aus Angermund bei Düsseldorf. Das war die kleine
Crew, die diese ganze Sache vorbereitet hat. Ich habe den ersten
Entwurf für die Erklärung zur Neukonstituierung der DKP verfasst und
auch den Entwurf der Broschüre "Fragen und Antworten", die wir damals
als Vorbereitung auf die Pressekonferenz gemacht haben. Wir waren der
Meinung, wir machen eine solche Frage-und-Antwort-Ausarbeitung vorher,
damit man weiß, was man auf bestimmte Fragen antwortet. Das war also
die Vorbereitung der Pressekonferenz am 26. September 1968.

UZ: Nun, das hat den Weg vorgezeichnet ...

Georg Polikeit: Ich habe die Pressekonferenz für die
Konstituierung im überfüllten Untergeschoss im "Wirtshaus Kanne",
einer Apfelweinkneipe in Frankfurt-Sachsenhausen, geleitet, wo die
neukonstituierte DKP zum ersten Mal öffentlich auftrat und ein
gewaltiges Rauschen im Blätterwald verursachte. Da hieß es dann, jetzt
kannst du auch weiter die Pressearbeit der neugeschaffenen DKP machen,
also bist du der Pressesprecher der DKP. Ich habe dann die
DKP-Pressedienste herausgegeben. Das wurde bei der
Bundespressekonferenz in Bonn auf die Tische gelegt, und so haben wir
unsere Informationen und Erklärungen zu politischen Vorgängen
verbreitet. Wir haben ziemlich viel gemacht, jeden zweiten oder
dritten Tag war ein Pressedienst fällig.

Auf dem Düsseldorfer Parteitag 1971 wurden dann die Weichen gestellt,
die Wochenzeitung in die Tageszeitung umzuwandeln. Das steht erstmals
im Protokoll des Düsseldorfer Parteitags. Die Partei wird
aufgefordert, die Verbreitung der UZ noch mehr zu fördern und mehr
Abonnenten zu werben, um damit den Übergang zur Tageszeitung
vorzubereiten. Und kurze Zeit danach gab es dann eine
Präsidiumsberatung - das hieß ja damals Präsidium, das oberste Gremium
zwischen den Parteivorstandstagungen - und da wurde dann beschlossen,
dass ich die Chefredaktion der Tageszeitung übernehmen solle. Unter
anderem, weil Gerd Deumlich im Rahmen der Präsidiumsarbeit die
wichtige Position der Arbeit mit den Intellektuellen und
Kulturschaffenden übernehmen sollte. Er sollte das neu aufbauen, was
er dann auch erfolgreich getan hat. Und ich wurde unter anderem als
Chefredakteur ausgewählt, weil ich einer der wenigen journalistisch
vorgeprägten Kommunisten war, die noch bei einer Tageszeitung tätig
gewesen waren, also Tageszeitungserfahrung hatte.

UZ: Was ist deiner Auffassung nach der wesentliche Unterschied
zwischen Tageszeitung und Wochenzeitung?

Georg Polikeit: Ich würde sagen, es ist eine völlig andere
Herangehensweise. Denn bei der Tageszeitung hängst du an der
Aktualität. Das ist die vordergründige Geschichte, wenn du die
Aktualität nicht bewältigst und immer aussiehst wie die letzte Zeitung
vom vorigen Jahr, dann brauchst du keine Tageszeitung machen. Eine
Tageszeitung muss tagesaktuell sein, und das ist eine Anforderung, die
du bei einer Wochenzeitung nicht erfüllen musst.

Ich will hier aber auch sagen, dass der Beschluss, die UZ zur
Tageszeitung zu machen, wohl doch unsere damaligen Möglichkeiten noch
überstieg. Wir waren eigentlich zu früh dran damit. So eine täglich
erscheinende Zeitung von einem Punkt aus für die ganze Bundesrepublik
zu machen und zu vertreiben, sodass sie am anderen Tag beim Abonnenten
ist, ist eigentlich fast ein Ding der Unmöglichkeit. Denn du musst den
Redaktionsschluss so früh legen, dass die Züge in alle Teile des
Landes noch erreicht werden, dann kannst du wenigstens die Masse der
Abonnenten am anderen Tag mit der Zeitung bedienen. Oder du legst ihn
spät, wie bei den anderen Zeitungen, aber dann kriegen die Leute immer
nur die Zeitung vom vorigen Tag. Das geht nicht. Also du musst schon
früh Redaktionsschluss machen, was bedeutete, wir mussten spätestens
um 16 Uhr Redaktionsschluss machen. Und damit waren wir natürlich
immer im Rückstand gegenüber den bürgerlichen Tageszeitungen. Deswegen
sage ich, wir sind da sicherlich zu euphorisch an die Dinge
herangegangen. Aber es ist klar, die DKP entwickelte sich in den
Jahren positiv. Wir bekamen Zulauf. Wir waren anerkannt, vor allen
Dingen auch in der Jugend- und Studentenbewegung. Also wir hatten
nicht das Gefühl, dass wir isoliert sind, wie das heute vielfach der
Fall ist. Sondern wir waren sozusagen im Kommen. Und da lag eben der
Schritt nahe: Wir machen eine Tageszeitung.

UZ: Welche Möglichkeiten hattet ihr denn damals?

Georg Polikeit: Die DKP hatte in ihren besten Zeiten knapp
40.000 Mitglieder, eher ein paar weniger. Die Redaktion der
Tageszeitung hatte etwa 40 Mitarbeiter. Wir haben eineinhalb Jahre
gebraucht vom Beschluss, wir machen Tageszeitung, bis zur
Verwirklichung. Es dauerte noch bis zum 3. Oktober 1973, bis die erste
Tageszeitung erschien. Das hing vor allem auch damit zusammen, dass
wir eine Druckerei nahe dem Redaktionssitz in Düsseldorf brauchten.
Insbesondere mit Hilfe der DDR wurde dafür eine Filiale der bis dahin
in Neumünster ansässigen Druckerei Plambeck in Neuss auf der grünen
Wiese gebaut.

UZ: Was ist das Resümee deiner Zeit als Chefredakteur?

Georg Polikeit: Ich musste dafür sorgen, dass die 40 Leute
jeden Tag eine Zeitung zusammenbringen, und zwar eine Zeitung, die
unseren Vorstellungen von Arbeiterzeitung, aber auch unseren
Vorstellungen als Parteizeitung entsprach, und das war immer ein
Spannungsfeld. Es gab immer die Kritik, dass wir die Partei zu sehr
nach vorn stellen und viel zu wenig das aufgreifen, was die Leute
wirklich im Kopf haben und denken. Es gab auch immer die Vorstellung,
die UZ müsste eine linke Bildzeitung sein. Ich habe auf vielen
Leserversammlungen gesagt, das ist eine Illusion. Eine linke
Bild-Zeitung kann es unter unseren Verhältnissen gar nicht geben. Denn
die Bild-Zeitung lebt davon, dass sie an den Vorurteilen ihrer Leser
anknüpft und sie nach rechts manipuliert.

Aber eine kommunistische Zeitung kann nicht an den vorgeprägten
Meinungen anknüpfen, die die Leute schon im Kopf haben. Die wollen wir
ja gerade verändern mit der Zeitung. Und deswegen, wenn du was
verändern willst, kannst du manche Sachen nicht in drei Zeilen
abhandeln. Du musst nicht nur sagen, so ist es, sondern musst
beweisen, dass es so ist und dafür Fakten anführen und das braucht nun
mal auch mehr Platz. Natürlich muss man trotzdem bestrebt sein, so
kurz wie möglich zu schreiben und nicht dauernd ganze Seiten zu
verfassen.
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PREIS/2232: "Wie aus dem Lehrbuch" - idw-Preis für Wissenschaftskommunikation (idw)


Informationsdienst Wissenschaft e.V. - 04.04.2019

"Wie aus dem Lehrbuch": idw-Preis für Wissenschaftskommunikation



Der Informationsdienst Wissenschaft (idw) e. V. hat am 4. April 2019 die
Pressestellen der Universität Bonn, des Universitätsklinikums Freiburg und
des Alfred-Wegener-Instituts mit dem idw-Preis für
Wissenschaftskommunikation ausgezeichnet. Nach dem Urteil der Jury
veröffentlichten sie die drei besten Wissenschafts-Pressemitteilungen des
zurückliegenden Jahres. 89 Pressestellen aus Deutschland, Österreich,
Schweden und der Schweiz hatten sich beworben. Der idw-Preis würdigt
Pressemitteilungen, die von hoher handwerklicher Professionalität
(Qualität) sind, über einen überragenden Nachrichtenwert verfügen und
wissenschaftlich relevant sind (Relevanz und Originalität).

In seiner Laudatio sagte idw-Vorstandsmitglied Dietmar Strey (Leiter der
Pressestelle der Helmut-Schmidt-Universität) bei der Preisverleihung im
Veranstaltungszentrum Blue Square der Ruhr-Universität Bochum: "Die Jury
hatte wie schon im Vorjahr viel Arbeit. Es setzt sich der Trend eines
qualitativ dichten Felds guter Pressemitteilungen fort." Ein Jurymitglied
drückte es so aus: "Aus meiner Sicht sind mindestens 15 Pressemitteilungen
preiswürdig." Den meisten Pressestellen bescheinigte die Jury in puncto
Nachrichtenwert ein gutes Gespür - und auch dafür, wie Grundlagenforschung
aufbereitet sein muss, damit sie es auch in die Mainstream-Medien schafft.
Hoher Nachrichtenwert allein genügt aber nicht; der Text muss halten, was
das Thema verspricht. Wichtigstes Kriterium beim idw-Preis ist darum die
handwerkliche Qualität. Gut bewertet wurden Pressemitteilungen, die mit
der Erkenntnis selbst einsteigen statt mit der Aufzählung aller
Beteiligten, die anschauliche Zitate und Hintergrundinfos zur Methode früh
im Text bringen und Links oder Dateien mit weiterführenden Infos
enthalten.

• Platz 1 belegte die Pressemitteilung "Die 'Fibel' führt zu besserer
Rechtschreibung" des Dezernats Hochschulkommunikation der Rheinischen
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn.

http://idw-online.de/de/news701864

Der Gesamtsieg ist konsequent, denn keine PM wurde in den Kategorien
"handwerkliche Qualität" und "Nachrichtenwert" höher bewertet als diese.
Sie war gleich von vier Jurymitgliedern nominiert worden; das gab es in
bisher zehn Wettbewerbsjahren noch nie.

Laudator Zens über die handwerklichen Qualitäten des Textes: "Die PM ist
selbst geradezu wie aus dem Lehrbuch - klare Sprache, vorbildlich
aufgebaut inklusive eines überzeugenden Vorspanns, Zitate sinnvoll
eingebettet. Die Methodik der Studie sowie die drei Schreiblernmethoden
werden transparent und gut verständlich erläutert, die überaus
interessanten Ergebnisse stringent präsentiert. Einziger Schwachpunkt: Die
Studie hätte besser bebildert werden können." Der Nachrichtenwert sei sehr
hoch, denn in der PM "werden grundlegende wissenschaftliche Erkenntnisse
präsentiert, die nicht nur für Eltern von Grundschulkindern von großer
Bedeutung sind. Die Studie liefert mit dem bisher umfassendsten Vergleich
dreier Schreiblernmethoden methodisch abgesicherte Ergebnisse für eine
Debatte, die seit Jahren in hohem Maße ideologisch geführt wird. Nicht von
ungefähr war das Medienecho sehr groß. Zudem hat die PM eine politische
Diskussion angestoßen."

Die Sieger erhielten 2.000 € Preisgeld und eine öffentlich
anzubringende Tafel, die den Erfolg dauerhaft dokumentiert.

• Der zweitplatzierte Text "Schlaflosigkeit - nur ein böser Traum?"
stammte von der Stabsstelle Unternehmenskommunikation des
Universitätsklinikums Freiburg. Diese Pressemitteilung bewertete die Jury in
der Kategorie "handwerkliche Qualität" punktgleich mit der Gesamtsiegerin am
höchsten.

https://idw-online.de/de/news697500

Die Pressemittteilung überzeugte die Jury handwerklich durch ihren klaren
Aufbau und ihre verständliche Sprache. Der Titel mache neugierig und
verweise zugleich auf die Nachricht der Pressemitteilung. Die Ergebnisse
werden durch treffende Zitate gleich im zweiten Absatz erläutert und
Aufbau und Durchführung der Studie erklärt. Die Originalstudie ist
verlinkt und die idw-Rubrizierung präzise gewählt. Zens: "Als i-Tüpfelchen
hätte man sich ein Foto zur Bebilderung des Beitrags gewünscht. Auch wäre
es noch überzeugender gewesen, wenn die Studie mit mehr als 2 x 27
Probanden durchgeführt worden wäre, aber das liegt nicht in der Hand der
Autoren der PM!" Der Text habe einen sehr hohen Nachrichtenwert - die
meisten von uns waren schon einmal von Schlaflosigkeit betroffen - und
lasse uns nach dem Lesen das eigene Gefühl von Schlaflosigkeit neu
betrachten und hinterfragen.

Das Preisgeld für den zweiten Platz betrug 1.000 €.

• Auf den dritten Platz kam die Pressemitteilung "AWI-Forscher messen
Rekordkonzentration von Mikroplastik im arktischen Meereis" der Abteilung
Kommunikation und Medien des Alfred-Wegener-Instituts, Helmholtz-Zentrum
für Polar- und Meeresforschung (Bremen). Sie ist die höchstbewertete in
der Kategorie "wissenschaftlicher Wert".

http://idw-online.de/de/news692856

Mikroplastik ist ein wichtiges Thema; neue Messergebnisse hierzu haben
hohen Nachrichtenwert. Zur handwerklichen Qualität befand die Jury: Die
Pressemitteilung sei zwar sehr lang. Wer sich aber darauf einlasse, dem
bringe sie in jedem Absatz noch eine weitere, interessante Information.
Der Hintergrund sei gut aufbereitet und die Menge der gelieferten Details
beeindruckend. Dem Autor gelinge es, ein vielschichtiges Forschungsthema
zugleich fundiert und verständlich, differenziert und doch auf die
wesentlichen Punkte fokussiert darzustellen. Dabei verfalle er bei dem
durchaus "angesagten" Thema nicht in populären oder populistischen Jargon.

Er lasse Leserinnen und Leser teilhaben an dem oft langwierigen
Erkenntnisprozess der Forscher. Wer noch mehr wissen will, findet Links
zur Studie, zu gleich drei wissenschaftlichen Ansprechpartnern, zu Fotos
und Grafiken.

Das Preisgeld für den dritten Platz betrug 500 €.


Der idw-Preis

Journalistenpreise gibt es mehr als 500 allein in Deutschland. Ein
wichtiges Rohmaterial für viele journalistische Arbeiten wird jedoch kaum
je ausgezeichnet: gute Pressemitteilungen. Darum verleiht der
Informationsdienst Wissenschaft (idw) e. V. den idw-Preis für
Wissenschaftskommunikation für die drei besten Pressemitteilungen, die im
Vorjahr über idw-online.de veröffentlicht wurden - in diesem Jahr zum
zehnten Mal.

Auf der idw-Website werden jährlich rund 20.000 Pressemitteilungen aus
mehr als 1.000 wissenschaftlichen Einrichtungen verbreitet. Der idw gibt
den angeschlossenen Pressestellen Qualitätsstandards für die Inhalte vor;
z. B. sind werbliche Aussagen unzulässig. Als Qualitätsanreiz schreibt der
idw jährlich den idw-Preis für Wissenschaftskommunikation aus. Der Preis
würdigt im idw veröffentlichte Pressemitteilungen, die von hoher
handwerklicher Professionalität (Qualität), überragendem Nachrichtenwert
(Relevanz) und wissenschaftlicher Bedeutung (Originalität) sind. Die Jury
gewichtet handwerkliche Qualität mit 50 %, Nachrichtenwert mit 40% und
wissenschaftliche Bedeutung mit 10 %. Die Pressestellen erhalten das
Preisgeld für die weitere Qualitätssicherung und -verbesserung ihrer
Kommunikationsarbeit.

Die Jury

Der Jury gehörten in diesem Jahr an:


	Felix Grigat, Chefredakteur Forschung & Lehre

	Katrin Raith, Nachrichtenredakteurin beim Deutschlandfunk

	Dr. Ludger Vielemeier, Programmchef NDR 1 Niedersachsen

	Magdalena Schaeffer, Referentin Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der DFG und idw-Vorstandsmitglied -Patrick Bierther, stv. Geschäftsführer des idw




Der idw

Neben Pressemitteilungen veröffentlicht der idw auf seiner Website
idw-online.de jährlich mehrere Tausend Terminhinweise auf
Wissenschaftsveranstaltungen. Außerdem vermittelt er Journalistinnen und
Journalisten Fachleute aus der Wissenschaft. Für die Empfänger sind die
Inhalte kostenlos, sie können sie ganz nach ihren individuellen
thematischen und geografischen Interessen filtern. 38.000 Abonnenten,
darunter mehr als 8.000 Journalisten, nutzen Angebote des idw regelmäßig.
Dem gemeinnützigen Informationsdienst Wissenschaft e. V. als Betreiber von
idw-online.de gehören rund 1.000 Einrichtungen aus der Wissenschaft an:
Hochschulen, Forschungsinstitute, Ministerien und andere
wissenschaftliche, forschende oder forschungsfördernde Institutionen.

Weitere Infos:

http://idw-online.de/de/idwaward

Über den idw-Preis

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Informationsdienst Wissenschaft e.V., 04.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FEATURE/1224: Deutschlandfunk - Agadez, Niger, Europas Grenzposten in Westafrika, 9.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Agadez, Niger - Europas Grenzposten in Westafrika

Von Bettina Rühl

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Dienstag, 9. April 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



In Agadez, einer Oasenstadt im Norden von Niger, ist die Wirtschaft
zum Stillstand gekommen. Auf Europas ausdrücklichen Wunsch hat die
nigrische Regierung 2016 ein Gesetz verabschiedet, das es Ausländern
verbietet, nördlich von Agadez unterwegs zu sein. Die Region verarmt.
Drei Viertel aller afrikanischen Migranten, die Italien in den
vergangenen Jahren per Boot über das Mittelmeer erreichten, hatten
zuvor auf ihrem Weg Niger durchquert. Durch das Gesetz hoffte Europa,
die Migration von Afrika nach Europa beschränken zu können. Die Bilanz
drei Jahre später zeigt: Vor allem die Armut in der Region hat durch
das Gesetz zugenommen. Ein Ortsbesuch in Agadez.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1918: Deutschlandfunk Kultur - "Eheleute, Friedensfreunde", 10.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Eheleute, Friedensfreunde

Von Sabine Peters

Deutschlandfunk Kultur/RB 2019/ca. 59'

(Ursendung)

Hörspiel

Mittwoch, 10. April 2019, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Früher waren sich die Kulturmenschen Eberhard und Charlotte einig:
Arbeit und Liebe sind Verstehenskünste. Er kam aus seiner Redaktion,
sie tauchte aus den Wörterbüchern auf, sie beide redeten und flogen
auf, ins Offene. Heute schlafen sie in getrennten Zimmern, horchen an
Türen nach Lebenszeichen. Lotte konzentriert sich auf Buchstaben und
Yogaübungen. Eberhard fühlt sich nur wahr, wenn er alleine mit sich
ist. Er würde fast alles für Lotte tun. Eberhard ist ein
Friedensfreund. Und Frau Kaiser, die Nachbarin, spricht mit einer
Amsel.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1917: WDR 3 - "Immer dienstags" (vierteilig) von Eva Lia Reinegger, 8.-11.4.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 8. April 2019

Immer dienstags

von Eva Lia Reinegger

Regie: Annette Kurth

Technische Realisation: Jonas Bergler

Dramaturgie: Gerrit Booms

Produktion: WDR 2019

WDR 3 Hörspiel

08.-11.04.2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Jede Woche treffen sie sich in einem schmucklosen Gemeindezentrum und
trinken Kaffee statt Alkohol. Dazu gibts Kekse und Geständnisse, gar
nicht mal so anonym.

Besser einen Schal gestrickt, als noch mal einen Korn gekippt." Es ist
Dienstag, 19.00 Uhr, Alkoholiker*innen-Selbsthilfegruppe in
Berlin-Moabit. Lisbeth teilt gewohnt lakonisch mit den anderen. In
einer Sitzung, in der wie jede Woche von der Beziehung zum Alkohol
erzählt wird. Vom Glück des Rausches und der Erlösung. Von der
Zerstörungskraft und der Sucht. Und vom ewigen Gezogenwerden und
Dahinsinken in diesem Kampf. Denn Kämpfer sind sie hier alle.
Bestimmt, auf ihre Art, auch mal gegeneinander. Diana, die
gescheiterte Fashion-Bloggerin auf Bewährung, der religiös verwirrte
Physiotherapeut Tomasz, Gerd, der schon lange süchtig war, bevor er
Gerdi wurde. Und Pütz, der für einen Schlafplatz schon mal
Waschmaschinen schleppt. Sie geraten in Situationen, die auf
verzweifelt-komische Pointen zusteuern, das bringt die Lebenserfahrung
so mit sich.

"Immer dienstags" erzählt von den Problemen mit dem Alkoholismus, aber
auch von den charmanten Eigenheiten der Menschen, die sich ihm
stellen. In jeder Folge spielt eine andere Figur die Hauptrolle und
nimmt uns mit in ihre Welt, die sich von den anderen manchmal deutlich
unterscheidet. Denn Alkoholismus zieht sich durch alle Milieus.

Diese Serie wurde durch die Hörspielförderung der Film- und
Medienstiftung NRW gefördert.

Unter anderen sind zu hören:

Marc Hosemann als Jeff

Emily Cox als Diana

Adrian Topol als Tomasz

Winfried Glatzeder als Pütz

Lars Rudolph als Gerdi

Barbara Nüsse als Lisbeth

Fritzi Haberlandt als Liddi (Lisbeths Tochter)

Maike Jüttendonk als Sabine (Jeffs Ex-Freundin)

Meike Droste als Lisa (Jeffs Freundin)

Redaktion: Christina Hänsel

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 8. April 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2861: Deutschlandfunk Kultur - Bachs "Matthäus-Passion" von Willem Mengelberg, 9.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Im Geist des späten 19. Jahrhunderts

Bachs "Matthäus-Passion" in der Interpretation von Willem Mengelberg

Von Yvonne Petitpierre

Alte Musik

Dienstag, 9. April 2019, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Über ein halbes Jahrhundert leitet Willem Mengelberg das
Concertgebouw-Orchester in Amsterdam und verhilft ihm zu dauerhaftem
Weltruhm. Als Mengelberg am 8. April 1899 erstmals die
"Matthäus-Passion" von Johann Sebastian Bach dirigiert, ruft er eine
alljährlich am Palmsonntag stattfindende Aufführungstradition ins
Leben, die bis heute das niederländische Musikleben prägt. Seine
Interpretation beeindruckt durch eine ungewöhnliche Dauer sowie die
überdimensionale Besetzung von Chor und Orchester. Obwohl die
musikwissenschaftlichen Erkenntnisse im Laufe der Jahre zunehmend nach
einer historischen Aufführungspraxis verlangten, bestand Mengelberg
auf seiner klanggewaltigen spirituell anmutenden Version, die ein
Konzertmitschnitt von 1939 dokumentiert.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1890: Hanau - Senioren-Workshop "Internet Seite mit Jimdo einrichten" am 23./30.4.2019


Stadt Hanau

Senioren-Workshop: "Internet Seite mit Jimdo einrichten"



Das Seniorenbüro Hanau bietet am Dienstag, 23.04.2019 (Einführung) und
Dienstag, 30.04.2019 - jeweils von 9 bis 16 Uhr (mit Mittagspause) -
einen Workshop zur Einrichtung von Internetseiten mit der
Jimdo-Software an.

Mit Jimdo kann man einfache Interseiten erstellen. Für einen Verein
oder ein Hobby reicht die kostenlose Version von Jimdo. Eigene Texte
und Bilder für die Gestaltung einer persönlichen Internetseite sowie
das eigene Laptop können mitgebracht werden.

Wer nach dem Kurs noch Fragen hat, kann mit der ehrenamtlichen
Kursleiterin Beatrix Wehner mittwochs von 10-12 Uhr einen Termin zur
weiteren Beratung vereinbaren. Auch ein Lehrbuch kann erworben werden.

Kursort ist das Seniorenbüro Hanau, Raum 106, 1. OG, Steinheimer
Straße 1, 63450 Hanau. Der Kurs kann mit sechs Teilnehmenden belegt
werden. Die Gebühr beträgt 20 Euro. 

Anmeldung telefonisch Montag bis Freitag vormittags unter Telefon 06181-66 820 - 41.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 26. März 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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FORSCHUNG/4027: Assoziatives Erinnern - Wie das Gehirn Gedächtnis-Inhalte ergänzt (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 03.04.2019

Assoziatives Erinnern: Wie das Gehirn Gedächtnis-Inhalte ergänzt



Wenn wir das Foto von einem sonnigen Strandtag betrachten, meinen wir
manchmal fast, noch den Geruch von Sonnencrème zu riechen. Unser Gehirn
ergänzt häufig Erinnerungen um damit verknüpfte Gedächtnis-Inhalte. Eine
neue Studie der Universitäten Bonn und Birmingham zeigt nun, welche
Mechanismen dabei ineinander greifen. Sie ist nun in der Zeitschrift
Nature Communications erschienen.




[image: Foto: © Arbeitsgruppe Kognitive und Klinische Neurophysiologie]

Die Versuchsteilnehmer sahen zunächst Bilder einer Landschaft, in die Fotos von Objekten eingefügt waren. In einem zweiten Durchgang wurden ihnen nur die Landschafts-Aufnahmen gezeigt.

Foto: © Arbeitsgruppe Kognitive und Klinische Neurophysiologie






[image: Foto: © Christian Burkert]

Mit ultrafeinen Elektroden, die in den Schläfenlappen Epilepsiekranker implantiert werden, können die Forscher die Aktivität von Hirnregionen sichtbar machen, die mit dem Gedächtnis zu tunhaben.

Foto: © Christian Burkert



Die Forscher zeigten Versuchspersonen in acht Versuchsdurchgängen jeweils
zehn Landschafts-Bilder. Zusätzlich war in jeder Aufnahme ein Detailfoto
mit einem von zwei Objekten eingefügt, etwa einer Himbeere oder eines
Skorpions. Die Probanden durften sich jedes der zusammengesetzten Fotos
drei Sekunden ansehen. Nach einer kurzen Pause bekamen sie in einem
zweiten Durchgang nur die Landschaften zu sehen. Sie sollten dann angeben,
ob dort ursprünglich zusätzlich die Himbeere oder der Skorpion aufgetaucht
war.

"Gleichzeitig haben wir uns die Hirnaktivität der Teilnehmer angeschaut",
erklärt Prof. Dr. Dr. Florian Mormann, der am Universitätsklinikum Bonn
die Arbeitsgruppe Kognitive und Klinische Neurophysiologie leitet. "Dabei
haben wir uns auf zwei Hirnregionen konzentriert - den Hippocampus und den
entorhinalen Cortex, ein Gebiet der Hirnrinde." Vom Hippocampus weiß man,
dass er bei assoziativen Erinnerungen eine Rolle spielt. Welche genau, war
bislang aber weitgehend unbekannt.

Die Wissenschaftler stießen nun auf einen interessanten Befund: In der
Erinnerungsphase feuerten zunächst die Nervenzellen im Hippocampus. Das
war auch bei einer Kontrollaufgabe der Fall, bei der die Teilnehmer sich
nur einfache Landschaftsaufnahmen hatten einprägen müssen. Bei der
Aufgabe, in der die Bilder eine zusätzliche Information enthalten hatten -
also etwa das Foto eines Skorpions -, dauerte die Hippocampus-Aktivität
jedoch deutlich länger an. Während dieser Verlängerung begannen dann
zusätzlich Zellen im entorhinalen Cortex zu feuern.

"Dieses Aktivitätsmuster im Cortex ähnelte stark der Erregung, die wir
dort in der Lernphase gemessen hatten, also bei der Betrachtung des
zusammengesetzten Bildes", betont Dr. Bernhard Staresina von der
Universität Birmingham. In der Tat ging diese Ähnlichkeit so weit, dass
eine Analyse-Software aus der Aktivität des entorhinalen Cortex ablesen
konnte, ob sich der jeweilige Teilnehmer gerade an einen Skorpion oder
eine Himbeere erinnerte. "Wir sprechen auch von einer Re-Instanziierung",
sagt Staresina. "Die Erinnerung versetzt die Nervenzellen in einen
ähnlichen Zustand, wie sie ihn beim Ansehen des Fotos hatten."

Die Wissenschaftler vermuten, dass der Hippocampus für diese
Re-Instanziierung verantwortlich ist. Eine wichtige Rolle spielen dabei die
hippocampalen Nervenzellen, die in der Verlängerung aktiv werden: Mit
ihrem Erregungsmuster teilen sie dem Gedächtnis möglicherweise mit, wo
genau der fehlende Teil der Erinnerung (in diesem Beispiel das Bild der
Himbeere oder des Skorpions) abgelegt ist.

Epilepsie-Patienten ins Gehirn geschaut

Die Messungen wurden an der Klinik für Epileptologie in Bonn durchgeführt
- einem der größten Epilepsiezentren Europas. Hier werden unter anderem
Patienten behandelt, die unter schweren Formen einer
Schläfenlappen-Epilepsie leiden. Dabei versucht man, das defekte Nervengewebe operativ zu
entfernen, das die Krampfanfälle auslöst. Um den Krampfherd zu
lokalisieren, werden dazu in manchen Fällen zunächst Elektroden ins Gehirn
der Kranken implantiert. Über diese lässt sich die Aktivität der
Nervenzellen aufzeichnen. Als Nebeneffekt können Forscher diesen Umstand
auch nutzen, um den Patienten gewissermaßen beim Erinnern zuzuschauen.

So auch in der aktuellen Studie: Die 16 Teilnehmer waren allesamt
Epilepsie-Patienten, denen haarfeine Spezialelektroden in den
Schläfenlappen eingesetzt worden waren. "Damit konnten wir die Reaktion
der Nervenzellen auf visuelle Reize messen", erläutert Prof. Mormann. Die
Methode erlaubt einen faszinierenden Einblick in die Funktionsweise
unseres Gedächtnisses. Möglicherweise lassen sie sich auch nutzen, um die
Ursachen von Erinnerungs-Störungen besser zu verstehen.


Publikation: 

Bernhard P. Staresina, Thomas P. Reber, Johannes Niediek, Jan
Boström, Christian E. Elger und Florian Mormann: Recollection in the human
hippocampal-entorhinal cell circuitry; Nature Communications;

dx.doi.org/10.1038/s41467-019-09558-3


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 03.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/2518: Gesundheitsversorgung in Afrika - Im Schatten des Wirtschaftsbooms (Securvital)


Securvital 2/2019 - April-Juni

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Gesundheitsversorgung in Afrika

Im Schatten des Wirtschaftsbooms

von Stefanie Seyferth



Äthiopien gilt als afrikanisches Wirtschaftswunderland. In der
Hauptstadt wachsen Wolkenkratzer in den Himmel, aber auf dem Land
mangelt es den Menschen an Nahrung, Wasser und ausreichender
Gesundheitsversorgung.

Seit mehreren Jahren gehört Äthiopien zu den Ländern mit dem größten
Wirtschaftswachstum weltweit, mit enormen Steigerungsraten von zehn
Prozent und mehr pro Jahr. Der neue Wohlstand ist vor allem in der
Hauptstadt Addis Abeba zu bewundern: Moderne Hochhäuser,
Einkaufszentren, Universitäten und eine 500 Millionen Dollar teure
elektrische Stadtbahn zeugen vom Aufschwung. Dank ausländischer
Investitionen insbesondere aus China ist Äthiopien auf bestem Wege,
die größte Wirtschaftsmacht in Ostafrika zu werden.

Doch das Land am Horn von Afrika mit einer Jahrtausende alten
kulturellen Tradition hat die Armut noch längst nicht überwunden. Ein
Großteil der gut 100 Millionen Einwohner lebt im Schatten des
Wirtschaftswunders. Vor allem auf dem Land lebt die Bevölkerung unter
ärmsten Bedingungen. Viele müssen kilometerweit bis zur nächsten
Wasserquelle laufen, leiden an Mangelernährung und haben kaum Zugang
zu einer staatlichen Gesundheitsversorgung.

Hoffnung für die Armen

Im Süden Äthiopiens, 400 Kilometer von der Hauptstadt entfernt, ist am
Beispiel einer kleinen ländlichen Gesundheitsstation zu sehen, was
eine engagierte Initiative zur besseren Gesundheitsversorgung leisten
kann und wie sehr sie benötigt wird. Das "Taza Catholic Health Center"
ist eine Anlaufstelle für die Armen und auch die letzte Hoffnung für
viele, die anderswo keine Hilfe finden.

Im Behandlungsraum der kleinen Klinik sitzt die zehnjährige Bogalch
Awka mit ihren Eltern. Zwei Stunden lang sind sie zu Fuß hierher
gelaufen. Das Mädchen hat Fieber und Herzrasen. Vor drei Monaten war
sie schon einmal hier, wegen einer Typhus-Erkrankung. Die Behandlung
half, alles schien gut zu gehen. Doch jetzt ist das Fieber zurück und
das Herzrasen dazugekommen. "Wahrscheinlich ist das Kind an Malaria
erkrankt", sagt die Leiterin der Gesundheitsstation, Meskel Kelta.

Die 35-jährige katholische Schwester hat eine Ausbildung zum "Health
Officer" absolviert. Damit darf sie Krankheiten diagnostizieren,
Medikamente verschreiben und kleine Operationen durchführen. Sie
versorgt bis zu 100 Patienten täglich. Die meisten Menschen, die zu
ihr kommen, können sich einen Besuch beim Arzt oder in einem
staatlichen Krankenhaus nicht leisten. Wer in die Klinik von Schwester
Meskel Kelta kommt, zahlt nur etwa halb so viel und manchmal auch gar
nichts. "Ich würde niemanden wegschicken, weil er kein Geld hat.
Manche können auch nicht sofort bezahlen, aber das ist okay", sagt die
Krankenschwester.

Bei einer anderen Patientin steht am gleichen Tag noch eine Operation
an den Augen bevor. Die Frau leidet an einem Trachom, einer in der
Gegend weit verbreiteten Krankheit. Die bakterielle Augeninfektion ist
eine der häufigsten Ursachen für Erblindung. Etwa 80 Millionen
Menschen sind Schätzungen zufolge weltweit daran erkrankt, vor allem
dort, wo es kein sauberes Wasser gibt und mangelnde Hygiene herrscht.

Operation mit Notlicht

"Vor drei Jahren habe ich das erste Mal bemerkt, dass etwas nicht
stimmt", sagt die Patientin Momena Yanuse. Ihre Augen wurden rot und
entzündeten sich. Ihre Wimpern wuchsen auf einmal in die verkehrte
Richtung und kratzen nun ununterbrochen an den Innenseiten ihrer
Augenlider. Durch die Reizung tränen ihre Augen ständig und an den
Lid-Innenseiten haben sich Narben gebildet. In diesem Stadium ist es
höchste Zeit zu operieren.

Die Schwester führt Momena Yanuse zur Operationsliege. Sie hält den
Kopf ihrer Patientin in den Händen und spricht beruhigend auf sie ein.
Dann desinfiziert sie ihr linkes Auge, betäubt es und deckt den Rest
des Gesichtes ab. Inzwischen ist es draußen dunkel geworden. Noch dazu
ist der Strom ausgefallen. Die Operation findet trotzdem statt. Eine
Helferin holt eine Taschenlampe und leuchtet in das Gesicht der
Patientin, während Schwester Meskel Kelta mit einem feinen Skalpell am
Augenlid operiert. Anschließend verbringt Momena Yanuse noch eine
Nacht in der Klinik, dann wird sie wieder nach Hause gehen.

Ihr Dorf liegt sechs Stunden Busfahrt und eine Stunde Fußmarsch
entfernt. Neben den Untersuchungs- und Behandlungsräumen gibt es auf
dem Gelände des "Taza Catholic Health Center" auch eine Station für
unterernährte Kinder. Seit vier Tagen wird der kleine Makitu Mohammad
hier behandelt. Seine Großmutter hat ihn gebracht. Sie sagt, er sei
fünf Jahre alt. Er sieht viel jünger aus. "Wahrscheinlich weiß die
Familie nicht genau, wie alt er ist, aber mangelernährten Kindern
sieht man ihr Alter oft nicht an", sagt Meskel Kelta.

Die Haare des Jungen sind bis auf einen Büschel an der Stirn
ausgefallen, der Bauch ist aufgebläht, seine Arme zu dünn. "Viele
erkennen die Zeichen für Mangelernährung nicht", sagt die Schwester.
"Wenn sie merken, dass traditionelle Rituale nicht helfen, bringen sie
ihre Kinder zu uns." Auch bei Makitu Mohammad hat eine in vielen
Dörfern praktizierte Methode nichts gebracht: Mit einem glühenden
Stock sollte die Schwellung am Bauch gelindert werden. Auf der Haut
haben sich Brandmale gebildet, an der Mangelernährung hat sich nichts
geändert.

Nun erhält Makitu Mohammad in der Klinik ein mit Nährstoffen
angereichertes Milchpulver. Die Behandlung scheint zu helfen. Er ist
nach wenigen Tagen schon etwas kräftiger geworden. Meskel Kelta nimmt
ein Maßband und legt es dem Jungen um den Oberarm. Das Band ist in
drei Farben unterteilt: rot, gelb, grün. "Elf Zentimeter, das ist
gelb", stellt sie fest. "Wenn er weiter zunimmt, ist er vielleicht in
zwei Tagen schon im grünen Bereich." Armut und Mangelernährung sind
ein großes Problem in der Region um Taza. Hier wachsen mehr Pflanzen
und Bäume und die Landschaft ist grüner als andere Teile des Landes.
Aber die Gegend ist auch dichter besiedelt, die Bevölkerungszahl ist
hoch. Als Folge davon hat kaum eine Familie genug Land, um sich
ausreichend zu ernähren. Wenn noch dazu der Regen ausbleibt, kommt es
zu Dürren und immer wieder auch zu Hungersnöten.

Schwester Meskel Kelta bemüht sich, den Menschen zu zeigen, wie sie
trotzdem manche Krankheiten vermeiden können. "Achtet darauf, euch
Hände und Gesicht zu waschen, wann immer ihr Wasser habt", sagt sie
den Bewohnern in den umliegenden Dörfern, die sie regelmäßig besucht.
"Versucht so abwechslungsreich wie möglich zu essen!" Doch sie weiß
auch, dass das nicht leicht ist. Manche Familie hat nicht einmal die
kleine Summe von 15 Birr (etwa 50 Cent), um sich Saatgut zu kaufen.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Die ländliche Gesundheitsstation kümmert sich um Krankheiten aller
Art. Operiert wird auch, wenn der Strom ausfällt.

- "Ich würde niemanden wegschicken, weil er kein Geld hat." Schwester
Meskel Kelta

- Die Gesundheitsstation teilt auch Saatgut aus, damit Mais für die
nächste Ernte angesplanzt werden kann.
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Neue DFG-Forschungsgruppe zur Amyloidose: Krankhaften Eiweißablagerungen auf der Spur



Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) fördert eine neue
Forschungsgruppe an der Universität Ulm mit über zwei Millionen Euro. Im
Zentrum der wissenschaftlichen Arbeit steht die lebensbedrohliche
Erkrankung Amyloidose. Bei dieser Krankheit führen Amyloidablagerungen im
Gewebe und in Organen zu Fehlfunktionen bis zum Organversagen. Die
Krankheitsverläufe unterscheiden sich jedoch erheblich. Diese Unterschiede
und die Krankheitsentstehung sind bisher nicht ausreichend verstanden. Die
neue DFG-Forschungsgruppe wird diesen offenen Fragen in den kommenden drei
Jahren mit biochemischen Methoden und innovativen bildgebenden Verfahren
nachgehen.

Neue DFG-Forschungsgruppe für die Universität Ulm: In den kommenden drei
Jahren werden Forschende um Professor Marcus Fändrich, Leiter des
Instituts für Proteinbiochemie, der systemischen Amyloidose auf den Grund
gehen. Diese Erkrankung hat viele Gesichter und kann bei Herz- oder
Nierenbefall unbehandelt nach wenigen Monaten zum Tod führen. Mit
Fördergeldern von über 2,1 Millionen Euro wollen die beteiligten
Wissenschaftler aus Ulm, Erlangen, München, Heidelberg und Kiel aufklären,
welche proteinbiochemischen Faktoren zur Krankheitsentstehung und zu den
so unterschiedlichen Ausprägungen der Amyloidose führen. Ihre künftigen
Ergebnisse dienen nicht nur der Grundlagenforschung: Langfristig könnten
sie die Frühdiagnose und somit die Versorgung betroffener Patienten
verbessern.

Bei der systemischen Amyloidose lagern sich körpereigene, krankhaft
veränderte Eiweiße im Gewebe oder in Organen wie Herz und Niere an. Diese
Ablagerungen führen zu Fehlfunktionen bis zum Organversagen. Was die Menge
der Amyloidablagerungen und den Krankheitsverlauf angeht, gibt es große
Unterschiede: Jeder der jährlich rund 250 im Amyloidose-Zentrum des
Universitätsklinikums Heidelberg diagnostizierten Patienten zeigt ein
individuelles Krankheitsbild. Die häufigste Form, die in der
Forschungsgruppe untersuchte Leichtketten oder AL-Amyloidose, verläuft oft
sehr aggressiv: Schon nach kurzer Krankheitsdauer kann eine
Organtransplantation nötig werden.

Die Krankheitsentstehung ist noch nicht vollständig verstanden: Ursächlich
ist wohl eine Fehlfaltung der so genannten Antikörper-Leichtketten, die zu
den charakteristischen Ablagerungen im Gewebe führt. Dieser krankhafte
Prozess wird zum Beispiel bei Krebspatienten mit einem Multiplen Myelom
beobachtet. Aber warum entwickeln lediglich fünf Prozent aller Patienten
mit einer solchen Vorerkrankung eine AL-Amyloidose? Und wie kommt es zu so
unterschiedlichen Krankheitsbildern? Diesen Leitfragen will die neue
Forschungsgruppe 2969 "Mechanismen der Fehlfaltung von
Antikörper-Leichtketten in der systemischen AL-Amyloidose" mit einem breiten
biochemischen Methodenspektrum nachgehen. Dazu kommen innovative
bildgebende Verfahren wie MALDI-Imaging oder Kryo-Elektronenmikroskopie.
Denn bisher ist unbekannt, warum die Amyloidablagerungen so
unterschiedlich stark ausgeprägt sind, und die Erkrankung in einem Fall
primär das Herz, im anderen Fall die Niere betrifft. Auch Mechanismen, die
der Fehlfaltung der Leichtketten zugrunde liegen, und das Zusammenwirken
der Ablagerungen mit Geweben sind weitgehend unverstanden. "Die
AL-Amyloidose ist zwar relativ selten, gilt jedoch als Archetyp einer
patientenspezifischen Protein-Fehlfaltungskrankheit. Ein tieferes
Verständnis der proteinbiochemischen Grundlagen ist die Voraussetzung für
die Entwicklung neuer Behandlungsansätze", erklärt Professor Marcus
Fändrich, Sprecher der DFG-Forschungsgruppe.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Medizin und
Lebenswissenschaften nehmen an, dass die unterschiedlichen
Krankheitsbilder der AL-Amyloidose durch die hochgradige Variabilität
natürlicher Leichtketten und somit durch unterschiedliche
Proteineigenschaften bestimmt werden. Um diese Hypothese zu prüfen,
analysieren die Forschenden unter anderem Blut, Nieren- und Herzgewebe
sowie Knochenmark und Fett von Patienten: So sollen Charakteristika der
extrahierten Amyloidablagerungen mit Krankheitsausprägung und Organbefall
korreliert werden. Von der Universität Ulm bringt das Institut für
Proteinbiochemie seine Expertise in die Forschungsgruppe ein:
Mittels Kryo-Elektronenmikroskopie wird die Arbeitsgruppe Fändrich die
Struktur von Amyloidfibrillen aus dem Herzgewebe betroffener Patienten
untersuchen, während Dr. Christian Haupt in enger Zusammenarbeit mit
Ärzten des Heidelberger Amyloidose-Zentrums die Variabilität der
krankhaften Amyloidfibrillen bei Patienten mit hauptsächlichem Herz- oder
Nierenbefall vergleicht. Ziel sind mögliche Rückschlüsse auf die
Entstehung der verschiedenen Krankheitsbilder. "Ein weiteres Anliegen der
weltweit in ihrer Ausrichtung einzigartigen Forschungsgruppe ist es, die
relativ seltene Erkrankung und die Forschungsbemühungen hierzu einer
breiteren Öffentlichkeit bekannt zu machen", so die Wissenschaftler.

Neben den Ulmer Forschenden sind Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
der Universitäten Kiel, Erlangen-Nürnberg, Heidelberg sowie der
Technischen Universität München (TUM) beteiligt.
Eine DFG-Forschungsgruppe ist ein Arbeitsbündnis hervorragender
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu einem aktuellen
Forschungsthema. Die Zusammenarbeit ist zunächst auf drei Jahre angelegt,
dann erfolgt eine neue Begutachtung und im Erfolgsfall eine zweite
Förderperiode. Neben exzellenter Wissenschaft hat die Forschergruppe
beispielsweise auch die Nachwuchsförderung zum Ziel.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 
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Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Beobachtungen und Erfahrungen

Annas Spuren - Schweigen, Vergessen und Erinnern in Annas Familie

Von Sigrid Falkenstein



Am 31. August 2018 fand zum siebenten Mal die Veranstaltung »Gegen
das Vergessen: Aus der Geschichte lernen« als Begleitprogramm zur
Gedenkveranstaltung für die Opfer von »Euthanasie« und
Zwangssterilisation in Berlin statt. In diesem Jahr bildete die
Situation der Angehörigen psychisch erkrankter Menschen in der NS-Zeit
den thematischen Schwerpunkt. Unsere Autorin hielt auf dieser
Veranstaltung einen Vortrag, den wir hier in einer gekürzten Fassung
dokumentieren. Sigrid Falkenstein schildert in ihrem Beitrag die
gesellschaftlichen Ursachen für das lange Schweigen in ihrer Familie
über das Schicksal ihrer Tante Anna und ihr Engagement für eine
verantwortungsvolle Erinnerungskultur.

Spurensuche

Als ich 1971 zum ersten Mal die Berliner Philharmonie betrat, hatte
ich keine Ahnung, dass sich dort die geheime Zentraldienststelle der
Nationalsozialisten befunden hatte, in der die Massentötung psychisch
kranker und behinderter Menschen geplant und organisiert worden war.
Weder der Begriff »Aktion T4« geschweige denn seine Verbindung zur
Adresse Tiergartenstraße 4 waren mir bekannt. Auch war mir überhaupt
nicht bewusst, wie eng meine eigene Familiengeschichte damit verbunden
ist. Mein Wissen über »Euthanasie« und Zwangssterilisation war lange
Zeit sehr oberflächlich.

Das sollte sich ändern, als ich 2003 per Zufall den Namen meiner Tante
Anna Lehnkering auf einer Liste von »Euthanasie«-Opfern im Internet
fand. Entsetzt musste ich feststellen, dass man Anna - wie viele
hunderttausend andere Menschen - als »lebensunwert« ermordet hatte,
weil sie im Sinne der nationalsozialistischen Rassen- und Erbhygiene
als »erbminderwertig« und »wirtschaftlicher Ballast« galten.

Natürlich war mein Vater der erste Ansprechpartner für mich. Er
bemühte sich um Antworten, doch es schien, als ob er die schlimmen
Geschehnisse ausgeblendet hätte. Geblieben waren überwiegend schöne
Erinnerungen an die Kindheit. Annas Spur verlor sich in Formulierungen
wie: »Sie wurde irgendwann in den dreißiger Jahren in irgendeine
Anstalt gebracht und ist irgendwann während des Krieges gestorben.«

Fassungslos über das Auslöschen der Erinnerung an Anna begann ich
Spuren ihres Lebens zu suchen. Ohne Annas Patientenakte aus dem
Bundesarchiv wäre diese Spurensuche schnell in einer Sackgasse
gelandet. Die Akte enthielt zahlreiche Informationen und Querverweise
auf andere Unterlagen. So konnte ich nach und nach Annas
Lebensgeschichte rekonstruieren.

Anna wurde 1915 im Ruhrgebiet geboren. Anscheinend entwickelte sie
sich bis zu ihrem vierten Lebensjahr normal. Dann zeigte sie
Auffälligkeiten, war laut Akte »nervös und schreckhaft«. 1924 wurde
sie wegen Lernschwierigkeiten an eine »Hilfsschule« überwiesen. Nach
ihrer Schulentlassung erlernte sie keinen Beruf, sondern half der
Mutter im Haushalt. Die ärztliche Diagnose »angeborener Schwachsinn«
hatte zur Folge, dass Anna 1935 auf Grundlage des Gesetzes zur
Verhütung erbkranken Nachwuchses zwangssterilisiert wurde. Ende 1936
erfolgte ihre Einweisung in die Heil- und Pflegeanstalt Bedburg-Hau.
Anfang März 1940 wurde sie im Rahmen der »Aktion T4« nach Grafeneck
deportiert und in der Gaskammer ermordet.

Wenige Sätze, hinter denen sich unendlicher Kummer und Leid verbergen!

Schweigen und Verdrängen

Unfassbar - bis 2003 sprach niemand in unserer Familie über Anna. Je
mehr ich mich mit den geschichtlichen Hintergründen befasste, umso
klarer wurde mir, dass das familiäre Verhalten Spiegel eines komplexen
gesamtgesellschaftlichen Prozesses von Verdrängen, Vertuschen und
Verleugnen der Verbrechen war. Zweifellos hatte das Stigma eines
»Erbleidens« und die damit verbundene angebliche »Minderwertigkeit« in
vielen Familien Scham ausgelöst, die eine Auseinandersetzung mit der
Vergangenheit - teilweise bis heute - verhindert. Abwertung und
Ausgrenzung psychisch kranker und geistig behinderter Menschen sowie
ihrer Angehörigen gehörten zu den prägenden Lebenserfahrungen meines
Vaters. Es ist für mich denkbar, dass es Zeiten gab, in denen er sich
schämte, weil seine Schwester Hilfsschülerin war und in einer
»Irrenanstalt« lebte. Sicher war es belastend für ihn, dass seine
gesamte Familie in die Maschinerie der nationalsozialistischen
Erbgesundheitspolitik geraten war. Das belegt eine Sippentafel, in der
außer Anna noch drei weitere Verwandte als »erblich minderwertig«
diskriminiert wurden, darunter ein Bruder, der aufgrund der Diagnose
»Schizophrenie« zwangssterilisiert wurde. In den fünfziger Jahren
stellte man fest, dass er unter einer manisch-depressiven Erkrankung
litt. Mir wurde erst spät bewusst, welche tragischen Gründe sich
hinter der Kinderlosigkeit dieses so kinderlieben Onkels verbargen.

Unabhängig davon, ob die Eintragungen in der Sippentafel wahr oder
unwahr sind, für mich zeigen sie, dass meine Familie eine bunte
Mischung von Individuen ist, mit verschiedenen Anlagen und Neigungen,
geprägt von zahlreichen äußeren Einflüssen. Und natürlich gibt es -
wie in jeder Familie - Mitglieder, die gesundheitliche Schwächen
haben. Doch egal, um welche Erkrankung es sich handelt, egal, ob sie
erblich ist oder nicht, für mich ist das weder ein Grund zur Scham
noch zum Verschweigen und schon gar keine Rechtfertigung für das
unermessliche Unrecht, das den Opfern zugefügt wurde.

Das sagt sich aus heutiger Sicht so leicht. Ich kann mir kein Urteil
über Menschen anmaßen, die unter - für mich unvorstellbaren -
Bedingungen einer Diktatur gelebt und zudem unter der Stigmatisierung
als Angehörige einer »erbminderwertigen Sippe« gelitten haben. Ich
kann nachvollziehen, dass es Unsicherheit oder Ängste gab in Bezug auf
die angebliche oder tatsächliche Erblichkeit einer Krankheit. Auch
mögen in vielen Fällen Schuldgefühle eine Rolle gespielt haben. Hatte
es an der Bereitschaft, am Mut oder der Möglichkeit gefehlt, die
Tochter, den Sohn, die Schwester, den Bruder vor dem Zugriff der
Mordbürokratie zu bewahren?

Eine wesentliche Ursache für die Sprachlosigkeit nach 1945 war jedoch,
dass die gesellschaftlichen Vorurteile gegen die Opfer und ihre
Familien weiterhin existierten. Das rassenhygienische Gedankengut war
ja nicht plötzlich aus den Köpfen verschwunden.

Noch Jahre nach Kriegsende herrschten in den psychiatrischen Kliniken
unhaltbare Zustände. Ich war 1953 sieben Jahre alt, als ich meine
Großmutter, die an schweren Altersdepressionen erkrankt war, zum
ersten Mal in der Landesheilanstalt und Nervenklinik
Düsseldorf-Grafenberg besuchte. Geblieben sind verstörende Bilder, die
sich mir tief eingeprägt haben. Jahrzehnte später erfuhr ich aus ihrer
Krankenakte, wie sehr sie ihre traumatischen Erlebnisse verdrängt
hatte; naheliegend, dass dies den Ausbruch ihrer Erkrankung
mitverursacht hat. Eine makabre Fußnote der Geschichte: Friedrich
Panse, einst Gutachter bei der »Aktion T4«, war Leiter der Anstalt,
als meine Großmutter dort Patientin war. Er hatte sich in zwei
»Euthanasie«-Prozessen auf einen »übergesetzlichen Notstand« berufen
und war - wie so viele - aufgrund »erwiesener Unschuld« freigesprochen
worden. Kein Wunder, dass in den Familien ein Teufelskreis von
Schweigen, Verdrängen und Tabuisieren entstand, an dem meine
Großmutter letztendlich zerbrochen ist.

Als meine Spurensuche begann, war mein Vater bereits hochbetagt. Ich
rechne ihm hoch an, dass er der schmerzhaften Konfrontation mit der
Vergangenheit nicht ausgewichen ist. Kurz vor seinem Tod wurde 2009
ein Stolperstein für Anna verlegt. Es war schwer für ihn, sich der
öffentlichen Aufmerksamkeit in seinem Heimatort zu stellen.
Erleichtert wurde dieser Schritt allerdings durch die positive
Resonanz, die ihm von allen Seiten entgegenschlug. Seine Schwester und
er erfuhren eine Wertschätzung, die Anna bei Lebzeiten nie erfahren
hatte. Am Tag der Stolpersteinverlegung bekannte mein Vater erstmalig:
»Ich hatte eine Schwester, die geistig behindert war.« Ich hoffe, dass
die Aufarbeitung der Vergangenheit für ihn nicht nur belastend,
sondern ein Stück weit befreiend war.

Erinnerungsarbeit für Anna

Anna war eine von zahllosen Kindern, Frauen und Männern, denen man
entsetzliches Unrecht zugefügt hatte. Das Totschweigen war Teil des
Unrechts. Daraus ist für mich die Verpflichtung erwachsen, das
Schweigen zu brechen. Anna hat inzwischen nicht nur einen festen Platz
im Familiengedächtnis, sondern es gibt auch öffentliche Zeichen der
Erinnerung und des Gedenkens an sie. Aus meiner anfangs rein privaten
Spurensuche hat sich nach und nach ein gesellschaftspolitisches und
bürgerschaftliches Engagement entwickelt.

Alles begann 2004 mit der Veröffentlichung meiner Gedenkseite für Anna
(1) im Internet. 2012 erschien das Buch »Annas Spuren« (2), das ich
mit Unterstützung des Psychiaters Frank Schneider geschrieben habe.
Seit 2015 gibt es eine Kurzfassung des Buches in einfacher Sprache.
(3) Es erfüllt mich mit Freude, dass aus meiner Erinnerungsarbeit
unter anderem die künstlerische Installation »Ännes letzte Reise« (4)
erwachsen ist; ebenso die gleichnamige Inszenierung des Kinder- und
Jugendtheaters Mini-Art aus Bedburg-Hau. Auch die Ausstellung
»Tiergartenstraße 4 - Geschichte eines schwierigen Ortes« (5) macht
anhand von Annas Biografie sichtbar, dass die Opfer keine anonyme
Masse sind.

Aufarbeitung in den Familien

Es spricht für eine Veränderung der Erinnerungskultur, dass sich immer
mehr Menschen mit den Lebensgeschichten ihrer ermordeten Verwandten
auseinandersetzen und ihre Familiengeschichten aufarbeiten. Nicht
selten setzen sie sich damit gegen Widerstände über die
jahrzehntelange Tabuisierung des Themas in Gesellschaft und Familie
hinweg. Seit der Veröffentlichung von Annas Lebensgeschichte habe ich
viele Zuschriften bekommen - darunter eine große Anzahl von anderen
betroffenen Angehörigen. Typisch sind die folgenden Ausschnitte: »Auch
ich habe erst im letzten Jahr erfahren, dass eine Tante, die nicht
ganz richtig war, irgendwo verschollen ist. In der Familie wurde nie
darüber gesprochen. Wo kann ich mich über ihr Schicksal informieren?«
Oder: »Ich begebe mich derzeit auf Spurensuche, musste allerdings die
Erfahrung machen, dass mein Ansinnen nicht bei allen Verwandten
Anklang findet. Von einer Cousine wurde ich geradezu beschimpft, dass
ich dieses dunkle Kapitel unserer Familie in die Öffentlichkeit
bringen will.« Oder: »Sollten Sie mir nicht helfen können, würde ich
mich sehr freuen, wenn Sie mir mitteilen könnten, an welche Behörden,
Archive, Kliniken, Wissenschaftler, Historiker oder Forscher ich mich
wenden kann.«

In vielen Fällen rate ich dazu, die Internetplattform
www.gedenkort-t4.eu zu kontaktieren. Ein wesentlicher Bestandteil
dieser Website ist die Erinnerung an Einzelschicksale von Opfern der
»Euthanasie«-Verbrechen. 2011 habe ich dort den folgenden Appell an
Angehörige gerichtet und dazu aufgerufen, die Lebensgeschichten ihrer
ermordeten Verwandten zu recherchieren: »Wer - wenn nicht wir als
Angehörige - könnte glaubwürdiger bezeugen, dass die Opfer keine
anonyme Masse waren?! Wer - wenn nicht wir - könnte ihnen besser
Gesicht und Namen zurückgeben und so dazu beitragen, die Mauern des
Schweigens und der Tabuisierung einzureißen?! Indem wir die
Anonymisierung aufheben, geben wir unseren ermordeten Verwandten ihre
Identität und etwas von ihrer Würde zurück. Über das Gedenken hinaus
können wir aber auch mit der Erinnerung an ihre Lebensgeschichten die
Geschichte unserer Gesellschaft sichtbar machen und auf diese Weise
vielleicht dazu beitragen, dass sich Derartiges nie wiederholen möge!«

Diesem Aufruf sind inzwischen viele Menschen gefolgt.

Jeder Mensch hat einen Namen

Die Erinnerung an Anna war unter anderem möglich, weil ich ihren Namen
auf einer nach deutschem Recht illegalen Liste gefunden habe. Leider
erschwert die Gesetzeslage nach wie vor die öffentliche Nennung der
Namen von »Euthanasie«Opfern. Mit Bezug auf Datenschutzrichtlinien
wird argumentiert, man müsse auf die schutzwürdigen Belange Dritter -
gemeint sind die heute lebenden Angehörigen - Rücksicht nehmen. Sie
könnten sich durch die Namensnennung stigmatisiert fühlen - eine
Argumentation, die direkt an rassenhygienisches Denken anknüpft und
nicht nur eine fortdauernde Diskriminierung der Toten bedeutet,
sondern auch zur Stigmatisierung derjenigen beiträgt, die heute von
Behinderungen oder psychischen Erkrankungen betroffen sind. Nicht
zuletzt werden dadurch die Schwellenängste von Angehörigen, sich mit
dem Thema auseinanderzusetzen, erhöht.

2015 wurde eine Petition an den Deutschen Bundestag gerichtet, die auf
eine Änderung des Bundesarchivgesetzes hinzielt. Darin heißt es:
»Jeder Mensch hat einen Namen. Dieser ist eng verbunden mit seiner
Persönlichkeit, seiner Identität und seinem Lebensschicksal. Wer einem
Menschen seinen Namen vorenthält, der tötet ihn im Sinne des
Vergessens erneut.« Noch steht die Beschlussfassung im Bundestag aus.

Erinnerungskultur heute

Meines Erachtens ist in den letzten Jahren ein deutlicher Wandel der
deutschen Erinnerungskultur festzustellen. So bekennt sich inzwischen
nicht nur die offizielle deutsche Ärzteschaft zu ihrer Verantwortung.
Nachdem das deutsche Parlament den Opfern jahrzehntelang Anerkennung
und eine angemessene Entschädigung verweigert hat, findet die
Forderung nach Würdigung der Opfer inzwischen auch in der Politik
Gehör. Zwei Beispiele haben für mich persönlich eine besondere
Bedeutung:

Nach jahrelangem Kampf gegen das Vergessen, den ich mit vielen
Gleichgesinnten geführt habe, wurde 2014 der zentrale Gedenk- und
Informationsort für die Opfer der nationalsozialistischen
»Euthanasie«-Morde an der Berliner Tiergartenstraße der Öffentlichkeit
übergeben.

Ein historischer Moment und für mich unvergesslich - am 27. Januar
2017, dem Tag des Gedenkens für die Opfer des Nationalsozialismus,
wurden zum ersten Mal die Opfer der NS-»Euthanasie« in den Mittelpunkt
der Gedenkstunde im Bundestag gestellt. Ich durfte im deutschen
Parlament stellvertretend für die vergessenen und namenlosen Toten an
meine Tante Anna erinnern.

Lernen aus der Geschichte

Was aber bleibt außer Gedenken und Trauer? Ich bin davon überzeugt,
dass wir aus der Geschichte lernen können und müssen, denn es gibt
kein Verständnis von Gegenwart und Zukunft ohne Erinnerung an die
Vergangenheit. Das ist umso wichtiger in Zeiten, in denen
menschenverachtende Ideen von Rechtspopulisten zunehmend an Boden
gewinnen.

Anna musste sterben, weil sie »anders« war. Sie lebte in einer
Gesellschaft, in der viele Menschen ihre Ausgrenzung und schließlich
ihren Tod stillschweigend hingenommen haben oder daran beteiligt
waren. Annas Schicksal zeigt, wie wichtig es ist, genau hinzusehen,
hinzuhören, zu widersprechen und falls nötig zu handeln, wenn einzelne
Menschen oder Gruppen nach ihrem vermeintlichen Wert oder Unwert
bemessen und von der Teilhabe an unserer Gesellschaft ausgegrenzt
werden. Der Blick auf die Vergangenheit kann Orientierung geben bei
der Gestaltung einer Gesellschaft, die Respekt hat vor dem
menschlichen Leben in all seiner Verschiedenheit und Unvollkommenheit,
einer Gesellschaft, die auf Toleranz gründet und in der die Achtung
der Menschenwürde selbstverständlich ist.


Sigrid Falkenstein, Jahrgang 1946, wuchs im Ruhrgebiet
auf und lebt seit 1971 in Berlin, wo sie als Lehrerin arbeitete.


Anmerkungen

(1) Meine Website: www.euthanasie-gedenken.de

(2) FALKENSTEIN, SIGRID (2012¹, 2018²) Annas Spuren. Ein Opfer
der NS-»Euthanasie«. Unter Mitarbeit von PROF. DR. DR. FRANK
SCHNEIDER. München, Stuttgart: Herbig Verlag

(3) FALKENSTEIN, SIGRID (2015) Annas Spuren. Ein Opfer der
NS-»Euthanasie«. Unter Mitarbeit von PROF. DR. DR. FRANK SCHNEIDER.
Kurzfassung in einfacher Sprache, übersetzt von ANDREAS LINDEMANN.
Münster: Spaß am Lesen Verlag. Infos über beide Bücher siehe:
www.annas-spuren.de

(4) www.euthanasie-gedenken.de/reise.htm

(5) www.t4-ausstellung.de
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RECHT/047: Fixierung von Patienten in der öffentlich-rechtlichen Unterbringung (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 162 - Heft 04/18, 2018

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Zu den verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Fixierung von
Patienten in der öffentlich-rechtlichen Unterbringung 

Was bedeutet das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes für die
psychiatrische Theorie und Praxis?

Von Uwe Gonther



Parallel zur Bekanntgabe des Urteils des 2. Senats des
Bundesverfassungsgerichts (1) zum Thema Fixierung veröffentlichte die
DGPPN die S3-Leitlinie »Verhinderung von Zwang: Prävention und
Therapie aggressiven Verhaltens bei Erwachsenen« (2). Dies führt dazu,
dass das Thema Umgang mit Zwangsmaßnahmen in der Psychiatrie in diesem
Sommer noch aktueller war als sonst. Gemeinsam ist den beiden
ausführlichen Texten (das Bundesverfassungsgerichtsurteil umfasst 41
Seiten, die Leitlinie 305 Seiten) die Grundhaltung, dass Fixierungen
in der Psychiatrie eine tiefgreifende Beeinträchtigung der
Freiheitsrechte der betroffenen Personen darstellen.

Die Einschätzung des Bundesverbands der Psychiatrieerfahrenen (BPE)
geht dahin, dass Fixierungen als Folter anzusehen sind, die nicht
gerechtfertigt werden kann durch psychiatrische Diagnostik und
Therapieplanung und entsprechende Dokumentation. So zeigte sich
aufseiten der Betroffenen neben der grundsätzlichen Befürwortung der
Ausrichtung des Urteils Enttäuschung, weil kein grundsätzliches Verbot
der Fixierungen erging. Auch trägt der BPE die Leitlinie zum Thema
nicht mit. Dies liegt vermutlich an der Einschätzung sowohl der DGPPN
als auch des Gerichts, dass auch schwerwiegende Grundrechtseingriffe
wie Fixierungen vom Gesetzgeber prinzipiell zugelassen werden können,
wenn strenge Anforderungen an die Rechtfertigung eines solchen
Eingriffs eingehalten werden. Auf geradezu salomonische Weise gibt
also das Gericht den Beschwerdeführern - Betroffenen aus
Baden-Württemberg und Bayern -, die jeweils nach eigener Auffassung zu
Unrecht fixiert worden sind, recht und sagt gleichzeitig, dass unter
bestimmten Bedingungen auch im Lichte der
UN-Behindertenrechtskonvention Fixierungen in der Psychiatrie
angemessen sein können. Dies wird insbesondere auf Seite 24 der
Urteilsbegründung ausgeführt, indem die staatlichen Schutzpflichten
als Begründung für derartige Maßnahmen wie Zwangsunterbringung oder
auch Fixierung herangezogen werden: »Die Fixierung eines
Untergebrachten kann nach diesen Maßstäben zur Abwendung einer
drohenden, gewichtigen Gesundheitsschädigung sowohl des Betroffenen
als auch anderer Personen wie des Ppersonals oder der Ärzte
gerechtfertigt sein.« (S. 25, II 1. c)

Richtervorbehalt

Vermutlich werden die weiteren Darstellungen im Urteil zu einer
veränderten Umgehensweise mit Fixierungen im Alltag vieler Kliniken
führen, denn um diesem Konflikt angemessen gerecht zu werden, schreibt
das Bundesverfassungsgericht ab sofort den Richtervorbehalt für
Fixierungen, welche länger als eine halbe Stunde dauern, verbindlich
vor. Konkret benannt wird auch der Zeitraum, in dem Richter über einen
Notdienst erreichbar sein müssen, nämlich von 6 Uhr früh bis 21 Uhr
abends an sieben Tagen die Woche. Außerdem, wird auf Seite 27
erläutert, dass während der Durchführung einer Fixierung grundsätzlich
eine Eins-zu-eins-Betreuung durch therapeutisches oder pflegerisches
Personal zu gewährleisten ist (S. 27, II 4. b). Des Weiteren wird die
Bedeutung der Dokumentation hervorgehoben und eine
verbesserungsorientierte, systematische Qualitätskontrolle und
Evaluation gefordert. Ferner bezieht sich das Gericht in seiner
weiteren Erklärung ausdrücklich auf die Vereinbarkeit mit der
UN-Behindertenrechtskonvention und auf die UN-Sonderberichterstattung
über Folter durch Juan E. Mendéz vom 13. Mai 2015, demzufolge auch nur
jede kurzfristige Fixierung bei Menschen mit psychischen Behinderungen
als Folter und Misshandlung angesehen werden kann. Dazu das Gericht:
»Seine (Mendéz') Äußerungen haben zwar erhebliches Gewicht, sie sind
jedoch weder für internationale noch für nationale Gerichte
verbindlich.« (S. 30, II 5. b)

Praxisbezug

Was folgt nun aus diesen grundsätzlichen Regelungen für unsere
klinische Praxis? In Bremen gibt es seitens des Psychiatriereferats
eine Anweisung, ab sofort gemäß diesem Urteil die richterliche
Einwilligung beim Amtsgericht zu beantragen. Dafür nutzen die Kliniken
Meldeformulare per Telefax. Da im Land Bremen bereits seit etwa einem
Jahr alle Fixierungen in der Psychiatrie dem Psychiatriereferenten
schriftlich gemeldet werden, erfordert die neue Situation keine große
Umstellung.

In unserer Klinik mit dem Pflichtversorgungsauftrag für
drogenassoziierte Störungen haben wir viel zu tun mit psychischen
Ausnahmezuständen im Zusammenhang mit polyvalentem Substanzkonsum,
insbesondere auch illegaler Substanzen. Eine herausragende Rolle
spielt hier die gesteigerte Aggressivität unter Kokain. Derartig
aufgeputschte Personen werden auch im geduldigen Eins-zu-eins-Kontakt
während der akuten Phase ihres Rauschzustandes häufig nicht ruhiger.
Neben dem speziellen Problem der Intoxikation mit Kokain oder ähnlich
wirkenden synthetischen Substanzen scheint mir ein besonderes Problem
im klinischen Alltag der fehlende sprachliche Zugang zu einigen
Betroffenen zu sein. Trotz der bewusst multilingualen Ausrichtung
unserer Behandlungsteams kommt es wiederholt zu Aufnahmen von
aggressiven Patienten (entsprechende Patientinnen sind zumindest in
unserer Klinik extrem selten), die sprachlich nicht zu erreichen sind.
In solchen Fällen helfen mit erheblicher Verzögerung herbeigeschaffte
Dolmetscherinnen und Dolmetscher auch nicht immer weiter, weil es
gerade auch mit aggressiven Patienten nicht nur um einzelne
Therapiegespräche, sondern um eine Verständigung im stationären Alltag
geht. Manchmal lässt sich eine Eskalation schon im Vorfeld vermeiden,
wenn eine Art von Verständigung entsteht, für die Sprache mindestens
erleichternd sein kann. Das bewusste Suchen nach einer gemeinsamen
Sprache oder einer Einigung durch Gebärden kann dabei sogar günstiger
sein als eine deutliche verbale Übermacht durch das Behandlungsteam.
Ganz ohne gemeinsame Wörter ist es jedoch extrem schwer, eine
Vertrauensbasis für eine Behandlung oder auch nur diagnostische
Einschätzung herzustellen.

Gewalt als Folge der Krankheit?

Grundsätzlich haben wir es in der Psychiatrie mit der Frage zu tun,
welche Art von Gewalt tatsächlich krankheitsbedingt auftritt und durch
eine ärztlich geleitete Behandlung mit Gesprächen, Medikamenten und
sonstigen Anwendungen tatsächlich reduziert werden kann. Kurz-,
mittel- und langfristige Effekte können dabei durchaus pro Methode
voneinander abweichen. Gerade im Zusammenhang mit Gewalt spielen
persönliche Faktoren auf beiden Seiten eine große Rolle. Schon vor
Monaten haben wir uns deshalb für ein kommunikatives Gesamtkonzept zur
Prävention von Zwang und Gewalt nach dem Vorbild von »Safewards«
entschlossen und befinden uns in der Phase der Schulung und
praktischen Einführung. Auch bei »Safewards« handelt es sich nicht um
ein Programm zur vollständigen Eliminierung von Gewalt aus der
Psychiatrie. Vielmehr zeigen die Ergebnisse von Bowers aus dem Jahr
2014 (3) in Großbritannien eine moderate Reduktion von Gewalt durch
die Verbesserung der Aufmerksamkeit und der Kommunikation gerade auf
psychiatrischen Akutstationen. Im echten Leben begegnen uns in der
Gewalttätigkeit derjenigen, die als Patienten z.B. durch die Polizei
nach einer Konfliktsituation hier vorgeführt werden, oftmals
Mischungsverhältnisse aus Kriminalität, Dissozialität und
krankheitsmitbedingten aggressiven Verhaltensweisen. Es ist ja nicht
so, dass Menschen, die gewalttätig werden, entweder reine Kriminelle
oder bloße Opfer ihrer wie auch immer gearteten psychischen Krankheit
wären. Gewalttätiges Verhalten entsteht in der Regel in
zwischenmenschlichen Konfliktsituationen. Diejenigen, die Gewalt
ausüben, haben in aller Regel selbst Gewalt erfahren. Zum Teil aus
Gewohnheit, zum Teil aus Bequemlichkeit, zum Teil im Sinne einer
Notwehr oder eines Nicht-anders-Könnens handeln Menschen bei
Meinungsverschiedenheiten mit anderen Menschen gewalttätig. Ob
derartige Gewaltdelikte in der Gesellschaft insgesamt zunehmen, ist
umstritten. Zumindest stellt Gewalttätigkeit im Rahmen von
Erregungszuständen bei psychischen Krankheiten ein Problem dar, mit
dem wir uns in der Psychiatrie auseinandersetzen müssen. Dabei spielen
die Übergänge zwischen den Systemen Justiz, Polizei, Klinik ebenso
eine Rolle wie Schnittstellenprobleme zwischen unterschiedlichen
ambulanten und stationären Leistungserbringern im Rahmen
längerfristiger Behandlungen. Die Rechtskonstruktion des »psychisch
Kranken« findet sich auch in der Begründung des
Bundesverfassungsgerichtsurteils wieder (S. 25 u. S. 31). Dies sehe
ich kritisch, denn Menschen mit psychischen Krankheiten und
Krisenerfahrungen sind nicht als eine Kategorie der »psychisch
Kranken« zu verstehen, sondern in ihrer jeweiligen Individualität. Die
Erklärungskraft von psychiatrischen Diagnosen im Zusammenhang mit
gewalttätigem Verhalten ist jedoch sehr begrenzt.

Im Urteil des Bundesverfassungsgerichts heißt es dazu: »Als besondere
Sicherungsmaßnahme zur Abwehr einer sich aus der Grunderkrankung
ergebenden Selbst- oder Fremdgefährdung muss die Fixierung mit der in
der Unterbringung stattfindenden psychiatrischen Behandlung der
Grunderkrankung in engem Zusammenhang stehen. Ihre Erforderlichkeit
ist auch unter Berücksichtigung der psychiatrischen
Behandlungsmaßnahmen - etwa der Erfolgsaussichten eines Gesprächs oder
einer Medikation - zu beurteilen sowie in jeweils kurzen Abständen neu
einzuschätzen.« (S. 27, II 4. b) Nun wissen wir alle, dass von einem
kausalen Zusammenhang zwischen Krankheit und Gewalttätigkeit im Sinne
einer Alleinverursachung nicht die Rede sein kann. In der jeweiligen
Mischung der handlungsmitbestimmenden Faktoren und Motive können die
sogenannten psychischen Krankheiten eine Rolle spielen. Dabei sind
Angstzustände, Psychosen, Depressionen, Persönlichkeitsstörungen,
Demenzen und Intoxikationen höchst unterschiedliche Phänomene, welche
allesamt nicht unmittelbar zu bestimmten Aggressionsaktionen führen.
Vorhersagen zur Behandelbarkeit der zugrunde liegenden Krankheiten
sind im Einzelfall sehr unsicher.

Möglicherweise befinden wir uns mit der Pathologisierung von
kriminellen Verhaltensweisen auf dem Holzweg. Das Urteil des
Verfassungsgerichts kann die hier angedeuteten grundsätzlichen
Probleme selbstverständlich nicht alle lösen, gleichwohl weist es
deutlich in Richtung einer gewaltarmen und menschenfreundlichen
Psychiatrie und ist als solches sehr zu begrüßen.


Prof. Dr. med. Uwe Gonther

Arzt für Psychiatrie und Psychotherapie

Ärztlicher Direktor des AMEOS Klinikums Dr. Heines Bremen


Anmerkungen

(1) Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 24. Juli 2018 -
Aktenzeichen 2 BvR 309/15 und 2 BvR 502/16; 

www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2018/07/rs20180724_2bvr030915.html

(letzter Zugriff: 13.08.2018)

(2) Siehe: Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften e.V. (AWMF) Reg. Nr. 038022;

www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/038-022.html 

(letzter Zugriff: 13.08.2018)

(3) BOWERS, L. (2014) Safewards: a new model of conflict and
containment on psychiatric wards. J Psychiatr Ment Health Nurs, 21(6),
499-508
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MEDIEN/1020: Nierenlebendspende - Offener Brief zur ARD-Sendung "Hart aber fair" vom 01.04.2019 (Ralf Zietz)


Interessengemeinschaft Nierenlebendspende e. V. - 5. April 2019

Offener Brief an Michael Sommer zur ARD-Sendung "Hart aber fair" vom 01.04.2019 - Ihre Anmerkungen zu meiner Person



Berlin - Sehr geehrter Herr Sommer,

im Rahmen der o. g. Sendung wurde mittels eines Filmeinspielers von
meiner letztendlich erfolgreichen Klage beim Bundesgerichtshof
berichtet. Der VI. Senat des BGH hat am 29.01.2019 ein wegweisendes
Urteil zur Aufklärungspflicht gefällt. Er hat nicht nur
Aufklärungsversäumnisse bestätigt, sondern die sogenannte
hypothetische Einwilligung, mit der sich aufklärende Mediziner
exkulpieren können, für den speziellen Fall der Organlebendspende
abgelehnt. Zukünftig muss jeder aufklärende Arzt vor einer
Organlebendspende tatsächlich umfassend aufklären und kann nicht
vermeintlich geringe oder "unwahrscheinliche" Risiken unerwähnt
lassen. Nur so ist es einem in der Regel unter großem emotionalem
Druck stehenden, potenziellen Organlebendspender möglich, eine
möglichst freie, vollständig informierte Entscheidung zu treffen.

Die Klage, die ich mit ausdrücklicher Unterstützung meiner Frau
angestrengt habe, war notwendig, da ich im Jahre 2010 keine
vollständige Aufklärung über die Risiken erhalten habe. So wurde mir
nicht erklärt, dass die Nierenfunktion nach der Entnahme einer Niere
um ca. 30 % sinkt und dass ich bei meinen Ausgangswerten in einem
Nierenkrankenbereich (GFR < 60 ml/min, CKD III) sein werde. Meine
körperliche und mentale Leistungsfähigkeit ist entsprechend gesunken.
Bis zu 45 % der Nierenlebendspender haben laut Studienlage eine
solche, niedrige Nierenrestfunktion - eine schwere Hypothek für das
Alter und Ursache zahlreicher körperlicher Beschwerden.

Mir wurde trotz vorhandener Studienlage nicht erklärt, dass ein
erheblicher Anteil der Spender an dem sogenannten "Fatigue-Syndrom"
erkrankt. Eine beinahe unerträgliche schwere
neurologisch-immunologische Erkrankung. Diese hat sich bei mir
realisiert und hat mich und meine Familie zwischenzeitlich an den Rand
der Existenz gebracht. Nur durch innere Akzeptanz und
Anpassungsmaßnahmen bin ich heute in der Lage, halbtags beruflich und
auch für den inzwischen gegründeten Verein, tätig zu sein. Die
Existenz des Vereins zeigt zudem, dass es ein strukturelles Problem
bei der Evaluation von potenziellen Spendern gibt. Die Schadensquote
ist inakzeptable hoch. Hier irrt im Übrigen Herr Dr. Bartens mit
seiner pauschalen Behauptung, es würde nur in seltenen Fällen zu
Problemen kommen.

Vor der Spende gab es einen ganz klaren Konsens zwischen meiner Frau
und mir, dass eine Nierenspende für mich nur in Frage kommt, wenn
keine Risiken, über die üblichen OP-Risiken hinaus, für mich bestehen.
Die Existenz der Familie als Ganzes (damals mit vier Kindern in
Ausbildung), der Unternehmen mit Mitarbeitern und deren Familien wog
schwerer, als die Gesundheit meiner Frau. Eine rationale und richtige
Position, die wie beide vertraten und nach wie vor vertreten.

Exakt diese Position wurde ausdrücklich durch die aufklärenden Ärzte
unterstützt. Mir wurde versichert, dass ich schon nach sechs Woche
wieder "ganz der Alte" sein werde.

Bei einer alle Risiken und Folgen ehrlich umfassenden Aufklärung,
wären wir beide von dem Spendevorhaben zurückgetreten.

Die von Ihnen während der Sendung gemachten, abwertenden Äußerungen zu
meiner Haltung und Klage muss ich komplett zurückweisen. Diese haben
Sie in offensichtlicher Unkenntnis meiner persönlichen Umstände, des
Klagegegenstandes und der Tragweite des Urteils gemacht.

Ich mache meiner Frau keine Vorwürfe. Sie ist für die bei mir
eingetretenen Schäden nicht verantwortlich. Die Verantwortung liegt
allein bei den aufklärenden Medizinern.

Genauso wenig bereue ich die Entscheidung zur Spende, so wie in
einigen Medien entgegen meiner mehrfachen öffentlichen Aussagen
behauptet. Reue wird als Unzufriedenheit und / oder Bedauern über
eigenes fehlerhaftes Tun definiert. Doch man kann mir kein
"fehlerhaftes Tun" vorwerfen. Denn ich habe auf der Basis, der mir von
Fachleuten zur Verfügung gestellten Informationen, eine Entscheidung
getroffen. Fachleute, die mein uneingeschränktes Vertrauen genossen
haben. Eine Entscheidung, die emotional begründet, von mir rational
getroffen wurde. Die Informationen hingegen waren bewusst
unvollständig und teilweise absichtlich falsch. Das hat der BGH
bestätigt.

Ich kenne die Inhalte Ihrer Aufklärung im Jahre 2013 nicht. Aus meiner
Vereinstätigkeit weiß ich aber, dass zu diesem Zeitpunkt die
Aufklärung über die Risiken und Folgen kaum besser war, als 2010. Dass
Sie als prominenter Spender eine andere Aufklärung erhalten haben,
kann und will ich mir auch nicht vorstellen. Oder hat man Ihnen von
den Folgen der Nierenfunktionseinschränkung (Leistungsreduzierung,
kardiovaskuläre Risiken, mögliche verkürzte Lebenserwartung)
berichtet? Ist Ihnen das Erschöpfungs- bzw. Fatigue-Syndrom erklärt
worden?

Es muss selbstverständlich sein, dass potenzielle Spender offen und
ehrlich über die Risiken und möglichen Folgen aufgeklärt werden. Es
muss genauso selbstverständlich sein, dass Menschen sich bewusst gegen
eine Spende entscheiden. Beides ist nach wie vor nicht
selbstverständlich, und das ist eine Katastrophe. Es werden Menschen
unaufgeklärt krank operiert. Es stehen Menschen unter großem sozialem
und emotionalem Druck "spenden zu müssen". Man kann und darf nicht von
Menschen verlangen, die eigene Gesundheit dauerhaft aufs Spiel zu
setzen, um einem bereits Kranken eine vorübergehende Erleichterung
(nicht Genesung!) zu verschaffen. Ich empfehle Ihnen hierzu die
Lektüre der wissenschaftlichen Veröffentlichung von Frau Dr. Merve
Winter "Psychologie der Lebendorganspende" u. a. zum "Imperativ zur
Spende".

Gerade jüngere Nierenlebendspender leiden unter den Folgen des
Nierenverlustes. Menschen in Ihrem Alter mit gesunkenen
Alltagsansprüchen und fehlendem wirtschaftlichem Existenzdruck sind,
eine gute Ausgangsnierenfunktion vorausgesetzt, die geeignetsten
Nierenlebendspender.

Ich halte daher Ihren in der Sendung gemachten öffentlichen Aufruf für
hochgradig gefährlich:

Zitat: "Ich kann nur jedem sagen: Tun Sie es. Sie helfen sich und
einem Menschen, den Sie lieben. Es war die zweite Eheschließung."

Sie zeigen einen völlig undifferenzierten, rein emotionalen Blick auf
die Nierenlebendspende. Gespeist durch eigene glücklicherweise gute
Erfahrung und unterstützt durch ihre persönlichen günstigen Parameter,
wie Alter und berufliche Situation, fordern Sie quasi jeden dazu auf,
bei Bedarf eine Niere zu spenden.

Sie verkennen dabei, dass die Entscheidung für oder gegen die
Nierenlebendspende eine sehr persönliche und individuelle ist. Sie
hängt in hohem Masse von Gesundheitszustand, Alter, Nierenfunktion,
persönlicher Lebenssituation und persönlichen Lebenszielen ab. Niemand
darf zur Organlebendspende genötigt oder durch Verharmlosung der
Risiken und Folgen um seine Gesundheit betrogen werden.

Eine Nierenlebendspende ist eine großartige Tat. Aber sie ist nicht
moralisch verpflichtend. Der Eigenschutz ist legitim und moralisch
nicht verwerflich. Auf Grund der hohen Risiken sind wir als Verein,
der die Interessen der Nierenlebendspender vertritt, für eine strikte
Limitierung der Spende, z. B. Eltern-an-Kind-Spende, für strenge
Altersgrenzen (Spenderalter > 50) und für eine umfassende
gesundheitliche, soziale und psychische Abklärung.

Den Vorschlag aus Kreisen der Politik und Medizin, den Kreis der
Organlebendspender auf Fremdspenden oder anonyme Spenden auszuweiten,
lehnen wir strikt ab. Nur die enge emotionale Verbundenheit zwischen
Spender und Empfänger kann helfen, ggf. eintretende Schäden zu
verarbeiten. Und selbst dies nicht in allen Fällen, wie Ihre Frau
richtigerweise anmerkte. Denn die hohe Trennungsquote bei
Spender-Empfänger-Paaren hat sehr viel mit unerfüllten
Erwartungshaltungen an die Spende, sowie mit dem emotionalen Umgang
bei eingetretenen Schäden beim Spender zu tun.

Auch die "Cross-Over-Spende" halten wir mit der künstlich
herbeigeführten emotionalen Nähe zwischen den betroffenen Paaren für
ethisch und juristisch hochproblematisch.

Ich würde mich sehr freuen, wenn meine Zeilen bei Ihnen zu einem
differenzierteren Bild auf die Nierenlebendspende führen würden. Als
prominenter Nierenlebendspender tragen Sie Verantwortung für mögliche
"Nachahmer". Diese haben das Recht auf gesundheitlichen Eigenschutz.
Zu einem differenzierten, kritischen öffentlichen Bild auf die
Organlebendspende, gehört auch die umfassende Aufklärung.

Denn der BGH führte am 29.01.2019 in seinem Urteil wie folgt aus:

Die vom Gesetzgeber bewusst streng formulierten und in § 19 Abs.
1 Nr. 1 TPG gesondert strafbewehrten Aufklärungsvorgaben sollen den
potentiellen Organspender davor schützen, sich selbst einen größeren
persönlichen Schaden zuzufügen; sie dienen dem "Schutz des Spenders
vor sich selbst". Jedenfalls bei der Spende eines - wie hier einer
Niere - nicht regenerierungsfähigen Organs, die nur für eine besonders
nahestehende Person zulässig ist (§ 8 Abs. 1 Satz 2 TPG),
befindet sich der Spender in einer besonderen Konfliktsituation, in
der jede Risikoinformation für ihn relevant sein kann. Die echte
Freiwilligkeit der Spende ist zudem vorab durch eine Kommission zu
verifizieren (§ 8 Abs. 3 TPG). Könnte die Behandlungsseite vor
diesem Hintergrund mit dem Einwand des rechtmäßigen
Alternativverhaltens eine Haftung abwenden, bliebe die rechtswidrige
Organentnahme insoweit sanktionslos und würden die gesonderten
Aufklärungsanforderungen des Transplantationsgesetzes unterlaufen.
Dies erschütterte das notwendige Vertrauen potentieller
Lebendorganspender in die Transplantationsmedizin. Denn die Einhaltung
der Vorgaben des Transplantationsgesetzes ist unabdingbare
Voraussetzung, wenn - um des Lebensschutzes willen - die Bereitschaft
der Menschen zur Organspende langfristig gefördert werden soll.

Ich lade Sie ein, mit mir aber auch mit anderen Nierenlebendspendern,
vor oder nach unserer nächsten Mitgliederversammlung am 11. Mai 2019
in Berlin, über die ethischen, moralischen und gesundheitlichen
Aspekte der Nierenlebendspende zu sprechen. Ihr Besuch in zeitlicher
Nähe zu unserer Vereinsveranstaltung könnte dazu beitragen, die
Vorgaben des BGH, nämlich das Vertrauens in die Organlebendspende zu
fördern, öffentlich zu unterstützen.


Ich freue mich auf Ihre Antwort.

Mit freundlichen Grüßen

Ralf Zietz

1. Vorsitzender

Interessengemeinschaft

Nierenlebendspende e. V.

 * 

Quelle:

Ralf Zietz, 1. Vorsitzender Interessengemeinschaft Nierenlebendspende e. V.

Pressemitteilung vom 5. April 2019

Beratungshaus Berlin, Stromstraße 1

10555 Berlin

Internet: www.nierenlebendspende.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





PFLEGE/765: Wie lässt sich die Hautpflege in Pflegeheimen verbessern? (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 04.04.2019

Wie lässt sich die Hautpflege in Pflegeheimen verbessern?

Studie unter Leitung der Charité gestartet



Pflegebedürftige Menschen leiden häufig an Hautproblemen: von allgemeiner
Trockenheit bis hin zu Druckgeschwüren. Wollen Pflegekräfte den Zustand
der Haut verbessern, sehen sie sich mit einer Vielzahl einzelner
Handlungsempfehlungen konfrontiert. Eine Studie unter Leitung der Charité
- Universitätsmedizin Berlin untersucht jetzt, ob nicht statt vieler
Behandlungsstandards ein strukturiertes Hautpflegeprogramm geeignet ist,
die verschiedenen Hautprobleme zu versorgen. Das Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) fördert das Forschungsvorhaben mit rund
975.000 Euro.

Zur Vorbeugung von Druckgeschwüren, zur Linderung von Juckreiz oder zur
Versorgung von Hautentzündungen: In der Pflege existieren eine Reihe
spezieller Leitlinien und Standards. "Aber je mehr verschiedene
Empfehlungen es gibt, desto schwieriger wird es für das Pflegepersonal,
diese umzusetzen", erklärt der Leiter des Forschungsvorhabens,
Privatdozent Dr. Jan Kottner von der Klinik für Dermatologie, Venerologie
und Allergologie am Campus Charité Mitte. Gleichzeitig werden viele
Probleme durch altersbedingte Veränderungen der Haut verursacht: Sie wird
trockener, dünner und anfälliger für leichte Verletzungen, auch ihr
Säureschutzmantel wird schwächer und die Regenerationsfähigkeit nimmt
insgesamt ab.

Das Team um Privatdozent Dr. Kottner hat zunächst die vielen bestehenden
Handlungsempfehlungen analysiert und auf Basis der Gemeinsamkeiten ein
Hautpflegeprogramm entwickelt. In einem Stufenschema sieht dieser
Leitfaden eine standardisierte Beurteilung der Haut vor: Ist sie eher
trocken oder nässend? Ist der Patient übergewichtig? Abhängig von dieser
Einschätzung gibt der Leitfaden konkrete Empfehlungen zu Reinigung und
Pflege. So wird es möglich, verschiedene dermatologische Probleme
gleichzeitig zu behandeln.

Die jetzt gestartete dreijährige Studie SKINCARE untersucht an 500
Bewohnerinnern und Bewohnern von 20 Berliner Pflegeheimen, ob die
Implementierung des Pflegeprogramms zu einer Verbesserung der Hautstruktur
und -funktion sowie der Lebensqualität führt. "Damit die Pflegekräfte das
Hautpflegeprogramm korrekt anwenden können, werden sie im Rahmen der
Studie geschult", erklärt Privatdozent Dr. Kottner. "So erhöht der neue
Leitfaden auch die pflegerische Kompetenz des Personals."

SKINCARE

Die Studie SKINCARE wird als eines von 15 Projekten vom BMBF im Rahmen der
Förderinitiative "Gesund - ein Leben lang" unterstützt. Ziel dieser
Fördermaßnahme ist es, vorhandene Wissens- und Evidenzlücken für die
besondere Patientengruppe der Älteren und Hochaltrigen zu schließen und
zur Weiterentwicklung der klinischen Forschung in diesem Gebiet
beizutragen. Dafür beabsichtigt das BMBF, von 2017 bis voraussichtlich
2023 rund 10 Millionen Euro zur Verfügung zu stellen. In die
SKINCARE-Studie eingeschlossen werden Männer und Frauen ab 65 Jahren mit einem
Pflegegrad 2 oder höher, die in einem Berliner Pflegeheim leben. In 10 der
20 teilnehmenden Pflegeheime soll das Hautpflegeprogramm eingeführt werden
(Interventionsgruppe), in den übrigen Heimen werden die bisherigen
Pflegemaßnahmen ohne Veränderungen fortgeführt (Kontrollgruppe).

Weitere Informationen finden Sie unter

https://derma.charite.de/

https://www.gesundheitsforschung-bmbf.de/de/skincare-verbesserung-der-hautgesundheit-und-sicherheit-in-der-altenpflege-eine-cluster-8519.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 04.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1437: Schwarze Nanopartikel bremsen Tumorwachstum (idw)


Technische Universität München - 04.04.2019

Schwarze Nanopartikel bremsen Tumorwachstum



Der dunkle Hautfarbstoff Melanin schützt uns vor schädlichen
Sonnenstrahlen, indem er Lichtenergie aufnimmt und in Wärme umwandelt.
Diese Fähigkeit lässt sich sehr effektiv für die Tumordiagnose und
-therapie einsetzen. Das zeigte ein Team der Technischen Universität
München (TUM) und des Helmholtz Zentrums München, das mit Melanin beladene
Membran-Nanopartikel hergestellt hatte. Im Tiermodell verbesserten diese
die Tumorbildgebung und verzögerten gleichzeitig das Tumorwachstum.

Nanopartikel gelten als vielversprechender Ansatz für die Tumorbekämpfung,
weil Tumorgewebe sie aufgrund eines durchlässigeren Blutgefäßsystems
leichter aufnimmt als gesunde Zellen. Ein Beispiel für sie sind kleine
Bläschen, die von Bakterienmembran umgeben sind und als "Outer Membrane
Vesicles" (OMVs) bezeichnet werden. Die 20 - 200 Nanometer großen Partikel
haben viele Vorteile: Sie sind biologisch verträglich und abbaubar, lassen
sich leicht und günstig auch in großem Maßstab in Bakterien produzieren,
zum Beispiel mit medikamentösen Wirkstoffen beladen und einfach
verabreichen.

Nanopartikel mit schwarzer Fracht

Welches große Potential OMVs noch für die Tumordiagnostik und -therapie
haben können, hat Prof. Vasilis Ntziachristos, Professor für Biologische
Bildgebung an der TUM, mit seinem Team gezeigt. Sie nutzten dabei die
charakteristischen Eigenschaften von OMVs und Melanin.

Dr. Vipul Gujrati, Erstautor der Studie, erklärt das Prinzip: "Melanin
absorbiert Licht sehr gut - auch im Infrarot-Bereich. Genau dieses Licht
nutzen wir in unserem bildgebenden Verfahren Optoakustik für die
Tumordiagnostik. Gleichzeitig setzt Melanin diese aufgenommene Energie in
Wärme um, die es wieder abstrahlt. Und Wärme wird in ersten klinischen
Studien für die Tumorbekämpfung eingesetzt".

Die Optoakustik kombiniert die Vorteile von optischer Bildgebung und
Ultraschalltechnik und wurde von Ntziachristos entscheidend vorangebracht.
Dabei erwärmen schwache Laserimpulse das Gewebe geringfügig, woraufhin es
sich minimal und kurzzeitig ausdehnt. Zieht sich das Gewebe in Folge der
Abkühlung wieder zusammen entstehen Ultraschallsignale. Je nach Art des
Gewebes unterscheiden sich die gemessenen Signale. Diese erfassen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler dann mit entsprechenden
Detektoren und 'übersetzen' sie in dreidimensionale Bilder. Mit Hilfe von
Sensormolekülen lässt sich die Spezifizität und Genauigkeit der Technik
noch weiter steigern.

Wärmeentwicklung reduziert Tumorwachstum

Das Team hatte aber zuerst ein Problem zu lösen: Melanin ist schlecht
wasserlöslich und damit schwer zu verabreichen. Hier kamen die OMVs ins
Spiel: Die Forscherinnen und Forscher veränderten Bakterien so, dass sie
Melanin produzieren und in ihre Membran und den daraus entstehenden
Nanopartikeln einlagern konnten. Sie testeten die schwarzen Nanopartikel
anschließend in Mäusen, die Tumore im Brustbereich hatten. Die Partikel
wurden direkt in den Tumor gespritzt und dieser mit Infrarot-Laserimpulsen
im Zuge der optoakustischen Untersuchung angeregt.

Es zeigte sich, dass sich die OMVs als Sensormoleküle für diese
Diagnosetechnik eigneten, weil sie kontrastreiche und scharfe Bilder des
Tumors lieferten. Zudem waren sie auch für photothermale Therapieansätze
einsetzbar, bei denen das Tumorgewebe mit stärkeren Laserimpulsen erhitzt
wird, so dass die Krebszellen absterben. Durch das Melanin erwärmte sich
das Tumorgewebe von 37°C auf bis zu 56°C, während Kontrolltumore ohne
Melanin sich nur auf bis zu 39°C erwärmten. Im Verlauf von zehn Tagen nach
der Behandlung wuchsen die Tumore deutlich langsamer als in der
Kontrollgruppe, die keine Melanin-OMVs erhalten hatten. Verstärkt wurde
diese Wärmewirkung durch einen weiteren positiven Effekt der Partikel: sie
verursachten eine leichte unspezifische Entzündung im Tumorgewebe, was das
Immunsystem anregte, den Tumor zu bekämpfen.

"Unsere Melanin-Nanopartikel sind 'Theranostics' - sie könnten
gleichzeitig diagnostisch und therapeutisch eingesetzt werden. Das macht
sie hochinteressant für die klinische Anwendung", sagt Vasilis
Ntziachristos. Das Team möchte nun ihre OMVs weiterentwickeln, so dass sie
künftig auch klinisch genutzt werden können.


Originalpublikation:

Vipul Gujrati, Jaya Prakash, Jaber Malekzadeh-Najafabadi, Andre Stiel, Uwe
Klemm, Gabriele Mettenleiter, Michaela Aichler, Axel Walch and Vasilis
Ntziachristos: Bioengineered bacterial vesicles as biological nanoheaters
for optoacoustic imaging, Nature Communications, March 7, 2019

DOI: 10.1038/s41467-019-09034-y

https://www.nature.com/articles/s41467-019-09034-y

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/35324/ 

(Dieser Text im Web)

https://www.cbi.ei.tum.de/en/labs/ 

(Forschungsgruppe von Vasilis Ntziachristos)

http://www.professoren.tum.de/ntziachristos-vasilis/ 

(Profil von Vasilis Ntziachristos)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 04.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/5075: Warner Music Klassik News - 8. April 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 8. April 2019




Renaud Capuçon, Lahav Shani, Kian Soltani - Power-Trio mit
romantischer Kammermusik

Es ist ein wahres "Power-Trio", dass sich um den renommierten
Violinvirtuosen Renaud Capuçon gebildet hat und nun auf den großen
Podien für Furore sorgt: Dem heute 43-Jährigen international
erfahrenen Franzosen stehen mit dem 1989 geborenen Pianisten Lahav
Shani und dessen vier Jahre jüngeren Cellokollegen Kian Soltani zwei
Shooting-Stars der Klassik-Szene zur Seite. Gemeinsam legen sie nun
ihr erstes Album vor - mit den bedeutendsten Klaviertrios der
slawisch-romantischen Schule.

VÖ: 12. April 2019, CD 0190295525415


Laurence Equilbey - Die "kleine Neunte" und andere
Beethoven-Experimente

Beethoven als Revolutionär, Beethoven als Experimentator: Diese
Eigenschaften des weitumstürzenden Klassikers zeigen sich für die
Dirigentin Laurence Equilbey vor allem in zwei Schlüsselwerken - der
so genannten Chorfantasie und dem Tripelkonzert. In diesen
Kompositionen stieß Beethoven das Publikum schon durch die Besetzung
vor den Kopf: Das eine ist eine Mischung aus Vokalwerk und
Klavierkonzert, das andere ein vom Orchester begleitetes Klaviertrio.
Im Februar und im April 2017 standen diese besonderen Werke auf
Programmen des Insula Orchestra, das Laurence Equilbey seit seiner
Gründung 2012 zu einem international gefeierten Ensemble entwickelt
hat. Nun erscheinen die Live-Mitschnitte gemeinsam auf einem Album.

VÖ: 12. April 2019, CD 0190295505738


Euroarts - Treten Sie ein in die Welt des Gaming.

"Gaming in Symphony" ist ein monumentales Konzert des Dänischen
Radio-Sinfonieorchesters mit dem Dänischen Sinfoniechor und mehreren
Solisten unter der Leitung von Eímear Noone. Die Vorstellung
fasziniert nicht zuletzt mit einer spektakulären visuellen Gestaltung
und Lichteffekten, die Sie direkt in die faszinierende Welt der
Videospiele entführt. Eímear Noone - die Irish Queen of Games Music
(independent.ie) - ist nicht nur die Dirigentin dieses
außergewöhnlichen Konzerts, sondern gehört auch zu den Komponisten
von World of Warcraft, einem der beliebtesten und erfolgreichsten
Spiele der Welt.

VÖ: 26. April 2019, Blu-Ray 0880242677044


Am 2. Mai jährt sich der Todestag von Leonardo da Vinci zum
500. Mal.

The Da Vinci Sound bietet eine intensive Reise durch die Musik der
Renaissance in Interpretationen ausgewiesener Spezialisten auf dem
Gebiet der Alten Musik - unter anderem mit dem Ensemble Gilles
Binchois, dem Early Music Consort unter David Munrow, dem Hilliard
Ensemble, dem großen Lautenisten Paul O'Dette, dem Zürcher Ensemble
Ricercare und dem Taverner Choir unter der Leitung von Andrew
Parrott.

2 CDs 0190295506964

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10193: Mönchengladbach - Werke von Beethoven, Arensky und Brahms am 29.4.2019


Stadt Mönchengladbach

Zukerman Trio: Als Solisten perfekt, als Trio einzigartig



Er beherrscht sein Instrument wie kaum eine anderer: Pinchas Zukerman
wird weltweit für sein ungeheures Talent als Violinist und Bratschist
gefeiert. Am Montag, 29. April 2019, um 20 Uhr, gibt Geiger-Legende
Zukerman gemeinsam mit der Cellistin Amanda Forsyth und der Pianistin
Angela Cheng ein Konzert im Kunstwerk in Mönchengladbach-Wickrath. Der
Auftritt des Zukerman Trios findet im Rahmen der Veranstaltungsreihe
"Solisten und Orchester der Welt in Mönchengladbach" statt.

Veranstalter ist der Initiativkreis Mönchengladbach. Auf dem Programm
des Zukerman Trios stehen Werke von Beethoven, Arensky und Brahms. Die
Zuhörer können sich auf exzellente Solomusiker freuen, die als Trio
absolut perfekt harmonieren.

Info: Karten zur Abendveranstaltung gibt es bei www.adticket.de. Sie
kosten ab 10 Euro.

Ticket-Hotline 0180-6050400. Schirmherr der Veranstaltung ist Robert
Bückmann, Bückmann Verwaltungs GmbH.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9030: Aus aller Welt - 08.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Andorra: Regierungspartei geht geschwächt aus Parlamentswahl hervor

Im Fürstentum Andorra in den östlichen Pyrenäen hat die
Mitte-Rechts-Regierung von Ministerpräsident Antoni Martí ihre
Parlamentsmehrheit verloren. Bei der Wahl am Sonntag erhielt Martís
Partei Demòcrates per Andorra elf von 28 Sitzen im neuen Parlament,
die Partit Socialdemòcrata von Pere López fünf Sitze. Drittstärkste
politische Kraft wurde eine Allianz von Sozialisten und Liberalen,
die künftig vier Abgeordnete stellt. Es wird erwartet, daß Martí sich
von der Spitze zurückzieht und der ehemalige Innenminister Xavier
Espot neuer Regierungschef wird.

8. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9030: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ehemann soll seine Frau getötet haben

Nach dem Fund einer Frauenleiche in einer Wohnung im hessischen Bad
Nauheim richten sich die Ermittlungen gegen den Ehemann des Opfers.
Der 24jährige wurde am Montagmittag in einem Industriegebiet der
Stadt festgenommen. Wie ein Sprecher der Staatsanwaltschaft Gießen
mitteilte, soll der Tatverdächtige zunächst psychiatrisch untersucht
werden. Die Obduktion des 25jährigen Opfers sei für Montagnachmittag
geplant.

8. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9027: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Viele Tote bei Gefechten im Westen von Afghanistan

In der westafghanischen Provinz Badghis haben Talibankämpfer
koordinierte Angriffe auf mehrere Kontrollpunkte der Regierung
durchgeführt und dabei zwölf Sicherheitskräfte getötet. Weitere 34
Polizei- und Militärangehörige seien bei den Gefechten verwundet
worden, teilte das Verteidigungsministerium in Kabul mit. Die
Aufständischen verloren demnach 99 Kämpfer.

8. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9029: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Geplante Regelung macht jeden automatisch zum Organspender

Kathrin Vogler von der Linkspartei übte erneut Kritik an den von
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) vorgestellten neuen Regeln
zur Organspende. Nach Angaben der Abgeordneten will Spahn mit seinem
Gesetzentwurf für eine Widerspruchslösung bei der Organspende den
Organspendeausweis abschaffen und die bisherigen Aufklärungspflichten
der Krankenkassen aufweichen. Der bekannte Organspendenausweis, der
als Mittel der Selbstbestimmung diene, störe in dem Vorhaben von
Spahn, sagte Vogler der Nachrichtenagentur AFP in Berlin. Der
Gesetzentwurf sieht vor, daß nach der Einrichtung des geplanten
Transplantationsregister der Organspendeausweis eingestellt wird.

8. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9028: Tragisches und Kurioses - 08.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schlangenjäger fangen Riesenpython in Florida

Im Nationalpark Everglades in Florida haben Schlangenjäger eine mehr
als fünf Meter lange Riesenpython gefangen. Die mehr als 60 Kilogramm
schwere Schlange sei eine der größten, die jemals im Süden Floridas
gefunden worden sei, erklärte das Naturreservat Big Cypress. Weil
Pythons in der Region keine natürlichen Feinde haben, konnten sie
sich stark vermehren. Nach Angaben der Behörden stellen die Schlangen
inzwischen eine große Bedrohung für einheimische Tierarten dar. Die
gefangene Würgeschlange wird vermutlich eingeschläfert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8113: Aus Forschung und Technik - 08.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Roskosmos muß Entwicklung neuer Triebwerke auf Eis legen

Der russischen Weltraumagentur Roskosmos fehlen derzeit die Mittel
für die Entwicklung zukunftsorientierter Methangas-Triebwerke für
Mehrzweckraketen. Wie Behördenchef Dimitri Rogosin laut russischen
Medien bei einem Besuch im Staatlichen Weltraumforschungs- und
Produktionszentrum Chrunitschew mitteilte, fließen alle frei
verfügbaren Gelder in ein Programm zur finanziellen Sanierung des
Konzerns. Der Schuldenberg soll in drei Jahren abgebaut sein. Das
Moskauer Unternehmen Chrunitschew stellt unter anderem schwere 
Proton- und Angara-Trägerraketen sowie Module für die 
Internationale Raumstation ISS her.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8126: Aus aller Welt - 08.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Washington setzt iranische Revolutionsgarden auf seine Terrorliste

Die US-Regierung wird die iranischen Revolutionsgarden (IRGC) als
ausländische Terrororganisation einstufen, weil sie als Instrument
staatlicher Politik weltweit Terrorismus finanzieren, fördern und
betreiben, so US-Präsident Trump. Er drohte der Regierung in Teheran
ernste Konsequenzen wegen Unterstützung von Terrorismus an. Unter
anderem wird Bürgern und Unternehmen der USA verboten, mit der
iranischen Eliteeinheit Handel zu betreiben, sie mit Waffen zu
beliefern oder militärisch auszubilden. Gardemitglieder dürfen nicht
in die USA einreisen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8085: Medizin und Gesundheitswesen - 08.04.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Ärzte transplantieren Niere von HIV-Infizierten

US-Ärzten ist ein weiterer Durchbruch bei der medizinischen
Behandlung von HIV-Infizierten gelungen. Wie afp meldete, haben
Chirurgen der Johns-Hopkins-Universität in Baltimore erstmals eine
Niere einer infizierten Organspenderin zu einem ebenfalls infizierten
Empfänger transplantiert. Das Besondere daran ist, daß Aids eine
durch HIV übermittelte Immunschwäche ist. Daher gingen Ärzte bislang
davon aus, daß die zur Verhinderung einer Abstoßung notwendige
Unterdrückung des Immunsystems eine tödliche Gefahr für die
Erkrankten darstellen würde. Doch die großen Fortschritte bei der
HIV-Behandlung mit anti-retroviralen Medikamenten, welche die Zahl
der Erreger im Körper massiv senken, lassen die Infizierten nicht nur
ein fast normales Leben führen. Es scheint jetzt auch möglich zu 
sein, daß bei ihnen Transplantationen durchgeführt werden können. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8114: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.04.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Waffenhersteller und -händler werden wegen Schulmassaker verklagt

Das Oberste Gericht des US-Bundesstaats Connecticut hat im März im
Zusammenhang mit dem Massaker an der Sandy-Hook-Grundschule in
Newtown den Weg für Klagen gegen den inzwischen insolventen
Waffenhersteller Remington freigemacht. 2012 hatte der 20jährige
Lanza seine Mutter, 20 Kinder, sechs Schulangestellte und sich selbst
mit einem halbautomatischen Gewehr von Remington erschossen.

Wie die New York Times aktuell berichtete, wollen Waffengegner in den
USA gegen die Vermarktungsstrategien von Waffenproduzenten klagen.
Vorbild ist die erfolgreiche Prozeß-Kampagne gegen die
Zigarettenindustrie. Angehörige der Sandy-Hook-Opfer verklagen
Remington, die Vertriebsfirma Camfour und das Geschäft, welche das
Sturmgewehr verkaufte. Anwälte der Angehörigen von Opfern des
Massakers in Parkland in Florida planen Klagen gegen Smith & Wesson,
den Produzenten der Tatwaffe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8037: Sprache, Kunst und Medium - 08.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Mitkonstrukteur der Oper in Sydney gestorben

Der Däne Jørn Utzon gelangte als Architekt der Oper von Sydney
zu Weltruhm. Kaum bekannt wurde dagegen der Ingenieur Joe Bertony, der
praktisch die Negativformen für die an Segel erinnernde
Dachkonstruktion entwarf und berechnete. Ohne die Arbeit des Franzosen
hätte das Opernhaus in seiner jetzigen Form vielleicht gar nicht
realisiert werden können.

Darauf wies die Opernchefin Louise Gerron angesichts des Todes von
Bertony hin, der am Sonntag im Alter von 97 Jahren in Sydney starb.

Der Ingenieur hatte in den 1960 und 70er Jahren rund 30.000 Stützbögen
entworfen und berechnet, die für die Montage der Außenhaut nötig
waren. Seine Entwürfe wurden damals vom einzigen Computer in
Australien überprüft, der über genug Rechnerkapazität verfügte. Wie
die Zeitung Sydney Morning Herald berichtete, wurde kein einziger
Fehler gefunden.

Nach wie vor ist der Komplex, der an der Hafeneinfahrt im Stadtteil
Port Jackson realisiert wurde, Australiens bekanntestes Gebäude. 1973
eröffnet, steht es seit Sommer 2007 auf der Unesco-Welterbeliste.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8104: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Kämpfe in Tripolis

Letzte Woche hat der libysche Rebellenkommandeur General Chalifa
Haftar eine Offensive gegen Tripolis gestartet, wo die internationale
Regierung von Ministerpräsident Fajis al-Sarradsch ihren Sitz hat.
Mehrere tausend Menschen sind vor den Kämpfen in Tripolis geflohen,
wie das Büro für Menschenrechte der Vereinten Nationen meldete.
Andere sind eingeschlossen und können nicht fliehen.
Hilfsmannschaften können nicht zu ihnen vordringen und Verletzte
bergen. Das Gesundheitsministerium in Tripolis meldete Dutzende Tote
und Verwundete. Am Sonntagnachmittag startete die Regierung der
nationalen Einheit eine Gegenoffensive. Kampfjets Haftars beschossen
unterdessen den ehemaligen internationalen Flughafen von Tripolis.
Al-Sarradschs Stellvertreter al-Katrani wechselte auf die Seite
Haftars, weil dieser Tripolis von bewaffneten kriminellen
Terrormilizen befreien will.

Die USA, die EU und die Uno-Gesandtschaft in Libyen forderten eine
Einstellung der Kämpfe. Im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen
scheiterte eine Resolution, mit der Haftar zur Beendigung des
Vormarsches aufgefordert werden sollte, am Veto Rußlands, da die USA
nicht beide Konfliktparteien ansprechen wollten. Die Vereinten
Nationen halten am Plan fest, Mitte des Monats in Ghadames eine
Konferenz abzuhalten, auf der gesamtlibysche Wahlen vorbereitet
werden sollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8118: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Rechtspopulisten bilden gemeinsame Fraktion im EU-Parlament

Der Vorsitzende der italienischen Lega, Salvini, hat die AfD
eingeladen, nach der Europawahl Ende Mai eine rechtspopulistische
Fraktion im EU-Parlament zu bilden. Der AfD-Vorsitzende Meuthen
zeigte sich dazu bereit. Er strebt eine Festung Europa an, in die nur
hineingelassen wird, wer den Rechtspopulisten genehm ist. Die Lega
ist dabei Vorbild. Einer "Europäischen Allianz der Menschen und
Nationen" werden sich auch die Dänische Volkspartei und die finnische
Partei Die Finnen anschließen. Die Lega bildet bereits mit der
österreichischen Regierungspartei FPÖ und der französischen Nationalen
Sammlungsbewegung (ehemals Front National) im EU-Parlament die
Fraktion "Europa der Nationen und der Freiheit".
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8087: Tragisches und Kurioses - 08.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Dicke Lippe riskiert

Aufgeworfene Lippen werden von manchen Männern und Frauen als sinnlich
empfunden. Deshalb wird in sogenannten Schönheitspraxen oder Studios
Hyaluron in die Lippen gespritzt. Allerdings dürfen nur Ärzte oder
Heilpraktiker diesen Eingriff vornehmen. Jetzt hat die Polizei Bochum
zwei Frauen festgenommen, die in mehreren, vielleicht sogar vielen
Fällen in ihrem Schönheitssalon Lippen und möglicherweise auch Nasen
ohne Genehmigung und obendrein falsch aufgespritzt haben.

Wie sich inzwischen herausgestellt hat, wurden zahlreichen Frauen, die
vermutlich gefallen wollten, durch das Gel nicht nur Schmerzen
zugefügt, die Lippen seien auch verunstaltet, wie WDR1 berichtete.

Gegen die beiden Frauen im Alter von 26 und 28 Jahren wird wegen
vierfacher Körperverletzung sowie Steuerhinterziehung ermittelt.
Außerdem sollen sie gegen das Heilpraktikergesetz verstoßen haben. Bei
der Polizei hatten sich bisher nur wenige Betroffene gemeldet. Dafür
sind in den sozialen Netzwerken aber Beschwerden falsch behandelter
Frauen aufgetaucht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8115: Arbeit, Soziales und Familie - 08.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Protestaktionen von Tierrechtlern in Australien

Am Montag haben Tierrechtler in mehreren Städten Australiens und
Tasmaniens gegen die Fleischindustrie protestiert. Sie blockierten
Straßenkreuzungen und brachen in Schlachthäuser ein, wo sie sich
anketteten. Dutzende Aktivisten wurden festgenommen.
Ministerpräsident Morrison nannte die Aktionen unaustralisch. Sie
seien zum Schaden des Lebensunterhalts der Farmer. Er forderte von
den zuständigen Behörden die Anwendung der vollen Macht des Gesetzes
gegen die Grüne-Mäntelchen-Kriminellen (green-collared criminals).
Australien weist nach den USA den größten Fleischkonsum pro Kopf auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8096: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Dieselfahrverbot wird kaum geahndet

Nicht wenige Umweltschützer bezweifeln, daß das neue Dieselfahrverbot
ein wirksames Mittel gegen die Stickoxid-Belastung der Städten ist.
So will die Stuttgarter Polizeiführung Zeit Online zufolge Verstöße
dagegen nur im Rahmen der sonst üblichen Verkehrskontrollen ahnden,
also wenn es ums Tempo, Alkohol oder die Gurtpflicht geht. Wie oft
das geschieht, ist unklar, denn über die Zahl der einschlägigen
Strafzettel gibt es keine Auskünfte. 80 Euro Bußgeld plus 18,50 Euro
Bearbeitungsgebühr kostet der Verstoß gegen das Dieselfahrverbot, das
für Pendler von außerhalb schon seit dem 1. Februar galt und nun auch
die Anwohner treffen soll.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8103: Märkte und Finanzen - 08.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Bilanz von 70 Jahren Tarifvertragsgesetz

In Deutschland sind 27 Prozent der Betriebe Tarifverträge
eingegangen. Diese gelten für 55 Prozent der Beschäftigten. Dabei
stellen die 77.000 geltenden Tarifvereinbarungen einen Rekordwert
dar. Jährlich werden über 5000 Verträge neu abgeschlossen. Das
berichtete die Hans-Böckler-Stiftung zum 70. Jahrestag des
Tarifvertragsgesetzes (TVG). Der gewerkschaftsnahen Stiftung zufolge
fördern Unternehmen, die keine Tarifbindung eingehen, niedrig
bezahlte und prekäre Beschäftigung. Viele Unternehmen sind in den
vergangenen Jahren aus der tariflichen Bindung ausgestiegen und
allenfalls noch Mitglieder in Arbeitgeberverbänden ohne Tarifbindung.
Insbesondere in kleineren Betrieben, in verschiedenen
Dienstleistungsbereichen und in den ostdeutschen Bundesländern liegt
die Tarifbindung erheblich unter dem Durchschnitt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8119: Aus Forschung und Technik - 08.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Japanische Sonde schießt Projektil auf Asteroiden

Asteroiden können nicht nur beeindruckende Himmelserscheinungen,
sondern auch eine nicht zu unterschätzende Gefahr für die Erde sein.
Um dafür gerüstet zu sein, hat die japanische Sonde Hayabusa2 in
ihrer bislang riskantesten Operation einen Krater in den Asteroiden
Ryugu geschlagen. Wie heise Online meldete, entließ die Sonde das
dafür mitgeführte Projektil SCI in einer Entfernung von rund 500
Metern über dem Asteroiden. Das aus Kupfer bestehende Teil wurde dann
mit einer Explosion beschleunigt. Wie groß der dort geschlagene
Krater ist, ist aber noch unklar. Daneben soll die Sonde möglichst
viele Bodenproben sammeln, die dann zur Erde gebracht werden sollen,
um die Ursprünge des Asteroiden und unseres Sonnensystems zu
erforschen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1627: Soziale Unsicherheit stresst auch Schimpansen (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 05.04.2019

Soziale Unsicherheit stresst auch Schimpansen



Forschende vom Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie in
Leipzig beobachteten im Taï-Nationalpark (Elfenbeinküste) das Verhalten
männlicher Schimpansen in Perioden des verstärkten Konkurrenzkampfes unter
den Männchen und sammelten Urinproben der Tiere, um ihren Cortisol-Spiegel
zu messen und so ihr Stressniveau zu bestimmen. Obwohl die Männchen
tatsächlich gestresster sind, wenn das Hierarchiegefüge innerhalb der
Gruppe instabil ist, sind ihre Aggressionsraten geringer. Das deutet
möglicherweise darauf hin, dass die Tiere in Zeiten sozialer Instabilität
auf aggressive Handlungen verzichten, um die Eskalation von Konflikten zu
vermeiden und den Gruppenzusammenhalt zu fördern.

Ein hoher sozialer Status bringt Männchen und Weibchen vieler in sozialen
Gruppen lebender Tierarten, darunter auch dem Menschen, erhebliche
Vorteile, ist aber auch mit Kosten verbunden. "Um zu bestimmen, welche
Kosten mit dem Erlangen und der Aufrechterhaltung eines Dominanzstatus
verbunden sind, haben wir mögliche Quellen für energetische und
psychosoziale Stressfaktoren untersucht, denen männliche Schimpansen
täglich ausgesetzt sind, insbesondere in Zeiten, wenn sie intensiv um den
Dominanzstatus und Paarungsmöglichkeiten konkurrieren", sagt Anna Preis,
Erstautorin der Studie.

Die Autoren bestimmten den Cortisol-Spiegel im Urin der Tiere und stellten
fest, dass der Hormonwert in Zeiten sozialer Instabilität bei allen
Männchen höher war, die Tiere also mehr Stress hatten, als in stabilen
Perioden. Überraschenderweise verhielt es sich bei den Aggressionsraten
umgekehrt: In stabilen Zeiten kam es zu einer höheren Anzahl aggressiver
Handlungen. Im Gegensatz zu Erkenntnissen aus einer früheren Studie, die
eine andere Schimpansenpopulation betraf, konnten die Forschenden weder in
stabilen noch in instabilen Zeiten eine Verbindung zwischen dem
Dominanzrang und dem Cortisol-Spiegel der Tiere feststellen.

Unsicherheit stresst

Die aktuellen Ergebnisse deuten also darauf hin, dass für dominante
Taï-Schimpansenmännchen der Erhalt ihres Rangs nicht mit erhöhtem
körperlichen Stress verbunden ist. Vielmehr sind alle Männchen der Gruppe im
Wettbewerb um den Dominanzstatus und aufgrund von Instabilitäten im
Hierarchiegefüge gleichermaßen psychosozialem Stress ausgesetzt, auch wenn
es seltener zu aggressiven Handlungen kommt. Dies unterstützt eine Reihe
weiterer Studien, die zeigen, dass die Unsicherheit in sozialen Beziehungen
bei Primaten, - auch beim Menschen - besonders belastend ist.

"Stress wird nicht durch offen ausgetragene Aggressionen verursacht,
sondern durch soziale Ungewissheit, wenn Männchen verstärkt in Konkurrenz
zueinander stehen", sagt Preis. "In unserer Studie haben wir zwei mögliche
Zusammenhänge untersucht, die soziale Instabilität auslösen können: das
Ringen um Dominanz und um Paarungsmöglichkeiten. In beiden Zusammenhängen
hatten die Männchen - unabhängig von ihrem Dominanzrang - ein höheres
Stressniveau, wenn der Konkurrenzdruck am stärksten war. Die Häufigkeit
und Intensität ihrer aggressiven Handlungen waren jedoch dann stärker,
wenn der Konkurrenzdruck am schwächsten war."

Abwägung des Eskalationsrisikos

"Männliche Schimpansen passen ihr Wettbewerbsverhalten an kontextabhängige
Bedingungen an. Wenn das Risiko besonders hoch ist, dass eine Situation
eskaliert, vermeiden die Männchen aggressives Verhalten, um das
Verletzungsrisiko zu verringern", sagt Roman Wittig, leitender Autor der
Studie. "Schimpansen sind sehr territoriale Tiere und verteidigen ihr
Gebiet gemeinsam gegen Eindringlinge. Möglicherweise vermeiden männliche
Schimpansen aggressives Verhalten, wenn Dominanzbeziehungen unklar und
instabil sind. Das könnte Teil einer Strategie zum Konfliktmanagement
sein, die es den Tieren ermöglicht, in solchen Situationen als Gruppe
zusammenzuarbeiten." Konfliktmanagementstrategien sind für die
Aufrechterhaltung eines stabilen Zusammenlebens in sozialen Gruppen
entscheidend. Die aktuelle Studie zeigt, wie freilebende Schimpansen mit
Konflikten innerhalb der Gruppe umgehen und die Anwendung aggressiven
Verhaltens gegen persönliche und Gruppeninteressen abwägen.

"Unsere Studie ist für ein breites Forschungsfeld von Interesse. Sie
zeigt, dass Aggressionsraten nicht immer ein guter Indikator für die
Wettbewerbsintensität sind und dass in zukünftigen Studien auch die
Aggressionsvermeidung und andere nicht aggressive Formen des
Wettbewerbsverhaltens berücksichtigt werden müssen", schließt Preis.


Originalpublikation:

Anna Preis, Samuni Liran, Tobias Deschner, Catherine Crockford, Roman M.
Wittig

Urinary cortisol, aggression, dominance and competition in wild, West
African male chimpanzees

Frontiers in Ecology and Evolution, 05 April 2019,

https://doi.org/10.3389/fevo.2019.00107

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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ZOOLOGIE/1626: Nächtliche Orientierung migrierender Fledermäuse hängt von Richtung des Sonnenuntergangs ab (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 04.04.2019

Nächtliche Orientierung migrierender Fledermäuse hängt von Richtung des
Sonnenuntergangs ab



Ob Wale, Huftiere oder Fledermäuse - Millionen Säugetiere wandern mehrere
tausend Kilometer im Jahr. Wie sie während dieser jahreszeitlichen
Migration navigieren, ist jedoch im Gegensatz zu Vögeln oder Schildkröten
kaum erforscht. Mit einem innovativen Doppelexperiment hat ein
Wissenschaftlerteam unter Leitung des Leibniz-Instituts für Zoo- und
Wildtierforschung (Leibniz-IZW) nachgewiesen, dass eine Fledermausart die
Richtung des Sonnenuntergangs zur Kalibrierung ihres inneren Kompasses
nutzt.

Ein großer Spiegel simulierte für einen Teil der Tiere eine andere
Richtung des Sonnenuntergangs und ein neuartiger Testablauf ermöglichte
es, die Flugrichtungen der Tiere nach dem Start aufzuzeichnen. Das
Experiment, welches in "Current Biology" publiziert ist, zeigt zudem, dass
diese Fähigkeiten nicht vererbt, sondern mutmaßlich erlernt werden.

Das Experiment, dass Wissenschaftler Oliver Lindecke und Christian Voigt
vom Leibniz-IZW gemeinsam mit KollegInnen aus Lettland und Großbritannien
entworfen und durchgeführt haben, beruht auf zwei Teilschritten: Zunächst
wurden mehrere Mückenfledermäuse (Pipistrellus pygmaeus) in zwei Gruppen
eingeteilt. Zum Sonnenuntergang während ihrer Wanderperiode hat eine
Gruppe den natürlichen Sonnenuntergang an der lettischen Ostseeküste
erlebt, während die zweite Gruppe mit einem großen Spiegel einer um 180°
umgekehrte Version dieses Schauspiels ausgesetzt war. Die Sicht auf den
natürlichen Sonnenuntergang hingegen war blockiert. Später in der Nacht
haben die WissenschaftlerInnen die Tiere auf eine Wiese einige Kilometer
ins Landesinnere gebracht und mit Hilfe einer speziell entworfenen
"release box" freigelassen. Diese runde Box ermöglichte es den
ForscherInnen, die Abflugrichtung genau aufzeichnen. Frühere Studien haben
gezeigt, dass die Richtung des Starts eine sehr zuverlässige Näherung für
die tatsächliche Flugrichtung der Tiere ist.

"Unser Versuchsaufbau, die runde 'release box', war so gestaltet, dass sie
die Startrichtung der Tiere nicht beeinflusst, sodass wir die Richtungen
für beide Gruppen von Fledermäusen vergleichen konnten", erklärt Lindecke.
"Die Resultate haben uns zwei fundamentale Erkenntnisse gebracht: Erstens
spielt die Richtung des Sonnenuntergangs tatsächlich eine zentrale Rolle
bei der nächtlichen Orientierung der Mückenfledermäuse, weil die Gruppen
signifikant unterschiedliche Flugrichtungen einschlugen. Und zweitens
konnten wir feststellen, dass nur erwachsene Tiere diese
Richtungspräferenzen zeigten", fasst Lindecke zusammen. "Unerfahrene junge
Tiere flogen in zufällige Richtungen, was stark darauf hindeutet, dass sie
Fähigkeiten zur Navigation während der Migration von älteren Artgenossen
erlernen müssen", schlussfolgert Christian Voigt, Senior-Autor der Studie
und Leiter der Leibniz-IZW-Abteilung für Evolutionäre Ökologie. Wie dieser
Lernprozess funktioniert und welche sozialen Faktoren und Praktiken dabei
eine Rolle spielen, ist jedoch noch nicht bekannt und erfordert weitere
Forschung.

Forschungen zur Navigation und Orientierung von Säugetieren während der
jahreszeitlichen Migrationen hinken dem Erkenntnisstand bei Vögeln oder
Schildkröten um Jahrzehnte hinterher. Einer der Gründe dafür ist das
Fehlen eines Versuchsaufbaus, der zuverlässige Rückschlüsse auf
Wanderungsrichtungen erlaubt. Für große Säugetiere wie Gnus oder Wale ist
dies eine fast unlösbare Aufgabe, doch Fledermäuse könnten diese Lücke
füllen. Sie sind zu einer wichtigen Modellgruppe für Studien zur Ökologie
und der Bewegung der Säugetiere geworden. Die Augen der Fledermäuse sind
trotz Echoortung ein wichtiger Orientierungssinn für die Tiere,
beispielsweise bei der Jagd von insektenfressenden Arten oder der
Nahrungssuche von fruchtfressenden Arten. Echoortung und Pfadintegration
sind auf Distanzen von mehr als einigen Dutzend Metern ineffizient und
fehleranfällig. Die Ergebnisse dieser Studie stellen die ersten
empirischen Nachweise für die Mechanismen und Signale dar, die wandernde
Säugetiere zur Navigation nutzen.


Originalpublikation:

Lindecke O, Elksne A, Holland RA, Pētersons G, Voigt CC (2019)

Experienced migratory bats integrate the sun's position at dusk for
navigation at night.

Current Biology.
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FORSCHUNG/1583: Sehen und gesehen werden (idw)


Universität Konstanz - 04.04.2019

Sehen und gesehen werden

Mikroskopische Schwimmer mit Gesichtssinn bilden stabile Schwärme



Vögel, Fische und Bakterien bilden häufig Gruppen oder Schwärme. Dieses
sogenannte kollektive Verhalten erfordert die permanente und
wechselseitige Anpassung der Bewegungen aller Gruppenmitglieder. Oft ist
dabei unklar, welche Informationen aus ihrer Umgebung Individuen dabei
nutzen; neben optischen und akustischen Reizen können auch
Strömungswiderstände oder chemische Botenstoffe eine Rolle spielen.
Physiker der Universität Konstanz haben nun anhand von Experimenten mit
künstlichen Mikroschwimmern gezeigt, dass es für die Bildung einer
stabilen Gruppe völlig ausreicht, wenn jedes Individuum die Zahl anderer
Gruppenmitglieder innerhalb des eigenen Gesichtsfelds abschätzt und seine
Geschwindigkeit daraufhin anpasst. Neben einem besseren Verständnis
kollektiver Phänomene lassen sich diese Erkenntnisse auch für autonome
Systeme verwenden. Nachzulesen sind die Ergebnisse in der aktuellen
Ausgabe des Wissenschaftsjournals Science.

Die Organisation einzelner Individuen in Form eines kompakten Schwarms
oder einer Gruppe spielt eine zentrale Rolle, um sich vor Fressfeinden zu
schützen, bei der Suche nach Futter oder um große Distanzen effizient
zurückzulegen. Um die Entstehung eines Schwarms prinzipiell zu verstehen,
ist es wichtig zu wissen, welche Informationen ein Individuum aus der
Umgebung wahrnimmt und wie es seine Bewegung daraufhin anpasst. Das
sogenannte Vicsek-Modell geht davon aus, dass jedes Gruppenmitglied seine
Fortbewegungsrichtung an die der umgebenden Teilchen angleicht. Zusätzlich
muss eine Anziehung zwischen den Gruppenmitgliedern existieren. Fehlt eine
dieser Bedingungen (Ausrichtung oder Anziehung), wird der Schwarm instabil
und löst sich auf.

Einfachere und robuste Regel

Clemens Bechinger, Professor am Fachbereich Physik der Universität
Konstanz, hat mit seinen Mitarbeitern nun in Experimenten eine deutlich
einfachere und bemerkenswert robuste Regel entdeckt, mit der Individuen
spontan eine stabile Gruppe bilden. Dabei bestimmt jedes Teilchen die Zahl
der Nachbarn innerhalb seines nach vorne gerichteten Gesichtsfeldes. Liegt
die Zahl über einem bestimmten Schwellwert, so beginnt das Teilchen, nach
vorne zu schwimmen, andernfalls bewegt es sich rein zufällig. Entscheidend
dabei ist, dass das Teilchen gar nicht genau wissen muss, wo sich seine
Nachbarn aufhalten, es reicht völlig aus, wenn sie sich irgendwo in seinem
Gesichtsfeld befinden.




[image: Schematische Darstellung der experimentellen Anordnung - Bild: © Noemi Furlani]

Schematische Darstellung der experimentellen Anordnung: Je nachdem,
ob sich viele oder wenige Nachbarn im Sichtfeld (rot) der bekappten
Glaskügelchen befinden, werden diese mit einem fokussierten
Laserstrahl beleuchtet oder nicht. Mit einem solchen Experiment
lassen sich die Auswirkungen visueller Informationen auf das
kollektive Verhalten und die Schwarmbildung von schwimmenden
Mikroteilchen untersuchen.

Bild: © Noemi Furlani



Anstelle von lebenden Organismen verwenden die Physiker künstlich
hergestellte Mikroschwimmer, die in einer Flüssigkeit schweben. Diese
bestehen aus Glaskügelchen von einigen Mikrometern Durchmesser, die
halbseitig mit einer dünnen Kappe Kohlenstoff beschichtet sind. Werden
diese mit einem fokussierten Laserstrahl beleuchtet, wird das Licht nur
von der dunklen Kappe absorbiert und das Teilchen erhitzt sich
ungleichmäßig. Der Temperaturgradient erzeugt eine Flüssigkeitsströmung an
der Teilchenoberfläche, die das Teilchen in eine bakterienähnliche
Schwimmbewegung versetzt. Die Situation ist vergleichbar mit einer
rotierenden Schiffsschraube, die Wasser nach hinten drückt und dadurch das
Boot nach vorne bewegt.

Um die Mikroschwimmer mit einem Gesichtsfeld auszustatten, verwenden die
Wissenschaftler einen Trick: Mit Hilfe eines Computers werden die
Positionen und Orientierungen aller Glasteilchen laufend überwacht. Damit
lassen sich die Anzahl der Nachbarn jedes Teilchens in einem festgelegten
Winkelbereich, welcher dem Gesichtsbereich entspricht, bestimmen.
Übersteigt die Zahl einen Schwellwert, wird das entsprechende Teilchen von
einem fokussierten Laserstrahl erfasst und kurz beleuchtet, so dass es
eine Schwimmbewegung ausführt. Bleibt die Zahl der Teilchen dagegen unter
dem Schwellwert, findet keine Beleuchtung statt, und es führt stattdessen
eine ungerichtete, diffusive Bewegung aus. Dadurch, dass die jeweiligen
Informationen mehrmals pro Sekunde aktualisiert werden, reagiert jeder
Mikroschwimmer dynamisch auf kleinste Änderungen seiner Umgebung, ganz
ähnlich wie ein Fisch in einem Schwarm.

Wahrgenommenen Informationen können exakt kontrolliert werden

Mit Hilfe dieser künstlichen Organismen können die Forscher die
Informationen, die ein Individuum aus seiner Umgebung wahrnimmt, exakt
bestimmen und beobachten, wie sich Wahrnehmungsveränderungen auf deren
kollektives Verhalten auswirken. Je nach Wahl der Breite des
Gesichtsfeldes und dem Wert der Wahrnehmungsschwelle ist die
Gruppenbildung stärker oder weniger ausgeprägt. Tatsächlich lässt sich mit
einem solch einfachen Modell sogar verstehen, warum Pflanzenfresser mit
einem breiten Gesichtsfeld nur dann in Kontakt mit ihrer schützenden
Gruppe bleiben, wenn sie besonders aufmerksam ihre Nachbarn im Auge
behalten, also ihre Wahrnehmungsschwelle stark absenken. Ebenfalls
verständlich wird im Rahmen des Modells, warum das enge Gesichtsfeld von
Raubtieren von Vorteil ist, die Gegenwart von Beutetieren über lange
Distanzen zu ermitteln.

Eine weitere wichtige Erkenntnis der Wissenschaftler ist, dass
gruppenbildende Individuen prinzipiell weder ihre Geschwindigkeitsrichtung
anpassen müssen noch Informationen bezüglich der Bewegungsrichtung ihrer
Nachbarn benötigen. Aus regeltechnischer Sicht ist dies äußerst
vorteilhaft, da dann nur geringe sensorische und kognitive Ressourcen
aufgewendet werden müssen. Dieser Aspekt ist auch für zukünftige
Anwendungen von Nutzen, wo Millionen autonomer Mikroroboter mit
limitierter Rechenkapazität komplexe Aufgaben erfüllen sollen. Damit dies
gelingt, müssen sie sich untereinander organisieren und ihr Verhalten
abstimmen. Nur dadurch können auch unvorhergesehene Situationen
erfolgreich gemeistert werden, ähnlich wie ein Fischschwarm der einem
Angreifer ausweicht.

Clemens Bechingers Forschung wird durch einen ERC Advanced Grant des
Europäischen Forschungsrats gefördert. Der Physiker ist Principal
Investigator am Konstanzer Exzellenzcluster "Centre of the Advanced Study
of Collective Behaviour".

Faktenübersicht:


	Originalpublikation: F.A. Lavergne, H. Wendehenne, T. Bäuerle, C. Bechinger, Group formation and cohesion of active particles with visual perception-dependent motility, Science 5. April 2019. 
http://science.sciencemag.org/cgi/doi/10.1126/science.aau5347

	Experimente zeigen: Für die Bildung einer stabilen Gruppe reicht die Bestimmung der Anzahl anderer Gruppenmitglieder innerhalb des eigenen Gesichtsfeldes

	Förderung durch einen ERC Advanced Grant des Europäischen Forschungsrats

	Forschung im Rahmen des "Centre of the Advanced Study of Collective Behaviour", das im Rahmen der Exzellenzstrategie des Bundes und der Länder gefördert wird
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SOZIALES/1940: Grüne beantragen Aktuelle Stunde zu bezahlbarem Wohnen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. April 2019

Grüne beantragen Aktuelle Stunde zu bezahlbarem Wohnen



Die Grüne Bundestagsfraktion hat eine Aktuelle Stunde mit dem Titel:
"Notwendige Maßnahmen ergreifen, um bezahlbares Wohnen zu ermöglichen"
beantragt. Hierzu erklärt Britta Haßelmann, Erste Parlamentarische
Geschäftsführerin:

Bezahlbares Wohnen ist längst zu einer der zentralen sozialen Frage
geworden. Wohnungsnot und horrende Mieten sind für viele Menschen in
ihrem Lebensalltag eine große Belastung. Das haben auch die Proteste
am Wochenende wieder gezeigt. Gerade in Großstädten und Ballungsräumen
sehen wir den Mangel an bezahlbarem Wohnraum und einen dramatischen
Anstieg von Mietpreisen. Das geht auch auf das Konto der schwarz-roten
Bundesregierung. Tausende von Sozialwohnungen fallen jedes Jahr aus
der Zweckbindung, die Mietpreisbremse greift nicht. Wir fordern eine
Mietengarantie, die ein weiteres Explodieren der Mietkosten
verhindert.

Wir brauchen dringend eine Trendwende, damit mehr gute und bezahlbare
Wohnungen geschaffen werden. Es war ein schwerer Fehler, die
Gemeinnützigkeit im Sozialen Wohnungsbau abzuschaffen. Mit einer
"Neuen Wohngemeinnützigkeit" werden Wohnungen wieder bezahlbar und vor
allem bleiben sie das auch dauerhaft. Das Grundgesetz sieht vor:
Eigentum verpflichtet. Daher haben Kommunen auch das Recht
einzugreifen, wenn Eigentum zum Beispiel zu Spekulationen genutzt wird
- egal, ob es um Wohnungen oder brachliegendes Bauland geht. Ob davon
Gebrauch gemacht wird, muss jede Kommune für sich entscheiden, auch
mit Blick auf die Frage, ob die Gelder für potenzielle Entschädigungen
eingesetzt werden müssten oder anders mit größerem Effekt verwendet
werden könnten. Mit dem von Union und SPD eingeführten Baukindergeld
löst man diese gravierenden Probleme am Wohnungsmarkt auf jeden Fall
nicht.

 * 

Quelle:
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EUROPA/962: EU-China-Gipfel muss konkrete Ergebnisse bringen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. April 2019

EU-China-Gipfel muss konkrete Ergebnisse bringen

Stärkung der internationalen Ordnung auch in Pekings Interesse



In Brüssel findet am morgigen Dienstag der EU-China-Gipfel statt.
Hierzu erklärt der außenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Der EU-China-Gipfel findet in einer Zeit globaler Unruhe und großer
Unsicherheiten in Sicherheits- und Handelsfragen statt. Deshalb
sollte er als Chance genutzt werden, um Gemeinsamkeiten auszuloten
und zu vertiefen sowie für bestehende Kontroversen klare Fahrpläne zu
ihrer Beilegung zu verabreden.

So würde es die internationale Ordnung stärken, wenn China
internationale Institutionen wie den Ständigen Schiedsgerichtshof in
Den Haag anerkennen würde. Gerade China mit seiner wachsenden
Orientierung nach außen und seinen hohen Exportüberschüssen sollte
von sich aus ein starkes Interesse daran haben, die regelbasierte
Weltordnung zu achten und weiterzuentwickeln.

Nur in einem konstruktiven Dialog können die Differenzen, die
zwischen der EU und China bestehen, gelöst werden. Dabei muss Peking
die Anliegen der EU ernst nehmen. Dass die Europäische Union in allen
politischen Fragen geschlossener nach außen auftritt als zuvor -
dieses Signal hat der chinesische Präsident und Parteichef Xi Jinping
bereits bei seinen jüngsten Besuchen in Europa gespürt.

Die Möglichkeiten gemeinsamer Politik sind vielfältig und lange nicht
ausgeschöpft. Deutschland hat die sogenannte Seidenstraßen-Initiative
von Anfang an positiv begleitet. Diese kann helfen, einen gemeinsamen
eurasischen Wirtschaftsraum zu schaffen, der auch die weniger
entwickelten Regionen in Zentralasien und Osteuropa miterschließt.
Gerade die Chinesen betonen immer Win-win-Situationen bei gemeinsamen
Projekten. Am Bemühen um beiderseitigen Nutzen werden sie sich auch
beim Seidenstraßen-Projekt messen lassen müssen.

Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag ist davon überzeugt, dass
China keine einseitigen Vorteile erzielen darf. Vertragstexte für
große Infrastrukturprojekte sollten auf Augenhöhe ausgehandelt
werden, sie müssen fair und frei von politischer Bevormundung
zustandekommen. Sonst könnte sich die Stimmung gegen gemeinsame
Projekte mit chinesischen Unternehmen, die sich faktisch in
Staatsbesitz befinden, wenden."

 * 
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CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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INNEN/3464: Asylklageverfahren beschleunigen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. April 2019

Asylklageverfahren beschleunigen



Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat hat einen
Gesetzesentwurf zur Vereinfachung und Beschleunigung von
Asylklageverfahren vorgelegt. Hierzu erklärt der für Innenpolitik
zuständige stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei:

"Der von Horst Seehofer vorgelegte Gesetzentwurf zur Vereinfachung
und Beschleunigung von Asylklageverfahren hat die Unterstützung der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Das Bundesjustizministerium sollte sich
nicht gegen eine zügige Beratung sperren. Wir haben in den
vergangenen drei Jahren große Anstrengungen unternommen, um die Dauer
der Asylverfahren zu senken und damit für die Antragsteller rasch
Klarheit zu schaffen. Durch einen gewaltigen Personalaufwuchs beim
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) ist es uns gelungen,
die große Zahl der Altverfahren abzubauen und die durchschnittliche
Dauer eines neuen Verfahrens auf inzwischen drei Monate zu
reduzieren. Vor diesem Hintergrund darf es nicht sein, dass es durch
sehr lange Gerichtsverfahren am Ende zu einer Verfestigung des
Aufenthaltsstatus kommt. Denn diese Verfahren dauern im Durchschnitt
fast ein Jahr, führen aber nur in rund 14 Prozent der Fälle zu einer
Aufhebung des BAMF-Bescheides".

 * 
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RECHT/919: Rechte der Menschen bei Fixierungen werden gestärkt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. April 2019

Rechte der Menschen bei Fixierungen werden gestärkt

Bundestag berät über Schlussfolgerungen aus dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts



Der Deutsche Bundestag hat heute in 1. Lesung den Entwurf eines
Gesetzes zur Stärkung der Rechte von Betroffenen bei Fixierungen im
Rahmen von Freiheitsentziehungen beraten. Dazu erklärt die
rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker:

Fixierungen bis hin zur vollständigen Bewegungsunfähigkeit stellen
die schwerstmögliche Beschränkung der persönlichen Freiheit und einen
massiven Grundrechtseingriff dar. Deshalb ist es richtig, dass die
rechtlichen Hürden dafür hoch gehängt werden. Dies gilt selbst dann,
wenn der Betroffene sich schon in einer freiheitsentziehenden
Unterbringung befindet. Es geht jetzt darum, den Fixierungen
entsprechend dem Auftrag des Bundesverfassungsgerichts einen
rechtlichen Rahmen zu geben. Künftig wird ein Richter über die
Durchführung von Fixierungen entscheiden, die voraussichtlich 30
Minuten überschreiten. Damit wird die Rechtsposition der Betroffenen
entscheidend gestärkt."

Hintergrund:

Das Bundesverfassungsgericht hat mit dem Urteil vom 24. Juli 2018
festgestellt, dass sowohl eine 5-Punkt- als auch eine
7-Punkt-Fixierung im Rahmen einer öffentlich-rechtlichen
Unterbringung, welche absehbar länger als eine halbe Stunde dauert,
einem gesonderten Richtervorbehalt unterliegt. Die Wertungen des
Urteils gelten genauso für Fixierungen im Bereich des Straf- und
Maßregelvollzugs, der Zivilhaft, der Untersuchungshaft, der
vorläufigen Unterbringung und des Jugendarrests. Für diese Bereiche
müssen Regelungen zum Richtervorbehalt bei freiheitsentziehenden
Fixierungen geschaffen werden. Mit dem Gesetzentwurf wird der Auftrag
des Bundesverfassungsgerichts, einen verfassungsmäßigen Zustand
herzustellen, erfüllt. Die Umsetzungsfrist läuft am 30. Juni 2019 ab.

 * 
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VERKEHR/752: Innovative Mobilitätstechnologien fördern statt Verbote aussprechen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. April 2019

Innovative Mobilitätstechnologien fördern statt Verbote
aussprechen 



Zur Forderung der Grünen, ab 2030 nur noch abgasfreie Autos neu
zuzulassen, können Sie den für Verkehr zuständigen stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt
zitieren:

"Der Transformationsprozess hin zum emissionsfreien Auto von morgen
kann nicht durch Verbote gelingen. Wir setzen auf einen Mix aus
innovativer Forschung und unterstützen vielversprechende Technologien
für neue Antriebsarten für Pkw und Lkw. Das reicht von der
Elektromobilität über die Brennstoffzelle bis hin zu synthetischen
Kraftstoffen. Wir werden in der nächsten Dekade auch
Technologiesprünge erleben. Wir sollten also heute nicht alles auf
eine Karte setzen, die sich Elektromobilität nennt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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VERKEHR/751: Keine Komplettfreigabe des Gegenverkehrs für Radfahrer in Einbahnstraßen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. April 2019

Keine Komplettfreigabe des Gegenverkehrs für Radfahrer in
Einbahnstraßen



Zur aktuellen Diskussion um die Stärkung des Radverkehrs erklärt der
für Verkehr zuständige stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange:

"Die Stärkung des Radverkehrs ist ein wichtiges Thema. Daher ist es
richtig, dass die Länderverkehrsminister sich damit beschäftigen.
Aber nicht jeder Vorschlag geht in die richtige Richtung. Uns geht es
im Straßenverkehr in aller erster Linie um die Sicherheit der
Verkehrsteilnehmer. Radfahrer sind ganz besonders zu schützen.
Grundregel Nr. 1 im Straßenverkehr heißt nicht ohne Grund:
gegenseitige Rücksichtnahme.

Was die Nutzung der Verkehrswege angeht, brauchen wir keine
Konkurrenz auf den Straßen, sondern ein geordnetes Neben- und
Miteinander. Die Komplettfreigabe des Gegenverkehrs für Radfahrer in
Einbahnstraßen geht mir allerdings zu weit. Der Pilotversuch des
Bundes zum Rechtsabbiegen mit Grünpfeil nur für Radfahrer wird 2020
evaluiert werden. Hier wird aus dem Blick der Verkehrssicherheit zu
entscheiden sein, wie weit man gehen kann. Leider kommt es viel zu
oft zu schrecklichen Unfällen von Fußgängern und Radfahrern durch
abbiegende Lkws. Abbiegeassistenten können hier Leben retten. Darum
ist es gut, dass bereits heute der freiwillige Einbau von
Abbiegeassistenten in Lkw und Busse gefördert wird. Bei guter
Nachfrage sollte dieses Programm verstärkt werden. Die Verpflichtung
können wir nicht im nationalen Alleingang einführen. Für Neufahrzeuge
kommt sie 2024."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2817: Bauen statt Enteignen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. April 2019

Bauen statt Enteignen



Zur Diskussion um Enteignungen von Wohnungsunternehmen können Sie den
für Bauen und Wohnen zuständigen stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Enteignungen sind das falsche Instrument, steigende Mieten
aufzuhalten. Damit wird erst recht kein neuer Wohnraum geschaffen.
Richtig ist dagegen: es muss mehr Bauland bereit gestellt werden und
mehr gebaut werden.

Mit einer gezielten steuerlichen Förderung wollen wir den Neubau von
Mietwohnungen vor allem für Menschen mit geringem oder mittlerem
Einkommen verstärken. Wir brauchen hier eine Einigung mit den
Ländern. Ein konkreter Beitrag des Bundes für bezahlbares Wohnen ist
die soziale Wohnraumförderung in Ländern und Kommunen in Höhe von
fünf Milliarden Euro in dieser Legislaturperiode. Wenn dann noch
intelligent verdichtet wird, indem zum Beispiel Dachgeschosse
aufgestockt und ausgebaut werden, ist schon viel gewonnen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1854: Netanjahus Siedlungsplänen widersprechen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. April 2019

Netanjahus Siedlungsplänen widersprechen



"Die Bundesregierung darf die Ankündigung Benjamin Netanjahus, nach
der Wahl die völkerrechtswidrigen Siedlungen im Westjordanland
annektieren zu wollen, nicht widerspruchslos hinnehmen", erklärt
Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. "Diese Aussage Netanjahus ist weit mehr als der folgenlose
Ausrutscher eines Wahlkämpfers, der wegen zahlreicher
Korruptionsvorwürfe innenpolitisch massiv unter Druck steht. Seine
erfolgreiche Lobbyarbeit für eine US-amerikanische Anerkennung der
israelischen Souveränität über die syrischen Golanhöhen hat gezeigt,
wie wenig ihm an einer Verhandlungslösung mit den arabischen
Nachbarstaaten und den Palästinensern gelegen ist." Zaklin Nastic
weiter:

"Die Regierung Netanjahu hat die israelische Gerichtsbarkeit in
eklatanter Verletzung des Völkerrechts auf die Westbank ausgeweitet,
den Siedlungsbau massiv vorangetrieben und sich in Syrien mittels der
Ausrüstung radikaler oppositioneller Kräfte sowie direkter
militärischer Interventionen aktiv am Krieg beteiligt. Sie hat
zahlreiche, die Arbeit von Menschenrechtsorganisationen einschränkende
Gesetze erlassen, mit dem 'Nationalstaatsgesetz' die arabische
Minderheit in Israel endgültig aus der Gesellschaft ausgeschlossen und
versucht, die Kompetenz des Obersten Gerichtshofes einzuschränken. Mit
all dem hat Netanjahu deutlich gemacht, dass er an Frieden in der
Region kein Interesse hat.

Die Ankündigung Netanjahus schafft Fakten, die von der internationalen
Gemeinschaft nicht länger ignoriert werden können. Einen
lebensfähigen, palästinensischen Staat durchzusetzen ist das Gebot der
Stunde. Die Bundesregierung, deren erklärtes Ziel eine
Zweistaatenlösung ist, muss jetzt handeln, unabhängig vom Ergebnis der
israelischen Parlamentswahl am Dienstag."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. April 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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GESUNDHEIT/1094: Sofortige Hilfe statt schöner Worte für Pflegebedürftige


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. April 2019

Sofortige Hilfe statt schöner Worte für Pflegebedürftige



"Die Sozialdemokraten halten mal wieder alle mit leeren Versprechen
hin, statt Menschen mit Pflegebedarf endlich wirksam zu entlasten",
kommentiert Pia Zimmermann, Sprecherin für Pflegepolitik der
Bundestagsfraktion DIE LINKE, die Ankündigungen der SPD, eine Reform
der Pflegefinanzierung vorzulegen. Zimmermann weiter:

"Die Partei hätte in der Regierungsverantwortung zahlreiche
Möglichkeiten, gute Pflege für alle finanzierbar zu machen. Aber sie
entscheidet sich täglich dagegen. Die Pläne der SPD sehen zwar aus wie
ein erster Schritt, gehen in Wahrheit aber am Problem vorbei.

Die Kosten für die Eigenanteile sind in der stationären Pflege für
viele Betroffene und ihre Familien jetzt schon viel zu hoch. Eine
Deckelung, wie von der SPD angekündigt, schreibt diese finanzielle
Überforderung aber fest. Was wir wirklich brauchen, ist ein
Paradigmenwechsel in der Pflege: Die Eigenanteile müssen gesenkt
werden und gehören langfristig komplett abgeschafft. Solidarische
Finanzierungsmodelle dafür liegen längst vor. Das würde Menschen mit
Pflegebedarf wirklich nützen, statt dieser Effekthascherei."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. April 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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SOZIALES/2610: Keine Spekulation mit Wohnungen an der Börse


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. April 2019

Keine Spekulation mit Wohnungen an der Börse



"Die Kritik an der Kampagne "Deutsche Wohnen & Co enteignen" ist
heuchlerisch. Bei der tatsächlichen Enteignung von
Hartz-IV-Betroffenen durch zu geringe Mietkostenzuschüsse oder der
Enteignung der städtischen Mieter durch die Mietenexplosion blieb der
Aufschrei aus. Mit Wohnungen darf nicht an der Börse spekuliert
werden", erklärt Caren Lay, stellvertretende Fraktionsvorsitzende der
Fraktion DIE LINKE anlässlich der aktuellen Debatte um Enteignungen
von großen Wohnungsbaugesellschaften. Lay weiter:

"Deutsche Wohnen, Vonovia und Co. betreiben eine aggressive und
rücksichtslose Mietsteigerungspolitik auf Kosten der Mieterinnen und
Mieter. Der Deutsche Wohnen-Chef Michael Zahn zahlte sich 2018 ein
Jahresgehalt von 4,5 Millionen Euro aus. Erwirtschaftet wurde dieses von
meist armen Mieterinnen und Mietern. Auch das ist Enteignung.

Der eigentliche Skandal ist, dass mit Wohnungen an der Börse gehandelt
werden darf. Die Bundesregierung hat es verpasst, der rücksichtslosen
Gewinnmaximierung der Wohnungskonzerne einen Riegel vorzuschieben.
Mietwohnungen dürfen nicht an der Börse gehandelt werden. Wohnen ist
ein Grundrecht und keine Ware!

Ich freue mich, dass der Grünen-Vorsitzende Robert Habeck jetzt die
Position der LINKEN zum Thema Enteignung unterstützt. Das überzeugt
dann vielleicht auch den Berliner Landesverband der Grünen, der es am
Wochenende verpasst hat, sich auf dem Parteitag in dieser Frage klar
zu positionieren. Die SPD muss sich fragen lassen, ob sie, wie ihre
Vorsitzende Andrea Nahles, die Argumentation von FDP und
Immobilienlobby übernimmt oder ob sie Artikel 15 des Grundgesetzes
verteidigen will, der ja nicht zuletzt durch den Druck der
Sozialdemokratie ins Grundgesetz gelangt ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. April 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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UMWELT/672: #FridaysForFuture erinnern GroKo an Klima-Hausaufgaben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. April 2019

#FridaysForFuture erinnern GroKo an Klima-Hausaufgaben



"Die Klimaschutz-Forderungen der Schülerinnen und Schüler der
Klimastreikbewegung #FridaysForFuture sind keine Wünsch-Dir-Was-Liste
für eine bessere Welt, wie ihre Gegnerschaft immer wieder behauptet,
sondern ein notwendiger Weckruf an die tatenlose Bundesregierung, sich
endlich für die Einhaltung des Pariser Klimaabkommens einzusetzen. Zur
Erinnerung: Es war die Bundesregierung, die das 1,5-Grad-Ziel in den
Pariser Klimavertrag verhandelt und als Erfolg für sich verbucht hat",
kommentiert Lorenz Gösta Beutin, energie- und klimapolitischer
Sprecher der Linksfraktion im Bundestag die heute vorgestellten
Klimaschutz-Forderungen der Klimastreikenden. Beutin weiter:

"Die Schülerinnen und Schülerinnen haben ihre Hausaufgaben gemacht und
kennen die wissenschaftlich fundierte Sachlage: Nur wenn sich die Erde
bis Ende des Jahrtausends nicht mehr als 1,5 Grad Celsius im Vergleich
zum vorindustriellen Zeitalter erwärmt, können drastische
Klimawandel-Schäden abgewendet werden, wie Artensterben,
Gletscherschmelze, Abschmelzen der Pole, Meeresspiegelanstieg und das
Untergehen ganzer Inselstaaten.

Ihr Appell an die Regierungen in Bund, Länder und Kommunen ist ein
ehrliches Zeugnis ihrer Sorgen um die Zukunft kommender Generationen.
Die konkreten Vorschläge für einen Kohleausstieg bis 2030 und eine
Energiewende hin zu 100 Prozent Erneuerbaren bis 2035 sind sachlich
und machbar. Die Linke erklärt sich solidarisch mit den
Klimastreikenden und ihren Forderungen, ihre Proteste sind gelebte
Demokratie und Handlungsaufforderung an die zuständige Politik. Die
Bundesregierung muss endlich aus ihrer Klimaschockstarre aufwachen,
die Klimaziele im Einklang mit Pariser Klimaschutzabkommen in ein
verbindliches Klimaschutzgesetz schreiben und in allen Ministerien
konkrete Sofort-Maßnahmen beschließen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. April 2019

Deutscher Bundestag
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BUNDESTAG/8244: Heute im Bundestag Nr. 380 - 08.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 380

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. April 2019, Redaktionsschluss: 15.11 Uhr

1. Empfehlungen der Kohlekommission

2. Keine nicht behebbaren Mängel am BER

3. Regierung will zügige WSV-Reform

4. Wassertourismus als Wirtschaftsfaktor

5. FDP fragt nach Stand bei Breitbandausbau

6. FDP fragt nach Planstellen im BMVI



1. Empfehlungen der Kohlekommission

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung wertet nach eigenen Angaben
derzeit die Ergebnisse der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" (Kohlekommission) aus. Das geht aus der Antwort
(19/8628) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/8120) hervor. Die Regierung prüfe die Umsetzung der
strukturpolitischen Empfehlungen der Kommission und sei bestrebt,
deren Beschlüsse "so schnell wie möglich umzusetzen". Da die
Vorschläge sehr vielfältig und komplex seien, werde dies noch Zeit in
Anspruch nehmen, heißt es in der Antwort. Ziel der Bundesregierung ist
es der Vorlage zufolge, die ersten Vorschläge in absehbarer Zeit
vorzulegen. Hierfür werde ein Konsens mit den betroffenen Ländern
angestrebt. "Die Bundesregierung führt Gespräche mit allen Ländern,
die an der Arbeit der Kommission ,Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung' beteiligt waren", heißt es in der Antwort.

Die Projektlisten im Sinne des Abschlussberichts stellen nach Aussage
der Bundesregierung keinen abgeschlossenen Arbeitsstand dar und würden
entsprechend dem Strukturentwicklungsprozess in den nächsten
Jahrzehnten fortlaufend weiterentwickelt. Daher könnten zum jetzigen
Zeitpunkt keine Angaben gemacht werden, die eine abschließende
Festlegung auf bestimmte Projektvorhaben voraussetzt.

 * 

2. Keine nicht behebbaren Mängel am BER

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung unterstützt die operativ
verantwortliche Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB) darin, die
Inbetriebnahme des Hauptstadtflughafens BER im Oktober 2020 zu
erreichen. Das schreibt die Regierung in ihrer Antwort (19/8715) auf
die in einer Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/8190) enthaltene Frage, ob die Bundesregierung als Anteilseignerin
der FBB die Prognose der Geschäftsführung teilt, dass der Flughafen
Berlin Brandenburg wie geplant im Oktober 2020 eröffnet wird. Gefragt,
ob auch die beiden anderen Anteilseigner an der FBB - die Länder
Berlin und Brandenburg - die Prognose teilen, heißt es in der Antwort:
"Die Bundesregierung beurteilt nicht die Kenntnisse und Einschätzungen
der weiteren Miteigentümer der FBB."

Über Mängeln bei den Kabelgewerken, bei denen kein Umbau möglich ist,
hat die Bundesregierung nach eigener Aussage keine Kenntnis. Nach
Auskunft der FBB bestünden keine nicht behebbaren Mängel, heißt es in
der Antwort.

Von den Grünen in der Anfrage auf Medienberichte angesprochen, wonach
der TÜV Rheinland erwartet, dass die Beseitigung bestehender Mängel
mehr Zeit in Anspruch nehmen werde, als die FBB veranschlage, schreibt
die Regierung: Nach Einschätzung der FBB differierten die Sichtweisen
der Projektorganisation und die des Prüfsachverständigen nicht
wesentlich. Notwendige bauliche Anpassungen oder Nachweisführungen
durch spezifische Dokumentationen im Bereich von Kabel- und
Trassenwegen seien der Bauorganisation bekannt und befänden sich in
der Bearbeitung gemäß Terminplan. Nach Auskunft der FBB würden die
Kosten zur Mängelbeseitigung - soweit feststellbar - vom Verursacher
getragen.

 * 

3. Regierung will zügige WSV-Reform

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung verfolgt nach eigenen Angaben
das Ziel einer zügigen Umsetzung der Reform der Wasserstraßen- und
Schifffahrtsverwaltung (WSV), einer Verbesserung der Sicherheit und
Leichtigkeit des Schiffsverkehrs und der Steigerung der
Verkehrsinvestitionen mit dem Schwerpunkt auf Erhalt vor Aus- und
Neubau. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/8717) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8211) hervor.

Mit der Errichtung der GDWS (Generaldirektion Wasserstraßen und
Schifffahrt) als zentrale, mittelbehördliche Steuerungsinstanz der WSV
anstelle von ehemals sieben regionalen WSDen (Wasserstraßen- und
Schifffahrtsdirektionen) sei am 1. Mai 2013 eine Grundentscheidung für
den notwendigen Umbau der WSV getroffen worden, heißt es in der
Antwort. In der GDWS seien die strategischen Zielsetzungen des
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) für
die Schifffahrt und die Wasserstraßeninfrastruktur des Bundes
umzusetzen und mit den Anforderungen der Kunden zusammenzuführen.
Arbeitsschwerpunkte der GDWS seien insbesondere die zentrale
Ressourcensteuerung, die Fach- und Dienstaufsicht gegenüber den
Wasserstraßen- und Schifffahrtsämtern sowie die Erstellung von
praxistauglichen Fachkonzepten, schreibt die Regierung.

 * 

4. Wassertourismus als Wirtschaftsfaktor

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Wassertourismus ist laut Bundesregierung ein
wichtiger Wirtschaftsfaktor. Das geht aus der Antwort (19/8719) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8214) hervor. Die
Erkenntnisse der Bundesregierung zur wirtschaftlichen Bedeutung des
Wassertourismus in Deutschland stützten sich auf eine im Auftrag des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie erstellte und 2017
veröffentlichte Kurzstudie "Die wirtschaftlichen Potenziale des
Wassertourismus in Deutschland", heißt es in der Antwort. Aus der
touristischen Nachfrage würden nach den Erkenntnissen der Studie rund
4,2 Milliarden Euro Bruttoumsatz generiert. In den letzten fünf Jahren
hätten zwischen 6,7 und 10,4 Millionen Bürger eine Wassersportart
ausgeübt, schreibt die Regierung. Durch den Wassertourismus könnten
mehr als 66.000 Personen ihren Lebensunterhalt bestreiten. Die
direkten und indirekten Einkommenseffekte des Wassertourismus würden
auf mehr als eine Milliarde Euro geschätzt.

Der Wassertourismus leiste zudem einen wichtigen Beitrag zur Stärkung
des ländlichen Raums, heißt es in der Vorlage. Deutliche regionale
Schwerpunkte des Wassertourismus lägen in Mecklenburg-Vorpommern und
Brandenburg. Insbesondere in ländlichen Regionen biete der
Wassertourismus Perspektiven für Einkommen und Beschäftigung. Durch
die Nachfrage auch in anderen Bereichen der örtlichen Wirtschaft trage
er unter anderem zum Erhalt von Versorgungsstrukturen bei. Dadurch
könnten die Attraktivität der betreffenden Regionen gesteigert sowie
Lebens- und Einkommensperspektiven vor Ort gesichert werden, schreibt
die Bundesregierung.

 * 

5. FDP fragt nach Stand bei Breitbandausbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie weit der Breitbandausbau in Deutschland in Bezug
auf das im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD festgelegte
Ziel des flächendeckenden Ausbaus mit Gigabit-Netzen bis 2025 ist,
möchte die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8728) wissen.
Gefragt wird auch, ob Fördermittel im Rahmen des
Breitbandförderprogramms des Bundes ausschließlich für den Ausbau mit
Glasfasertechnologie verwendet wurden und wie viele Kilometer
Glasfaserkabel im Jahr 2018 verlegt wurden.

 * 

6. FDP fragt nach Planstellen im BMVI

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach unbesetzten Planstellen in den nachgeordneten
Behörden des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur
(BMVI) erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/8729). Wissen wollen die Abgeordneten auch, wie sich die Zahl der
Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt in den vergangenen zehn Jahren
entwickelt hat und wie viele Überstunden in den Behörden im Jahr 2018
insgesamt geleistet wurden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8243: Heute im Bundestag Nr. 379 - 08.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 379

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. April 2019, Redaktionsschluss: 14.30 Uhr

1. Grüner Knopf startet mit Pilotphase

2. Linke fragen nach Gesundheitsförderung

3. Gesetzentwurf zur Marktorganisation

4. Klimaschutz in der Landwirtschaft

5. AfD fragt nach der Blauzungenkrankheit

6. Speicherung von Fluggastdaten thematisiert



1. Grüner Knopf startet mit Pilotphase

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das von Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU)
geplante Siegel zur Kennzeichnung von nachhaltiger Kleidung ("Grüner
Knopf") soll nach derzeitiger Planung des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) als Metasiegel im
Sommer 2019 mit einer Pilotphase eingeführt werden. Der Bundestag
werde das Konzept noch vor der öffentlichen Präsentation präsentiert
bekommen, kündigt die Bundesregierung in einer Antwort (19/8841) auf
eine Kleine Anfrage (19/8310) der FDP-Fraktion an.

Das von der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit
(GIZ) verantwortete Sektorvorhaben "Nachhaltiger Textilkonsum" solle
die fachliche Beratung, die Umsetzung und Operationalisierung sowie
die Verbraucherkommunikation übernehmen. Das Auftragsvolumen betrage
8,5 Millionen Euro für eine geplante Laufzeit von 2019 bis 2021. Ziel
sei es, Verbraucherinnen und Verbraucher in Deutschland zu
ermöglichen, nachhaltige Textilien besser zu erkennen.

 * 

2. Linke fragen nach Gesundheitsförderung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Maßnahmen der Bundesregierung zur Verbesserung
des universellen Zugangs zu Gesundheitsförderung sind Thema einer
Kleinen Anfrage (19/8774) der Fraktion Die Linke. Unter anderem wollen
die Abgeordneten wissen, in welcher finanziellen Höhe und in welchen
Ländern sie Projekte und Maßnahmen des Sektorvorhabens
Gesundheitssystemstärkung unterstützt, ob sie eine Fortsetzung des
Vorhabens plant und wie sie zu der Kritik des regierungseigenen
Evaluierungsinstituts DEval steht, wonach es den Vorhaben an einem
einheitlichen, konzeptionellen Rahmen und der Berücksichtigung
systemischer Konsequenzen mangele.

 * 

3. Gesetzentwurf zur Marktorganisation

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Regierungshandeln soll transparent und für alle
Bürger nachvollziehbar sein. Deshalb stellt das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) entsprechende Gesetz- und
Referentenentwürfe und dazu eingegangene Stellungnahmen auf der
Internetseite des Ministeriums ein. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/8848) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/8372) zur Einflussnahme auf den Gesetzentwurf zur Änderung
des Marktorganisationsgesetzes (Bundesratsdrucksache 2 / 19) hervor.
Allerdings würden zum Entwurf Gesetzes keine Stellungnahmen im
Internetaufritt des Ministeriums vorliegen, weil keine eingegangen
seien, heißt es weiter.

 * 

4. Klimaschutz in der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Bundesregierung führt in einer Antwort (19/8801)
eine Auflistung über Studien der Ressortforschung des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft des
Thünen-Instituts, Julius Kühn-Instituts, Max Rubner-Instituts und
Friedrich Löffler-Instituts zum Thema Klimaschutz und Landwirtschaft
auf. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hatte in einer Kleinen Anfrage
(19/8408) explizit eine Auflistung der Studienlage erfragt. In der
Antwort sind einerseits die Studien zusammengestellt worden, die einen
unmittelbaren Zusammenhang zum Klimaschutz oder einen engen Bezug dazu
haben. Zum anderen seien Projekte aufgeführt, die von externen
Dienstleistern durchgeführt wurden oder derzeit durchgeführt werden.
Darüber hinaus weist die Regierung auf das Klimaschutzgutachten der
Wissenschaftlichen Beiräte des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft hin, an dem das Thünen-Institut maßgeblich mitgewirkt
hat.

 * 

5. AfD fragt nach der Blauzungenkrankheit

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Der aktuelle Stand und die eingeleiteten Maßnahmen
zur Bekämpfung der Blauzungenkrankheit bei Rindern, Schafen und Ziegen
ist das Thema einer Kleinen Anfrage (19/8826) der AfD-Fraktion. Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, wie hoch der
finanzielle Beitrag des Bundes an die Universität Gießen zu einem
Forschungsprojekt zum Thema Blutschwitzen in den Jahren bis zur
Veröffentlichung 2011 war. Darüber hinaus soll erläutert werden,
welche Voraussetzungen vorliegen müssen, damit heute ein ähnliches
Forschungsprojekt angeregt und unterstützt werden würde, um die
Nebenwirkungen der Impfungen gegen die Blauzungenkrankheit von 2008
bis heute untersuchen zu lassen.

 * 

6. Speicherung von Fluggastdaten thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Vorratsdatenspeicherung von Fluggastdaten"
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/8810). Wie sie darin ausführt, verarbeitet die deutsche
Fluggastdatenzentralstelle (Passenger Information Unit - PIU) seit dem
29. August 2018 gemäß der EU-Richtlinie über die Verwendung von
Fluggastdatensätzen "die sogenannten PNR-Daten (EU-PNR) zur Verhütung
und Verfolgung von terroristischen Straftaten und schwerer
Kriminalität". Wissen will die Fraktion, wie viele Airlines oder
sonstigen Reiseanbieter derzeit an die deutsche
Fluggastdatenzentralstelle angeschlossen sind. Auch erkundigt sie sich
unter anderem danach, wie viele Daten beziehungsweise Datensätze die
Luftfahrtunternehmen seit Betrieb der PIU an diese übergeben haben.

 * 
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BUNDESTAG/8242: Heute im Bundestag Nr. 378 - 08.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 378

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. April 2019, Redaktionsschluss: 13.38 Uhr

1. Bundeswehr soll Mali-Einsatz fortsetzen

2. Fortsetzung der EUTM-Mali-Mission

3. Weniger Soldaten bei Atalanta-Mission

4. Regierung schloss 951 Beratungsverträge

5. 53.491 Prüfungen bei Arbeitgebern

6. Grüne thematisieren Wohnsitzregelung



1. Bundeswehr soll Mali-Einsatz fortsetzen

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll sich ein weiteres Jahr an der
"Multidimensionalen Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in
Mali" (MINUSMA) beteiligen. Wie bisher sollen laut Antrag der
Bundesregierung (19/8972) bis zu 1.100 Soldaten entsendet werden
können. Das Mandat ist befristet bis Ende Mai 2020. Die Kosten für die
einsatzbedingten Zusatzaufgaben beziffert die Bundesregierung auf
knapp 314 Millionen Euro.

Die Stabilisierung Malis sei ein Schwerpunkt des deutschen Engagements
in der Sahel-Region und ein wichtiges Ziel der Afrikapolitik der
Bundesregierung. Die Fragilität der Sahel-Region habe Auswirkungen
über Afrika hinaus. Schwache staatliche Strukturen eröffneten
Rückzugsräume für Terrorismus, begünstigen organisierte Kriminalität
und Schleuseraktivitäten. "In diesem komplexen Umfeld kommt Mali als
Kernland der Sahelzone eine Schlüsselrolle für Stabilität und
Entwicklung der gesamten Sahel-Region zu - dies nicht zuletzt aufgrund
des grenzüberschreitenden Charakters von Herausforderungen wie
Terrorismus, organisierter Kriminalität, irregulärer Migration und
Schleusertätigkeiten", schreibt die Bundesregierung.

Die Sicherheitslage in Mali gestalte sich weiterhin landesweit
regional unterschiedlich. Im Norden des Landes bleibe sie trotz der
Präsenz der MINUSMA-Kräfte angespannt, wenngleich sich geringfügige
Fortschritte bei der Integration ehemaliger Kämpfer abzeichnen würden.
In Zentralmali sei sie nach wie vor fragil. Dort sei die Situation
weiter geprägt von der Ausweitung ethnischer und sozialer Konflikte,
terroristischen Angriffen und organisierter Kriminalität.

"Die Bundeswehr unterstützt MINUSMA durch die Bereitstellung einer
Aufklärungs-Taskforce mit Objektschutz- und Aufklärungskräften
inklusive HERON 1, dem Warnsystem MANTIS in der Konfiguration
'Sense&Warn' sowie erforderlichen, mittlerweile robust aufgestellten
Einsatzunterstützungs- und IT-Kräften", heißt es im Antrag weiter.
Dies werde ergänzt durch Expertise mit Einzelpersonal in den Stäben
der Mission und mit den Fähigkeiten der geografischen
Informationsberatung sowie Bereitstellung von Brandschutzfähigkeiten
und Bodendiensten zur Unterstützung des Flugbetriebs in Gao. "Die
Aufklärungsfähigkeiten sind ein wesentlicher deutscher Beitrag, um die
derzeit verlustreichste VN-Friedensmission besser abzusichern. Andere
Truppensteller profitieren von relevanten Aufklärungsergebnissen und
können ihre Kontingente so besser sichern und schützen."

 * 

2. Fortsetzung der EUTM-Mali-Mission

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll sich weiterhin an der
EU-geführten Ausbildungsmission EUTM Mali (European Union Training
Mission Mali) beteiligen. Wie die Bundesregierung in ihrem Antrag
schreibt (19/8971) sollen wie bisher bis zu 350 Bundeswehrsoldaten
entsendet werden können, zu deren Aufgaben vor allem die Beratung des
malischen Verteidigungsministeriums und die Ausbildung malischer
Sicherheitskräfte und solcher der G5-Sahel-Staaten (Burkina Faso,
Mali, Mauretanien, Niger und Tschad) gehören.

Im Kern ziele die Mission darauf, das malische Militär zu befähigen,
künftig selbst für Stabilität und Sicherheit im Land zu sorgen. "Eine
unmittelbare Begleitung bei Einsätzen der malischen Streitkräfte oder
der gemeinsamen Einsatztruppe der G5 Sahel Staaten ist weiterhin
ausgeschlossen." Der Einsatz erfolge auf Ersuchen der malischen
Regierung sowie auf Grundlage entsprechender Beschlüsse des Rates der
Europäischen Union in Verbindung mit acht Resolutionen des 
UN-Sicherheitsrates. Das Mandat ist befristet bis Ende Mai 2020. Die
einsatzbedingten Kosten beziffert die Bundesregierung auf knapp 41
Millionen Euro.

 * 

3. Weniger Soldaten bei Atalanta-Mission

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll sich ein weiteres Jahr an der
EU-Mission Atalanta vor der Küste Somalias beteiligen, den
Personaleinsatz aber reduzieren. Hauptaufgabe für die bis zu 400 statt
wie bisher bis zu 600 einzusetzenden Bundeswehrsoldaten bleiben die
Verhinderung und Abschreckung von Piraterieangriffen am Horn von
Afrika und die Absicherung von humanitären Hilfsmaßnahmen des
Welternährungsprogramms und der Afrikanischen Union in Somalia, heißt
es in einem Antrag der Bundesregierung (19/8970).

In den zurückliegenden Jahren sei das Geschäftsmodell der Piraterie
vor der Küste Somalias dank des Engagements der internationalen
Gemeinschaft sowie durch den Einsatz privater bewaffneter
Sicherheitsteams an Bord von Handelsschiffen erfolgreich
zurückgedrängt worden. Gleichwohl bleibe die Region politisch instabil
und anfällig für externe destabilisierende Einflüsse. Der Fortgang und
Erfolg der Transformation in Äthiopien und ihre Auswirkungen auf das
Beziehungsgefüge am Horn von Afrika seien - trotz aktuell positiver
Entwicklung - ungewiss. "Große Herausforderungen und Risiken der
Region liegen in schwachen staatlichen Strukturen, innerstaatlichen
und zwischenstaatlichen Konflikten um Macht, Ressourcen und
Einflusssphären, gewalttätigem Extremismus und organisierter
Kriminalität." Die humanitäre Versorgung von notleidenden Menschen in
Somalia, in Jemen, im Südsudan, im Sudan sowie in Äthiopien mit
Nahrungsmitteln durch das Welternährungsprogramm (WFP) der Vereinten
Nationen sei maßgeblich von der Sicherheit maritimer Transportwege
abhängig. "Unter diesen Rahmenbedingungen leistet die Präsenz der
Europäischen Union im Seegebiet vor dem Horn von Afrika einen
wichtigen Beitrag zur Wahrung europäischer Interessen und zur
Stabilisierung der Region."

Einsatzgebiet der Atalanta-Mission sind laut Antrag die somalischen
Küstengebiete sowie Meeresgebiete vor der Küste Somalias und der
Nachbarländer. Die Bundeswehrsoldaten dürften außerdem bis zu einer
Tiefe von maximal 2.000 Metern gegen logistische Einrichtungen der
Piraten am Strand Somalias vorgehen. "Sie werden hierfür nicht am
Boden eingesetzt", heißt es im Antragstext weiter. Der Einsatz erfolge
auf Grundlage des UN-Seerechtsübereinkommens von 1982 in Verbindung
mit mehreren Resolutionen des UN-Sicherheitsrates sowie Beschlüssen
des Rates der EU. Er ist befristet bis Ende Mai 2020, die
einsatzbedingten Kosten beziffert die Bundesregierung auf
voraussichtlich 40 Millionen Euro.

 * 

4. Regierung schloss 951 Beratungsverträge

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Von der Bundesregierung sind seit 2006 insgesamt 951
Verträge mit externen Dritten für Beratungs- und
Unterstützungsleistungen ohne vorherige Ausschreibung geschlossen
worden. Dies teilt die Regierung in ihrer Antwort (19/8549) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8085) mit. Angaben aus dem
Bereich des Bundesverteidigungsministeriums sind nicht enthalten, da
in dem Ministerium Vorschriften geändert und die Fachaufsicht über die
Vergabe von Beratungs- und Unterstützungsleistungen in einen neuen
Referat zentralisiert worden seien.

 * 

5. 53.491 Prüfungen bei Arbeitgebern

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit hat im vergangenen
Jahr 53.491 Arbeitgeberprüfungen durchgeführt. Im Jahr zuvor hatte es
52.209 Arbeitgeberprüfungen gegeben, ergibt sich aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/8830) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/7744). Insgesamt wurden 139.470 Ermittlungsverfahren
eingeleitet und damit etwas mehr als 2017, als 134.045
Ermittlungsverfahren eingeleitet worden waren.

 * 

6. Grüne thematisieren Wohnsitzregelung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Entfristung des Integrationsgesetzes aus dem Jahr
2016" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8815). Darin verweist die Fraktion darauf, dass die
in dem Gesetz enthaltene Einführung einer Wohnsitzregelung für
Asylberechtigte und subsidiär Schutzberechtigte bis zum 5. August 2019
befristet wurde. Wissen will sie unter anderem, ob die Bundesregierung
plant, "die Ankündigung des Koalitionsvertrages umzusetzen, die
Wohnsitzregelung vor der Entfristung des Integrationsgesetzes zu
evaluieren".

 * 
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BUNDESTAG/8241: Heute im Bundestag Nr. 377 - 08.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 377

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. April 2019, Redaktionsschluss: 12.17 Uhr

1. Geschlechtszuweisende Operationen

2. Reform der Vermögensabschöpfung

3. Institutionelle Zuwendungen

4. FDP fragt nach bayerischer Digitalsteuer

5. Betrugsbekämpfung auf EU-Ebene

6. FDP fragt nach grünen Bundesanleihen



1. Geschlechtszuweisende Operationen

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
Fraktion Die Linke eine Regelung zum Stopp der Geschlechtsmerkmale
verändernden medizinischen Eingriffe an Säuglingen und
nichteinwilligungsfähigen Minderjährigen sowie ein Verfahren zur
Identifikation und Behebung von Vollzugsdefiziten mit Ländern und
Ärztekammern einführen. Das sieht ein Antrag der Fraktion (19/9056)
vor. Der Bundestag solle die Bundesregierung auffordern, bis zum
1. Juli 2019 einen Gesetzentwurf vorzulegen und die parlamentarische
Willensbildung zur Einordnung und Ausgestaltung der Opferentschädigung
initiieren. Wie es in dem Antrag weiter heißt, sind die körperliche
Unversehrtheit und freie Persönlichkeitsentfaltung von Kindern
Grundrechte, die der Staat zu schützen hat. Die Praxis jener
Operationen, die auch sogenannte intergeschlechtliche Körpermerkmale
verändern, indem Genitalien und Keimdrüsen von Säuglingen und Kindern
feminisiert beziehungsweise maskulinisiert werden, müsse zuverlässig
abgestellt werden.

 * 

2. Reform der Vermögensabschöpfung

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesregierung liegen bislang keine belastbaren
Erkenntnisse über etwaige Schwierigkeiten bei der Anwendung des am 1.
Juli 2017 in Kraft getretenen Gesetzes zur Reform der strafrechtlichen
Vermögensabschöpfung vor. Das schreibt sie in der Antwort (19/8795)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8308) zur Wirksamkeit
dieses Gesetzes. Die Bundesregierung beobachte jedoch die
rechtstatsächliche Entwicklung und befinde sich darüber auch im
Austausch mit den Ländern, dem Generalbundesanwalt und dem
Bundesgerichtshof, heißt es darin weiter. Die Abgeordneten hatte unter
anderem die Frage gestellt, inwiefern die Reform in Anbetracht einer
möglichen Verfassungswidrigkeit geeignet ist, eine bessere Bekämpfung
der organisierten Kriminalität zu ermöglichen. Der Antwort zufolge
liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über die durch deutsche
Gerichte vorgenommenen Einziehungen seit Inkrafttreten des Gesetzes
noch nicht vor. Im Jahr 2017 seien nach Angaben des Statistischen
Bundesamtes in Deutschland Vermögensgegenstände im Wert von 198.646
Millionen Euro eingezogen worden.

 * 

3. Institutionelle Zuwendungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach institutionellen Zuwendungen erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8746). Die Bundesregierung
soll angeben, welche Institutionen in der letzten und in der laufenden
Legislaturperiode Gelder in Form einer institutionellen Zuwendung aus
Mitteln des Bundeshaushaltes erhalten haben. Erwartet werden unter
anderem detaillierte Angaben zu den geförderten Institutionen. Auch
wird gefragt, ob Einrichtungen, die im Rahmen einer institutionellen
Zuwendung gefördert worden seien, mit der Erstellung von Gutachten,
Analysen oder ähnlichem durch die Bundesregierung beauftragt wurden.

 * 

4. FDP fragt nach bayerischer Digitalsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ein als "bayerische Digitalsteuer" bezeichnetes
Verfahren von Betriebsprüfern eines Münchener Finanzamts ist Thema
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8696). Danach sollen
Aufwendungen für eine Suchmaschinenwerbung nicht als Betriebsausgaben,
sondern als Entgelt für die Nutzung von Algorithmen bewertet werden,
um beispielsweise bei Suchmaschinen wie Google attraktiver platziert
zu werden. Diese Einstufung führe steuerrechtlich zu der Konsequenz,
dass die Zahlung als Lizenzzahlung ins Ausland bewertet werde und
dafür eine Quellensteuer in Höhe von 15 Prozent erhoben werde. Die
Bundesregierung soll dieses Verfahren bewerten und zugleich mitteilen,
in wie vielen Fällen die bayerische Finanzverwaltung von inländischen
Unternehmen diese "Digitalsteuer" gefordert, erhoben und vollstreckt
habe.

 * 

5. Betrugsbekämpfung auf EU-Ebene

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Was die Bundesregierung unternehmen will, um zu
einer besseren Betrugsbekämpfung auf europäischer Ebene beizutragen,
will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8695) erfahren. Die
Fraktion verweist dabei auf den Sonderbericht des Europäischen
Rechnungshofs, in dem unter anderem festgestellt wird, dass der
Europäischen Kommission keine umfassenden und vergleichbaren
Informationen zum Ausmaß des aufgedeckten Betrugs bei den EU-Ausgaben
vorliegen würden. Zudem gebe es keine zuverlässigen Daten zur
Gesamtzahl der in den Mitgliedstaaten verfolgten Betrugsfälle. Die
Bundesregierung soll zu den verschiedenen Empfehlungen des
Rechnungshofberichts Stellung beziehen.

 * 

6. FDP fragt nach grünen Bundesanleihen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Ergebnissen des Staatssekretärsausschuss
für nachhaltige Entwicklung fragt die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/8781). Gefragt wird unter anderem nach den Teilnehmern der
letzten Sitzung des Staatssekretärsausschusses und dem Protokoll der
Sitzung. Außerdem erkundigen sich die Abgeordneten nach einer Emission
von grünen oder nachhaltigen Bundesanleihen in Deutschland.

 * 
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BUNDESTAG/8240: Heute im Bundestag Nr. 376 - 08.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 376

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. April 2019, Redaktionsschluss: 11.36 Uhr

1. Weltall als Wirtschaftsraum

2. Nitratmessstellen in Deutschland

3. Studien zu Klimapolitik und Energiewende

4. Empfehlungen zum Fluglärm

5. Stand bei Nord Stream 2

6. Strategische Ölreserven des Bundes



1. Weltall als Wirtschaftsraum

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion nimmt kommerzielle Erschließung des
Weltraums in den Blick. In einem Antrag (19/8969) fordern die
Abgeordneten die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf zur Regelung
gesetzlicher und haftungsrelevanter Fragen der Raumfahrt vorzulegen.
Alle relevanten Gruppen und Institutionen mit einem berechtigten
Interesse müssten in den Prozess einbezogen werden. Die kommerzielle
Erschließung des Weltraums könnte in Zukunft wirtschaftlich großes
Potenzial bergen, heißt es zur Begründung. Dazu könnte auch der Abbau
von Rohstoffen auf Asteroiden gehören.

 * 

2. Nitratmessstellen in Deutschland

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) An zirka 18 Prozent der Messstellen des
repräsentativen EUA-Messnetzes in Deutschland wird der
Nitrat-Schwellenwert von 50 mg/l überschritten. Im sogenannten
EU-Nitratmessnetz sind es 28 Prozent. Dies geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/8835) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8252) hervor. Den Angaben zufolge sind rund 27 Prozent der 1.200
deutschen Grundwasserkörper wegen der
Nitrat-Schwellenwertüberschreitung in einem schlechten chemischen
Zustand im Sinne der EU-Wasserrahmenrichtlinie.

 * 

3. Studien zu Klimapolitik und Energiewende

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Vom Bundesumweltministerium und seinen
nachgeordneten Behörden beauftragte Studien und Gutachten zur
nationalen Klimapolitik und Energiewende listet die Bundesregierung in
einer Antwort (19/8832) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8122) auf. Keine Angaben macht die Bundesregierung
dabei mit Verweis auf etwaige Konkurrenzangebote zu Budgets und
Angebotspreisen.

 * 

4. Empfehlungen zum Fluglärm

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/8811) die im Evaluierungsbericht zum Fluglärmgesetz
(19/7220) nicht berücksichtigten Empfehlungen des Umweltbundesamtes.
Die Abgeordneten gehen dabei sowohl auf Vorschläge zum passiven als
auch zum aktiven Schallschutz ein.

 * 

5. Stand bei Nord Stream 2

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Stand und Entwicklung bei der geplanten Pipeline
Nord Stream 2 geht es in einer Kleinen Anfrage (19/8809) der
AfD-Fraktion. Die Abgeordneten möchten wissen, wann die Pipeline
fertig werden und wann sie in Betrieb genommen werden soll. Zur
Begründung verweisen sie auf ungeklärte Rechtsfragen auf EU-Ebene.

 * 

6. Strategische Ölreserven des Bundes

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die
strategischen Ölreserven der Bundesregierung. In einer Kleinen Anfrage
(19/8812) erkundigen sich die Abgeordneten nach dem Wert der
staatlichen Ölreserven und deren Kostenentwicklung. Sie möchten auch
wissen, warum die strategischen Ölreserven wann eingeführt worden
sind.

 * 
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BUNDESTAG/8239: Heute im Bundestag Nr. 375 - 08.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 375

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. April 2019, Redaktionsschluss: 11.01 Uhr

1. Anhörung zur Resilienz von Demokratien

2. Austausch der Dienste zu Fluchtrouten

3. Zusammenarbeit mit Sudan

4. Flexibilität bei humanitärer Hilfe

5. Homophobie in Tschetschenien

6. Unterstützung für Reformen in Armenien



1. Anhörung zur Resilienz von Demokratien

Ausschuss Digitale Agenda/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Der Ausschuss Digitale Agenda beschäftigt sich am
Mittwoch, den 10. April im Kontext der im Mai 2019 anstehenden
Europawahl in einer öffentlichen Anhörung mit der Resilienz von
Demokratien im digitalen Zeitalter. Die Sitzung beginnt um 16 Uhr im
Sitzungssaal E300 des Paul-Löbe-Hauses.

Als Sachverständige sind geladen: Simon Hegelich (Hochschule für
Politik München), Martin Emmer (Weizenbaum-Institut für die vernetzte
Gesellschaft - Deutsches Internet-Institut), Lisa-Maria Neudert
(Oxford Internet Institute), Sandro Gaycken (Direktor des Digital
Society Institute - ESMT Berlin), Karolin Schwarz (Freie Journalistin)
sowie Alexander Sängerlaub (Stiftung Neue Verantwortung e.V.).

Zuhörer werden gebeten, sich bis zum 9. April 2019 im Sekretariat des
Ausschusses mit vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(ada@bundestag.de) anzumelden.

 * 

2. Austausch der Dienste zu Fluchtrouten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesregierung liegen nach eigenem Bekunden
keine Erkenntnisse über eine Beobachtung deutscher
Seenotrettungsorganisationen, ihrer Einsätze, ihrer Kommunikation und
ihrer Mitarbeiter durch ausländische Nachrichtendienste vor. Das geht
aus der Antwort (19/8786) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke hervor (19/8208). Verwiesen wird darin auf die
Nachrichtendienste des Bundes, die im Rahmen ihres gesetzlichen
Auftrags mit ausländischen Nachrichtendiensten zusammenarbeiten
würden. "Im Hinblick auf Fluchtrouten beziehungsweise
Flüchtlingsbewegungen nach Europa handelt es sich insbesondere um
Nachrichtendienste der Herkunftsländer von Flüchtlingen sowie um
Nachrichtendienste der europäischen Zielländer von Flüchtlingen.
Dieser Austausch wurde nach Beginn der Flüchtlingskrise 2015 deutlich
ausgebaut."

 * 

3. Zusammenarbeit mit Sudan

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Rahmen des Programms "Better Migration
Management" (BMM) sind Erste-Hilfe-Pakete zur Verbesserung der
Erste-Hilfe-Behandlungen von Migranten durch Grenzbeamte und die
sudanesische Polizei nach Sudan geliefert worden. Wie die
Bundesregierung in der Antwort (19/8785) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8163) schreibt, werde derzeit eine
international etablierte Software zur Verarbeitung von Ein- und
Ausreise-Informationen ("Migration Information and Data Analysis
System", MIDAS) am internationalen Flughafen in Khartum eingeführt.
Bis zum Ende des Programms seien unter anderem Trainings für die
Kriminalpolizei zur Verbesserung von Ermittlungstechniken und
Schulungen für die Verbesserung der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit von Einreisebehörden und Grenzpolizei vorgesehen. Eine
Zusammenarbeit mit dem Militär sei dabei ausgeschlossen.

 * 

4. Flexibilität bei humanitärer Hilfe

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Steigerung der flexiblen Mittel für humanitäre
Hilfe stellt die FDP-Fraktion in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/8771). Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, ob sie
weiterhin zu den Zielen ("Grand Bargain") des Humanitären Weltgipfels
2016 steht und eine Erhöhung der flexiblen Mittel für humanitäre Hilfe
auf 30 Prozent der Gesamthilfen bis 2020 anstrebt. Außerdem wollen die
Fragesteller wissen, warum Deutschland bisher einigen Organisationen
einen höheren Anteil und anderen Organisationen einen niedrigeren
Anteil an flexiblen Mitteln für humanitäre Hilfe zur Verfügung stellt.

 * 

5. Homophobie in Tschetschenien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem "Umgang der Bundesregierung mit Verfolgung
und Gewalt aufgrund der sexuellen Orientierung in Tschetschenien"
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/8773). Die Abgeordneten fragen unter anderem nach Erkenntnissen
über die Verfolgung und Tötung bi- und homosexueller Männer in der
autonomen Republik in Russland sowie nach einer angefragten
Unterrichtung bei der Menschenrechtsbeauftragten der Russischen
Föderation.

 * 

6. Unterstützung für Reformen in Armenien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieht in der
armenischen Revolution im Jahre 2018 ("Samtene Revolution") eine
"historische Chance für die Stärkung von Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit und damit Stabilität in Armenien und für den
Südkaukasus". In einer Kleinen Anfrage (19/8778) erkundigen sich die
Abgeordneten unter anderem, welche bilateralen Maßnahmen die
Bundesregierung zur Unterstützung der politischen Reformen seit der
Revolution neu initiiert hat.

 * 
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GESUNDHEIT/941: SPD-Vorschläge verkennen das Hauptproblem der Pflegefinanzierung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. April 2019

WESTIG: SPD-Vorschläge verkennen das Hauptproblem der
Pflegefinanzierung



Zu den Forderungen der SPD zur Pflege erklärt die pflegepolitische
Sprecherin der FDP-Fraktion Nicole Westig:

"Die Vorschläge der SPD verkennen das Hauptproblem der
Pflegefinanzierung: Durch das Umlagesystem droht spätestens in den
2030er Jahren der Kollaps der Pflegeversicherung. Zudem würde eine
Deckelung der Eigenanteile Menschen mit geringem Einkommen nicht
helfen, da sie bereits jetzt die pflegebedingten Kosten vom Staat
erstattet bekommen. Profitieren würden vielmehr Vermögende. Mit einer
solchen Reform würden auch jegliche Anreize zur privaten Vorsorge
zunichtegemacht, obwohl die Pflegeversicherung bewusst als
Teilleistung angelegt ist. Um die steigenden Eigenanteile an den
Pflegekosten zu bremsen, sollte stattdessen die medizinische
Behandlungspflege auch im stationären Bereich von der
Krankenversicherung übernommen werden. Für eine nachhaltige und
generationengerechte Finanzierung braucht es ein Umsteuern hin zu
mehr Kapitaldeckung."

 * 
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RECHT/920: Frau Bundeskanzlerin, noch ist Zeit, Uploadfilter zu verhindern


FDP-Pressemitteilung vom 8. April 2019

BEER: Frau Bundeskanzlerin, noch ist Zeit, Uploadfilter zu
verhindern



Die Spitzenkandidatin der FDP zur Europawahl, FDP-Generalsekretärin
Nicola Beer, hat im Vorfeld der anstehenden Entscheidung im
Europäischen Rat über Urheberrecht und Uploadfilter den folgenden
offenen Brief an Bundeskanzlerin Angela Merkel geschrieben:


Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin,

mit großer Sorge über die anhaltende Diskussion um die Reform der
EU-Urheberrechts-Vorschriften wende ich mich heute mit einem offenen
Brief an Sie:

Das Europäische Parlament hat am 26. März 2019 den Trilog-Entwurf der
EU-Urheberrechts-Richtlinie gebilligt. Im Vorfeld der Abstimmung kam
es nicht nur zu Demonstrationen mit rund 150.000 Teilnehmern, auch
die urheberrechtsnahen Verbände haben kräftig für ihre Interessen
geworben. Es gab Lob und Kritik von beiden Seiten.

Wir sind der Überzeugung, dass der Schutz des Eigentums gewährleistet
werden muss. Dies muss selbstverständlich auch für geistiges Eigentum
gelten. Deswegen sind alle politischen Parteien herausgefordert, das
Urheberrecht so zu reformieren, dass urheberrechtlich geschützte
Leistungen nicht nur in der realen Welt, sondern auch im Internet
geschützt werden. Auch Internetnutzer verstehen, dass das Internet
kein rechtsfreier Raum ist - und dass Inhalte finanziert werden
müssen. Sonst wird es in Zukunft keine neuen Inhalte mehr geben, und
das Netz bleibt leer. Ziel muss sein, dass diejenigen Urheber, die
tatsächlich gelesen, gesehen und gehört werden, von ihrer Arbeit auch
leben können.

Wir Freie Demokraten plädieren daher nachdrücklich für ein
Urheberrecht, das erfolgreiche Urheber fair entlohnt. Durch Sperren
via Uploadfilter geschieht dies nicht. Wir setzen uns für eine
Kreativindustrie ein, die auch in Zukunft die Inhalte schafft, ohne
die Plattformen nicht existieren können und ohne welche die
Verfügbarkeit von Inhalten nicht gewährleistet werden kann.

Es gibt bessere Möglichkeiten, um das Urheberrecht im Internet
durchzusetzen, die nicht derart tiefgreifend in das freie Internet
eingreifen wie Uploadfilter: Zum Beispiel über eine
Blockchain-Technologie, die automatisiert und unbürokratisch
Lizensierung und damit auch Bezahlung von Kreativen vornimmt, ein
verbessertes Notice- und Takedown-Verfahren oder eben auch über eine
pauschale Lizensierungsregelung für große Plattformen.

Die nun von Ihrer Partei eingebrachte Idee, Uploadfilter nur in der
nationalen Umsetzung in Deutschland zu vermeiden, ist mit Blick
darauf, dass das beschriebene Spannungsfeld kein rein deutsches ist,
keine gangbare Lösung. Zumal auch deren Zulässigkeit vollkommen
unklar ist. Während die eine Seite von Experten behauptet, der neue
Text verpflichte in der nationalen Umsetzung nicht zu Uploadfiltern,
meldete Kommissar Oettinger bereits am Freitag, den 29. März 2019 auf
Facebook, dass Deutschland ein Vertragsverletzungsverfahren drohe,
sollte der Text ohne verpflichtende Uploadfilter in deutsches Recht
umgesetzt werden.

Daher ist es nicht zielführend, in diesem Streit um die Durchsetzung
des Urheberrechts weiter Internetnutzer und Urheber zulasten der
Meinungsfreiheit gegeneinander auszuspielen.

Noch gibt es ein kleines Zeitfenster, auf der oben skizzierten Basis
einen Urheberrechtsschutz im Netz zu schaffen, der auch ohne
Uploadfilter auskommt. Wir haben das Thema Uploadfilter nächste Woche
für die Tagesordnung im Bundestag beantragt, weil die Betroffenheit
bei diesem Thema so groß ist und die verschiedenen Lager so
kompromisslos sind.

Deswegen bitte ich Sie, Ihren Koalitionsvertrag mit der SPD in diesem
Punkt zu erfüllen und im Rat gegen die Richtlinie zu stimmen, solange
sie Uploadfilter enthält. Wir sind weiterhin bereit, mit allen
Betroffenen und allen politischen Parteien an einem fairen und
zukunftsfesten reformierten Urheberrecht mitzuarbeiten.

Mit freundlichen Grüßen

Ihre Nicola Beer

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/3045: Enteignungsforderungen sind reiner Populismus


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. April 2019

FÖST: Enteignungsforderungen sind reiner Populismus



Zur Debatte über Enteignungen erklärt der bau- und wohnungspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Daniel Föst:

"Rot-Rot-Grün und die Berliner Aktivisten setzen beim Wohnen auf
billige Meinungsmache statt auf echte Problemlösungen. Denn gegen
steigende Mieten helfen nur mehr Wohnungen. Enteignungsforderungen
sind reiner Populismus, durch sie entsteht keine einzige neue
Wohnung. Im Gegenteil: Private Investoren werden verschreckt, wenn
das Damoklesschwert der Enteignung über ihnen schwebt. Wir müssen
bauen statt klauen. Dafür braucht es andere Rahmenbedingungen. In
Berlin und anderen Metropolen versagt dabei die Politik. Konkret
brauchen wir eine Entbürokratisierungsoffensive bei den
Bauvorschriften und Regulierungen, damit schneller und günstiger
gebaut werden kann. Zudem muss mehr Bauland ausgewiesen und der
Dachgeschossausbau erleichtert werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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HAMBURG/4720: Enteignung - Ja zum Grundgesetz, nein zu Mietabzocke (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. April 2019

Enteignung: Ja zum Grundgesetz - nein zu Mietabzocke!



Nachdem am Sonnabend über 30.000 Menschen in Berlin auf die Straße
gegangen sind und rund 10.000 an nur einem Tag das Volksbegehren
"Deutsche Wohnen & Co. enteignen" unterschrieben haben, wird nun auch
in Hamburg die Enteignungsdebatte geführt.

"Diejenigen, die jetzt empört auf die Enteignungsforderungen
reagieren, wollen seit Jahren nichts Ernsthaftes gegen die Mietabzocke
durch Unternehmen wie Deutsche Wohnen, Vonovia, Akelius & Co. tun",
kommentiert Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Diese Unternehmen
schwärmen nicht nur in ihren Geschäftsberichten von
Mieterhöhungspotenzialen, sondern setzen sie auch radikal um.

"Das Grundgesetz enthält eine Eigentumsgarantie, aber keine
Renditegarantie. Wer die Sozialpflichtigkeit des Eigentums missachtet
und dem Gemeinwohl zuwider handelt, kann nach demselben Grundgesetz
auch enteignet werden", rückt Sudmann die Debatte zurecht.
"Mieter_innen müssen endlich vor weiteren Erhöhungen geschützt werden.
Mietendeckel und Enteignungen sind richtige Schritte gegen den
Mietenwahnsinn und die schleichende Enteignung der Mieter_innen,
genauso wie der Schutz der bestehenden Mietverhältnisse und der Bau
neuer preiswerter Wohnungen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 8. April 2019
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HAMBURG/4719: Senat ignoriert Bürgerschaft und verstümmelt "fifty/fifty" (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. April 2019

Senat ignoriert Bürgerschaft und verstümmelt "fifty/fifty"



Mit seinen Plänen zum Programm "fifty/fifty" ignoriert der Senat den
Beschluss der Hamburgischen Bürgerschaft von 2016, das
hocherfolgreiche Projekt zur Energieeinsparung an Schulen
fortzuentwickeln. "Was Rot-Grün jetzt als Reform präsentiert, ist
nichts anderes als eine Verstümmelung", kritisiert Stephan Jersch,
umweltpolitischer Sprecher der Fraktion. Der Anreiz für Schulen,
Energie zu sparen, werde sinken, die von der Stadt zu begleichenden
Energiekosten dagegen nicht so stark, wie es möglich wäre.

"Inzwischen müssen wir davon ausgehen, dass die Stadt das Programm
schon in den letzten Jahre nicht mehr korrekt durchgeführt hat und
wichtige Parameter nicht mehr in die Berechnungen hat einfließen
lassen", so Jersch. "Damit wäre der Senat verantwortlich dafür, dass
die Bürgerschaft auf einer falschen Auskunftslage diskutiert hat. Nun
will er das erfolgreiche Projekt ganz durch ein untaugliches Modell
ersetzen. Wir werden erneut beantragen, dass 'fifty/fifty'
fortentwickelt wird - so, wie es das Parlament bereits vor drei Jahren
beschlossen hat."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 8. April 2019
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HAMBURG/4718: Landesparteitag - Für Klimaschutz, bezahlbares Wohnen und ein soziales Europa (Die Linke)


Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 7. April 2019

Landesparteitag - Für Klimaschutz, bezahlbares Wohnen und ein soziales Europa



Auf ihrem Wilhelmsburger Parteitag am Samstag, den 6. April, hat
DIE LINKE in Hamburg die politischen Weichen für ihren Europa- und
Bezirksversammlungswahlkampf gestellt.

Die Spitzenkandidatin der LINKEN für das Europaparlament, Özlem
Demirel, forderte in ihrer Rede eine soziale Wende für Europa: "Wir
wollen ein friedliches, ökologisches und soziales Europa: Mit
verbindlichen Vereinbarungen über Mindeststeuersätze, Abrüstung und
einen europäischen Mindestlohn in Höhe von 60 Prozent des
Durchschnittslohns."

Im Bezirksversammlungswahlkampf stellt DIE LINKE das Thema Wohnen ins
Zentrum. "Wir brauchen mehr bezahlbaren Wohnraum in den Bezirken" sagt
hierzu Landessprecher David Stoop und ergänzt: "Der Ausverkauf von
öffentlichem Grund und Boden muss sofort gestoppt und der soziale
Wohnungsbau gestärkt werden. Wir fordern eine Sozialquote von 50
Prozent sozialem Wohnungsbau für private Investoren. Auf städtischem
Grund sollte ausschließlich sozialer Wohnungsbau stattfinden."

Den inhaltlichen Schwerpunkt des Parteitags stellte das Thema
Klimaschutz dar. Unter dem Motto "Klimaschutz ist Klassenpolitik"
votierten die Delegierten unter anderem für die Einführung eines HVV
Tickets nach "Wiener Modell" zum Preis von 365 ? pro Jahr. "Darüber
hinaus wollen wir den konsequenten Ausbau von Radwegen vorantreiben,
und fordern eine stadtweite Regelgeschwindigkeit von Tempo-30" sagt
Landessprecherin Olga Fritzsche.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 7. April 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5113: Landtagspräsident gedenkt Völkermord in Ruanda (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 8. April 2019

Landtagspräsident gedenkt Völkermord in Ruanda

Hendrik Hering betroffen von Geschehnissen vor 25 Jahren im
rheinland-pfälzischen Partnerland/Teilnahme an Gedenkfeier in Kigali



Landtagspräsident Hendrik Hering ist von den Geschehnissen im
Zusammenhang mit dem Völkermord in Ruanda vor 25 Jahren tief
betroffen. "Die entsetzlichen Gräueltaten, aber auch die
Unentschlossenheit und Untätigkeit der internationalen Gemeinschaft,
erschüttert mich auch heute noch sehr", sagte Hering heute in der
ruandischen Hauptstadt Kigali. Dort nahm er an der zentralen
Gedenkfeier anlässlich des Beginns des Völkermordes teil.
Landtagspräsident Hendrik Hering hält sich im Rahmen einer Reise von
Innenminister Roger Lewentz vom 6. April bis 9. April erstmals in
Ruanda auf.

Wie die Menschen im rheinland-pfälzischen Partnerland heute mit dem
Genozid umgehen, beeindruckt den Landtagspräsidenten sehr. Eine
Vielzahl an Menschen erinnert am jährlichen Gedenktag an den damaligen
Völkermord. Ehemals Verfeindete leben heute friedlich zusammen.
"Angesichts der Geschichte, die gerade mal ein Vierteljahrhundert alt
ist, ist dies keine Selbstverständlichkeit", sagte Hendrik Hering am
Sonntag. Niemals dürfe man diese Geschehnisse jedoch vergessen,
erinnerten sie doch daran, wie brüchig der Frieden oftmals sei und wie
wichtig stabile freiheitliche Demokratien und starke internationale
Gemeinschaften.

Hintergrund der Reise ist für den Landtagspräsidenten insbesondere,
sich im Rahmen der Zusammenarbeit beider Parlamente über
Erinnerungskultur im Partnerland von Rheinland-Pfalz zu informieren.
Daher sind auch Gespräche mit Zeitzeugen des Völkermordes geplant.


Hintergrund:

Der 7. April ist in Ruanda der Gedenktag anlässlich des Beginns des
Genozids, der sich vor 25 Jahren ereignete. Dabei wurden mindestens
800.000 Menschen innerhalb von 100 Tagen ermordet. Während dieser
Ereignisse zogen die Vereinten Nationen ihre Friedenstruppen aus dem
Land ab. Nach dem Holocaust wurde international beschlossen, nie
wieder einen Völkermord zuzulassen. Dennoch kam es 1994 in Ruanda
dazu. Diese grausamen Ereignisse waren schließlich auch Grundlage für
den Film "Hotel Ruanda", der für drei Oscars nominiert wurde.
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RHEINLAND-PFALZ/5112: Erosion durch Wind und Wasser vorbeugen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 05.04.2019

Erosion durch Wind und Wasser vorbeugen: Bodenschutz sichert
Lebensgrundlagen



Erosionsbedingte Abschwemmung wertvoller Böden ist nicht nur aus
landwirtschaftlicher Sicht ein Problem. Auch für Kommunen kann es zur
Herausforderung werden, wenn lokale Regenrückhaltebecken ausgebaggert
werden müssen. Vor diesem Hintergrund bewerten Andreas Hartenfels,
umweltpolitischer Sprecher, und Pia Schellhammer, kommunalpolitische
Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion, die Antwort der
Landesregierung auf ihre Kleine Anfrage:

Pia Schellhammer: "Wegen der zunehmenden Extremwetterereignisse durch
die Klimaerhitzung werden die Themen Bodenschutz und
Erosionsverminderung immer wichtiger. Damit die Kommunen auf
Starkregenereignisse vorbereitet sind, müssen unter anderem die
Regenrückhaltebecken genügend Raum bieten. Langfristig stellt das die
Kommunen jedoch vor neue Herausforderungen: Baggergut aus
Regenrückhaltebecken ist laut Kreislaufwirtschaftsgesetz als Abfall zu
behandeln. Es darf, sofern es keine Schadstoffgrenzwerte
überschreitet, wieder zur Bodenauffüllung, beispielsweise bei der
Flurbereinigung, oder für Lärmschutzwände verwendet werden. Auf
landwirtschaftliche Flächen darf es aber nicht aufgebracht werden.
Deshalb, und weil die Verarbeitung des Baggerguts für die Kommunen mit
erheblichem Aufwand verbunden ist, haben auch sie ein Interesse daran,
dass Bodenerosion gar nicht erst entsteht. Mit verschiedenen Maßnahmen
wie einer gezielten Querbepflanzung mit Hecken, können die Kommunen
zum Beispiel die Böden in Hanglagen stützen und sichern."

Andreas Hartenfels: "Die Landwirtschaft kann selbst viel dagegen
unternehmen, dass ihre Existenzgrundlage, die Böden, abgeschwemmt
wird. Zum Beispiel, indem sie eine ganzjährige Begrünung mit
Dauerkulturen wie im Weinbau einführt. Vorbeugend gegen Erosion kann
auch wirken, im Ackerbau mit mehr Vielfalt und Variation bei den
Anbaukulturen zu planen und so eine geschlossene Pflanzendecke über
das ganze Jahr zu gewährleisten. Das Land fördert und unterstützt
Erosionsschutzmaßnahmen durch die landesweite Offizialberatung,
Softwareentwicklungen des Landesamtes für Geologie und Bergbau, den
Ökoaktionsplan sowie mit EU-Programmen. Wir sind in Rheinland-Pfalz
mit unserem Ziel von 20 Prozent Ökolandbau auf den landwirtschaftlich
genutzten Flächen auf dem richtigen Weg. Denn, wie Studien zeigen,
sind ökologisch bewirtschafte Böden wasseraufnahmefähiger und weniger
erosionsanfällig."

Hintergrund: Als Bodenerosion bezeichnet man das Abtragen von Erdreich
durch den Einfluss von Wind und Wasser. Bodenerosion ist die weltweit
größte Gefahr für Lebensräume und damit die Nahrungsgrundlage von
Pflanzen, Tieren und letztlich auch Menschen in und auf den über
Jahrtausende entstandenen Oberböden. Bodenerosion durch Wasser tritt
insbesondere dort auf, wo der Boden durch das Fehlen oder die
Schädigung der natürlichen Pflanzendecke ungeschützt ist. Die
zusätzlichen Einträge von Nährstoffen und Pestiziden über die Erosion
schaden zudem den angrenzenden Bächen und Flüssen, sofern kein
Regenrückhaltebecken vorgeschaltet ist.

In Mitteleuropa geht derzeit durchschnittlich eine Tonne wertvoller
Oberboden pro Hektar und Jahr unwiderruflich verloren. Bei einem
einzigen Starkregenereignis können sogar bis zu 100 Tonnen pro Hektar
abgespült werden.

Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pia Schellhammer und Andreas
Hartenfels inklusive der Antwort der Landesregierung finden Sie
unter

http://www.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/8573-17.pdf
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GESUNDHEIT/940: Zusammenhalt und Solidarität in der Pflege - Eigenanteile der Pflegebedürftigen begrenzen


SPD-Pressemitteilung vom 8. April 2019

Zusammenhalt und Solidarität in der Pflege: Eigenanteile der Pflegebedürftigen begrenzen



Der SPD-Parteivorstand hat auf seiner heutigen Sitzung einstimmig
folgenden Beschluss gefasst:

Vorbemerkung

Mit dem Beschluss des Parteivorstandes "Arbeit - Solidarität -
Menschlichkeit: ein neuer Sozialstaat für eine neue Zeit" haben wir
Grundpfeiler des Sozialstaats neu bestimmt. Dazu gehören:


	Der Sozialstaat soll das Leben der Menschen leichter und sicherer machen.

	Der Sozialstaat muss die Würde des Einzelnen achten.

	Der Sozialstaat muss Abstiegsängsten entgegenwirken.

	Er schafft es, alle angemessen an seiner Finanzierung zu beteiligen.

	Er sorgt für mehr Zusammenhalt und Solidarität.



Für uns bedeutet dies auch ein klares Bekenntnis zum Wert der Arbeit.
Dazu gehört insbesondere die stärkere Anerkennung und Aufwertung der
Berufe in der Pflege. Die Beschäftigten in der Pflege verdienen für
ihre Arbeit unseren Respekt und gute wertschätzende Löhne.

Ein weiterer Schritt voran: Pflege in Deutschland stärken

Mit ersten Vorschlägen für eine solidarische Weiterentwicklung der
Pflege setzen wir die Reihe von Reformvorschlägen zum "Sozialstaat für
eine neue Zeit" fort. Gerade in der Pflege muss der Sozialstaat
Partner sein und Sicherheit geben, dort wo die Menschen mit Sorge auf
ein großes Lebensrisiko blicken.

An dieser Stelle geht es um höhere Löhne in der Pflege und die
Begrenzung der Eigenanteile der Pflegebedürftigen. Wir wollen dabei
nicht stehen bleiben, sondern diesen Vorschlägen in diesem Jahr
weitere Schritte folgen lassen, die Pflegeberufe weiter zu stärken und
die Leistungen in der Pflege vor allem für Familien, in der
Nachbarschaft und in Kommunen zu verbessern.

Derzeit sind rund 3,5 Millionen Menschen in Deutschland
pflegebedürftig; 2,6 Millionen werden ambulant versorgt. Bei mehr als
drei Viertel der Pflegebedürftigen geschieht dies zu Hause. Sie und
ihre Familien entscheiden sich dafür meistens ganz bewusst. Rund 2,3
Mio. Menschen pflegen ihre Angehörigen; 70% davon sind Frauen. Diese
Menschen sind häufig in schwierigen und aufreibenden Situationen
zwischen Beruf, Familie und Pflege.

Aktuell sind gut 1,15 Mio. Personen bei ambulanten Pflegediensten und
in Pflegeheimen beschäftigt. Mehr als 85 % davon sind Frauen, etwa
72%, sind teilzeitbeschäftigt. Rund 30.000 Stellen sind nicht besetzt.
Wir haben gut 68.000 Schülerinnen und Schüler in der
Altenpflegeausbildung.

In den vergangenen Jahren haben wir die Leistungen der
Pflegeversicherung, insbesondere für Menschen mit Demenz und für ihre
Angehörigen deutlich verbessert. Vor allem ist der Personenkreis
größer geworden, der auf Leistungen der Pflegeversicherung vertrauen
kann. Zugleich erhalten die Menschen früher Leistungen aus der
Pflegeversicherung und können länger zu Hause bleiben. Wer in eine
stationäre Einrichtung aufgenommen wird, bleibt dort im Durchschnitt
kürzer, aber mit größerem Pflegebedarf.

In seiner jetzigen Struktur kann das Pflegewesen die
Herausforderungen, die auf uns zukommen, nicht mehr ausreichend
bewältigen, wenn die Zahl der Hochaltrigen und der Pflegebedürftigen
steigt. Wir müssen deshalb neue Wege gehen, damit die Menschen die
Hilfe bekommen, die sie brauchen. Die finanziellen Lasten müssen
stärker gemeinsam getragen werden. Arbeit in der Pflege muss endlich
Wert und Wertschätzung erfahren.

Unser Schwerpunkt: Wir wollen bessere Qualität, bessere

Arbeitsbedingungen und bessere Löhne in der Pflege

Die Bezahlung in der Pflege ist wirklich ungerecht. Nach wie vor
ziehen private Anbieter starke Rendite aus den ambulanten und
stationären Einrichtungen der Pflege. Beschäftigte in der Altenpflege
sind durch eine mehrjährige, anspruchsvolle Ausbildung hoch
qualifiziert; sie haben einen Beruf, der geistig und körperlich
fordernd ist. Sie tragen viel Verantwortung für das Wohlergehen von
Menschen. Aber ihr Einkommen liegt unter dem Durchschnittslohn für
eine Vollzeitbeschäftigung in Deutschland.

Ein Grund für die großen Gehaltsunterschiede sind fehlende
Tarifverträge. Besonders niedrig ist die Bezahlung im Bereich der
ambulanten Altenpflege, wo besonders selten nach Tarif gezahlt wird.

Mit dem Sofortprogramm Pflege haben wir den ersten Schritt gemacht, in
Alten- und Pflegeheimen mehr Zeit für die Bewohnerinnen und Bewohner
zu gewinnen.

Wir werden künftig deutlich mehr Pflegepersonal und eine
bedarfsgerechte Personalbemessung brauchen, wenn wir in Zukunft eine
hochwertige und würdevolle pflegerische Versorgung sicherstellen
wollen.

Wir wollen für die steigende Zahl von Hochaltrigen und
Pflegebedürftigen gerüstet sein und zugleich die Berufe in der Pflege
nachhaltig aufwerten. Dazu müssen wir für die Pflege vor allem bessere
Löhne und bessere Arbeitsbedingungen durchsetzen. Daran arbeiten
Hubertus Heil und Franziska Giffey in der Konzertierten Aktion Pflege.
Dort werden gemeinsam mit allen Akteuren der Pflege Maßnahmen
verabredet, die Arbeitsbedingungen von beruflich Pflegenden spürbar zu
verbessern, die Ausbildung in der Pflege attraktiver zu machen und vor
allem bessere Wertschätzung und Bezahlung in der Pflege umzusetzen.
Die Reform der Pflegeausbildung, mit der wir zum 1.1.2020 endlich
bundesweit das Schulgeld abgeschafft und eine Ausbildungsvergütung
eingeführt haben, ist ein wichtiger Schritt in diese Richtung. Mit der
im Januar 2019 gestarteten "Ausbildungsoffensive Pflege" wollen wir
mehr Ausbildungsplätze schaffen und mehr Menschen für die Pflegeberufe
gewinnen.

Denn Pflegeberufe werden nur attraktiver, wenn sie besser bezahlt und
die Arbeitsbedingungen verbessert werden. Dazu zählt an erster Stelle,
dass es für Arbeit in der Pflege einen Tarifvertrag gibt, der für alle
gilt. Denn der aktuell gültige Pflegemindestlohn von 11,05 Euro (West)
und 10,55 Euro (Ost) ist zu niedrig, differenziert nicht zwischen
verschiedenen Qualifikationsstufen und kann daher nur als absolute
Lohnuntergrenze gelten.

Wir unterstützen alle Anstrengungen, gemeinsam mit den Sozialpartnern
tarifliche Mindestbedingungen für alle in der Pflege Beschäftigten zu
erreichen. Es ist ein gutes Signal, dass freigemeinnützige Träger und
kirchliche Träger der Altenpflege gemeinsam mit der Politik und den
Gewerkschaften einen Weg zu angemessene Lohnbedingungen in der Pflege
finden. Dafür soll im SGB XI eine Regelung geschaffen werden, die die
Refinanzierung von Pflegeleistungen an die Geltung von Tarifverträgen
bindet. Wer sich nicht an Tarifverträge hält, kann kein Geld aus der
gesetzlichen Pflegeversicherung erwarten. Nur ein
allgemeinverbindlicher Tarifvertrag sichert der Arbeit in der Pflege
ihren angemessenen Wert. Zudem setzen wir uns für eine Angleichung der
Löhne zwischen Ost und West ein. 30 Jahre nach der Deutschen Einheit
wollen wir keine unterschiedlichen Löhne in Ost und West. Daher muss
der Pflegemindestlohn schneller angeglichen und erhöht werden. Wir
setzen darauf, dass die Konzertierte Aktion Pflege ein Erfolg wird.

Eigenanteile der Pflegebedürftigen begrenzen

Mehr Personal, bessere Bezahlung und gute Arbeitsbedingungen in der
Pflege bedeuten, dass wir mehr Geld für eine bessere Pflege brauchen.
Die Pflege muss in Zukunft anders und stärker solidarisch finanziert
werden. Wir brauchen mehr Pflegepersonal und bessere Leistungen. Aber
höhere Kosten dürfen nicht zu Lasten der Pflegebedürftigen und ihrer
Familien gehen, weil deren Eigenanteil ständig wächst.

Pflegebedürftige und ihre Angehörigen können ihren Eigenanteil für
pflegebedingte Kosten nicht beeinflussen. Pflegebedürftigkeit ist mit
einem hohen Risiko verbunden, am Ende des Lebens Sozialhilfe in
Anspruch nehmen zu müssen. Derzeit beziehen in Deutschland rd. 37 %
der Bewohnerinnen und Bewohner stationärer Pflegeeinrichtungen Hilfe
zur Pflege als Leistung der Sozialhilfe.

Die Eigenanteile zu den eigentlichen Pflegekosten im Pflegeheim sind
regional sehr unterschiedlich und liegen derzeit deutschlandweit
durchschnittlich bei 618 Euro monatlich. Bisher gilt, dass die Höhe
des Eigenanteils nach oben offen ist und der von der
Pflegeversicherung finanzierte Anteil festgelegt ist. Betroffene
müssten befürchten, bedürftig zu werden, wenn ihre Ersparnisse
aufgebraucht sind.

Wir wollen einen grundlegenden Wechsel einleiten: Nicht die Leistungen
der Pflegeversicherung werden begrenzt, sondern die Eigenanteile der
Pflegebedürftigen. Zukünftige Kostensteigerungen werden solidarisch
über einen Mix aus moderat steigenden Beiträgen und einem dynamischen
Bundeszuschuss finanziert. Die Länderinitiative im Bundesrat setzt
hier das richtige Signal.

Um die Begrenzung der Eigenanteile der Pflegebedürftigen zu
finanzieren, wollen wir mit folgenden Maßnahmen die solidarische
Finanzierung stärken:

Erstens: Pflege, die nur aus medizinischen Gründen erfolgt, soll
künftig von der Krankenversicherung bezahlt werden. Im Gegenzug soll
die Pflegeversicherung mehr tun, um Pflegebedürftigkeit überhaupt zu
vermeiden.

Zweitens: Wir wollen, dass die Rücklagen der privaten
Pflegeversicherung von rund 35 Mrd. Euro in dem Umfang für die
solidarische Finanzierung einer besseren Pflege herangezogen werden,
der verfassungsrechtlich möglich ist. Gesetzliche und private
Pflegeversicherung decken den gleichen Leistungsumfang ab. Wir wollen
das Nebeneinander beider Versicherungsformen überwinden. Ziel muss es
sein, alle Menschen auf die gleiche Weise in einer Bürgerversicherung
für die Pflege zu versichern und an der solidarischen Finanzierung zu
beteiligen.

Drittens soll die Pflegeversicherung mit einem Steuerzuschuss an den
Ausgleichsfonds zusätzlich finanziert werden, um etwa die
beitragsfreie Mitversicherung von Familienangehörigen oder die
Beitragsleistungen an die Rentenversicherung mitzufinanzieren.

Viertens sind auch moderate Erhöhungen des einkommensbezogenen
Pflegeversicherungsbeitrags sinnvoll und gerechtfertigt, um das Mehr
an besserer Pflege solidarisch zu finanzieren.
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INNEN/3054: Zum Internationalen Tag der Roma - Antiziganismus darf nicht salonfähig sein


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. April 2019

Arbeitsgruppe: Inneres

Zum Internationalen Tag der Roma: Antiziganismus darf nicht salonfähig sein



Gabriela Heinrich, zuständige Berichterstatterin in der Arbeitsgruppe
Inneres der SPD-Bundestagsfraktion:

Der Internationale Tag der Roma am 8. April ist ein Tag, an dem die
Kultur und Identität von Roma und Reisenden auf dem ganzen Kontinent
gefeiert wird. Im Jahr 2019 gibt es jedoch mindestens so viele Gründe
zur Besorgnis wie zum Feiern dieses Festtages. Deutschland wird mit
der Einsetzung der Expertenkommission Antiziganismus neue Impulse
gegen Hass und Benachteiligung geben.

"Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union und die meisten
Mitgliedstaaten des Europarats haben Antidiskriminierungsgesetze
verabschiedet und Inklusionsstrategien zur Förderung der sozialen
Rechte der Roma angenommen. Trotzdem sind Marginalisierung,
Ausgrenzung, Ungleichheit und Vorurteile für viele Roma an der
Tagesordnung.

Hassrede gegen Roma und Reisende gedeiht sowohl in den Medien als auch
im Internet. Führende Politiker stigmatisieren Roma und Reisende und
machen sie für die Übel der Gesellschaft verantwortlich. Es kommt
vermehrt zu gewalttätigen Angriffen auf Roma-Gemeinschaften. Die
Einsetzung der Expertenkommission Antiziganismus durch die
Bundesregierung ist deshalb ein wichtiger Beitrag dafür, den Hass in
Deutschland anzugehen. Die Kommission wird Vorschläge erarbeiten und
damit neue Impulse liefern.

Es gibt keinen Raum für Selbstgefälligkeit. Während alle europäischen
Staaten den Beitrag von Roma und Reisenden zum Reichtum und zur
Vielfalt der europäischen Kultur würdigen, müssen sie ihre
Anstrengungen zur Bekämpfung des Antiziganismus dringend verstärken.
Denn nur wenn Vorurteile und Diskriminierung überwunden werden, kann
Gleichheit für alle Wirklichkeit werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/288: 100 Jahre Bauhaus - ein Grund zum Feiern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. April 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

100 Jahre Bauhaus - ein Grund zum Feiern



Carsten Schneider, Erster Parlamentarischer Geschäftsführer;

Katrin Budde, zuständige Berichterstatterin:

Vor 100 Jahren wurde das Staatliche Bauhaus im Weimar gegründet.
Obwohl das Bauhaus nur 14 Jahre existierte, wurde es zu einer der
bedeutendsten Schulen für Architektur, Design und Kunst im 20.
Jahrhundert. Heute wird das neue Bauhaus-Museum in Weimar eröffnet.

"Das staatliche Bauhaus ist ein Kind der Weimarer Republik. Es musste
aus politischen Gründen seinen Standort von Weimar über Dessau nach
Berlin verlegen. Auch wenn diese Schule unter schwierigsten
Bedingungen arbeitete, so gehören ihre Zeugnisse doch zu den
Klassikern des 20. Jahrhunderts. Sie haben auch heute noch eine
weltweite Ausstrahlung.

Auch der 100. Geburtstag ist nicht nur nationales Ereignis, die ganze
Welt feiert mit, denn das Bauhaus gehört der Welt und ist Deutschlands
größter Export in der Kulturgeschichte.

Das Bauhaus hat Kunst, Architektur und Design verändert.

Auch die Möglichkeit, dass Frauen am Bauhaus studieren konnten, hat zu
entscheidenden Veränderungen in der Gesellschaft und im Zusammenleben
beigetragen.

Unsere Verantwortung ist es, dieses kulturelle Erbe zu erhalten."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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NAHOST/1077: Israel - Der Auftritt der Generäle (Blätter)


Blätter für deutsche und internationale Politik 4/2019

Israel: Der Auftritt der Generäle

von Tsafrir Cohen



Es wird doch noch spannend in Israel. Lange Zeit sah es so aus, als
ob die rechteste Regierungskoalition in der Geschichte des Landes
bei der Wahl zur 21. Knesset am 9. April ihre Mehrheit mit
Leichtigkeit verteidigen könnte. Doch je näher dieser Urnengang
rückt, desto unsicherer wird es, ob Benjamin Netanjahu
Premierminister bleibt.

Vor allem aus zwei Richtungen gerät Netanjahu derzeit unter Druck.
Zum einen hat der oberste Rechtsberater [1] der Regierung Anklage
gegen ihn wegen Bestechlichkeit, Betrug und Untreue erhoben.
Netanjahu soll Vergünstigungen in Form von Schmuck, Zigarren und
Champagner im Wert von rund 250.000 Euro angenommen und obendrein
unerlaubterweise Einfluss auf zwei Massenmedien ausgeübt haben.

Zum anderen gründete der ehemalige Generalstabschef Benjamin
"Benny" Gantz die Liste Kachol Lawan (zu Deutsch: Blau-Weiß; die
Farben der israelischen Fahne), die sich erfolgreich als
Mitte-rechts-Alternative zu Netanjahus Likud aufstellt. Laut Umfragen kann
Kachol Lawan am Wahltag mit über einem Viertel der abgegebenen
Stimmen rechnen und damit auf Anhieb als größte Fraktion in die
Knesset einziehen. Infolgedessen könnte die amtierende rechte
Koalition ihre knappe Mehrheit von 67 der insgesamt 120 Mandate
verlieren.

Die Frage nach "Bibis" politischer Zukunft steht damit im Zentrum
des Wahlkampfs. Etwa die Hälfte der Bevölkerung steht laut Umfragen
weiterhin hinter dem Premierminister. Die juristischen
Verdächtigungen gegen ihn tut sie als Bagatelle ab oder denunziert
sie gar als mediale Verschwörung.

Zudem befindet sich Netanjahu derzeit auf dem Höhepunkt seiner Macht.
So kann er unter anderem auf eine erfolgreiche Wirtschaftsbilanz
verweisen: Die makroökonomischen Daten des einstigen Schwellenlands
sind glänzend. Israel ist eine führende, global agierende
Hightech-Nation. Die Staatsverschuldung liegt bei nur 60 Prozent des BIP,
die Inflation unterhalb von zwei und die Arbeitslosigkeit bei gerade
einmal vier Prozent. Seit dem Ende der Zweiten Intifada im Februar
2005 wächst die israelische Wirtschaft stetig, das
Bruttosozialprodukt liegt derzeit nominal gleichauf mit jenem
Frankreichs. Der Schekel wird heute als eine der weltweit stabilsten
Währungen gehandelt.

Auch außenpolitisch kann Netanjahu aus Sicht seiner Anhänger Erfolge
vorweisen: Der israelisch-palästinensische Konflikt ist wegen des
Syrienkrieges international in den Hintergrund gerückt. Daher wurde
dieser nur am Rande thematisiert, als etwa der indische
Premierminister Narendra Modi - dessen Land einst die Bewegung der
Blockfreien Staaten anführte, für die die Befreiung Palästinas ein
zentrales Anliegen darstellte - im Juli 2017 Israel besuchte.
Gleiches gilt für die Golfmonarchien, die das Selbstbestimmungsrecht
der Palästinenser zugunsten einer gemeinsamen Front mit Israel gegen
den Iran hintanstellen. Netanjahu ging zudem Allianzen mit
Rechtspopulisten wie dem ungarischen Ministerpräsidenten Viktor
Orbán ein. Zwar riskierte er damit, liberale Bündnispartner im
Westen zu verprellen. Im Gegenzug erhielt er jedoch politische
Unterstützung jener Kräfte, die in Netanjahu einen vorbildlichen
illiberalen Demokraten und Verfechter des Ethnonationalismus sehen -
etwa die mittel-europäische Visegrád-Gruppe, die jedwede Kritik an der
israelischen Besatzungspolitik durch die EU zu verhindern sucht, oder
US-Präsident Donald Trump, dessen Entscheidung, die amerikanische
Botschaft nach Jerusalem zu verlegen, Netanjahus Ansehen innerhalb
und außerhalb Israels erheblich stärkte.[2]

Die Politik der Alternativlosigkeiten

Allerdings könnte die derzeitige Lage Israels auch gänzlich anders
eingeschätzt werden. Der israelisch-palästinensische Konflikt
schwelt weiter, und Netanjahus Regierungen haben in den vergangenen
zehn Jahren keine konkreten Pläne für dessen Lösung vorgelegt. Die
Wirtschaftsdaten mögen zwar glänzend erscheinen, tatsächlich aber
sind die Kosten der selbst auferlegten Austeritäts- sowie einer
Steuerpolitik, die vor allem die Wohlhabenden begünstigt, hoch: Die
durchschnittliche Armutsrate nach Steuern und Zuschüssen fällt in
Israel mit 18 Prozent höher aus als in allen anderen OECD-Ländern.
Geringe Staatsausgaben verhindern zudem längst überfällige
Investitionen in die Umwelt und die Verkehrsinfrastruktur. Zugleich
schrumpft die Mittelschicht, der Reichtum konzentriert sich
zunehmend bei einigen Wenigen im Land. Und auch die israelische
Demokratie musste erhebliche Einschnitte hinnehmen: Hart erkämpfte
Bürger- und Menschenrechte wurden in den vergangenen Jahren abgebaut;
Rechtspopulisten stellen zunehmend demokratische Strukturen in
Frage und hetzen gegen Minderheiten.

Dass der gesellschaftliche Widerstand dagegen so gering ist, hängt
nicht zuletzt mit dem gesunkenen Einfluss der israelischen
Arbeitspartei zusammen. Sie regierte das Land bis 1977 durchgehend.
In den vergangenen gut 40 Jahren wirkte sie jedoch vor allem aus der
Opposition heraus. Und ihr politisches Gewicht schwindet weiter: Bei
der kommenden Wahl darf sie gerade einmal mit fünf bis acht Prozent
der Stimmen rechnen.

Dieser Machtverlust geht auch auf die demographischen Veränderungen
innerhalb Israels zurück: Die Arbeitspartei gilt als Repräsentantin
der alteingesessenen und mitunter wohlhabenden Aschkenasim, den aus
Europa stammenden Juden und Jüdinnen. Für jene aus islamisch
geprägten Ländern, den Mizrachim, die vor allem in den 1950ern nach
Israel einwanderten und etwa die Hälfte der jüdischen Bevölkerung im
Land ausmachen, ist sie jedoch bis heute kaum wählbar. Denn sie gilt
als jene Partei, die zwar Gleichheit predigte, zugleich aber die
Mizrachim benachteiligte, mitunter rassistisch diskriminierte und
beim sozioökonomischen Aufstieg behinderte. Auch mit den
nachfolgenden Migrationswellen aus der ehemaligen Sowjetunion und
Äthiopien in den 1980er und 90er Jahren fremdelte die Partei. Vor
allem der Likud nutzte dies aus und baute als Protestpartei der
Mizrachim seine Machtbasis aus.

Das rechte Lager konnte auf diese Weise eine knappe strukturelle
Mehrheit erringen und in den vergangenen Jahrzehnten zwei große
Projekte durchsetzen: Zum einen hat es die Wirtschaft (neo-)liberal
ausgerichtet, ungeachtet etwa der massenhaften Sozialproteste im
Jahr 2011. Zum anderen konnte es die Zahl der jüdischen Siedler im
Westjordanland vervielfachen, so dass ein Rückbau der Siedlungen
zugunsten eines Palästinenserstaats zunehmend unwahrscheinlich wird.
In beiden Fällen gab es seitens der Arbeitspartei nur geringen
Widerstand, woraufhin auch die Friedensbewegung in sich
zusammenbrach, wovon sie sich bis heute nicht erholt hat. Somit
erscheint nicht nur Netanjahus Wirtschaftskurs derzeit alternativlos,
sondern auch seine Beschwörung, Israel müsse ewig "mit dem
Schwert leben".

Israelischer Ethnonationalismus

Um die Mehrheit seines Lagers zu sichern, instrumentalisiert
Netanjahu obendrein reale und imaginierte äußere und innere Feinde
Israels. Zu diesen zählten zunächst die Palästinenser und der Iran
sowie die Unterzeichner der Oslo-Verträge, aber auch Jitzchak Rabin
und das Friedenslager in Gänze. In den vergangenen Jahren gerieten
zudem zunehmend die Flüchtlinge, Medien und die Unabhängigkeit der
Gerichte in Netanjahus Visier. Die Feindbildung beförderte einen
Rechtsruck des gesamten politischen Spektrums. Der Likud ist heute
von seiner alten Garde gesäubert, die sich zwar stramm rechts
positionierte, zugleich aber den Rechtsstaat achtete. Zudem stellen
sich im April erstmals gleich drei rechtsradikale Listen zu Wahl,
darunter die offen rassistische Jüdische Stärke, mit der Netanjahu
jüngst ein Wahlbündnis einging. Zusammen können diese Listen mit
mehr als zehn Prozent der Sitze rechnen.

Ihr Zuspruch verdankt sich auch der Tatsache, dass rabiater
Ethnonationalismus in Israel längst mehrheitsfähig geworden ist.
Kulturministerin Miri Regev etwa bezeichnete Flüchtlinge aus Afrika
vor gut zwei Jahren als "Krebsgeschwür im Körper der jüdischen
Nation" - und die Mehrheit der Bevölkerung stimmt ihr laut Umfragen
zu. Breite Unterstützung erfuhr auch das Nationalstaatsgesetz,[3]
das im Juli 2018 von der Knesset verabschiedet wurde und die
Gleichberechtigung aller Staatsbürger den Rechten der jüdischen
Mehrheitsgesellschaft unterordnet. Selbst Netanjahus jüngste
Unterstützung für Orbáns antisemitische Kampagne gegen den Investor
und Philanthropen George Soros fand großen Zuspruch im Lande. Das
gilt auch für die gezielten Angriffe auf die Unabhängigkeit der
Justiz durch die amtierende Justizministerin Ajelet Schaked, da die
israelischen Gerichte der Netanjahu-Regierung angeblich zu oft
Steine in den Weg gelegt hätten.

Zugleich aber beobachtet ein wachsender Teil der israelischen
Bevölkerung den beschleunigten Abbau der Demokratie mit Unbehagen.
Im Vorfeld der Wahl haben sich daher drei Parteien zur Liste Kachol
Lawan zusammengetan, an deren Spitzen charismatische
Persönlichkeiten stehen, die gemeinsam Netanjahu die Stirn bieten
wollen. Unter ihnen der TV-Moderator Jair Lapid sowie gleich drei
ehemalige Generalstabschefs der israelischen Armee: Benny Gantz,
Mosche "Bogie" Jaalon und Gabi Aschkenasi. Ihr gemeinsames
Wahlprogramm wurde erkennbar mit heißer Nadel gestrickt: Darin
findet sich kein Wort zur Zweistaatenlösung, stattdessen aber die
Zusage, sich nicht aus dem Jordantal und Ostjerusalem zurückzuziehen,
was de facto eine Absage an einen lebensfähigen Palästinenserstaat
darstellt. Auch die gegenwärtige Wirtschaftspolitik wird nicht
grundsätzlich in Frage gestellt. Stattdessen sollen die Korruption
bekämpft und der Rechtsstaat sowie die Meinungsfreiheit gestärkt
werden.

Jüngsten Umfragen zufolge könnte das blau-weiße Bündnis Netanjahus
Likud in der Knesset mit 35 zu 29 Sitzen überrunden. Insbesondere
Gantz, aber auch die anderen beiden ehemaligen Generalstabschefs
genießen enorme Popularität in Israel, wo die Ernennungszeremonie
der oberen Militärs auf allen Kanälen live übertragen wird. Und in
der Vergangenheit waren es ebenfalls ehemalige Generalstabschefs wie
Jitzchak Rabin und Ehud Barak von der Arbeitspartei, die gegen den
Likud und seine Kandidaten Wahlen gewannen.

Die Linke im Schatten

Derweil führt die israelische Linke weiterhin ein Nischendasein.
"Links" gilt landesweit geradezu als Schimpfwort. Die
Meretz-Partei, die nach wie vor für einen Kompromiss mit den
Palästinensern, soziale Gerechtigkeit und eine progressive Geschlechter-,
Verkehrs- und Umweltpolitik steht, muss um den Wiedereinzug in die Knesset
bangen. Sie ist zur Partei des schwindenden europäischstämmigen
Bildungsbürgertums geworden. Die Kandidatenliste von Meretz ist ein
Kompromiss zwischen der Pflege angestammter linksliberaler
Wählerschichten, etwa in den Kibbuzim oder im wohlhabenden Norden
Tel Avivs, und dem Bestreben, breitere Schichten anzusprechen. Daher
finden sich auf den vorderen Listenplätzen auch zwei Palästinenser
sowie eine aus Äthiopien stammende Aktivistin.

Noch dramatischer sieht es für die Gemeinsame Liste aus, das
vielleicht spannendste politische Projekt der vergangenen
Legislaturperiode. Sie ist ein Zusammenschluss von vier
unterschiedlichen Parteien, die die Interessen der palästinensischen
Minderheit in Israel vertreten, die etwa 20 Prozent der israelischen
Bevölkerung ausmacht. Die Liste vertritt sehr unterschiedliche
politische Positionen, von sozialistischen über liberale bis zu
islamisch-konservativen. Mit 13 Abgeordneten bildet sie bislang die
drittgrößte Knessetfraktion. Unter ihren Abgeordneten gab es Muslime,
Christen, Drusen, Beduinen sowie einen jüdischen Sozialisten. Vor
allem die sozialistische Chadasch sorgte innerhalb des Bündnisses
dafür, dass die Gemeinsame Liste für ein Ende der israelischen
Besatzung und mehr soziale Gerechtigkeit eintrat.

Allerdings kann die Liste kaum politische Erfolge vorweisen, da sie
durchgehend aus dem politischen Spiel ausgeschlossen wurde. Hinzu
gesellten sich personelle Querelen, vor allem der Führungsanspruch
des Politikers Ahmad Tibi, was schließlich zu ihrer Spaltung führte.
Im April stehen daher vier Parteien in zwei getrennten Listen
zur Wahl, die obendrein programmatisch völlig willkürlich
zusammengesetzt sind, was ihre Erfolgschancen erheblich mindert.
Somit werden am 9. April wohl das Wahlbündnis aus Likud und Jüdische
Stärke auf der einen und die Liste Kachol Lawan auf der anderen
Seite das Rennen unter sich ausmachen. Gewinnt das
rechtsnationalistische Lager die Wahlen, so wird die jetzige Politik
fortgeführt oder intensiviert - zumal Netanjahu wegen der Anklagen
gegen ihn und des voraussichtlichen Erstarkens seiner
rechtsradikalen Koalitionäre erpressbar sein wird, etwa mit Blick
auf die Annexion weiterer Teile der Westbank. Ob er die kommende
Legislaturperiode in Gänze übersteht, hängt indes auch von der
Justiz ab. Es ist zumindest zweifelhaft, dass "Bibi" eine Mehrheit
für ein von ihm bereits seit langem geplantes Gesetz zusammenbekommt,
das amtierenden Premierministern Immunität garantiert.

Verliert das rechte Lager hingegen seine Mehrheit, kommt damit nicht
automatisch Kachol Lawan an die Regierung. Denn sie will weder mit
dem Likud unter Netanjahu noch mit arabischen Parteien koalieren.
Entsprechend schwierig würde sich die Regierungsbildung unter
Beteiligung von Parteien aus dem derzeitigen Regierungslager
gestalten. Immerhin könnte eine Regierungsbeteiligung von Kachol
Lawan den fortschreitenden Abbau der Demokratie aufhalten, die
weitere Besiedlung der Westbank verlangsamen und die kriegerische
Rhetorik gegen den Iran abschwächen. Die rechte Hegemonie im Lande
bleibt somit aller Voraussicht nach bestehen und eine neue
Friedensinitiative oder die Durchsetzung einer gerechteren
Wirtschaftsordnung Aufgabe künftiger Generationen.


Anmerkungen:

[1] Die Funktion entspricht in etwa dem deutschen Generalbundesanwalt.

[2] Vgl. Shibley Telhami, Jerusalem: Was treibt Trump um?, in:
"Blätter", 1/2018, S. 36-38.

[3] Vgl. Tsafrir Cohen, Das umstrittene Nationalstaatsgesetz,
www.rosalux.org.il, 28.8.2018.
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Wie sich Milcherzeuger gegen schwankende Milchpreise wappnen können



Die Preise für Milch fahren Achterbahn: Erhielten Erzeuger für einen
Liter Milch 2013 bis zu 42,3 Cent pro Liter, so waren es 2016 nur 22,8 Cent
und 2018 schon wieder 35,3 Cent. Das macht die Milchproduktion für die
landwirtschaftlichen Betriebe zu einem riskanten Geschäft. Was kann
dagegen getan werden? Das Thünen-Institut hat in einer Publikation
verschiedene häufig vorgeschlagene Optionen untersucht.

Zum einen geht es um die Erhöhung des EU-Milchpreisniveaus. Das ließe
sich erreichen, wenn die Milch auf dem Weltmarkt teurer wird oder wenn
sich das EU-Preisniveau vom Weltmarkt ablöst. Dafür wären in jedem Fall
drastische Reduktionen der EU-Milcherzeugung erforderlich. Der Versuch,
das Weltmarktpreisniveau durch Einschränkung der EU-Milcherzeugung zu
erhöhen, würde allerdings Marktreaktionen in anderen milcherzeugenden
Ländern nach sich ziehen: Für die dortigen Produzenten würde es lukrativ
werden, ihre Milchmengen zu erhöhen. Ein Effekt wäre also nur von zeitlich
sehr kurzer Dauer. Eine Ablösung des EU-Preisniveaus von den
Weltmarktpreisen wäre nur möglich, wenn sich die EU bei Milch und
Milcherzeugnissen vom Nettoexporteur zum Nettoimporteur wandelt. Dies
würde wiederum erhebliche Einschränkungen der EU-Milcherzeugung
voraussetzen. Unter den gegenwärtigen Marktbedingungen und bei den
gegenwärtigen Strukturen der Milcherzeugung und -verarbeitung ist das
nicht realistisch.

Ein anderer Vorschlag - eine Verteilung des Risikos auf mehrere Schultern
innerhalb des Milchsektors - erscheint zielführender und wird in der neuen
Thünen-Studie ebenfalls umfassend beleuchtet. Dabei ist wichtig zu wissen,
dass rund zwei Drittel der Rohmilchmenge in Deutschland durch
Molkereigenossenschaften und ein Drittel durch Privatmolkereien
verarbeitet wird. Molkereigenossenschaften haben damit nicht nur einen
hohen Marktanteil, sondern auch eine hohe Marktverantwortung. Zwar
betrafen die extremen Preisausschläge der vergangenen Jahre alle
beteiligten Marktakteure. Es zeigte sich aber, dass das Markt- und
Preisrisiko in der Wertschöpfungskette Milch recht ungleich verteilt ist.

Fallen die Preise stark in den Keller, kann das bei den Milcherzeugern zu
existenzbedrohenden Liquiditätsengpässen führen. Das Markt- und
Preisrisiko wäre bereits fairer verteilt, wenn die Genossenschaften zwei
Veränderungen vornähmen. Erstens müssten sie ihre bisherige Methode zur
Berechnung der Erzeugerpreise ändern und den Wert der Rohmilch zum
Zeitpunkt der Anlieferung als Grundlage nehmen und nicht zum Zeitpunkt des
Verkaufs der Verarbeitungsprodukte. Und zweitens müssten sie die
Regelungen zur Abnahmegarantie flexibilisieren und den heutigen
Markterfordernissen anpassen. Denn aufgrund dieser Garantie müssen die
Genossenschaftsmolkereien aktuell alle Rohmilch ihrer
Genossenschaftsmitglieder abnehmen. Dies auch dann, wenn es für die daraus
hergestellten Produkte eigentlich keinen Markt gibt. Die Folge ist ein
steigender Marktdruck und sinkende Preise. Beide Anpassungen würden dazu
führen, dass der Milchpreis seine Kernaufgabe wieder besser ausführen kann
- nämlich über den aktuellen Marktzustand zu informieren. Darauf basierend
könnten die Milcherzeuger marktgerechtere Produktionsentscheidungen
treffen. Für beide Änderungen müssten die Satzungen und Lieferordnungen
der Genossenschaften geändert werden.

Zudem wäre das Preisrisiko geringer, wenn Molkereien und/oder Erzeuger
eine Preisabsicherung an der Warenterminbörse vornähmen. Bisher finden
solche Sicherungsgeschäfte noch nicht in ausreichendem Maße satt, etwa
weil der Börse misstraut wird, der Aufwand zu hoch erscheint oder die
Notwendigkeit nicht gesehen wird.

Beide Maßnahmen könnten die Mitglieder der Genossenschaft beschließen.
Doch ist ein solches Vorgehen noch nicht ausreichend verbreitet. Dies
lässt den Schluss zu, dass entweder der Leidensdruck noch nicht groß genug
ist oder dass sich bisher keine Mehrheit für eine Änderung finden konnte.
Aus Sicht des Thünen-Instituts werden die notwendigen Veränderungen in
jedem Fall kommen, denn die Politik verliert zusehends das Vertrauen in
die Selbstregulierung des Sektors. Noch haben die Marktakteure selbst
Chance dazu und sollten nicht auf Vorgaben der Politik warten.

Die Studie ist als Thünen Working Paper 118 veröffentlich und über die
Webseite des Thünen-Instituts als PDF downloadbar.


Originalpublikation:

Stabile und hohe Milchpreise?! - Optionen zur Beeinflussung der
Milchpreise

Thünen Working Paper 118

DOI:10.3220/WP1549288041000

https://www.thuenen.de/media/publikationen/thuenen-workingpaper/ThuenenWorkingPaper_118.pdf
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Neue Studie "Die demografische Lage der Nation - Wie zukunftsfähig
Deutschlands Regionen sind"



Deutschland erlebt aktuell ein demografisches Zwischenhoch. Die
Herausforderungen des demografischen Wandels sind damit aber nicht
verschwunden, sondern stehen unmittelbar bevor: Weniger Arbeitskräfte,
steigende Kosten in den Sozialsystemen und immer stärker zu Tage tretende
regionale Verwerfungen verlangen nach neuen Antworten von Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft. Das Berlin-Institut für Bevölkerung und
Entwicklung hat die demografische Lage der Nation untersucht und erstmals
eine eigene, regionale Bevölkerungsprognose für alle 401 Kreise und
kreisfreien Städte berechnen lassen.

Dank Zuwanderung und leicht gestiegener Kinderzahlen ist die Einwohnerzahl
entgegen früherer Voraussagen mit rund 83 Millionen auf eine neue
Rekordmarke geklettert. Auch in den nächsten Jahren dürfte die Bevölkerung
laut der neuen Prognose kaum schrumpfen und 2035 bei etwa 82,3 Millionen
Menschen liegen. "Allerdings verschärfen sich in Deutschland die
regionalen Verwerfungen zwischen den prosperierenden Großstädten und den
entlegenen, strukturschwachen Regionen," sagt Reiner Klingholz, Direktor
des Berlin-Instituts.

In allen fünf ostdeutschen Flächenländern werden der Prognose zufolge die
Bevölkerungszahlen bis 2035 zurückgehen - am stärksten mit fast 16 Prozent
in Sachsen-Anhalt. Weite Regionen zwischen Rügen und dem Erzgebirge werden
mehr als jeden fünften Einwohner verlieren. Die Alterung der Gesellschaft
führt dazu, dass im brandenburgischen Landkreis Spree-Neiße 2035 auf eine
Geburt vier Beerdigungen kommen dürften. Gleichzeitig liegt im Osten aber
auch die am schnellsten wachsende Stadt der Republik: Leipzig muss bis
2035 ein weiteres Einwohnerplus von rund 16 Prozent verkraften. Zu den
wenigen weiteren Leuchttürmen in den fünf ostdeutschen Flächenländern
zählen Potsdam, Dresden, Erfurt, Jena, Rostock, Halle und Magdeburg.

"Wachstum und Schrumpfung liegen somit dicht beieinander und beides muss
gestaltet werden. Keine leichte Aufgabe für die Politik," meint Manuel
Slupina, Mitautor der Studie. "In den Wachstumsregionen mangelt es an
Wohnraum, Kitas und Schulen. Wo aber die Einwohnerzahlen massiv
zurückgehen, sind neue, unkonventionelle Ideen zur Daseinsvorsorge nötig,
um die stark gealterte Bevölkerung gut zu versorgen."

Ein ähnliches Bild wie im Osten zeigt sich in den westlichen
Bundesländern, allerdings deutlich weniger ausgeprägt. Die heute schon
attraktiven Städte von Hamburg über Frankfurt am Main bis München können
sich auf Zugewinne einstellen. Doch vielerorts im Ruhrgebiet und im
Saarland, sowie in ländlichen Regionen entlang der früheren innerdeutschen
Grenze, in der Südwestpfalz oder an den Küsten werden die Einwohnerzahlen
weiter sinken.

Welche Zukunft Deutschlands Regionen zu erwarten haben

Um die "Zukunftsfähigkeit" der Regionen vergleichbar zu bewerten, hat das
Berlin-Institut 21 Indikatoren ausgewählt - aus den Bereichen Demografie,
Wirtschaft, Bildung und Familienfreundlichkeit. "Die Politik wünscht sich
zwar eine "Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse", doch die Realität
zeigt, dass wir es eher mit einer Vielfalt der Lebensbedingungen zu tun
haben," sagt Reiner Klingholz. Das zeigt sich auch in den Gesamtnoten des
Index, die von 2,32 für die bayerische Landeshauptstadt München bis 4,71
für die Ruhrgebietsstadt Gelsenkirchen reichen.

Das Ranking offenbart ein bekanntes Nord-Süd-Gefälle, vorne liegen vor
allem wirtschaftsstarke Städte mit ihren Umlandkreisen in Bayern und
Baden-Württemberg. Am Ende finden sich Regionen in Nordrhein-Westfalen,
Niedersachsen und dem Saarland. Im Osten liegen zwar viele vom
demografischen Wandel schwer gezeichnete Kreise, aber in den Problemzonen
des Westens ist die Lage mittlerweile schwieriger. "Daran zeigen sich die
punktuellen Erfolge des Aufbaus Ost und die Tatsache, dass die
jahrzehntelange Abwanderung von Ost nach West gestoppt ist," sagt Manuel
Slupina. Mit Dresden hat sich sogar eine ostdeutsche Großstadt in die
Gruppe der Top-20 vorgearbeitet.

Die regionale Bevölkerungsprognose wurde vom CIMA Institut für
Regionalwirtschaft berechnet.



Das Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung ist ein unabhängiger
Thinktank, der sich mit Fragen regionaler und globaler demografischer
Veränderungen beschäftigt. Das Institut wurde 2000 als gemeinnützige
Stiftung gegründet und hat die Aufgabe, das Bewusstsein für den
demografischen Wandel zu schärfen, nachhaltige Entwicklung zu fördern, neue
Ideen in die Politik ein-zubringen und Konzepte zur Lösung demografischer
und entwicklungspolitischer Probleme zu erarbeiten.

Das Berlin-Institut erstellt Studien, Diskussions- und Hintergrundpapiere,
bereitet wissenschaftli-che Informationen für den politischen
Entscheidungsprozess auf. Weitere Informationen, wie auch die Möglichkeit,
den kostenlosen regelmäßigen Online-Newsletter "Demos" zu abonnieren,
finden Sie unter

https://www.berlin-institut.org.

Die Studie wurde gefördert vom Nürnberg Institut für Marktentscheidungen
e.V. sowie der Körber-Stiftung, der Investitionsbank Berlin und dem
Förderkreis des Berlin-Instituts.

Nürnberg Institut für Marktentscheidungen e.V.

Gründer und Ankeraktionär der GfK SE

Das Nürnberg Institut für Marktentscheidungen (zuvor "GfK Verein") ist ein
nichtkommerzielles und interdisziplinäres Institut zur Erforschung von
Konsum- und Marktentscheidungen und Ankeraktionär der GfK SE. An der
Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Praxis erforscht das NIM, wie sich
Marktentscheidungen auf Basis neuer Trends, neuer Technologien und neuer
Informationsquellen voraussichtlich ändern werden. Ziel ist es, sowohl die
Entscheidungen von Verbrauchern als auch die Entscheidungen von
Marketingverantwortlichen besser zu verstehen und durch dieses Wissen auch
dazu beizutragen, die Qualität von Marktentscheidungen zu steigern.

Das Institut pflegt den Dialog und die Zusammenarbeit mit Experten aus
Wissenschaft und Praxis, mit Innovatoren und Start-Ups, die am Thema
Marktentscheidungen und Market Insights ein spezielles Interesse haben.
Die Ergebnisse seiner Forschung teilt und diskutiert das Nürnberg Institut
für Marktentscheidungen durch Publikationen, Konferenzen und Vorträge mit
seinen Mitgliedern, Interessenten und der fachlichen Öffentlichkeit.

Weitere Informationen unter:

https://www.nim.org


Die Studie steht Ihnen gratis als Download zur Verfügung unter:

https://www.berlin-institut.org/publikationen/studien/die-demografische-lage-der-nation.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution1343

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung, 05.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PARTEIEN/180: Friedens-Aktionswoche der DKP eröffnet (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
7. April 2019

Raus aus der NATO - Frieden mit Russland

Friedens-Aktionswoche der DKP eröffnet



Mit einer Kundgebung am Gebäude des Deutsch-Niederländischen Korps in
Münster hat die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) ihre Aktionswoche für
den Frieden begonnen.

Per Beamer wurde die Losung "Raus aus der NATO - Frieden mit Russland" an
die Wand des Gebäudes gebracht, das die Kommandozentrale der "schnellen
Eingreiftruppe" der NATO beherbergt.

"Das Deutsch-Niederländische Korps ist die Speerspitze der NATO gegen
Russland. Von ihr geht eine unmittelbare Gefährdung des Friedens aus", so
Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP und Kandidat zur EU-Wahl auf
Listenplatz 3. "Deswegen fordern wir die sofortige Auflösung des Korps!
Diese Speerspitze muss weg aus Münster, sie muss weg aus Europa, Frieden
mit Russland ist das Gebot der Stunde!"

Die DKP wird in der kommenden Woche mit großen und kleinen Aktionen gegen
Bundeswehrwerbung, gegen NATO-Truppentransporte und Militärstandorte
protestieren und sich im Anschluss landesweit an den diesjährigen
Ostermarsch-Aktionen beteiligen.

Essen, 7. April 2019

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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RAUB/1188: Wohnraum - die Unterkunft als Mangelware ... (SB)




Wenn man den Bestand (bezahlbarer) Wohnungen jetzt nicht
schützt, muss man für die Menschen, die aus ihnen vertrieben werden,
noch zusätzlich neue Wohnungen bauen. Da würde man mit dem Neubau nie
hinterher kommen. Neubau von bezahlbaren Wohnungen und der Schutz des
Bestands sind die zwei Standbeine einer sozialen Wohnungspolitik. Wer
nur auf einem Bein steht, fällt auf die Nase.

Rouzbeh Taheri (Bündnis "Deutsche Wohnen und Co. enteignen") [1]

Eigentum verpflichtet, argumentieren die Besitzenden, und verstehen
darunter, aus Geld mehr Geld zu machen, wofür zwangsläufig jemand die
Zeche bezahlen muß. Eigentum verpflichtet, fordern die Besitzlosen,
und verlangen zumindest eine Form staatlicher Regulierung, die ihnen
ein Leben unter halbwegs erträglichen Umständen ermöglicht. Artikel 15
des Grundgesetzes läßt unter Bedingungen die Überführung von Grund und
Boden oder Produktionsmitteln in Gemeineigentum zu, wofür aber
Entschädigungen zu zahlen sind. Bezeichnenderweise wurde dieser
Artikel nach Angaben von Verfassungsrechtlern in der Geschichte der
Bundesrepublik noch nie angewendet, gilt es doch schon den Anfängen
einer ernsthaften Kontroverse um die herrschende Eigentumsordnung zu
wehren. Wohnen ist ein Grundrecht und keine Ware für Spekulanten,
betont die neue Mietenbewegung, die sich in Berlin "Deutsche Wohnen
und Co. enteignen" auf ihre Fahnen geschrieben hat und mittels einer
Vergesellschaftung bezahlbare Mieten für alle anstrebt.

Wenngleich die aktuelle Mietenbewegung natürlich ihre Vorgeschichte
hat, da sie auf jahrzehntelange Kämpfe zahlreicher Initiativen um
bezahlbaren Wohnraum und gegen Zwangsräumungen gründet, sorgt sie doch
nicht nur angesichts ihrer gewachsenen Größe, sondern auch wegen ihrer
Forderung nach Enteignung für ein Novum. Da sich die politischen
Parteien der Frage weithin fehlenden Wohnraums vor allem in den großen
Städten stellen müssen, wollen sie nicht Gesicht und Wählerstimmen
verlieren, erzwingt die massenhafte Präsenz der Mietenbewegung auf der
Straße und ihre Stoßrichtung eine sofortige Reaktion und eine
kontroverse Diskussion um eine der sozialen Kernfragen, die derzeit
die Menschen umtreiben.

Am Samstag haben Zehntausende Menschen deutschlandweit unter dem Motto
"Gemeinsam gegen Verdrängung und Mietenwahnsinn" für bezahlbaren
Wohnraum demonstriert. Veranstalter war das Bundesweite Bündnis
#Mietenwahnsinn, das von mindestens 55.000 Demonstrierenden in 19
Städten sprach, darunter neben Berlin auch Köln, Dresden, Leipzig,
Hannover, Göttingen, Bremen, Hamburg, Frankfurt, München und
Stuttgart. Auch in Barcelona gingen mehrere tausend Menschen auf die
Straße. In Berlin hatten rund 280 Initiativen zum gemeinsamen Protest
aufgerufen, die Polizei sprach von weit über 10.000 Teilnehmenden, die
Veranstalter von bis zu 40.000. [2]

In der Hauptstadt ist der Protest mit einem Volksbegehren des
Bündnisses "Deutsche Wohnen und Co. enteignen" verbunden. Die
InitiatorInnen brauchen 20.000 Unterschriften, um die erste Hürde zu
nehmen, wofür sie sechs Monate Zeit haben. Daß das erreicht wird, gilt
als sicher. Setzt das Landesparlament die Inhalte des Begehrens nicht
um, braucht die Initiative in einer zweiten Stufe die Unterschriften
von mindestens sieben Prozent der Wahlberechtigten, also rund 170.000.
Gelingt das, folgt ein Volksentscheid. Angestrebt wird die Enteignung
privater Wohnungsunternehmen, die mehr als 3.000 Wohnungen besitzen.
Allein der Firma Deutsche Wohnen gehören rund 160.000 Wohnungen im
Bundesgebiet, davon rund 112.000 in Berlin. Das Land Berlin soll den
betreffenden Unternehmen die Wohnungen zwangsweise abkaufen.

Den Konzern Deutsche Wohnen hat die Mietenbewegung nicht nur wegen
seines umfangreichen Immobilienbesitzes, sondern auch wegen seines
Umgangs mit MieterInnen besonders aufs Korn genommen. Der Vorstand der
Immobiliengesellschaft, Michael Zahn, kritisiert zwar "eine Politik,
die immer über bezahlbares Wohnen spricht, aber noch nie gesagt hat,
wie das aussehen soll". Dem hält jedoch Rouzbeh Taheri, ein Sprecher
der Initiative, entgegen, die Deutsche Wohnen sei in den letzten
Jahren wie ein Fremdkörper in die Stadt eingefallen und verfolge nur
das Ziel, die Mieten in seinen Wohnungen nach oben zu treiben. Viele
Berliner hätten mittlerweile negative Erfahrungen mit diesem Konzern
gemacht oder von Freunden, Bekannten oder Verwandten erfahren, daß er
ausschließlich im Interesse der Aktionäre, ohne Rücksicht auf
Mieterinnen und Mieter agiere.

Vor dem Start des Volksbegehrens hatten Wirtschaftsverbände, Politiker
und der Bund der Steuerzahler vor der Enteignung großer
Wohnungsunternehmen gewarnt. Als ein Hauptargument führen sie an, daß
dadurch kein neuer Wohnraum entstehen würde. Verschiedene
Kapitalverbände sehen angesichts der Enteignungsdiskussion bereits
"Zustände wie in der DDR" heraufziehen und erklären, Berlin drohe eine
Herabstufung durch die Ratingagenturen. Wenngleich sich im
rot-rot-grünen Senat der Regierende Bürgermeister Müller klar gegen
Enteignungen ausgesprochen hat, ist es offenbar unsicher, ob er die
Mehrheit seiner SPD hinter sich weiß. Die Linken befürworten das
Volksbegehren, und Bausenatorin Katrin Lompscher nahm als Privatperson
an der Demonstration teil. Das Anliegen komme aus der Mitte der
Berliner Stadtgesellschaft, und als große Anhängerin der direkten
Demokratie werde sie sich deshalb nicht an die Spitze der Bewegung
stellen. "Die Debatte rund um das Volksbegehren sehe ich jedoch als
wichtigen Beitrag zum Umgang mit der Wohnungsfrage als eine der
zentralen sozialen Fragen unserer Zeit."

Die Berliner Grünen wollen sich in der Enteignungsdebatte noch Zeit
für eine Position lassen. So sagte Landeschefin Nina Stahr auf dem
Landesparteitag, daß das Thema zu komplex sei, als daß es eine
einfache Antwort geben könnte. Harsche Kritik übte die FDP-Fraktion im
Abgeordnetenhaus an Demonstration und Volksbegehren. "Diese
Mieten-Demo setzt die falschen Signale und spielt bewusst mit den
Ängsten der Menschen dieser Stadt", sagte der Fraktionsvorsitzende
Sebastian Czaja. Wirkungsvoller wäre ein Aufschrei für eine
Neubauoffensive und mehr genossenschaftliches Wohnen in Berlin. Die
Initiatoren des Volksbegehren förderten aber weitere Verknappung von
Wohnraum und die Ausgrenzung von Menschen. "Wer klaut statt baut,
gefährdet die Zukunft unserer Stadt und den sozialen Frieden", so
Czaja. [3]

Die grassierende Wohnungsnot bis tief in die Mittelschichten hinein
setzt die Bundesregierung unter Zugzwang, und so streicht sie denn
auch allenthalben heraus, wie viel sie bereits auf den Weg gebracht
habe. Die Große Koalition will den Bau von Mietwohnungen ankurbeln und
hat dafür neue Abschreibungsmöglichkeiten geschaffen. Die Förderung
von Sozialwohnungen läuft mit zwei Milliarden Euro im Jahr weiter auf
hohem Niveau. Die Mietpreisbremse wurde verschärft, Mieterhöhungen bei
Modernisierung wurden gedeckelt. Allerdings fehlt es an Bauland, das
die Kommunen zur Verfügung stellen müßten. Die Zahl der neu gebauten
Wohnungen ist in Deutschland von 160.000 im Jahr 2010 auf rund 300.000
im vergangenen Jahr gestiegen, doch gehen Experten davon aus, daß eine
Senkung der Mieten zumindest in beliebten Großstädten in absehbarer
Zeit nicht zu erwarten sei.

Auch Bundesbauminister Horst Seehofer nennt die Wohnungsfrage "die
soziale Frage unserer Zeit". Die Bundesregierung habe seit März 2018
mit zahlreichen Maßnahmen gegengesteuert. "Trotz einer beachtlichen
Steigerung der Bautätigkeit bleibt die Wohnungsmarktsituation in den
wirtschaftsstarken Regionen deutlich angespannt", muß Seehofer jedoch
einräumen. CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt übt scharfe Kritik
am Volksbegehren: "Wohnen ist die neue soziale Frage, die kann man
aber nicht sozialistisch beantworten." [4] "Steinzeitkommunismus"
höhnt Alice Weidel aus dem Lager der AfD. Ähnlich zieht FDP-Chef
Lindner vom Leder: "Gegen steigende Mieten helfen nur mehr Wohnungen
und nicht DDR-Ideen." Das Konzept sei kontraproduktiv, weil es private
Investitionen in Wohnungen verschrecke und die Eigentumsgarantie der
Verfassung beschädige. Die FDP macht sich sogar dafür stark, Artikel
15 des Grundgesetzes zu streichen.

Auch die SPD will keine Wohnungsgesellschaften enteignen, um gegen
steigende Mieten vorzugehen. Die Bundesvorsitzende Andrea Nahles
äußert zwar Verständnis für "die Wut auf Wohnungskonzerne, die jeden
Cent aus den Mietern rauspressen wollen". Aber Enteignungen dauerten
Jahre und schafften keine einzige Wohnung. Die für Entschädigungen
fälligen Milliardenzahlungen des Staates fehlten für den dringend
benötigten Neubau durch öffentliche Wohnungsbaugesellschaften. Statt
Enteignungen wolle die SPD einen "Mietenstopp und das verfügbare Geld
in bezahlbaren Wohnraum investieren, damit mehr Wohnungen entstehen".

Dem entgegnet die Linken-Vorsitzende Katja Kipping, sie wünsche sich
mehr Mut von Andrea Nahles und der SPD. "Enteignungen von vornherein
auszuschließen, obwohl sie das Grundgesetz erlaubt, ist das falsche
Zeichen." Die Mitte werde jeden Monat durch explodierende Mieten
enteignet. "Deshalb brauchen wir die Sozialisierung der
Wohnungskonzerne", fordert Kipping. "Wir müssen das Problem an der
Wurzel lösen. Eine Regierungsalternative links der Union kann nicht
bei der Verwaltung der Missstände stehen bleiben." [5]

Der Vorsitzende der Grünen, Robert Habeck, kann sich unter bestimmten
Bedingungen die Enteignung großer Wohnungskonzerne vorstellen. Zeigten
andere Maßnahmen keinen Erfolg, um für ausreichend günstigen Wohnraum
zu sorgen, müsse notfalls die Enteignung folgen. Das Grundgesetz sehe
solche Enteignungen zugunsten des Allgemeinwohls grundsätzlich vor.
"Es wäre doch absurd, wenn wir das nur anwenden, um neue Autobahnen zu
bauen, aber nicht, um gegen die grassierende Wohnungsnot vorzugehen."
Zunächst einmal solle Bundesfinanzminister Olaf Scholz aber die
Bundesimmobiliengesellschaft anweisen, ihre Grundstücke nicht
meistbietend zu verkaufen, sondern an die Kommunen abzugeben, wenn
diese darauf Sozialwohnungen bauten. Zudem sprach sich Habeck für
Maßnahmen gegen Bodenspekulanten aus.

Des Einwands, Enteignungen schafften keine neuen Wohnungen, sind sich
die InitiatorInnen des Volksbegehrens bewußt. Man erwarte nicht, daß
bei der Aktion neuer Wohnraum entsteht, so Rouzbeh Taheri, sondern
wolle ein Zeichen der Gegenmacht zur Spekulation mit Wohnraum setzen.
Ziel sei es, den Bestand von bezahlbaren Wohnungen zu schützen.
Unterlasse man das, müsse man für die Menschen, die aus ihren
Wohnungen vertrieben werden, noch zusätzlich neue Wohnungen bauen.
Neubau von bezahlbaren Wohnungen und der Schutz des Bestands seien die
zwei Standbeine einer sozialen Wohnungspolitik. "Wer nur auf einem
Bein steht, fällt auf die Nase." Die Diskussion in Berlin habe sich
komplett verschoben, hin zu den Interessen der Mieterinnen und Mieter.
Die Parteien versuchten, sich gegenseitig mit Vorschlägen zu
überbieten, wie man Mieten regulieren kann, und das sei schon für sich
genommen ein Erfolg.

Ob die Ausrichtung der Initiative auf einen langwierigen
Volksentscheid produktiv ist, gilt in der Berliner Mietergemeinschaft
als umstritten. Der Kampf um bezahlbaren Wohnraum für alle griffe
jedoch zu kurz, blendete er die Eigentumsfrage aus. Diese zu stellen
und damit eine öffentliche Diskussion anzustoßen, zeichnet die
Initiative "Deutsche Wohnen und Co. enteignen" aus. Wie sehr allein
schon ein solcher Vorstoß am Eingemachten der Klassengesellschaft
rührt, dokumentieren die wütenden Reaktionen aus Kreisen der
Immobilienwirtschaft und kapitalfreundlichen Politik.


Fußnoten:

[1] www.heise.de/tp/features/Deutschland-Proteste-gegen-den-Mietwahnsinn-4365408.html

[2] www.focus.de/politik/deutschland/bundesweite-proteste-warum-beim-streit-um-enteignungen-gegner-und-befuerworter-das-grundgesetz-bemuehen_id_10559963.html

[3] www.morgenpost.de/berlin/article216849573/Mietenwahnsinn-Demo-in-Berlin-35-000-Menschen-machen-ihrer-Wut-Luft.html

[4] www.zeit.de/politik/deutschland/2019-04/immobilien-enteignung-wohnungskonzerne-robert-habeck-die-gruenen

[5] www.welt.de/politik/deutschland/article191485329/Steigende-Mieten-Kipping-wuenscht-sich-bei-Enteignungen-mehr-Mut-von-der-SPD.html
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USA/1412: Washington - innere Zerreißprobe ... (SB)


Washington - innere Zerreißprobe ...



Ungeachtet aller stehenden Ovationen, die dem ehemaligen norwegischen
Premierminister Jens Stoltenberg bei seinem Auftritt vor beiden
Häusern des US-Kongresses am 3. April zuteil wurde, wächst in
Washington der Widerstand gegen jenen kostspieligen Dauerkrieg, in den
sich Amerikas Streitkräfte seit 2001 vornehmlich unter dem Vorwand der
"Terrorbekämpfung" in zahlreichen Ländern Asiens und Afrikas wie
Afghanistan, Irak, Libyen, Syrien und Somalia verstrickt haben.
Auffällig bei der allerersten Rede eines NATO-Generalsekretärs vor
versammeltem Repräsentantenhaus und Senat war, daß die
Kongreßabgeordnete Tulsi Gabbard demonstrativ sitzen blieb und sich
nicht an der Jubelorgie für den europäischen Verbündeten beteiligte.

Die 37jährige Kongreßabgeordnete aus Hawaii bewirbt sich um die
Nominierung zur demokratischen Kandidatin bei der Präsidentenwahl im
kommenden Jahr und zwar als ausgesprochene Pazifistin. Gabbards
wichtigste Wahlbotschaft ist ihr kategorisches Nein zum militärischen
Interventionismus. Sie will alle US-Truppen aus Syrien abziehen und
die Spannungen zu Rußland und China abbauen. Das durch eine Beendigung
des Militarismus eingesparte Geld will sie in erneuerbare Energien
investieren, die marode Infrastruktur Amerikas einer Generalüberholung
unterziehen sowie die kränkelnden Bildungs- und Gesundheitssysteme auf
Vordermann bringen. Aufgrund der eigenen Erfahrung beim Militär - als
Sanitäterin der Nationalgarde von Hawaii diente sie 2004 bis 2005 in
einer Kampfzone im Irak und 2008 bis 2009 in Kuwait - genießt Gabbard
in militärischen Belangen hohe Glaubwürdigkeit und wäre für Demokraten
und Republikaner wählbar. Deshalb stand sie als mögliche
US-Außenministerin zur Debatte, als zur Jahreswende 2016/2017 der
frischgewählte Präsident Donald Trump sein Kabinett zusammenstellte,
und wurde deshalb von dem New Yorker Baulöwen zu einem
Bewerbungsgespräch in den Trump Tower eingeladen.

Aktuell sind die beiden Kriege, die in den USA für den meisten
politischen Gesprächsstoff sorgen, die in Syrien und im Jemen. Zuletzt
wollte Trump alle amerikanischen Streitkräfte aus Syrien angesichts
der erfolgreichen Niederschlagung des Kalifats der "Terrormiliz"
Islamischer Staat abziehen, wurde an diesem Vorhaben jedoch von den
Globalstrategen im US-Sicherheitsapparat gehindert. Das Pentagon, die
republikanische Mehrheit im Senat, Außenminister Mike Pompeo und der
Nationale Sicherheitsberater John Bolton haben durchgesetzt, daß
mehrere hundert US-Soldaten im Osten Syriens bleiben, um auf ein
Wiedererstarken des IS reagieren, vor allem aber um "den Einfluß des
Irans" zurückdrängen zu können. Durch die Besetzung dieser Region, in
der die wichtigsten Ölfelder Syriens liegen, wollen die USA zudem
Damaskus zu Zugeständnissen zwingen und vielleicht doch noch den
Rücktritt von Präsident Baschar Al Assad herbeiführen.

Im Jemen unterstützen die USA einerseits seit 2015 Saudi-Arabien und
die Vereinigten Arabischen Emirate im Kampf gegen die schiitischen
Huthi-Rebellen, andererseits versucht die CIA dort seit 2002 mittels
Drohnenangriffen Al Kaida auf der arabischen Halbinsel (AQAP)
auszurotten, treibt ihr damit jedoch angesichts der zahlreichen Opfer
unter der Zivilbevölkerung im Gegenteil Menschen zu. Seit Monaten gibt
es deshalb im Washingtoner Kongreß eine Initiative, die
US-Militärhilfe für den Krieg im Jemen einzustellen, ohne die Armeen
Riads und Abu Dhabis dort ihre Segel streichen müßten. Eine
entsprechende Resolution wurde im März vom Senat mit großer Mehrheit
verabschiedet. Am 4. April hat das Repräsentantenhaus mit 247 zu 175
Stimmen bei einer Enthaltung für einen gleichlautenden Gesetzentwurf
votiert. Leider steht zu befürchten, daß Trump in der Angelegenheit
von seinem präsidialen Veto Gebrauch machen wird, um die Saudis und
Emirater weiterhin im Jemen gewähren zu lassen. Schließlich verdient
die US-Rüstungsindustrie an dem Massenschlachten im Armenhaus Arabiens
Dollarsummen in Milliardenhöhe.

Bereits am 3. April hat eine überparteiliche Koalition aus linken
Demokraten und libertären Republikanern im Kongreß in einem offenem
Brief Trump dazu aufgefordert, an seinem geplanten Abzug der
US-Streitkräfte aus Syrien festzuhalten und ihn gegen allen Widerstand
der Kriegslobby durchzusetzen. Unterzeichnet wurde der Brief unter
anderem von den Republikanern im Senat und Repräsentantenhaus Rand
Paul aus Kentucky und Justin Amash aus Michigan sowie den Vertretern
des neuen linken Flügels bei der demokratischen Fraktion im
Repräsentantenhaus - Ilhan Omar aus Minnesota, Ro Khanna aus
Kalifornien und Alexandria Ocasio-Cortez aus New York. In dem Brief
argumentieren die Verfasser, daß die Entsendung amerikanischer
Streitkräfte 2015 nach Syrien damals vom Kongreß nicht abgesegnet
wurde und deshalb gegen die US-Verfassung sowie gegen die War Powers
Resolution von 1973 verstößt.

Ilan Omar, seit Januar eine der beiden ersten Musliminnen im Kongreß,
hat in den letzten Wochen durch offene Kritik am politischen Einfluß
der zionistischen Lobby eine lebhafte Debatte um die einseitige
Parteinahme der USA für Israel im Nahost-Konflikt mit den
Palästinensern ausgelöst. Octavio-Cortez, mit 29 Jahren die jüngste
Kongreßabgeordnete aller Zeiten, macht mit ihrem Eintreten für einen
ökologischen Umbau der amerikanischen Wirtschaft ebenfalls von sich
reden. Trump macht sich seit Tagen über Octavio Cortez' Entwurf eines
"Green New Deal" lustig, tut die junge Latina als "die ehemalige
Kellnerin" ab. Der Donald sollte den demokratischen "Sozialisten"
vielleicht mehr Respekt entgegenbringen, denn bekanntlich kommt der
Hochmut vor dem Fall.
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FRAUEN/784: USA - Die Gemeinsamkeiten von Orchideen und Migrantinnen vom Land (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

USA 

Die Gemeinsamkeiten von Orchideen und Migrantinnen vom Land



(Los Angeles, 25. März 2019, UNAM) - Es gibt viele Vorurteile in der
Welt. Eines, das großen Schaden anrichtet, ist der Blick auf
Migrantinnen aus dem mexikanischen ländlichen Raum, die auf der Suche
nach einem besseren Leben in die Vereinigten Staaten kommen. Diese
Frauen werden oft als unqualifizierte Arbeitskräfte angesehen.
Aufgrund ihrer unsicheren Rechtslage werden sie zum Ziel von
Lohndumping, starren Arbeitsbedingungen und sind gar nicht oder nur
unzureichend sozial abgesichert. Die Einwanderinnen müssen sich um
sich selbst kümmern, aber auch um ihre Ehemänner, ihre Kinder, ihre
Eltern, ... In diesem Kontext müssen die geleisteten
Integrationsanstrengungen sowie die Beiträge, die sie zur
US-amerikanischen Wirtschaft und Gesellschaft leisten, Wertschätzung
erfahren.

Um diese Situation zu thematisieren, hat die Agrarsoziologin Rosalinda
Martínez Cruz am 12. März eine Konferenz an der California State
University in Northridge organisiert; einer Institution, die mit dem
US-Ableger der mexikanischen Universität UNAM in Los Angeles
zusammenarbeitet. Die Soziologin Martínez Cruz stellte auf der
Konferenz eine Analogie hinsichtlich des Verhaltens und spezifischer
Handlungen der Migrantinnen und der Familie der Orchideen, wie Lilien
oder Vanille, her. Ihre These besagt, dass beide Gruppen
Lebensstrukturen aufbauen, auch wenn sie auf Hindernisse, wie
Umpflanzung/Ortswechsel treffen. Beide behalten ihre Wurzeln (...) und
optimieren ihre Ressourcen in schweren Krisenzeiten.

Das Publikum, das sich hauptsächlich aus sozialen Aktivist*innen
zusammensetzte, zeigte großes Interesse und teilte seine eigenen
Erfahrungen als Menschen, die ihr Land auf der Suche nach einem
besseren Leben verlassen haben. Lasst uns gemeinsam daran arbeiten,
ländliche Migrantinnen aus der Einsamkeit, Beklemmung und sozialer
Ungleichheit zu befreien.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/die-gemeinsamkeiten-von-orchideen-und-migrantinnen-vom-land/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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GEWERKSCHAFT/312: SPD-Vorschlag zur Begrenzung des Eigenanteils für die Pflegekosten in stationären Einrichtungen begrüßt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. April 2019

ver.di begrüßt SPD-Vorschlag zur Begrenzung des Eigenanteils für die
Kosten der Pflege in stationären Einrichtungen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt
ausdrücklich den Vorstoß der SPD-Parteivorsitzenden Andrea Nahles zu
einer Begrenzung des Eigenanteils für die Kosten der Pflege für
Bewohnerinnen und Bewohner von Pflegeeinrichtungen. "Das Lebensrisiko
Pflege muss solidarisch abgesichert werden. Die Begrenzung des
Eigenanteils ist ein erster wichtiger Schritt", sagte Sylvia Bühler,
Mitglied im ver.di-Bundesvorstand. "Mittelfristig ist die
Pflegeversicherung zu einer Pflegevollversicherung weiterzuentwickeln
und durch eine Bürgerversicherung zu ergänzen. Dann können die
steigenden Anforderungen durch eine alternde Gesellschaft gut
gestemmt werden. Alle müssen sich darauf verlassen können, bei
Pflegebedürftigkeit gut versorgt zu werden."

Derzeit gebe es einen Zielkonflikt, der dringend aufgelöst werden
müsse, so Bühler weiter. Pflegebedürftige wünschten sich mehr und gut
qualifiziertes Personal. Die verantwortungsvolle und oft auch
belastende Arbeit in der Altenpflege müsse aber auch entsprechend gut
bezahlt werden. "Heute steigt bei jeder Tariferhöhung, die wir mit
den Beschäftigten in der Altenpflege durchsetzen, der Eigenanteil der
Bewohnerinnen und Bewohner der entsprechenden Einrichtung. Damit muss
Schluss sein", so Bühler. "Faire Bezahlung, ausreichend Personal und
die Begrenzung der Kosten der pflegebedürftigen Menschen dürfen nicht
gegeneinander ausgespielt werden. Deshalb muss die Bundesregierung
zügig eine Gesetzesänderung auf den Weg bringen", forderte Bühler.
Zudem seien bundesweit einheitliche gesetzliche Vorgaben zur
Personalausstattung nötig, die sich am Bedarf der Pflegebedürftigen
orientieren.

"Wir gehen davon aus, bald in Verhandlungen für einen Tarifvertrag
einsteigen zu können, der dann von Bundesarbeitsminister Hubertus
Heil (SPD) auf alle Träger in der Pflege erstreckt werden kann",
sagte Bühler. Ein wesentliches Ziel auch der Konzertierten Aktion
Pflege der Bundesregierung sei es, die Tarifbindung zu erhöhen, um
dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken. "Um ausreichend
Pflegefachkräfte und anderes Personal zu gewinnen, braucht es bessere
Arbeitsbedingungen und einen Tarifvertrag, an den sich bundesweit
alle Arbeitgeber halten müssen", so Bühler weiter. Es sei schlicht
unanständig, eine so verantwortungsvolle Arbeit mies zu bezahlen.
Dies sei vor allem bei kommerziellen Pflegekonzernen der Fall, die
ihre Gewinne steigern wollten und sich Tarifverträgen verweigerten.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.04.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
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E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





AGRAR/1856: Wirtschaftliche Stimmung in der Landwirtschaft verschlechtert (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 8. April 2019

Wirtschaftliche Stimmung in der Landwirtschaft verschlechtert

DBV-Konjunkturbarometer zeigt gebremste Investitionsplanungen



Nach den Ergebnissen des aktuellen Konjunkturbarometers Agrar des
Deutschen Bauernverbandes (DBV) für den Monat März hat sich die
Einschätzung der wirtschaftlichen Lage durch die Landwirte gegenüber
Dezember 2018 verschlechtert. Während die aktuelle wirtschaftliche
Situation stabil beurteilt wird, haben sich die Zukunftserwartungen
weiter eingetrübt. Gleichzeitig werden die Investitionsplanungen
deutlich zurückgenommen.

Aktuell ist der Index des Konjunkturbarometers Agrar gegenüber der
vorangegangenen Erhebung von 23,9 Punkten auf 22,3 Punkte
zurückgegangen. Der aktuelle Indexwert entspricht in etwa dem Wert von
März 2018 (22,1), liegt aber erheblich unter den Indexwerten früherer
Jahre, wo in der Spitze gut 36 Punkte erreicht wurden. Der Indexwert
fasst die Einschätzung der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung und
die Erwartungen an die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung
zusammen.

"Landwirte scheuen derzeit Investitionen, weil politische
Planungssicherheit fehlt. Wir brauchen dringend mehr Verlässlichkeit
und Langfristigkeit in den politischen Entscheidungen. Die derzeitige
Verunsicherung gefährdet den Landwirtschaftsstandort Deutschland",
sagt der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied.

Die Investitionsplanungen der Landwirte für die kommenden sechs Monate
liegen erheblich unter dem entsprechenden Vorjahresstand. Nur 29
Prozent der Landwirte wollen in dieser Zeit investieren; vor einem
Jahr waren es 35 Prozent. Das für die nächsten sechs Monate geplante
Investitionsvolumen liegt mit 4,1 Milliarden Euro um 0,4 Milliarden
Euro unter dem entsprechenden Vorjahresstand. Das relativ hohe Niveau
der Jahre 2013 und 2014 mit geplanten halbjährlichen
Investitionsvolumina von gut 6 Milliarden Euro wird weit verfehlt.
Investitionen in eine leistungsfähige Landwirtschaft sichern auch
viele Arbeitsplätze in den vor- und nachgelagerten
Wirtschaftsbereichen. Investitionen in Ställe gehen grundsätzlich mit
mehr Tierwohl einher.

Vom aktuell geplanten Investitionsvolumen in Höhe von 4,1 Milliarden
Euro entfallen auf den Bereich Ställe und Stalltechnik 2,1 Milliarden
Euro. Gegenüber dem entsprechenden Vorjahreswert ist dies ein Minus
von 0,4 Milliarden Euro. Mit 0,9 Milliarden Euro fallen die
vorgesehenen Maschineninvestitionen im Jahresvergleich um 0,1
Milliarden Euro geringer aus. 0,9 Milliarden Euro sind für
Investitionen in Erneuerbare Energien vorgesehen (plus 0,2 Mrd. Euro).

Die Liquidität der Betriebe hat sich gegenüber Dezember kaum
verändert. Als Spätfolge des Dürresommers 2018 ist die
Liquiditätssituation im Osten Deutschlands besonders angespannt. Ein
Viertel der Landwirte dort spricht von einer angespannten oder sehr
angespannten Situation. Unter den Betriebsformen klagen die
Veredlungsbetriebe besonders häufig über eine schwierige
Liquiditätslage.

Auf der Notenskala von 1 bis 5 wird die aktuelle wirtschaftliche
Situation im Durchschnitt der Betriebe mit 2,97 besser beurteilt als
die künftige Entwicklung mit einem Wert von 3,10. Gegenüber Dezember
2018 hat sich die Einschätzung in den einzelnen Betriebsformen kaum
verändert. Die Zukunftserwartungen haben sich in den
Veredlungsbetrieben weiter verbessert. In den Acker- und
Futterbaubetrieben dagegen haben sich die Erwartungen an die
wirtschaftliche Zukunft gegenüber September und Dezember 2018 weiter
eingetrübt.

Neben der vielfach enttäuschenden Entwicklung der Erzeugerpreise in
den letzten Monaten bei Getreide, Milch und Rindern wird der
nationalen Agrarpolitik ein dämpfender Einfluss auf die aktuelle
Stimmungslage in der Landwirtschaft zugeschrieben. Von der aktuellen
Entwicklung der Schweinepreise und Einkaufspreise für Futtermittel,
Düngemittel und Energie geht dagegen ein positiver Einfluss auf die
Stimmungslage in den Betrieben aus. Die Ernteerwartungen fallen im
Jahresvergleich etwas optimistischer aus. Ein besonders belastender
Einfluss geht weiter von den Pachtpreisen aus. Relativ positiv werden
hingegen weiterhin die Kapitalmarktzinsen und Leasing-Konditionen
beurteilt.

Das Konjunktur- und Investitionsbarometer Agrar wird vierteljährlich
im Auftrag des DBV, des VDMA Fachverbandes Landtechnik und der
Landwirtschaftlichen Rentenbank in einer repräsentativen Umfrage
ermittelt. Zur aktuellen Runde im März 2019 befragte dazu das
Marktforschungsinstitut Produkt + Markt 854 Landwirte in ganz
Deutschland.

Konjunkturbarometer Agrar März 

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=719559

 * 
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ENERGIE/2364: Altmaier - Deutsche Entscheidung zum Kohleausstieg eng mit Nachbarstaaten abgestimmt (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 8. April 2019

Altmaier: Deutsche Entscheidung zum Kohleausstieg wird eng mit unseren Nachbarstaaten abgestimmt



Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier diskutiert heute mit den
Energieministerinnen und Energieministern der sog. Stromnachbarn die
Empfehlungen der Kommission für Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung zum Kohleausstieg. Der Kreis der Stromnachbarn umfasst
Belgien, die Niederlande, Luxemburg, Frankreich, Österreich, die
Schweiz, Norwegen, Schweden, Dänemark, Polen und die tschechische
Republik sowie die EU-Kommission und dient der engeren Zusammenarbeit
und Koordinierung im Bereich Versorgungssicherheit und Strommarkt.

Bundesminister Altmaier sagte dazu: "Wir senden heute ein wichtiges
politisches Signal: Deutschland macht beim Kohleausstieg keine
Alleingänge und stimmt sich eng mit seinen Nachbarn ab. Wir sind in
guter Gesellschaft: neun unserer elf Stromnachbarn haben ähnliche
Pläne für einen Kohleausstieg oder sind bereits ausgestiegen. Klar ist
aber auch, dass mit den Empfehlungen der Kommission für Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung für Deutschland zwei Drittel der
europäischen Kohleverstromung den Markt verlassen werden. Umso
wichtiger ist es, dass wir uns intensiv mit unseren Nachbarn über die
Auswirkungen abstimmen, um gemeinsam sicherzustellen, dass eine
sichere und bezahlbare Stromversorgung auch zukünftig gewährleistet
bleibt."

Das Treffen ist der Auftakt zu einer vertieften regionalen
Konsultation der Empfehlungen der Kommission für Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung zum deutschen Ausstieg aus der
Kohleverstromung. Die Konsultation wird am 9. April auf Arbeitsebene
im Rahmen der Konsultation des deutschen Klima- und Energieplans
fortgesetzt, der nach der neuen EU-Governance-Verordnung zu erstellen
und regional abzustimmen ist.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 8. April 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin
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MELDUNG/857: Literaturhinweis - Bericht zur sozioökonomischen Entwicklung (idw)


Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) - 04.04.2019

Exklusive Teilhabe, ungenutzte Chancen. Bericht zur sozioökonomischen
Entwicklung: Jetzt als Buch



Kennzahlen zu Ökonomie und Arbeitsmarkt weisen in Deutschland seit der
Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 stetig aufwärts. Doch die verbesserten
Teilhabebedingungen blieben exklusiv: im Vergleich mit anderen Ländern,
aber auch gegenüber den Zonen der Armut und Prekarität in der deutschen
Gesellschaft. Und sie sind nicht nachhaltig: Sie verfehlen das Ziel,
zukünftig im Rahmen planetarer Grenzen zu wirtschaften. So die Botschaft
des im SOFI koordinierten Verbundprojekts "Dritter Bericht zur
sozioökonomischen Entwicklung in Deutschland". Nachdem 21 Berichtskapitel
einzeln online veröffentlicht wurden, liegt nun der Gesamtbericht auch in
einer vollständigen Buchfassung vor.

Der Bericht "Exklusive Teilhabe, ungenutzte Chancen" des
interdisziplinären Forschungsverbunds soeb 3 ist aktuell auch als
Buchausgabe erschienen. In der umfangreichen Studie, an der die
SOFI-Forscherinnen und -Forscher Peter Bartelheimer, René Lehweß-Litzmann,
Andrea Hense, Michael Faust, Lukas Thamm, Meike Baas, Veronika Philipps,
Natalie Grimm und Janina Söhn beteiligt waren, wurden die Auswirkungen
sozialer und wirtschaftlicher Entwicklungen in Deutschland seit den
1990er-Jahren analysiert. Neben der gesamtwirtschaftlichen und
demografischen Entwicklung zählen auch die Veränderungen und Wirkung
sozialer Sicherungssysteme, betriebliche Strategien und Chancenstrukturen
im Lebensverlauf sowie Ungleichheit und Differenzierung in Erwerbsteilhabe
und im Konsum hierzu. Peter Bartelheimer, Koordinator des Verbundprojekts,
hält die Ergebnisse des Berichts in sieben Thesen fest:


	Die sozioökonomische Entwicklung bietet mehr Spielraum für politische Gestaltung.

	Die Erwerbsteilhabe bleibt bestimmend, wird heterogener und für viele unsicherer.

	Die Aufstiegschancen im Beschäftigungssystem bleiben ungleich.

	Frauenleben werden vielfältiger, für Männer bleibt es beim Normallebensverlauf.

	Die materielle Ungleichheit nimmt zu und verfestigt sich.

	Sicherungen gegen Erwerbsrisiken werden schwächer.

	Es gibt keine Nachhaltigkeit ohne mehr Gleichheit.



Der dritte Bericht wurde wie die beiden, die ihm vorausgingen ("Arbeit und
Lebensweisen", 2005, und "Teilhabe im Umbruch", 2012), vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert. Von 2013 bis
2016 erarbeitete ein interdisziplinärer Zusammenschluss inner- und
außeruniversitärer, sozial- und wirtschaftswissenschaftlich ausgerichteter
Forschungseinrichtungen und Datenzentren die im Berichtsband
zusammengefassten Ergebnisse. Der Bericht erweitert das Methodeninventar
der Sozialberichterstattung in DeutschIand, nutzt Ansätze der
makroökonomischen Modellierung und trägt zur Verständigung über Teilhabe
als Gerechtigkeitsnorm und Leitkonzept bei. Die Verbundkoordination lag
beim SOFI; die Herausgabe des Berichts besorgte eine Redaktionsgruppe des
Verbunds.

Über den vorliegenden Bericht hinaus dokumentiert die vom SOFI betriebene
Website www.soeb.de die Arbeit aus allen drei Förderperioden und die
weitere Kooperation der beteiligten Institute.

Der Bericht bleibt frei zum Download verfügbar unter:

http://www.wbv.de/artikel/6004498w


Originalpublikation:

Forschungsverbund Sozioökonomische Berichterstattung (Hrsg.) (2019):

Berichterstattung zur sozioökonomischen Entwicklung in Deutschland.
Exklusive Teilhabe - ungenutzte Chancen. Dritter Bericht.

Bielefeld: wbv.

Weitere Informationen unter:

http://www.sofi.uni-goettingen.de

http://www.wbv.de/artikel/6004498w

http://www.soeb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1656
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WOHNEN/234: Wohnungsnot in den Großstädten - Was tun? (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 05.04.2019

Wohnungsnot in den Großstädten - Was tun?



"Es fehlen vor allem die Wohnungen, mit denen sich nicht das schnelle und
große Geld verdienen lässt. Es geht vor allem um kleine Wohnungen für
Alleinstehende, Alte, junge Menschen im Studium, in der Ausbildung, am
Start ins Berufsleben oder Wohnungen für Alleinerziehende." So skizziert
der Stadtsoziologe Dr. Andrej Holm in unserem neuen Report "Bauen für eine
demokratische Stadt" die Wohnungskrise in den Großstädten.

Ein Grund: Der rapide Rückgang bei den Sozialwohnungen. Allein zwischen
2000 und 2018 sank deren Zahl von knapp 2,6 Millionen auf rund 1,15
Millionen.

Holm, der Im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung die Wohnungssituation in
allen 77 deutschen Großstädten detailliert durchleuchtet hat, spricht von
einer "absurden Fördersystematik im sozialen Wohnungsbau. Statt mit der
wirklich teuren Wohnraumförderung dauerhafte Mietpreisbindungen zu
bewirken, beschränken die meisten Förderprogramme die soziale Bindung auf
20 bis 30 Jahre. Danach können Mieten angehoben und Wohnungen in
Eigentumswohnungen umgewandelt werden." Der Forscher blickt anerkennend
nach Wien und plädiert für eine "neue Gemeinnützigkeit" in der
Wohnungspolitik.

Weitere zentrale Ergebnisse unserer Studien zur Wohnproblematik finden Sie
unter den folgenden Links kurz zusammengefasst; am Ende der Kurztexte ist
jeweils die komplette Studie verlinkt.

• Unsere neuen Städteprofile zeigen die Wohnsituation detailliert für
jede der 77 deutschen Großstädte. Sie informieren unter anderem über
Wohnkosten, die lokale Lücke an günstigen Wohnungen, über Wohnungsgrößen,
die vor Ort je nach Einkommen erschwinglich sind, über Eigentumsquoten und
Wohnungsausstattungen. Dazu Infografiken zum Download (u.a. Karte mit
Auswahl aus den 77 Großstädten).

• Insgesamt fehlen in den deutschen Großstädten rund 1,9 Millionen
günstige Wohnungen, darunter etwa 1,4 Millionen günstige Apartments unter
45 Quadratmetern für Einpersonenhaushalte. Am stärksten Betroffen sind
Singles mit geringen Einkommen, aber auch Familien mit fünf und mehr
Personen haben zunehmend Probleme, eine bezahlbare Wohnung zu finden. Am
größten ist die Lücke in Berlin, Hamburg und Köln. Dazu eine Infografik.

• Auch über den harten Kern der Wohnungsnot hinaus werden viele
Menschen durch Wohnkosten schwer belastet. Vier von zehn Großstadthaushalten
müssen eine problematisch hohe Mietbelastung tragen.

• Wohngeld, sozialer Wohnungsbau und die Mietpreisbremse sind die drei
wichtigsten Instrumente, mit denen Wohnen bezahlbar gehalten werden soll.
Doch derzeit leisten sie "nur einen sehr eingeschränkten Beitrag für die
Versorgung der Haushalte mit den größten sozialen
Wohnversorgungsbedarfen", konstatiert unsere Studie. Das liege wesentlich
an einer problematischen Gewichtung, bei der das Instrument mit dem
größten Potenzial - der Aufbau eines ausreichend großen, dauerhaft
preisgedämpften Wohnungsbestands - mit vergleichsweise wenig Geld
ausgestattet ist.


Originalpublikation:

https://www.boeckler.de/pdf/p_01_report_02_2019.pdf

Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/14_119134.htm

https://www.boeckler.de/119396_119404.htm

https://www.boeckler.de/112132_113590.htm

https://www.boeckler.de/fotostrecke_boeckler_impuls-r.htm?id=113670&chunk=1

https://www.boeckler.de/106575_110740.htm

https://www.boeckler.de/cps/rde/xchg/hbs/hs.xsl/112132_115813.htm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621
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WOHNEN/233: Verdrängung auf angespannten Wohnungsmärkten - Das Beispiel Berlin (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 04.04.2019

Verdrängung auf angespannten Wohnungsmärkten. Das Beispiel Berlin

Experten und Buchveröffentlichung zur aktuellen Debatte um den
Wohnungsmarkt



Die Stadt Berlin wächst seit Jahren stetig, der Wohnraum ist allerdings
knapp und teuer. Angesichts der angespannten Wohnungsmärkte in den
Großstädten steht die Frage nach der Verdrängung von alteingesessenen
Bewohnerinnen und Bewohnern aktuell weit oben auf der Agenda stadt- und
wohnungspolitischer Debatten.

Nicht nur die Politik, sondern auch verschiedene Mieterbündnisse in
Deutschland beschäftigen sich mit diesen drängenden gesellschaftlichen
Fragen. So startet am 6. April 2019 das von der Berliner Initiative
"Deutsche Wohnen & Co enteignen" initiierte Volksbegehren zur Enteignung
von Wohnungsunternehmen. Ihr Ziel ist, dass private
Wohnungsgesellschaften, die mehr als 3.000 Wohnungen besitzen, enteignet
und ihre Bestände in Gemeineigentum überführt werden.

In der jetzt veröffentlichten Studie "Verdrängung auf angespannten
Wohnungsmärkten. Das Beispiel Berlin" der HU-Wissenschaftler Dr. Fabian
Beran und Prof. Dr. Henning Nuissl sind das Ausmaß und die Folgen von
Verdrängung - zu denen es bislang kaum belastbare Befunde gibt - Thema.
Die Forscher haben auf der Basis einer repräsentativen Befragung von
Umzüglerinnen und Umzüglern aus den Berliner Innenstadtbezirken Mitte und
Friedrichshain-Kreuzberg das Ausmaß der Verdrängung auf dem Wohnungsmarkt
quantifiziert, die Wohnstandortentscheidungen von Verdrängten beleuchtet
und die Folgen einer Verdrängung für die Betroffenen untersucht. Darüber
hinaus erfolgt eine konzeptionelle Einordnung des Verdrängungsbegriffs,
den es vom Phänomen der Gentrifizierung zu unterscheiden gilt.

Die Verdrängungsrate, das heißt den Anteil verdrängter Mieterinnen und
Mieter an allen Umzügen, beziffern die beiden Wissenschaftler mit über 20
Prozent. Mieterhöhungen, beispielsweise als Folge einer baulichen
Aufwertung, sind in den beiden untersuchten Bezirken erwartungsgemäß die
häufigste Ursache einer Verdrängung. Mieterinnen und Mieter mit niedrigem
Einkommen oder niedrigem Bildungsabschluss werden überdurchschnittlich
häufig verdrängt, ebenso wie Menschen zwischen 40 und 65 Jahren sowie
Alleinerziehende. Stärker als von solchen soziodemographischen Merkmalen
hängt die Wahrscheinlichkeit, verdrängt zu werden, jedoch von der Art des
Vermieters ab: Am häufigsten verdrängen private Kleinanbieterinnen und
-anbieter sowie privatwirtschaftliche Wohnungsunternehmen. Letztere hat
auch das initiierte Volksbegehren im Fokus.

Den Verdrängten gelingt es überwiegend, ihre räumlichen Wohnwünsche zu
realisieren und nahräumlich umzuziehen; so finden sich die
Zuzugsschwerpunkte der Verdrängten innerhalb oder angrenzend an die innere
Stadt von Berlin. Verdrängte sind im Zuge ihres (verdrängungsbedingten)
Umzugs hohen Belastungen ausgesetzt und müssen nach ihrem Umzug
beziehungsweise trotz ihres Umzugs in der Regel eine deutlich höhere
Mietbelastungsquote in Kauf nehmen.


Publikation

Fabian Beran, Henning Nuissl,

Verdrängung auf angespannten Wohnungsmärkten. Das Beispiel Berlin,

Herausgegeben von der Wüstenrot Stiftung, 240 Seiten,
Ludwigsburg, 2019 (ISBN 978-3-933249-12-8)

Das Buch kann bei der Wüstenrot Stiftung kostenfrei bestellt werden:

https://www.wuestenrot-stiftung.de/publikationen/verdraengung-auf-angespannten-wohnungsmaerkten-das-beispiel-berlin/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 04.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





AUSLAND/059: Weiterhin Sorge um türkische Anwaltschaft - alarmierender Bericht von Human Rights Watch (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 5. April 2019

DAV: Weiterhin Sorge um türkische Anwaltschaft

Human Rights Watch veröffentlicht alarmierenden Bericht



Berlin (DAV). Der Deutsche Anwaltverein (DAV) blickt weiterhin mit
großer Sorge auf die Lage der Anwaltschaft in der Türkei. Die
Situation hat sich auch 2019 nicht verbessert. Erst vor wenigen Tagen
wurden 18 Anwältinnen und Anwälte der Progressive Lawyers Association
(ÇHD) und des Peoples' Law Office (HHB) zu langjährigen
Freiheitsstrafen verurteilt - wegen des Vorwurfs der Unterstützung,
Mitgliedschaft und Gründung von terroristischen Organisationen. ÇHD
und HHB sind zwei wichtige Anwaltsorganisationen in der Türkei, die
sich unter anderem gegen Folter einsetzen. Internationale
Prozessbeobachter erklärten anschließend, das Gericht habe die Anträge
und Erklärungen der Verteidigung ignoriert, und bemängelten eklatante
Verstöße gegen die Grundsätze eines fairen Verfahrens.

"Der 5. April ist in der Türkei bekannt als 'Tag des Rechtsanwalts' -
dies ist für uns ein wichtiger Anlass, um erneut zu betonen, dass die
freie und unabhängige Berufsausübung von Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten in einem Rechtsstaat unverzichtbar ist", so die
Präsidentin des Deutschen Anwaltvereins, Rechtsanwältin und Notarin
Edith Kindermann. "Die türkische Anwaltschaft steht ganz gezielt im
Fokus des türkischen Staats, denn ohne Anwältinnen und Anwälte
verbleiben Oppositionellen und Menschenrechtsaktivisten kaum
Möglichkeiten, um sich gegen staatliche Repressalien zu wehren."

Human Rights Watch wird in der kommenden Woche einen umfassenden
Bericht zur alarmierenden Lage der Anwaltschaft in der Türkei
veröffentlichen. Darin wird berichtet, dass seit Juli 2016 insgesamt
1.546 Anwälte strafrechtlich verfolgt wurden. Fast 600 Anwältinnen und
Anwälte wurden verhaftet und 274 davon zu langen Haftstrafen
verurteilt - die durchschnittliche Haftdauer beträgt 7 Jahre.

Gemeinsam mit mehr als 20 internationalen Anwaltsorganisationen
unterzeichnete der DAV aus diesem Grund zum 5. April einen vom Rat der
Europäischen Anwaltschaften (CCBE) initiierten Appell an die türkische
Regierung mit der Aufforderung, die Rechtsstaatlichkeit zu wahren und
die Verfolgung von Anwältinnen und Anwälten einzustellen. Alle
Kolleginnen und Kollegen, die zu Unrecht wegen der Ausübung ihrer
beruflichen Tätigkeit inhaftiert wurden, müssen unverzüglich
freigelassen werden. "Wir werden die Situation der Anwaltschaft in der
Türkei weiterhin genau beobachten und stehen gemeinsam mit der
türkischen Anwaltskammer UTBA an der Seite unserer Kolleginnen und
Kollegen", so DAV-Präsidentin Kindermann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 03/19 vom 5. April 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/074: Aktionsschwarzfahrer-Freispruch vor dem Revisiongericht (Projektwerkstatt Saasen)


Projektwerkstatt Saasen - Presseinformation vom 20.03.2019

12. April 2019, 10 Uhr am OLG München:

Aktionsschwarzfahrer-Freispruch vor dem Revisiongericht



Fast genau auf den Tag ein Jahr nach dem Freispruch für einen
Aktionsschwarzfahrer vor dem Landgericht München steht das Urteil auf dem
Prüfstand. Am Freitag, den 12. April, will das Oberlandesgericht München
(10 Uhr, Nymphenburger Str. 16, Saal A 22) über den Revisionsantrag der
Staatsanwaltschaft verhandeln. Dabei folgte der Freispruch vom Vorwurf der
"Erschleichung" damals logisch auf die Feststellungen in der
Beweisaufnahme. Schließlich war die angeklagte Handlung Teil einer
bundesweit angekündigten Demonstration für den Nulltarif und gegen die
Kriminalisierung des Schwarzfahrens. Der sogenannte "Täter" war gemeinsam
mit vier anderen Beteiligten sowie umgehängten Schildern, Transparenten und
Flyern in den Zügen unterwegs. Von "Erschleichen", wie es der
Strafparagraph erfordert, konnte also keine Rede sein.

Trotzdem legte die Staatsanwaltschaft Revision ein will das Urteil auf
Oberlandesgerichtsebene kippen. Das Argument jedoch wirkt hilflos. So
behauptet die Staatsanwaltschaft, dass eine Beförderung bzw. Reise schon
mit dem Betreten der Bahn und nicht erst mit der Abfahrt des Zuges beginnen
würde. Die Verteidigung des Angeklagten wird dem Oberlandesgericht die
offiziellen Definitionen der beiden Begriffe vorlegen, die ausnahmslos und
überall die tatsächliche Fortbewegung zum Inhalt haben. Zudem würde ein
Erfolg der Staatsanwaltschaft absurde Verhältnisse im öffentlichen
Personenverkehr schaffen. Denn beginge jede*r eine Straftat, die*der zu
einem Fahrkartenautomaten oder mit der noch unberührten Fahrkarte zum
Abstempler in der Bahn schreitet, ein Massendelikt wäre geboren. Auch der
freundliche Helfer, der einer gehandicapten Person den Koffer ins Abteil
trägt, wäre plötzlich ein Straftäter.

"Wir setzen auf Sieg - und hoffen, dass dann viele Menschen mit uns für
eine echte Verkehrswende mit Nulltarif kämpfen", hoffen die damaligen
Aktivisten der dem Verfahren zugrundeliegenden Aktionsschwarzfahrt vom 2.
März 2015 gemeinsam. "Wir fordern eine Abkehr vom Fahrkartenwesen.
Mobilität ist Menschenrecht", stand damals auf ihren Flyern, und:
"Nulltarif kann es in jeder Stadt oder Region geben - wenn Ihr Euch dafür
engagiert!"

Der Termin am Oberlandesgericht ist öffentlich.

Infoseite der Aktionsschwarzfahrer*innen:

www.schwarzstrafen.tk

 * 

Quelle:

Projektwerkstatt Saasen

Ludwigstr. 11, 35447 Reiskirchen-Saasen

E-Mail: saasen@projektwerkstatt.de

www.projektwerkstatt.de/saasen
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INFOPOOL / RELIGION / BUDDHISMUS





TERMINE/949: Nickenich - Von der Kunst des Sprechens und Schweigens, 11.-14.4.2019 


StadtRaum Newsletter vom 1. April 2019

Von der Kunst des Sprechens und Schweigens

mit Anna Karolina Brychcy

11.-14.04.19, Waldhaus am Laacher See

Heimschule 1, 56645 Nickenich

Kursgebühr 185 Euro + Übernachtung



In dem dreitägigen Seminar biete ich Raum, sich intensiv mit der Frage
auseinanderzusetzen, wie wir unsere Kommunikation heilsamer gestalten
können. Dabei wechseln sich Schweigezeiten mit Gesprächsrunden,
Vorträgen und geführten Meditationen ab.

Anna Karolina Brychcy ist Dipl. Psychologin, Coach, Kommunikation- und
Achtsamkeitstrainerin. Sie praktiziert seit 2004 Zen und Vipassana
Meditation in den Traditionen von Thích Nhat Hanh, Christopher Titmuss
und Ursula Lyon. Seit 2018 ist sie Delegierte der Einzelmitglieder der
Deutschen Buddhistischen Union.

Anmeldung über Waldhaus am Laacher See

http://buddhismus-im-westen.de/anfragen/

 * 

Quelle:

StadtRaum Newsletter vom 1. April 2019

Herausgeber: StadtRaum Köln

Moltkestr. 79, 50674 Köln

Telefon: 0221/56 25 805

E-Mail: Werner.Heidenreich@gmail.com

Internet: www.stadtraum.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2186: Grußwort zur Verleihung des Lew-Kopelew-Preises an Kapitän Claus-Peter Reisch (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 7. April 2019

Grußwort von Kardinal Reinhard Marx, Vorsitzender der Deutschen
Bischofskonferenz, zur Verleihung des Lew-Kopelew-Preises für Frieden und
Menschenrechte an Kapitän Claus-Peter Reisch und die
Seenotrettungsinitiative "Mission Lifeline" am 7. April 2019 in Köln



In den vergangenen fünf Jahren sind - soweit wir wissen - etwa 18.000
Flüchtlinge und Migranten im Mittelmeer ertrunken: Männer, Frauen und
Kinder, die ein Leben in Freiheit, Sicherheit und Würde suchten, und die
stattdessen an dieser europäischen Außengrenze den Tod fanden. Das
Mittelmeer war in alten Zeiten ein Raum der Verbindung zwischen Europa,
Afrika und dem Nahen Osten. Heute scheint es vor allem ein Raum der
Abschottung zu sein. Wie das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen im
vergangenen Jahr feststellte, ist das Mittelmeer für Schutzsuchende zur
tödlichsten Meeresstraße der Welt geworden.

Papst Franziskus erinnert die Staaten Europas immer wieder an ihre
humanitäre Verantwortung. Ganz bewusst hat er im Juli 2013 seine erste
Reise als Papst nach Lampedusa unternommen, wo er mit eindringlichen Worten
der vielen Ertrunkenen gedachte: "Wer hat geweint über den Tod dieser
Brüder und Schwestern? Wer hat geweint um diese Menschen, die im Boot
waren? ... Wir sind eine Gesellschaft, die die Erfahrung des Weinens, des
'Mit-Leidens' vergessen hat: Die Globalisierung der Gleichgültigkeit hat
uns die Fähigkeit zu weinen genommen!"

Als Christen dürfen wir uns mit dem Elend und der Not von Menschen nicht
einfach abfinden. Abgrenzung und Abgestumpftheit widersprechen der
Botschaft Jesu Christi. Vielmehr sind wir zu gelebter Nächstenliebe und
tatkräftiger Solidarität aufgerufen. Die Seenotretter zeigen, was das ganz
konkret bedeuten kann: Mit großem persönlichen Einsatz helfen sie dort, wo
die meisten von uns lieber wegsehen.

Der ethischen und völkerrechtlichen Pflicht zur Seenotrettung dürfen sich
die Staaten Europas nicht entziehen. Wenn sie die Seenotrettung schon nicht
selbst in ausreichendem Maße gewährleisten, müssen sie wenigstens die
zivilgesellschaftlichen Retter handeln lassen. Im Moment scheint das
Gegenteil der Fall zu sein: Die staatliche Rettung wird zurückgefahren und
die nicht-staatliche Rettung blockiert. Sicherlich ist die
zivilgesellschaftliche Seenotrettung keine politische Lösung für die großen
Fragen von Flucht und Migration im Mittelmeerraum. Doch eben weil die
Staaten Europas bislang keine Lösung gefunden haben, bleibt das Engagement
der Seenotretter unverzichtbar: in erster Linie, um Menschenleben zu
retten; darüber hinaus aber auch, um das Handeln der Politik
herauszufordern.

Heute erhalten die Dresdner Seenotrettungsinitiative "Mission Lifeline" und
ihr Kapitän Claus-Peter Reisch den Lew-Kopelew-Preis für Frieden und
Menschenrechte. Sie, lieber Kapitän Reisch und liebe Mitstreiter von
"Mission Lifeline", haben sich auch von Schwierigkeiten nicht beirren
lassen. Vielmehr galt und gilt für Sie die Maxime: Ertrinkende
muss man retten - ohne Wenn und Aber! Gerade in Zeiten, in denen der Wind
rauer weht, stehen Sie entschieden für Humanität ein.

Die Menschenrechte wären ohne das Recht auf Leben praktisch bedeutungslos.
Deshalb ist es gut und richtig, den unermüdlichen Einsatz für die Rettung
von Menschenleben mit einem Menschenrechtspreis zu ehren. Herzlich
gratuliere ich Ihnen zu dieser Auszeichnung. Für Ihr weiteres Engagement
wünsche ich Ihnen Gottes reichen Segen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 057 vom 7. April 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06891: Remis oder Nichtremis? (SB)


Die schlechter stehende Seite ist zumeist heilfroh und seufzt
erleichert auf, wenn es ihr gelingt, auch unter Figurenopfer einen
Freibauern kurz vor das Umwandlungsfeld zu bringen. Die Gefahr einer
neuen Dame erzwingt nicht selten ein Remis. Im heutigen Rätsel der
Sphinx hatte der Kieler Wockenfuß einen Läufer ins Geschäft gesteckt
für den a2-Bauern, und Wockenfuß lehnte sich nun auch zufrieden zurück
in der felsenfesten Erwartung, daß die Partie nun nach 1.Td8-d7+ Ke7-
f8 2.Td7-d8+ Kf8-e7 3.Td8-d7+ ins remisliche Dauerschach einmünden
müßte. Doch der schwedische Internationale Meister Schüssler konnte
und wollte sich unter keinen Umständen mit einem Unentschieden
abfinden. Stolz drängten seine Zentrumsbauern nach vorne. Schüssler
warf einen längeren gedankenvollen Blick auf die Stellung und sann
über die schicksalhafte Frage Remis oder Nichtremis nach? Von edlem
Blut ist ein Remis, doch hinter allem Hoffen und Träumen, hinter allem
Gespinst der Welt sind noch andere Mächte am Werke, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06891: Remis oder Nichtremis? (SB)]



Schüssler - Wockenfuß

Kiel 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Weiß klärte die strittige Frage zu seinen Gunsten und spielte
1.Ld2xg5!, denn er hatte intuitiv erfaßt, daß er nach 1...Lc6xe4+
2.Sc3xe4 Dd4xe4+ 3.De2xe4 Sf6xe4 4.Lg5xe7 Td8-c8 5.Lc4-d5 Se4-f2
6.Le7xd6+ Kb8-a8 7.b4-b5! einen starken Angriff erhalten würde. Erst
nach dem Läuferzug 1.Ld2xg5! erkannte auch Schwarz die tödliche Gefahr
und gab daher die Dame, zu retten war seine Stellung jedoch nicht
mehr: 1...h6xg5 2.Td1xd4 e5xd4 3.Sc3-d5 Td8-e8 4.b4-b5! Lc6xd5
5.Lc4xd5 Sf6xd5 - 5...Le7-d8 6.b5xa6 Sf6xd5 7.De2-b5! - 6.e4xd5 Le7-f6
7.De2-c4 Te8-c8 8.Dc4-b4 Lf6-e5 9.b5xa6 Tc8-c7 10.Th1-c1 Th8-c8 -
10...Tc7xc1+ 11.Kb1xc1 Th8-c8+ 12.Kc1-d2 Tc8-c7 13.f5-f6! - 11.Tc1-c6
d4-d3 12.a6xb7 Tc7xb7 13.Tc6-b6 Tb7xb6 14.Db4xb6+ Kb8-a8 15.Db6-a6+
Ka8-b8 16.Da6xd3 und Schwarz gab das hoffnungslose Spiel auf.



Erstveröffentlichung am 9. April 2006

8. April 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / SOZIOLOGIE





GESELLSCHAFT/344: Verbindend oder entzweiend - Wie geht Deutschland mit Vielfalt um? (idw)


Jacobs University Bremen gGmbH - 05.04.2019

Verbindend oder entzweiend: Wie geht Deutschland mit Vielfalt um?



Akzeptanz von Vielfalt ist eine zentrale Stellschraube für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt in Deutschland. Zwar ist die Akzeptanz von
Vielfalt in Deutschland insgesamt hoch, jedoch gibt es neben deutlichen
regionalen Unterschieden auch klare Unterschiede in der Akzeptanz
verschiedener gesellschaftlicher Gruppen. Zu diesem Thema legt ein
Forschungsteam der Jacobs University Bremen im Auftrag der Robert Bosch
Stiftung das Vielfaltsbarometer 2019 vor.

Deutschland ist ein vielfältiges Land. Nicht nur Einwanderung, sondern
auch zunehmende Individualisierung von Lebensweisen prägen unsere Zeit. In
der öffentlichen Debatte wird die zunehmende Vielfalt häufig kritisch
diskutiert; manchmal wird sie sogar als Gefahr für den gesellschaftlichen
Zusammenhalt betrachtet. Aber wie ist es tatsächlich um die Akzeptanz von
Vielfalt in unserem Land bestellt?

Dieser Frage geht die repräsentative Studie "Zusammenhalt in Vielfalt: Das
Vielfaltsbarometer 2019 der Robert Bosch Stiftung" nach, in der bundesweit
3.025 Personen ab 16 Jahren telefonisch zu ihren Meinungen und ihrem
Verhalten gegenüber verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen befragt
wurden. Die Studie wurde an der Jacobs University unter Leitung von Prof.
Klaus Boehnke von Dr. Regina Arant, Dr. Georgi Dragolov und Björn Gernig
unter Mitarbeit von Jonas A. Seppälä durchgeführt. Das Jacobs-Team konnte
zeigen, dass zunehmende Vielfalt für die Mehrheit der Deutschen eine
Bereicherung darstellt und dass die Akzeptanz gesellschaftlicher Vielfalt
hierzulande gut ausgebildet ist. Auf einer Skala von 0 bis 100 Punkten
liegt der Durchschnittswert für die Akzeptanz von Vielfalt in Deutschland
aktuell bei 68 Punkten. Gleichzeitig gibt es ein relativ deutliches
West-Ost- und auch ein Nord-Süd-Gefälle. Auf den fünf Spitzenplätzen liegen
mit Hamburg (72 Punkte), Schleswig-Holstein (71 Punkte), Bremen (71
Punkte), Berlin (71 Punkte) und Niedersachsen (70 Punkte) die drei
Stadtstaaten und zwei norddeutsche Flächenländer, die anderen
westdeutschen Länder und dann die ostdeutschen Länder folgen erst danach.

Neben diesen regionalen Unterschieden lassen sich auch bezogen auf
einzelne Vielfaltsaspekte deutliche Differenzen feststellen. So ist die
Akzeptanz von Menschen mit Behinderung (83 Punkte) bzw. mit einer
nicht-heterosexuellen Orientierung (77 Punkte) und auch von Menschen mit
anderer ethnischer Zugehörigkeit (73 Punkte) hoch. Auch Offenheit
gegenüber Menschen eines deutlich anderen Lebensalters ('die Jugend',
'Alte'), des jeweils anderen Geschlechts und gegenüber sozioökonomisch
Schwachen ('Hartz-IV-Empfänger') ist noch mehrheitlich vorhanden.
Lediglich gegenüber Religion und religiöser Pluralität (44 Punkte)
überwiegt Skepsis. Ein genauerer Blick auf die Ergebnisse legt dabei nahe,
dass es sich trotz der öffentlich-medialen Fokussierung keineswegs allein
um eine kritische Einstellung gegenüber 'dem Islam' handelt, sondern dass
sich in der geringen Zustimmung eher eine weitverbreitete Distanz
gegenüber religiösen Lebensweisen und Traditionen zeigt.

Des Weiteren belegt die Studie, dass sich die deutsche Gesellschaft in
vier Gruppen unterschiedlichen Umgangs mit Vielfalt aufteilen lässt. Es
handelt sich um Kosmopoliten (ca. 23 % der Bevölkerung), die bei allen
Aspekten von Vielfalt die stärkste Zustimmung aufweisen; säkulare Liberale
(ca. 40 % der Bevölkerung), die sich von den Kosmopoliten durch eine
skeptischere Einstellung zu Religion abgrenzen; Wertkonservative (ca. 15 %
der Bevölkerung), die Vielfalt bezüglich Geschlechterrollen, sexueller
Orientierung, Religion und sozioökonomischer Schwäche etwas kritischer
sehen; und Skeptiker (ca. 22 % der Bevölkerung), die allen
Vielfaltsaspekten mit Ausnahme von Behinderung ablehnend gegenüberstehen.

Das Vielfaltsbarometer der Robert Bosch Stiftung zeigt darüber hinaus,
dass die Akzeptanz von Vielfalt neben dem Vertrauen in Institutionen und
dem Vertrauen in die Mitmenschen eine entscheidende Stellschraube ist, um
den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken. Aus diesem Grund hat das
Team der Jacobs University auch Faktoren untersucht, die die Befürwortung
einer pluralen Gesellschaft positiv beeinflussen können. Eine zentrale
Erkenntnis des Vielfaltsbarometers ist, dass die Akzeptanz von Vielfalt
weniger eine Frage von strukturellen Bedingungen als vielmehr der eigenen
Haltung bei Bürgerinnen und Bürgern ist. In diesem Zusammenhang ist es
wichtig, die Empathiefähigkeit des Einzelnen zu fördern und die
individuellen Ängste gegenüber "fremden" sozialen Gruppen abzubauen. Dazu
sind Begegnungen und das persönliche Kennenlernen notwendig. Dem Diversity
Barometer gemäß ist der Ort für solche Begegnungen die Nachbarschaft, da
dort die Bereitschaft am höchsten ist, sich mit Menschen
auseinanderzusetzen, die anders sind als man selbst.


Über die Jacobs University Bremen:

In einer internationalen Gemeinschaft studieren. Sich für
verantwortungsvolle Aufgaben in einer digitalisierten und globalisierten
Gesellschaft qualifizieren. Über Fächer- und Ländergrenzen hinweg lernen,
forschen und lehren. Mit innovativen Lösungen und Weiterbildungsprogrammen
Menschen und Märkte stärken. Für all das steht die Jacobs University
Bremen. 2001 als private, englischsprachige Campus-Universität gegründet,
erzielt sie immer wieder Spitzenergebnisse in nationalen und
internationalen Hochschulrankings. Ihre mehr als 1400 Studierenden stammen
aus mehr als 100 Ländern, rund 80 Prozent sind für ihr Studium nach
Deutschland gezogen. Forschungsprojekte der Jacobs University werden von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft oder aus dem Rahmenprogramm für
Forschung und Innovation der Europäischen Union ebenso gefördert wie von
global führenden Unternehmen.

Für weitere Informationen:

www.jacobs-university.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution698

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Jacobs University Bremen gGmbH, 05.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TANZSPORT/530: Mönchengladbach - "Orientalischer Tanz für Anfänger" ab 12.4.2019


Stadt Mönchengladbach

Orientalischer Tanz - Für Anfänger



Rags Sharky ist einer der ältesten Tänze der Welt (nachweislich ca.
7000 Jahre). Wörtlich übersetzt heißt er "Tanz des Ostens" und stammt
ursprünglich aus Ägypten. Bis heute vereint diese Tanzform
Weiblichkeit, Ästhetik und musikalische Vielfalt.

Der Einstieg in den orientalischen Tanz ist in dem VHS-Kurs ab
Freitag, 12. April, von 19 bis 20.30 Uhr, im MENGE-Raum, 1. Etage,
Fliethstr. 67 für alle Altersgruppen möglich. Figur und Größe sind
unerheblich. "Frau" lernt, sich mit allen Körpereigenschaften
anzunehmen. Jede Frau kann sich individuell entfalten und ihre ganz
persönliche Art ausdrücken. Nacken- und Schulterverspannungen,
Rücken-, Haltungs- und Unterleibsbeschwerden werden positiv
beeinflusst, da die Bewegungen alle Körperteile erfassen.

Der ganze Körper wird gekräftigt, das Selbstbewusstsein gestärkt und
der Stress abgebaut. Orientalischer Tanz ist eine Wohltat für Körper
und Seele.

Unterrichtet werden in diesem Kurs: Orient-Basics, Arme und Ausdruck,
Isolationstechniken, erste Schleiertechniken. Natürlich wird das
Hintergrundwissen des Orientalischen Tanzes den Kurs abrunden.
Entgelt: 96 Euro.

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AKTION/364: Sag mir, wo die Falter sind - Aurorafalter im April beobachten und gleich per App melden (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen: 

Gemeinsame Pressemitteilung des Bundesamtes für Naturschutz mit dem
Staatlichen Museum für Naturkunde Karlsruhe und der Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung - 4. April 2019

Sag mir, wo die Falter sind - Aurorafalter im April beobachten und
gleich per App melden

- Aurorafalter im April beobachten und gleich per App melden

- 3,3 Millionen Datensätze zu bundesweiten Vorkommen von
Schmetterlingen bereits zusammengetragen

- Wichtige Grundlage für die Erstellung der Roten Liste der
Schmetterlinge Deutschlands



Frankfurt, 04. April 2019. Mindestens 60 Schmetterlingsarten sind in
Deutschland bereits ausgestorben, 494 weitere Arten sind vom
Aussterben bedroht bzw. unterschiedlich stark gefährdet. Für einen
effektiven Schutz sind ausreichend Daten über Artenzahlen, Auftreten
und Gefährdungsursachen unerlässlich. Dank der neuen App
"Schmetterlinge Deutschlands" können jetzt alle Interessierten dabei
mithelfen, Daten zu den Vorkommen einheimischer Schmetterlingsarten zu
sammeln. Für Einsteiger*innen eignen sich hier beispielsweise die
auffallend weiß und orange gefärbten Männchen des Aurorafalters. Die
Tagfalter sind an sonnigen Apriltagen auf Wiesen und an Gehölzrändern
gut zu beobachten und können per App oder über die Website
www.lepidoptera.de gemeldet werden.

Die App wurde entwickelt über ein vom Bundesamt für Naturschutz (BfN)
mit Mitteln des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit unterstütztes Forschungs- und Entwicklungsprojekt
des Staatlichen Museums für Naturkunde Karlsruhe und der Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung und dem Museum für Tierkunde in
Dresden. Es hat zum Ziel, bundesweit die Daten über das Vorkommen der
einheimischen Schmetterlingsarten zusammenzutragen und die zukünftige
Datenerfassung durch ehrenamtliche Artenkennerinnen und Artenkenner zu
erleichtern. Spezialist*innen aus allen Bundesländern beteiligen sich
an diesem Kooperationsprojekt mit dem Titel "Schmetterlinge
Deutschlands".

Im Rahmen eines Projekt-Workshops stehen die beteiligten
Schmetterlingsexpert*innen Medienvertreter*innen am Samstag, 6. April
ab 11 Uhr, im Senckenberg Biodiversität und Klima-Forschungszentrum,
Georg-Voigt-Straße 14 in Frankfurt, für Interviews zur Verfügung. Um
Anmeldung unter pressestelle@senckenberg.de wird gebeten.

Deutschlandweit können sich alle Interessierte an der Erfassung von
Schmetterlingen beteiligen und ihre Beobachtungen auf dem
Internetportal "Schmetterlinge Deutschlands" unter www.lepidoptera.de
melden. Jetzt können Beobachtungen bundesweit auch bequem per App an
das Portal gemeldet werden. Ehrenamtliche Artenkennerinnen und
Artenkenner, Forschende, Institutionen und Behörden steuern auf diese
Weise Daten zu aktuell insgesamt 3.999 verschiedenen
Schmetterlingsarten bei. Darunter sind neben den 3.682 in Deutschland
vorkommenden Arten weitere 317 Arten aus Österreich und der Schweiz
digital gesammelt. Die Arten werden nach verschiedenen Merkmalen wie
Farbe, Muster und Vorderflügellänge erfasst. Anschließend werden die
Daten von Expertinnen und Experten geprüft und online auf
Verbreitungskarten zur Verfügung gestellt. Sie bilden die Grundlage
für die Erstellung der Roten Liste der Schmetterlinge Deutschlands.
Bislang sind bereits 3,3 Mio. Datensätze zusammengekommen. Online kann
jeder die Verbreitung einzelner Arten auf einer Deutschland-Karte,
aufgeschlüsselt nach Erfassungszeiträumen, nachvollziehen.

Die App "Schmetterlinge Deutschlands" kann auf
Android und iOS-betriebenen Smartphones kostenfrei heruntergeladen
werden.



Weitere Informationen finden Sie unter

App im Google Play-Store

https://play.google.com/store/apps/details?id=com.kbs.taxonfinder.lepide


Internetportal "Schmetterlinge Deutschlands"

http://www.lepidoptera.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news713488

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 04.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/486: Erste Schwalben kehren nach NRW zurück - und brauchen Hilfe (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 5. April 2019

Die ersten Schwalben kehren nach NRW zurück

NABU NRW: Nistquartiere und 'Lehmtankstellen' sorgen für guten Start
ins Brutgeschäft



Düsseldorf - Die Schwalben kehren zurück. Erste Rauchschwalben wurden
bereits in Nordrhein-Westfalen gesichtet. Bis Ende April werden auch
die Mehlschwalben hier eintreffen. Als sogenannte Kulturfolger leben
Rauch- und Mehlschwalben in unmittelbarer Nähe des Menschen und bauen
ihre Nester an und in Gebäuden. Doch von Jahr zu Jahr werden es
weniger. Eines der Hauptprobleme: Es wird für die gefährdeten
Glücksboten immer schwieriger geeignete Brutquartiere zu finden.
Deswegen ruft der NABU NRW Bürgerinnen und Bürger dazu auf, bestehende
Brutquartiere der Schwalben zu erhalten, geeignete Nistmöglichkeiten
zu schaffen und 'Lehmtankstellen' anzubieten.

Wenn die Langstreckenzieher jetzt im April nach Tausenden
Flugkilometern aus Afrika in ihre nordrhein-westfälischen Brutgebiete
zurückkehren, erleben die ortstreuen Schwalben häufig eine böse
Überraschung: Früher genutzte Viehställe sind verschwunden oder
verschlossen, ihre Nester wurden von Hauswänden entfernt oder Netze
und Stacheln hindern sie am Anflug an ihre Brutplätze. Dabei sind
nicht nur die Schwalben, sondern auch ihre Nester durch das
Bundenaturschutzgesetz geschützt - selbst im Winter, wenn die Zugvögel
im Winterquartier sind.

Ein weiterer Engpass besteht bei geeignetem Material für den Nestbau.
Beide Schwalbenarten bauen ihre Nester in mühevoller Kleinarbeit aus
über Tausend kleinen Kügelchen aus Lehm, Ton oder Schlamm. Dafür
benötigen sie Lehmpfützen, die angesichts immer mehr befestigter Wege
und Hofplätze ebenfalls Jahr für Jahr weniger werden.

Neben dem Verlust und der Zerstörung von Brutplätzen bekommen die
Vögel auch den Schwund an Insekten zu spüren. Als Insektenfresser, die
sich fast ausschließlich von kleinen, fliegenden Insekten wie Mücken,
Läusen und Fliegen ernähren, die sie im Flug erbeuten, sind sie
besonders während der Aufzucht der Jungen auf große Mengen dieser
Fluginsekten angewiesen. Ausgedehnte Jagdgebiete mit artenreichen
Wiesen und vielen Insekten werden aber in einer intensiv genutzten
Landschaft und durch den Einsatz von Giften immer seltener - in
Städten wie auch auf dem Land.

So sind die Bestände sowohl der Rauch- als auch der Mehlschwalbe seit
mindestens 30 Jahren stark rückläufig. Beide Schwalbenarten stehen
heute in Nordrhein-Westfalen in der Kategorie 3 als gefährdet auf der
Roten Liste.

Aber es gibt noch viele Menschen, die die Gesellschaft der Schwalben
wie in Sprichwörtern überliefert auch heute noch zu schätzen wissen
und die Vögel in oder an ihren Häusern willkommen heißen. Der NABU NRW
zeichnet diese Menschen seit einigen Jahren für den aktiven
Artenschutz am Haus und ihre Toleranz aus. Auch in diesem Jahr können
sich Schwalbenfreunde für eine Auszeichnung beim NABU bewerben.

Weitere Informationen zur NABU-Aktion "Schwalbenfreundliches Haus" und
zur Hilfe für Schwalben gibt es unter: 

www.nabu-nrw.de/schwalbenschutz

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 15/2019, 05.04.2019

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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WALD/167: Deutschland hat viel zu wenig Naturwälder (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 4. April 2019

NABU: Deutschland hat viel zu wenig Naturwälder

Tschimpke: Bundesregierung wird eigene Naturschutzziele verfehlen - In
zwölf Jahren wenig erreicht



Berlin - Gerade mal 2,8 Prozent der Wälder in Deutschland dürfen sich
natürlich entwickeln. Das ist das ernüchternde Ergebnis einer Studie
des Bundesamtes für Naturschutz, die am heutigen Donnerstag in Berlin
vorgestellt wurde. Damit wird die Bundesregierung voraussichtlich ihre
selbst gesteckten Ziele verfehlen, bis 2020 fünf Prozent des Waldes
forstwirtschaftlich nicht mehr zu nutzen.

"Es ist ein Armutszeugnis, dass Deutschland es nicht hinbekommt,
dieses zentrale Naturschutzziel umzusetzen. Wir sind eines der
reichsten Länder der Erde, erwarten von anderen Nationen, dass sie
ihre Natur und Artenreichtum erhalten, schaffen es aber innerhalb von
zwölf Jahren nicht, den Anteil von unbewirtschafteten Wäldern zum
Schutz der Biodiversität nennenswert zu erhöhen", so NABU-Präsident
Olaf Tschimpke.

2007 hat sich die Bundesregierung in der nationalen
Biodiversitätsstrategie, unterstützt durch die Waldstrategie 2020, das
Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2020 fünf Prozent der deutschen Waldfläche
zu "Urwäldern von morgen" zu erklären. Im Jahr 2013 wurden die ersten
Ergebnisse präsentiert. Damals waren 1,9 Prozent der deutschen
Waldfläche, mit einer damals schon schwachen Prognose für nach 2020
von drei Prozent, rechtlich gesichert. Statt mehr Tempo für den Schutz
von Insekten, Vögeln und anderen Tierarten zu machen, ist viel zu
wenig passiert.

"Wir erkennen an, dass in einigen Bundesländern wie Baden-Württemberg,
Hessen oder Thüringen Bemühungen stattgefunden haben, um weitere
Wälder unter Schutz zu stellen", so Tschimpke weiter. "Allerdings ging
es oft nicht darum, möglichst effizient große zusammenhängende
Waldgebiete auszuweisen, vielmehr wurde häufig um Kleinstflächen
gefeilscht. Die Ziele von Naturwäldern und Wildnis müssen aber
verstärkt zusammengedacht werden. Größere Biotopverbände sind dabei
bedeutend."

Neben dem sogenannten Fünf-Prozent-Ziel "Wälder mit natürlicher
Waldentwicklung" gibt es in der Biodiversitätsstrategie auch das Ziel,
zwei Prozent der Landesfläche als Wildnisgebiete auszuweisen. Die
beiden Ziele unterscheiden sich vor allem in der Mindestflächengröße.
Während die "Urwälder von morgen" mindestens 0,3 Hektar groß sein
müssen, um in die Bilanz aufgenommen zu werden, müssen Wildnisgebiete
größer als 1000 Hektar sein. Große Waldgebiete tragen damit zu beiden
Zielen bei, kleine dagegen nur zum Fünf-Prozent-Ziel.

"Aus Sicht des Waldnaturschutzes, aber auch für die Ziele der
Bundesregierung ist es sinnvoll, dass die geschützten Waldflächen so
groß wie möglich sind. Neben den Konzepten der Länder sind auch die
waldbesitzenden Kommunen gefordert, mehr Naturwald und Wildnis
zuzulassen", so NABU-Waldexperte Stefan Adler. "Es müssen auch neue
Finanzierungsformen für den Privatwald entwickelt werden, wenn dieser
vorrangig für die Biodiversität, CO2-Speicherung sowie das Filtern von
Luft und Wasser zur Verfügung gestellt wird. Diese Ökosystemleistungen
sind gesellschaftlich unverzichtbar."




Mehr Infos: www.nabu.de/natur-und-landschaft/waelder

NABU-Position zur natürlichen Waldentwicklung: 

www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/wald/130201-nabu-waldentwicklung.pdf

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 34/19, 04.04.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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CHEMIE/431: Überprüfung - stärkere Regelung von Chemikalien in der EU notwendig (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.04.2019 / Chemie & Nanotechnologie

Überprüfung: stärkere Regelung von Chemikalien notwendig



Die Hälfte der geprüften kommerziell genutzten Chemikalien in der EU
ist im derzeitigen Gebrauch unsicher, kritisiert das Europäische
Umweltbüro (EEB). Trotz bestehender Regelungen werden diese in
Konsumgütern und anderen Produkten verwendet. Das zeigen
Untersuchungen durch die Mitgliedstaaten der EU selbst.

Rund 22.000 Chemikalien sind für den Einsatz in Europa registriert.
Die nationalen Behörden haben im März 2012 mit eingehenden
Sicherheitschecks von Hunderten von Stoffen begonnen, denen
gefährliche Eigenschaften zugeschrieben werden. Bis Dezember 2018
wurden genauere Qualitätskontrollen an 94 Stoffen durchgeführt, von
denen mit 46 fast die Hälfte (49 Prozent) in ihrer derzeitigen
kommerziellen Verwendung für unsicher erklärt wurde.

Die Prüfbehörden kamen zu dem Schluss, dass in allen Fällen
Schutzmaßnahmen erforderlich sind, allerdings wurden für 74 Prozent
der 46 Stoffe noch keine Maßnahmen ergriffen. Dadurch ist es der
Industrie weiterhin gesetzlich erlaubt, jährlich Millionen Tonnen der
46 Stoffe zu verwenden. Die daraus resultierenden Belastungen können
Krebs, Fruchtbarkeitsprobleme oder andere gesundheitliche Auswirkungen
sowie schwere Umweltverschmutzung verursachen.

Tatiana Santos, Leiterin der Chemikalienpolitik des EEB, sagte in
einer Stellungnahme zum Bericht: "Das ist sehr beunruhigend. Millionen
Tonnen gefährlicher Stoffe werden auf unsichere Weise in Produkten
verwendet und gelangen in die Umwelt. Es ist klar, dass das EU-System
Chemikalien zu leicht auf den Markt bringt. Unternehmen sollten viel
höhere Hindernisse für den Markteintritt haben. Die
VerantworungsträgerInnen müssen ihrerseits der Chemikaliensicherheit
eine viel höhere Priorität einräumen. Die diesjährigen Wahlen sind
eine einmalige Gelegenheit für die EU, sich ernsthaft mit dem Schutz
vor chemischer Belastung zu befassen."

Das EEB fordert die Verantwortlichen unter anderem dazu auf, Namen von
nicht entsprechend handelnden Unternehmen in ihren Berichten nicht
mehr zu schwärzen, mehr Kontrollen durchzuführen und ihre Arbeit zu
beschleunigen. [UWD/aw]



Originalartikel des EU-Umweltbüros

https://www.eu-umweltbuero.at/inhalt/ueberpruefung-staerkere-regelung-von-chemikalien-notwendig?ref

EEB-Artikel mit Verlinkung zum Bericht

https://eeb.org/press-release-sev-report/

 * 

Quelle:

EU-News, 04.04.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





CHEMIE/430: EU-Parlament will Ausnahmen für Giftstoffe nicht hinnehmen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 02.04.2019 / Chemie & Nanotechnologie

EU-Parlament will Ausnahmen für Giftstoffe nicht hinnehmen



Im Februar sprach sich der REACH-Ausschuss für die bisher größte
Ausnahmegenehmigung für Stoffe aus, die eigentlich in der EU verboten
sein sollten. Dagegen formierte sich vergangene Woche Widerstand unter
den EU-Abgeordneten.

Mit 309 zu 286 Stimmen (24 Enthaltungen) stimmten die
Parlamentarier*innen für eine Resolution, die der Niederländer Bas
Eickhout (Grüne) eingebracht hatte. Darin forderten sie die
EU-Kommission auf, die Ausnahmegenehmigungen für die Verwendung des
krebserregenden Stoffes Chromtrioxid nicht zu erteilen.
Vertreter*innen der Mitgliedstaaten hatten sich im Februar in Form des
REACH-Ausschusses für diese Genehmigungen ausgesprochen (EU-Umweltnews
vom 21. Februar [1]). Chromtrioxid wird in Farben und Beschichtungen
verwendet und ist wegen seiner schädlichen Auswirkungen seit 2017 als
besonders besorgniserregende Substanz eingestuft.

Élise Vitali, Chemikalienreferentin beim Europäischen Umweltbüro,
begrüßte die "starke Botschaft der Parlamentsmitglieder." Die von der
EU-Kommission vorgeschlagenen Ausnahmeregelungen belasteten "laut der
Europäischen Chemikalienagentur jedes Jahr schätzungsweise 50
Arbeitnehmer mit tödlichen Krebserkrankungen", erklärte Vitali dem
Umweltinformationsdienst EndsEurope. Inzwischen seien sicherere
Alternativen in den meisten europäischen Ländern und in anderen
Regionen der Welt bereits weit verbreitet.

Für Theresa Kjell, Politikberaterin der Organisation Chemsec, könnte
die Resolution des EU-Parlaments ein "Anstoß dafür sein, dass REACH
wie vorgesehen funktioniert und ein Antrieb für Innovationen und
Substitutionen der gefährlichsten Stoffe ist." Dafür müsse sich jedoch
der gesamte Prozess der Autorisierung und Risikobewertung ändern und
die EU-Kommission "ihre Denkweise ändern."

Die Abgeordneten stellten in weiteren Resolutionen auch die
Genehmigungen für den Weichmacher DEHP in Frage. Die Resolutionen
haben keine rechtliche Bindung. [km]



Resolution des EU-Parlaments

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2019-0317+0+DOC+XML+V0//EN&language=EN

Nachricht bei EndsEurope (kostenpflichtig)

https://www.endseurope.com/article/55244/ep-urges-block-on-chromium-trioxide-authorisation?utm_source=29/03/2019&utm_medium=email&utm_campaign=ENDS%20Europe%20editorial%20bulletin?utm_source=29/03/2019&utm_medium=email&utm_campaign=ENDS%20Europe%20editorial%20bulletin

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-chemie-nanotechnologie/reach-ausschuss-erlaubt-giftstoffe/?L=0

 * 

Quelle:

EU-News, 02.04.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de
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veröffentlicht im Schattenblick zum 9. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





FISCHEREI/201: Fischereimanagementplan fürs Mittelmeer so gut wie beschlossen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.04.2019 / Wasser & Meere

Fischereimanagementplan fürs Mittelmeer so gut wie beschlossen



Der erste EU-weite, mehrjährige Bewirtschaftungsplan für das westliche
Mittelmeer ist einen Schritt weiter. Das Europäische Parlament hat am
Donnerstag der vorläufigen Einigung zwischen den EU-Institutionen
(EU-News 05.02.2019 [1]) mit 461 Ja- zu 62 Nein-Stimmen bei 101
Enthaltungen zugestimmt. Nun fehlt nur noch die formale Zustimmung des
EU-Ministerrats und die Veröffentlichung im EU-Amtsblatt.

Im Mehrjahresplan geht es unter anderem um den bestmöglichen
Dauerertrag bei den kommerziell befischten Arten, spezifische
technische Erhaltungsmaßnahmen, jährliche an wissenschaftlichen
Empfehlungen orientierte Fangquoten sowie eine dreimonatige Schließung
in bestimmten Zonen in 100 Meter Tiefe für mit Schleppnetzen
operierende Trawler. Laut Parlament würde damit eine "Balance zwischen
ökologischer und sozioökonomischer Nachhaltigkeit" erreicht; sensible
Habitate würden ebeneso wie kleine Fischereien geschützt. Der Plan
soll nach den ersten fünf Jahren und danach alle drei Jahre bewertet
und gegebenenfalls angepasst werden. Im ersten Jahr der Umsetzung
(2020) soll der maximale Fischereiaufwand im Vergleich zu den zwischen
2012 und 2017 erlaubten Fangtagen um zehn Prozent gesenkt werden. In
den folgenden vier Jahren soll der maximale Fischereiaufwand um 30
Prozent reduziert werden. Betroffene Fischereien sollen
Entwchädigungen aus dem neuen Europäischen Meeres- und Fischereifonds
(EMFF) erhalten können. Freizeitfischerei soll begrenzt werden können,
sofern ihre Auswirkungen auf die Fischbestände zu hoch sei.

Die Meeresschutzorganisation Oceana hatte schon den
EU-Kommissionsvorschlag als nicht weitreichend genug kritisiert, um
Ökosysteme und überfischte Arten wirklich zu schützen. 80 Prozent der
kommerziellen Grundfischbestände im Mittelmeer seien bereits
überfischt. Oceana fordert ein ganzjähriges Schleppnetzverbot bis 100
Meter Tiefe. [jg]



Pressemitteilung des Parlaments

http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20190402IPR34682/meps-back-first-eu-management-plan-for-fish-stocks-in-the-western-mediterranean

Oceana-Factsheet zum westlichen Mittelmeerraum

https://eu.oceana.org/sites/default/files/mediterranean_sea_at_risk_factsheet.pdf

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-wasser-meere/mittelmeerbewirtschaftung-einigung-im-trilog/?L=0
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FISCHEREI/200: EU - Mehr Geld für weniger Fische (WWF)


WWF Pressemitteilung - 4. April 2019

Mehr Geld für weniger Fische

EU-Parlament spricht sich für Wiedereinführung schädlicher
Fischereisubventionen aus



Nach Willen des EU-Parlaments sollen im neuen Subventionstopf für
Fischerei auch Neubauten von Fangschiffen finanzierbar werden, selbst
wenn sie zur Überfischung beitragen. Bis zu 60 Prozent der Mittel aus
dem Europäischen Fischereifonds (EMFF) sollen dafür künftig genutzt
werden dürfen. Heike Vesper, Leiterin Meeresschutz beim WWF
Deutschland sagt dazu:

"Das EU-Parlament hat sich heute für einen gewaltigen Rückschritt
ausgesprochen. Die Wiedereinführung von schädlichen
Fischereisubventionen widerspricht der Verpflichtung der EU, die
Überfischung zu beenden. Ohne Fisch gibt es keine rentable Fischerei.
Schädliche Subventionen untergraben damit die Zukunft derselben
Industrie, die sie unterstützen sollen. Solche Fischereisubventionen
sind für die eingebrochenen Fischbestände und überfischten Meere, die
wir heute haben, verantwortlich und dürfen auf keinen Fall
zurückkehren. Das Geld der europäischen Steuerzahler darf nicht dazu
verwendet werden, die Ausbeutung unser Meere weiter zu befeuern und
die Zukunft der europäischen Fischerei zu riskieren.
Ein weiterer Dämpfer der heutigen Parlamentsabstimmung ist, dass
keine Gelder für effektive Fischereikontrolle, für bessere
wissenschaftliche Daten über Fischbestände und Meeresumwelt und für
die Rückverfolgbarkeit von Fischereiprodukten ausgegeben werden
sollen."

Die EU hatte schädliche Subventionen 2004 verboten, um die
zerstörerischen Auswirkungen von Überfischung zu mindern. In den
kommenden Monaten wird der Ministerrat seine Position festlegen und
mit Kommission und Parlament über den finalen Beschluss des
europäischen Fischereifonds verhandeln. Der WWF fordert die
Fischereiminister auf, sich gegen die Wiedereinführung schädlicher
Subventionen zu stemmen, und Fischereikontrollen und Erforschung von
Fischbeständen zu stärken.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 04.04.2019

Herausgeber: WWF Deutschland
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FISCHEREI/199: EU-Finanzmittel für Meeresschutz - ein Schritt vor, zwei zurück (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.04.2019 / Wasser & Meere

Finanzmittel für Meeresschutz: ein Schritt vor, zwei zurück


EU-Gelder als "tickende Zeitbombe für den Ozean"? Das EU-Parlaments
hat am Donnerstag über den neuen Europäischen Meeres- und
Fischereifonds (EMFF) abgestimmt. Seas At Risk kritisiert, dass die
beschlossenen Subventionen für den Ausbau der Flotten in den Regionen
in äußerster Randlage die Überfischung dort weiter anheizen werde.
Damit folgten die Abgeordneten dem "dramatischen Rückschritt" des
Fischereiausschusses (EU-News 08.03.2019 [1]), der sich ebenfalls
dafür aussprach. Auch der WWF reagierte enttäuscht.

Es geht immerhin um etwa sechs Milliarden Euro, die die EU zwischen
2021 und 2027 für Fischereiwirtschaft, Aquakultur und Umweltschutz
ausgeben will. Ein Erfolg der Umweltverbände und mehr als 50.000
Einzelpersonen ist, dass die Mitglieder des Europäischen Parlaments
entschieden haben, dass ein größerer Anteil des neuen EMFF zum Schutz
der Meeresökosysteme eingesetzt werden soll. Allerdings reiche der
Anteil des Fonds, der der Kontrolle und Datenerfassung - und letztlich
der Gewährleistung einer nachhaltigen Fischerei - gewidmet ist, nicht
aus, um wirklich effektiv zu sein. Diese Entscheidung sei ein
Widerspruch zum anerkannten Bedarf an mehr Ressourcen. Zu wenig Mittel
für die wirksame Durchsetzung bereitzustellen, bedeute, dass
Überfischung und zerstörerische Fischereipraktiken weiter fortgesetzt
werden.

Der vom Parlament angenommenen Vorschlag wird nun als Grundlage für
die Verhandlungen mit dem Europäischen Rat und der Europäischen
Kommission dienen. Seas At Risk fordert alle drei Institutionen -
insbesondere den EU-Ministerrat, dessen Position noch nicht
entschieden ist - auf, sich auf einen zukunftsorientierten EMFF zu
einigen, der ohne schädliche Subventionen auskommt und eine wirklich
nachhaltige Fischerei und den Schutz der Ozeane gewährleistet. [jg]




Protokoll der Sitzung [in Kürze]

http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/minutes.html

Politischer Entscheidungsprozess mit allen relevanten Dokumenten

https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2018/0210(COD)&l=en

Reaktion Seas At Risk

https://seas-at-risk.org/16-fisheries/945-emff-fisheries-subsidies-will-exacerbate-overfishing.html

Reaktion WWF

https://www.wwf.de/2019/april/mehr-geld-fuer-weniger-fische/
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WALD/224: Tropenwaldschutz in Peru muss wirksamer werden (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 05.04.2019 

Tropenwaldschutz in Peru muss wirksamer werden



Die Regierung in Peru hat vor einigen Jahren ein Programm ins Leben
gerufen, um den Regenwald zu schützen. Seine Wirkung ist allerdings
gering, zeigt eine Analyse des Zentrums für Entwicklungsforschung
(ZEF) an der Universität Bonn. Die Forscher haben aber auch eine gute
Nachricht: Mit drei einfachen Maßnahmen ließe sich die Effektivität
vermutlich deutlich steigern. Die Studie ist nun in den Environmental
Research Letters erschienen.

Die Wissenschaftler analysieren in ihrer Publikation das "National
Forest Conservation Program" (NFCP). Es wurde 2010 von der
Peruanischen Regierung ins Leben gerufen, um die Abholzung des
Regenwalds zu bremsen. Das Programm richtet sich an indigene Gemeinden
in der Amazonas-Region. Es wird aus öffentlichen Peruanischen Quellen
und durch internationale Geldgeber gefördert.

Wenn es den Gemeinden gelingt, die Entwaldung auf ihrem Gebiet wirksam
eindämmen und nachhaltige Produktionssysteme aufzubauen, erhalten sie
dafür eine Kompensationszahlung: umgerechnet drei Dollar pro Jahr und
Hektar Wald. Bei der Umstellung ihrer Wirtschaftsweise werden sie
zudem umfassend unterstützt. "Wir haben untersucht, inwieweit das
Programm erfolgreich zum Waldschutz beigetragen hat", erklärt Renzo
Giudice. Der Peruaner ist gerade mit einem DAAD-Stipendium am ZEF zu
Gast. Seine Promotionsarbeit wird von Prof. Dr. Jan Börner betreut,
dessen Arbeitsgruppe sich mit wirtschaftlichen Aspekten nachhaltiger
Landnutzung beschäftigt.

Giudice hat die Entwicklung der Waldbedeckung in 50 Gemeinden
untersucht, die an dem Programm teilnahmen. Als Vergleich dienten ihm
50 weitere Gemeinden, die sich nicht in das NFCP eingeschrieben
hatten, denen der ersten Gruppe ansonsten aber sehr ähnlich waren.
"Wir konnten zwar nachweisen, dass der Waldverlust bei den
NFCP-Teilnehmern etwas geringer war", nennt er ein zentrales Ergebnis.
"Allerdings war dieser Unterschied sehr gering."

Woran lag das? Giudice und seine Kollegen führen dafür vor allem zwei
Gründe an: Einerseits konnten die Dörfer selbst entscheiden, welchen
Teil ihres Landes sie als Schutzgebiet auswiesen. "Sie wählten dabei
oft die Strategie, die ökonomisch am sinnvollsten war", erklärt der
Wissenschaftler. "Vor allem Flächen, die ohnehin kaum durch Entwaldung
gefährdet sind, wurden als Schutzzonen deklariert." Das sind etwa
Gebiete, die für die Landwirtschaft ungeeignet oder unzugänglich sind.

Verstöße nur lasch geahndet

Dazu kam, dass die Regierung Verstöße gegen die Auflagen des Programms
nicht konsequent ahndete. Die Dörfer im Amazonasgebiet zählen zu den
ärmsten Gesellschaftsschichten Perus. Das NFCP hat daher im Prinzip
zwei Ziele - einerseits den Schutz des Waldes und andererseits die
Armutsbekämpfung. "Vermutlich ist das der Grund, warum die
Verantwortlichen auch einmal ein Auge zudrückten, wenn das
Umweltschutz-Ziel nicht erreicht wurde", erklärt Giudice.

Die Wissenschaftler schlagen vor, das Programm sozialverträglich
umzugestalten. Entsprechende Handlungsempfehlungen wurden im Verlauf
der Studie auch gemeinsam mit der Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) an die Programmverantwortlichen herangetragen:
Erstens sollten die teilnehmenden Gemeinden ihr gesamtes Gebiet
anmelden und nicht nur ausgewählte Teile. Und zweitens sollte die
Regierung konsequenter auf eine Einhaltung der vereinbarten
Schutzziele pochen. Regelverstöße müssten dabei keineswegs gleich zum
Ausschluss einer Dorfgemeinschaft aus dem Programm führen, sondern
lediglich zur Reduzierung der Kompensationszahlung um einen Betrag,
der dem Verlust an Wald entspricht. So bliebe die Landnutzung stets
eine freiwillige Entscheidung der Gemeinde.

Dazu kommt ein dritter Punkt: Die Verantwortlichen sollten vor allem
denjenigen Gemeinden eine Teilnahme an dem Programm anbieten, deren
Gebiete am stärksten ökologisch gefährdet sind. Zwar hatte die
Regierung im Vorfeld eine Liste priorisierter Gegenden aufgestellt.
Die Kriterien für dieses Ranking waren aber unpassend gewählt und
wurden nicht transparent kommuniziert. So floss ein Teil der Mittel in
Gebiete, in denen es dem Wald ohnehin noch recht gut geht. "Das
vorhandene Geld sollte effizienter verteilt werden", betont Giudice.
"Ziel muss es sein, dass vor allem die Dorfgemeinschaften profitieren,
in denen der Wald am stärksten bedroht ist."

Der Regenwald im Amazonas-Gebiet gilt als ein äußerst wichtiges
Ökosystem, das durch die Versorgung mit Nahrung und Wasser Millionen
von Menschen als Lebensgrundlage dient. Darüber hinaus ist er ein
wichtiger Klimafaktor -nicht nur durch seine Rolle als
Kohlenstoffspeicher, sondern auch als Motor für Wasserkreisläufe.

Originalpublikation:

Renzo Giudice, Jan Börner, Sven Wunder und Elias Cisneros: Selection
biases and spillovers from collective conservation incentives in the
Peruvian Amazon, Environ. Res. Lett. (2019),

https://doi.org/10.1088/1748-9326/aafc83

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news713585

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 05.04.2019
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MELDUNG/163: Klimabilanz 2018 - 4,5 Prozent weniger Treibhausgasemissionen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Umweltbundesamt - Berlin, 5. April
2019

Klimabilanz 2018: 4,5 Prozent weniger Treibhausgasemissionen

Umweltbundesamt legt erste detaillierte Schätzung vor



In Deutschland wurden 2018 insgesamt 865,6 Millionen Tonnen
Treibhausgase freigesetzt - rund 41 Millionen Tonnen oder 4,5 Prozent
weniger als im Vorjahr. Das zeigt eine Prognoseberechnung des
Umweltbundesamtes (UBA). Damit wurde nach vier Jahren Stagnation
erstmals wieder eine nennenswerte Reduzierung im Vergleich zum Vorjahr
erreicht. Deutliche Emissionsrückgänge gab es bei Energiewirtschaft
und Haushalten. Auch im Verkehrssektor gingen die Emissionen leicht
zurück. Gründe für diese Entwicklung sind der zurückgehende Verbrauch
von fossilen Energien und die außergewöhnliche Witterung im Jahr 2018.
Im Vergleich zu 1990 hat Deutschland seine Emissionen damit um 30,8
Prozent gesenkt. Bis 2030 müssen die Emissionen nach Beschlusslage der
Bundesregierung um mindestens 55 Prozent gesenkt werden.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Deutschland hat 2018 deutlich
mehr Energie aus Wind und Sonne gewonnen und zugleich weniger Kohle,
Öl und Gas verbrannt. Nach Jahren der Stagnation gehen die
CO2-Emissionen endlich wieder zurück. Das liegt zum Teil an Witterungs-
 und anderen Sondereffekten. Aber es zeigt auch: Klimaschutzmaßnahmen
wie Ökostromausbau, Kohleausstieg und Emissionshandel wirken. Wir
brauchen allerdings mehr davon, nicht nur bei der Stromerzeugung,
sondern auch beim Verkehr, beim Heizen oder bei der Landwirtschaft.
Damit wir unsere Klimaziele bis 2030 sicher erreichen, habe ich den
Entwurf eines Klimaschutzgesetzes vorgelegt mit einem verbindlichen
Fahrplan und klaren Verantwortlichkeiten. Dieses Gesetz muss in diesem
Jahr beschlossen werden, ebenso wie Maßnahmenpakete in allen
Bereichen, damit Deutschland wieder auf Zielkurs kommt."

Maria Krautzberger, Präsidentin des Umweltbundesamts: "Die Zahlen
zeigen, wie wichtig die erneuerbaren Energien für den Klimaschutz
sind. Im Jahr 2018 haben die erneuerbaren Energien rund 184 Millionen
Tonnen CO2-Äquivalente vermieden. Den größten Beitrag mit knapp 75
Millionen Tonnen brachte die Windenergie. Umso wichtiger ist es, den
Ausbau der Windkraft weiter voranzutreiben. Deshalb halten wir nichts
von pauschalen Mindestabständen von Windenergieanlagen zu
Wohngebieten. Das brächte den Ausbau der Windenergie ins Stocken.
Umwelt- und Gesundheitsfragen sollten jeweils vor Ort individuell
geprüft werden."

Von den insgesamt 41 Millionen Tonnen Minderung entfielen rund 14
Millionen Tonnen CO2 auf die Energiewirtschaft (4,5 Prozent Senkung).
Die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien nahm 2018 zu, die aus
sämtlichen fossilen Energieträgern ging zurück - unter anderem
aufgrund der Stilllegung von Kraftwerken. Den deutlichsten
Emissionsrückgang verzeichnete die Steinkohle. Ein Faktor ist hier der
infolge der Reform des EU-Emissionshandels gestiegene CO2-Preis. Im
Laufe des Jahres wurden Steinkohle-Kraftwerke mit rund 1,5 Gigawatt
Leistung stillgelegt beziehungsweise gingen in die Netzreserve. Ein
weiterer Effekt war der Dürresommer 2018: Niedrige Wasserstände an den
Flüssen führten zu geringeren Transportkapazitäten und damit zu
höheren Steinkohlepreisen. Die Emissionen aus der Braunkohlenutzung
sanken um etwa 3,6 Millionen Tonnen. Am 1. Oktober 2018 haben drei
Kraftwerksblöcke (zwei in Niederaußem, einer in Jänschwalde) die
Stromproduktion eingestellt und wurden in die Sicherheitsbereitschaft
überführt. Die Emissionen aus der Erdgasverbrennung gingen ebenfalls
leicht zurück.

Ein mit rund 15 Millionen Tonne CO2 (beziehungsweise 10,9 Prozent)
deutlicher Emissionsrückgang im Vergleich zum Vorjahr ist im Bereich
der Haushalte und Kleinverbraucher (=übrigen Feuerungsanlagen) zu
verzeichnen. Besonders beim Heizöl ist der Absatz 2018 deutlich
gesunken. Eine Erklärung dafür ist die milde Witterung und der damit
verbundene geringere Brennstoffbedarf. Eine andere Ursache sind
wiederum die infolge des Dürresommers niedrigen Wasserstände vieler
Flüsse: In vielen Fällen konnten die Frachter die Flüsse nicht
befahren, was zu Heizöl-Knappheit und höheren Preisen führte.
Zahlreiche Kunden dürften daher den Heizölkauf auf das Jahr 2019
verschoben haben.

Im Verkehrsbereich sanken die Emissionen um rund 5 Millionen Tonnen
bzw. 2,9 Prozent. Dieser Rückgang betrifft nicht nur Ottokraftstoffe,
sondern erstmals seit vielen Jahren auch Dieselkraftstoff. Eine
Erklärung könnten die höheren Preise für Benzin (+ 7 Prozent gegenüber
Vorjahr) und Diesel (+12 Prozent gegenüber Vorjahr) sein.

In der Industrie sanken die Emissionen 2018 um rund 4 Millionen Tonnen
(2,8 Prozent). Für den Maschinenbau und die pharmazeutische Industrie
geht die Prognose von gestiegenen Emissionen aus, für die
Stahlproduktion, die Chemieproduktion und die Automobilindustrie von
sinkenden Emissionen.

In der Landwirtschaft sanken die Treibhausgas-Emissionen um 4,1
Prozent. Die treibenden Größen sind abnehmende Tierzahlen (Rinder -2,9
Prozent, Schweine -4,1 Prozent). Der Mineraldüngereinsatz (-9,8
Prozent) ging in Folge der Anwendung der neuen gesetzlichen Regelungen
und klimatisch bedingt zurück. Auch die witterungsbedingten
Ernteausfälle wirkten emissionsmindernd.

Auch im Abfallsektor sanken die Emissionen um 5,3 Prozent gegenüber
dem Vorjahr. Dieser anhaltende Rückgang geht maßgeblich auf die
Entwicklung im Bereich der Abfalldeponierung zurück. Seit 2005 dürfen
in Deutschland keine biologisch abbaubaren Abfälle mehr deponiert
werden, was sich neben Abfalltrennung und Recycling bei den Emissionen
positiv bemerkbar macht.

Zur Genauigkeit der Daten:

Die Ergebnisse sind erste Detailschätzungen, also eine mit
entsprechenden Unsicherheiten verbundene Prognose. Sie leiten sich aus
einem System von Modellrechnungen und Trendfortschreibungen der im
Januar 2019 veröffentlichten detaillierten
Treibhausgasemissionsberechnungen des Jahres 2017 ab. Zugrunde gelegt
wurden von der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen veröffentlichte
erste Berechnungen zum Primärenergieverbrauch (PEV) für das Jahr 2018,
amtliche Monatsstatistiken zum Energieverbrauch, vorläufigen
Absatzzahlen der Mineralölstatistik des BAFA, Produktionsdaten von
Industrieverbänden sowie zusätzliche Informationen (zum Beispiel
Gradtagzahlen). Durch diesen Berechnungsansatz ist die Genauigkeit
dieser Schätzung zwangsläufig geringer als die der Detailberechnungen
für die Vorjahre. Es sei darauf hingewiesen, dass mit den
veröffentlichten Schätzungen zum PEV für 2018 auch Veränderungen der
PEV-Angaben für 2017 bekannt wurden. Diese können allerdings erst im
Rahmen der nächsten detaillierten Berechnungen im Verlauf des Jahres
berücksichtigt werden.

Die vollständigen offiziellen Inventardaten zu den
Treibhausgasemissionen in Deutschland für das Jahr 2018 veröffentlicht
das Umweltbundesamt zum 15. Januar 2020 mit der Übermittlung an die
Europäische Kommission.

 * 
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EUROPA/437: Fungizid nein, Neonikotinoid ja? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 03.04.2019 / Landwirtschaft & Gentechnik

Fungizid: nein, Neonikotinoid: ja?



Der Ständige Ausschuss für Pflanzen, Tiere, Nahrungs- und Futtermittel
der EU-Kommission (PAFF) will ein Fungizid mit dem Wirkstoff
Chlorthalonil in der EU verbieten. Zugleich soll aber der Einsatz
eines Neonikotinoids mit dem Wirkstoff Thiacloprid verlängert werden.

Wie der Umweltinformationsdienst ENDS sowie Top Agrar Online
berichteten, befürworteten die nationalen Vertreter*innen im
PAFF-Ausschuss mehrheitlich einen Vorschlag der EU-Kommission, den
Einsatz des Wirkstoffs Chlorthalonil in wenigen Wochen zu verbieten.
Betroffen wären das Pilzmittel Bravo des chemischen
Pflanzenschutzmittelherstellers Syngenta sowie weitere Fungizide.

Chlorthalonil ist eines der wichtigsten und am weitesten verbreiteten
Pilzbekämpfungsmittel für Weizen, Gerste, aber auch für Kartoffeln,
Bohnen und Erbsen.

Lediglich Ungarn, das Vereinigte Königreich, Litauen und Griechenland
votierten im PAFF-Ausschuss für eine Fortsetzung der Zulassung.

Hintergrund für das kommende Verbot ist offenbar ein Gutachten der
Europäischen Lebensmittelbehörde (EFSA), in dem sie davor warnt, dass
Abbauprodukte des Fungizids in Gewässern nachgewiesen wurden.
Aquatische Ökosysteme seien gefährdet.

Martin Häusling, agrarpolitischer Sprecher der Grünen im Europäischen
Parlament und Mitglied im Umwelt- und Gesundheitsausschuss, begrüßte,
dass "die EU-Kommission auf neueste Erkenntnisse reagiert und selbst
dann einen Wirkstoff verbieten will, wenn der schon seit 50 Jahren auf
dem Markt ist."

Negativ hingegen beurteilte Häusling den Vorstoß der Kommission, die
Zulassung für ein Pestizid des Bayer-Konzerns mit dem Wirkstoff
Thiacloprid verlängern zu wollen. Der Wirkstoff ist in der EU zurzeit
noch nicht verboten. Er steht allerdings im Verdacht,
reproduktionstoxisch zu sein.

"Dieses Verhalten der Kommission nenne ich doppelzüngig. Denn es gilt
für Thiacloprid im Kern dasselbe wie für andere Neonikotinoide: Sie
sind für die Natur und den Menschen ein ernsthaftes Problem und
gehörten komplett verboten", so Häusling.

Mit einem offiziellen Verbot von Chlorthalonil wird Anfang Mai
gerechnet. [aw]



ENDS (kostenpflichtig)

https://www.endseurope.com/article/55274/chlorothalonil-ban-a-hammer-blow-to-eu-farmers

Top Agrar Online

https://www.topagrar.com/acker/news/eu-getreidefungizid-mit-dem-wirkstoff-chlorothalonil-wird-verboten-11508220.html

Martin Häusling

https://www.martin-haeusling.eu/presse-medien/pressemitteilungen/2270-pilzmittel-vor-verbot-neonikotinoid-vor-verlaengerung-irritierender-schlingerkurs-der-eu-kommission-bei-pflanzenschutzmitteln.html

 * 
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MELDUNG/382: Notruf - Bäuerinnen und Bauern fordern Klimawende (Biokreis)


Biokreis e.V. - 5. April 2019

Klima-Notruf anlässlich der Agrarministerkonferenz: Bäuerinnen und
Bauern fordern die Klimawende



Die Agrarminister*innen und Amtschefs der Landwirtschaftsministerien
der Länder werden am 10. bis 12. April 2019 in Landau in der Pfalz
über die Zukunft der Agrarpolitik diskutieren. Zu diesem Anlass
erneuern Bäuerinnen und Bauern ihren Appell für eine sofortige
Klimawende, um auch in Zukunft für die Ernährung der Menschen sorgen
zu können.

Seit dem ersten bäuerlichen Klimaappell vor der Weltklimakonferenz von
Paris 2015 hat sich die Klimakrise massiv verschärft. Der Dürresommer
2018 hat der europäischen Landwirtschaft immense Verluste beschert und
die bedrückende Realität des Klimawandels gezeigt. Der Klimawandel
zerstört auch unsere Wälder. Für viele Waldbauern sind die Folgen der
Dürre 2018 eine Katastrophe, es geht eine ganze Generation Nadelbäume
verloren.

Der Weltklimarat kommt in seinem Sonderbericht vom Oktober 2018 zu dem
Ergebnis, dass nur noch sehr wenige Jahre bleiben, um den Klimawandel
bei 1,5 Grad zu stoppen. Die Notwendigkeit für schnelle und
weitreichende Änderungen in allen gesellschaftlichen Bereichen haben
die Wissenschaftler*innen sehr fundiert dargestellt.

Deshalb unterstützen zahlreiche Bäuerinnen und Bauern,
Waldbäuer*innen, Imker, Gärtnerinnen und Schäfer so wie auch über
23.000 Wissenschaftler*innen die Forderungen der #FridaysForFuture
Bewegung der Jugendlichen für den Erhalt unserer und vor allem ihrer
zukünftigen Lebensgrundlagen:


	Verabschiedung eines zukunftsgerichteten Klimagesetzes in 2019, dass die deutschen Klimaziele zur Begrenzung der Erderwärmung auf maximal 1.5 Grad festschreibt.

	Einhaltung des Klimazieles 2020 und der weiteren Klimaziele 2030 und 2050 und notwendige Nachschärfung dieser Ziele.

	Einführung einer wirksamen CO2 Steuer um die Ziele zu erreichen.



Da auch die Landwirtschaft ihren Beitrag zum Klimaschutz leisten muss,
fordern wir die Landwirtschaftsministerinnen und -minister auf, in
ihrer Diskussion zur Weiterentwicklung und Umsetzung der
EU-Agrarpolitik Meilensteine zu setzen, um Bäuerinnen und Bauern durch
besondere Finanzierungsinstrumente beim Umbau hin zu klimaschonendem
Ackerbau und artgerechter Tierhaltung zu unterstützen.


	Ausrichtung der gesamten EU-Agrarzahlungen (GAP) auf eine klimaschonende, umweltschonende und tiergerechte Landwirtschaft

	Verminderung der Emissionen aus der Tierhaltung durch Reduktion der Tierbestände und eine durchgängig flächengebundene Tierhaltung

	Maßnahmenpaket zur Beschleunigung des Erreichens des 20% Ökolandbau-Ziels der Bundesregierung, welches u.a. eine forcierte Umsetzung der Zukunftsstrategie Ökolandbau beinhaltet



Der Klimawandel zerstört die Zukunft unserer Höfe und nimmt Bäuerinnen
und Bauern weltweit die Existenz. Es geht um die Verhinderung eines
sich selbst verstärkenden Klimawandels als Grundlage für den Erhalt
der Lebensgrundlagen. Der Dürresommer 2018 muss jetzt die Zeitenwende
in der Klimafrage einläuten.

Für Klimagerechtigkeit und Generationengerechtigkeit!



Biokreis - Wir machen Bio lebendig! Rund 1300 Landwirte und 200
Verarbeiter wirtschaften bundesweit nach unseren Richtlinien. Auch
Verbraucher gehören zu unseren Mitgliedern. Gemeinsam gestalten wir
kreativ und konsequent ökologischen Landbau. Wir stehen seit 1979 für
regionale, vertrauensvolle Netzwerke, Tierwohl, handwerkliche
Lebensmittelverarbeitung und treten basisdemokratisch mit neuen Ideen,
politischer Arbeit und wirksamer Presse- und Öffentlichkeitsarbeit für
unsere ganzheitliche Vorstellung von Ökolandbau sowie dessen
Weiterentwicklung ein.


 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.04.2019

Biokreis e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Stelzlhof 1, 94034 Passau

www.biokreis.de

www.bionachrichten.de
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RECHT/090: Einspruch gegen Genehmigung des 1.000 Milchkühe Stalls in Ostrach (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 4. April 2019

BUND geht gegen die Genehmigung des 1.000 Milchkühe Stalls in
Ostrach vor

Stall liegt in Wasserschutzgebieten mit erhöhten Nitrat-Werten



Ostrach. Vier Landwirte planen in Ostrach-Hahnennest einen Stall für
1.000 Milchkühe. Das Landratsamt Sigmaringen hat Ende Februar das
immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren dazu abgeschlossen
und den Bau genehmigt. Dagegen legt nun der BUND-Landesverband
Baden-Württemberg fristgerecht Widerspruch ein.

"Der BUND befürchtet, dass durch diesen landwirtschaftlichen
Industriebetrieb die Stickstoffeinträge in das Grundwasser und die in
der Nähe liegenden Schutzgebiete erhöht werden", begründet
BUND-Landesvorsitzende Dr. Brigitte Dahlbender den Widerspruch des
Naturschutzverbandes. "Stall und ein Großteil der Flächen der
Landwirte liegen in Wasserschutzgebieten, die bereits hohe
Nitratgehalte im Grundwasser aufweisen. Teilweise liegen diese über
dem gesetzlichen Grenzwert von 50 Milligramm pro Liter", erläutert die
BUND-Vorsitzende.

Ulfried Miller, Regionalgeschäftsführer des BUND, bemängelt, dass für
dieses Großprojekt keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
durchgeführt wurde, ebenso wenig eine Vorprüfung und
Verträglichkeitsprüfung über die Auswirkungen auf die in der Nähe
liegenden Fauna-Flora-Habitat-Schutzgebiete "Taubenried" und
"Pfrunger-Burgweiler-Ried". Damit sind die Umweltauswirkungen dieses
Bauvorhabens nach seiner Einschätzung nicht transparent und
nachvollziehbar dargestellt. "Es wird nicht bedacht, dass sie mit
geplanten Änderungen an der bestehenden Biogasanlage zusammenwirken.
Dabei gibt es für solche Prüfungen schon lange eine gesetzliche
Grundlage. Immer wieder versuchen Planer und Genehmigungsbehörden
davon abzuweichen", kritisiert Miller. Auch das Brandschutzkonzept ist
nach Auffassung der Naturschützer nicht ausreichend und damit nicht im
Sinne des Tierwohls. Die offenen Sach- und Rechtsfragen sollen nun in
einem Eilverfahren geklärt werden. Dem BUND geht es um eine schnelle
Prüfung seiner Einwände, die im Genehmigungsverfahren nicht
berücksichtigt wurden.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 04.04.2019
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MELDUNG/405: Ein Luchs wird zum Thüringer! (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 4. April 2019

Ein Luchs wird zum Thüringer!

NABU freut sich über erneuten Luchsnachweis im Thüringer Wald



Jena - Abermals wurde dem NABU Thüringen ein fotografischer Nachweis
für einen Luchs bei Ilmenau zur Verfügung gestellt. Auch wenn der
Nachweis noch offiziell bestätigt werden muss, geht der Verband davon
aus, dass es sich um dasselbe Tier handelt, welches bereits seit 2018
mehrfach in der Region fotografiert wurde. Somit wäre Pinselohr nun
endlich auch in Thüringen heimisch.




[image: Luchs liegt im Wald - Foto: © Kai Illert]

Foto: © Kai Illert



Am 30. März 2019 gelangen Naturfreund Kai Illert beeindruckende Bilder
und auch ein Video eines Luchses bei einem toten Rehbock in der Nähe
von Ilmenau. Kai Illert hatte auf seiner Radtour im Thüringer Wald das
seltene Glück einen Luchs aus unmittelbarer Entfernung zu Filmen. Die
schöne Wildkatze mit ihren eindrucksvollen Pinselohren lag in aller
Ruhe unmittelbar neben einem Waldweg zwischen den Bäumen. Der Grund
für die Nahbegegnung war schnell gefunden. Am Wegrand lag ein toter,
etwa dreijähriger Rehbock, welchen der Luchs offenbar kurze Zeit zuvor
erlegte. "Luchse bewachen ihre Jagdbeute und halten sich häufig in der
Nähe ihres Risses auf. Frisch erlegtes Wild und nicht verzehrte
Beutereste werden von den großen Wildkatzen häufig verblendet, also
mittels Waldboden und Laub abgedeckt. Der Vorrat an Nahrung wird
später weitergefressen", sagt Silvester Tamás, der Projektleiter des
Luchsprojektes "Plan P wie Pinselohr" beim NABU Thüringen.

Beim erneuten Luchsnachweis handelt es sich aller Wahrscheinlichkeit
nach, um denselben Luchs, der in den letzten Monaten immer wieder im
Thüringer Wald bei Ilmenau gesehen und auch fotografiert worden ist.
"Das ist sehr erfreulich. Vermutlich können wir davon ausgehen, dass
es sich bei dem neuerlichen Nachweis um den ersten Luchs mit festem
Wohnsitz in Thüringen handelt. Bislang waren uns lediglich Gebiete aus
dem Südharz in Nordthüringen und aus dem Eichsfeld bekannt, die in den
letzten Jahren wiederkehrend von Luchsen aus dem Harz und aus dem
hessischen Raum besucht worden sind" berichtet Silvester Tamás.

Seit Mai 2017 wiederholen sich die Nachweise für Luchse im Thüringer
Wald. Seit 2018 verdichten sich die Meldungen in der Region um
Ilmenau. "Bei dem jüngst fotografierten Luchs handelt es sich
vermutlich um einen ausgewachsenen Kuder, der wahrscheinlich aus dem
Harz oder dem hessischen Raum stammt. Zumindest lassen die imposante
Größe und die relativ verwaschene Fellfärbung des Luchses darauf
schließen", sagt der Naturschützer. "Um eine Bestätigung für diese
Annahme zu erhalten, benötigen wir zukünftig ein gut strukturiertes
Monitoring mittels Kamerafallen und bestenfalls genetisches
Spurenmaterial, wie Fellhaare oder frischen Kot. Hieraus lassen sich
detaillierte Angaben über Geschlecht und Herkunft der großen Wildkatze
ableiten. Auch eine Besenderung des Luchses mit einem
GPS-Halsbandsender wäre denkbar", sagt Silvester Tamás. Will Thüringen
den Schutz des Luchses und seine Rückkehr fördern, benötigen wir
deutlich mehr Erkenntnisse über Lebensraumnutzung, Rückzugsgebiete und
auch über mögliche Gefahrenstellen, wie Straßen. Viele Wildtiere
sterben auf den Straßen, hierzu zählen leider auch Luchse und viele
Wölfe. Meldungen zu seltenen und geschützten Arten aus der Bevölkerung
sind ein wichtiges Puzzle für das FFH-Monitoring im Freistaat. Der
NABU Thüringen ist deshalb für jeden Hinweis und für jede Meldung zum
Luchs und auch zum Wolf dankbar. Aufmerksame Naturfreunde können sich
hierfür direkt an den NABU wenden. Silvester Tamás ist beim NABU
Thüringen einer der durch das Thüringer Umweltministerium beauftragten
Koordinatoren für die Umsetzung des FFH-Monitorings zu Luchs und Wolf
im Freistaat.

 * 
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MASSNAHMEN/298: Schutzzonen für seltene Strandbrüter in St. Peter-Ording (Schutzstation Wattenmeer)


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 5. April 2019

Schutzzonen für seltene Strandbrüter in St. Peter-Ording

Schutzstation Wattenmeer weist Brutgebiete für Seeregenpfeifer aus



Ende März ist einer der seltensten Brutvögel des Wattenmeeres, der
Seeregenpfeifer, aus seinen afrikanischen Überwinterungsgebieten an
die Nordsee zurückgekehrt.




[image: Ein Seeregenpfeifer - Foto: © Rainer Schulz, Schutzstation Wattenmeer]

Nur noch 400 Seeregenpfeifer brüten im Wattenmeer.

Foto: © Rainer Schulz, Schutzstation Wattenmeer



"An den Brutplätzen des Vorjahres sind bereits erste Nistmulden zu
finden", berichtet Sabine Gettner, Biologin der Schutzstation
Wattenmeer. In den vergangenen Jahren hatten hier ebenfalls die selten
gewordenen Sandregenpfeifer gebrütet. Anfang April begannen die
Naturschützerinnen deshalb auf einer Vordüneninsel sowie am alten
Strandwall vor St. Peter-Böhl flexible Brutzonen für diese
Strandbrüter auszuweisen. Die Ausschilderung übernahm ein "Frauenteam"
aus Biologin Gettner mit ihrer Kollegin Katharina Stephan und den
Freiwilligen Selina Staudenmaier, Susanne Arnold, Ally Fiedler, Jane
Hadem, Carla Rohé und Lorna Stiller.

"Vielleicht ist auch dieses Jahr wieder unser Mallorca-Gast unter den
Tieren", sagt Gettner. Letztes Jahr konnte ein beringtes
Seeregenpfeifer-Weibchen, das noch 2017 auf der Ferieninsel gebrütet
hatte, am Böhler Strand mit Nachwuchs beobachtet werden. "Das Gebiet
ist offensichtlich auch für 'neue' Regenpfeifer attraktiv", sagt sie
und hofft, dass sich der relativ gute Bruterfolg des letzten Jahres
2019 wiederholt. Die Sandbank war durch eine sehr langanhaltende
Ostwindphase im Frühjahr kaum überflutet wurden.

Brütende Regenpfeifer reagieren auf Störungen am Nistplatz sehr
empfindlich. Gettner appelliert deshalb an alle Strandbesucher, die
gekennzeichneten Gebiete nicht zu betreten und auch außerhalb
möglichst Abstand zu Vögeln zu halten, um Beeinträchtigungen in der
bis Ende Juli dauernden Brutzeit so gering wie möglich zu halten.

Regenpfeifer wechseln ihre Brutplätze häufig. Auch in anderen
Strandbereichen werden deshalb gegebenenfalls wie vor Westerhever oder
St. Peter-Bad flexible Schutzzonen eingerichtet.

Stichwort: Seeregenpfeifer

Kurz nach der Ankunft aus den Winterquartieren besetzen männliche
Seeregenpfeifer ihre Reviere und scharren mehrere Nistmulden. Ab Mitte
April legen Weibchen die Eier in ein Nest ihrer Wahl. Das 50 Gramm
leichte Tier legt dabei in nur vier Tagen drei Eier zu je zehn Gramm.
Das entspricht einer Frau, die nach nur vier Tagen Schwangerschaft
Drillinge von je 15 Kilogramm zur Welt bringen würde!

Die Jungen kommen so weit entwickelt zur Welt, dass sie schon nach
wenigen Stunden selbstständig nach Insekten suchen können. Von ihren
Eltern werden sie bis zum Flüggewerden nur bewacht und von Zeit zu
Zeit gehudert (gewärmt).

Nur noch 400 Seeregenpfeifer-Paare brüten im ganzen Wattenmeer. An
ihre Brutplätze stellen sie ähnliche Ansprüche wie erholungssuchende
Urlauber: weite Sandstrände, Vordünen oder Strandwälle. Ohne die
flexiblen Brutzonen hätte dieser Strandspezialist unter den Wattvögeln
keine langfristige Perspektive an unserer Küste.

 * 
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POLITIK/365: XI. Alpenkonferenz - Alpenregion soll bis 2050 klimaneutral werden (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 4. April 2019

Alpenregion soll bis 2050 klimaneutral werden

XI. Alpenkonferenz beschließt Klimazielsystem 2050 für den Alpenraum
und verstärkt Zusammenarbeit beim Bodenschutz



Zum Abschluss der XV. Alpenkonferenz, die vom 3.-4. April 2019 in
Innsbruck stattgefunden hat, einigten sich die Ministerinnen und
Minister der neun Vertragsparteien der Alpenkonvention auf eine
verstärkte Zusammenarbeit beim Klima- und Bodenschutz in den Alpen.
Verabschiedet wurde ein "Zielsystem klimaneutrale Alpen 2050". Das
Zielsystem deckt unter anderem die Bereiche Verkehr, Tourismus,
Energieerzeugung und Landwirtschaft ab. Zum Bodenschutz wurde eine
neue Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich insbesondere mit dem Schutz
der Moore befassen wird.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Der Alpenraum ist vom
Klimawandel besonders betroffen: schmelzende Gletscher, schwindende
Schneesicherheit und eine Verschiebung der Klimazonen. Die Alpenländer
wollen daher einen substanziellen Beitrag zum Klimaschutz leisten. Das
heute beschlossene Zielsystem klimaneutrale Alpen 2050 ist ein
Meilenstein zum Schutz der Alpen. Es konkretisiert unsere Vision, die
Alpen zu einer Modellregion für den Klimaschutz zu machen und
formuliert eine umfassende Strategie dafür".

Klimaschutz ist im Mehrjährigen Arbeitsprogramm der Alpenkonvention
als Priorität verankert. Auf der Basis des neuen Zielsystems
Klimaschutz 2050 soll in den kommenden zwei Jahren ein aktualisierter
Klimaaktionsplan erarbeitet werden.

Für Deutschland ist der Klimaschutz im Alpenraum, der zu den
beliebtesten Urlaubszielen der Deutschen gehört, ein wichtiges
Anliegen. Bereits 2016 wurde unter deutscher Präsidentschaft der
Klimaschutz zu einem der Schwerpunkte der Arbeit der Alpenkonvention,
verknüpft mit den Themen nachhaltiges Wirtschaften und Unterstützung
der Zivilgesellschaft im Alpenraum. Bei der diesjährigen
Alpenkonferenz wurde dementsprechend auch das Aktionsprogramm "Grünes
Wirtschaften" beschlossen. Deutschland engagiert sich zudem in
vielfältiger Weise für den kommunalen Klimaschutz im Alpenraum, u.a.
im Rahmen des Projekts "ALPACA" für eine alpenweite
Klimapartnerschaft, um Erfahrungen zwischen den Regionen
auszutauschen. Im deutschen Alpenraum fördert das BMU den kommunalen
Klimaschutz im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI), z.B.
den Ausbau einer klimafreundlichen Radverkehrsinfrastruktur.

Deutschland setzt sich daneben auch für eine intensivere
Zusammenarbeit beim Bodenschutz ein. Das Bundesumweltministerium
übernimmt den Vorsitz der neu geschaffenen Arbeitsgruppe Bodenschutz
und wird dabei unter anderem von Bayern unterstützt.

Die Konferenz fand unter österreichischem Vorsitz statt und wurde
geleitet von der österreichischen Bundesministerin für Nachhaltigkeit
und Tourismus, Elisabeth Köstinger. Für den Zeitraum bis zur nächsten
Alpenkonferenz voraussichtlich im Januar 2021 übernimmt Frankreich den
Vorsitz. Die Vertragsparteien der Alpenkonvention sind Deutschland,
Österreich, Frankreich, Italien, Liechtenstein, Monaco, Schweiz,
Slowenien und die Europäische Union.

Die Alpenkonferenz verabschiedete außerdem den bisherigen
Generalsekretär, Botschafter Markus Reiterer aus Österreich, und
dankte ihm für die geleistete Arbeit in den vergangenen sechs Jahren.
Als neue Generalsekretärin wurde die Slowenin Alenka Smerkolj ernannt,
die zuletzt Ministerin für Kohäsionspolitik und für Finanzen von
Slowenien war.



Mehr Informationen beim Sekretariat der Alpenkonvention: 

http://www.alpconv.org/de/organization/conference/XV/default.html
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LAIRE/293: Agrar - Hunger in spe ... (SB)




Zum zweiten Mal in diesem Jahrzehnt reicht die weltweit produzierte
Getreidemenge nicht, um den Verbrauch zu decken, berichtete die
Presse unter Berufung auf den Internationalen Getreiderat (IGC) und
die UN-Welternährungsorganisation (FAO). Der Mangel von fast 30 Mio.
Tonnen Getreide könne aber aufgrund der Lagerbestände gut
ausgeglichen werden. Es drohten keine Hungersnöte, so die "Welt". [1]

Mit dieser Aussage wird auf brutale Art vor Augen geführt, wie
weitreichend die akuten Hungersnöte in der Welt von dem
wohlhabenderen Teil der Menschheit ignoriert werden. Nach UN-Angaben
haben 842 Mio. Menschen nicht genügend zu essen; jährlich verhungern
zwischen 10 und 30 Mio. Menschen. Mindestens eine weitere Milliarde
ist unterernährt. Das alles taucht in der aktuellen Berichterstattung
gar nicht erst auf.

Bereits in zwei Agrarjahren wurde mehr Getreide verbraucht als
produziert. 2012/13, als die Landwirtschaft der USA von einer Dürre
heimgesucht wurde, und in diesem Agrarjahr in der EU und Rußland
(2018/19). Ein Agrarjahr erstreckt sich von einer Ernte bis zur
nächsten. In diesem Jahr ist die Lage besonders prekär, da der Mangel
beim Weizen auftritt, einem Nahrungsmittel, und nicht etwa bei Mais,
der meist zu Treibstoff oder Futtermittel verarbeitet und kaum vom
Menschen verzehrt wird. Nach dem Rückgang von sechs Prozent der
Weizenernte gegenüber dem Vorjahr ziehen die Weizen- und Brotpreise
hierzulande bereits spürbar an. Die offiziellen Zahlen zeigen, wie
bedrohlich eng die Welternährungslage ist.

Der in London ansässige Internationale Getreiderat, ein
Zusammenschluß der wichtigsten Getreideproduktionsländer, rechnet
damit, daß in diesem Agrarjahr 44 Mio. Tonnen und im kommenden
weitere 28 Mio. Tonnen aus den weltweiten Getreidespeichern und
-lagern entnommen werden müssen, um den Bedarf zu decken.

Das Gesamtvolumen der Getreidelager weltweit wird mit 156 Mio. Tonnen
angegeben. [2] Das erscheint zunächst sehr viel in Anbetracht des
Mangels. Also alles kein Problem? Vergleicht man diese Reserve für
den Notfall mit der Weltgetreideproduktion von knapp 2,66 Mrd.
Tonnen, zeigt sich allerdings, daß die Menschheit kaum Spielraum hat.
Es können keine großen Lager aufgebaut werden, denn selbst in guten
Jahren wird fast das gesamte Getreide verbraucht. In diesem und im 
kommenden Agrarjahr geht es massiv an die Reserve. Wie lange noch?

Unter Berufung auf einen dpa-Bericht zitiert die "Welt" Klaus-Josef
Lutz, Vorstand des Münchner Unternehmens Baywa, des größten Händlers
von Agrar-Rohstoffen in Europa, mit den Worten, daß 2018 kein
Ausreißer war und "klimatische Kapriolen" ihnen bereits in den
letzten vier Jahren das Geschäft erschwert haben.

Sollten weitere Jahre klimabedingter Mißernten folgen, zeitgleich
aber die Weltbevölkerung wachsen und darüber hinaus ein erheblicher
Teil des Getreides unverdrossen entweder an Tiere verfüttert werden,
die dann als Fleisch auf dem Teller landen, oder zu Biotreibstoff
destilliert bzw. raffiniert werden, könnte der absolute
Nahrungsmangel auch in den bisher privilegierten Weltregionen Einzug
halten. Dann bekämen die Menschen hierzulande zu spüren, wie es sich
anfühlt, im Globalen Süden geboren worden zu sein und mit
Waffengewalt an einer Flucht aus jenen Regionen der Nahrungsnot in
die nicht allein klimatisch privilegierteren Regionen der
Europäischen Union und der Vereinigten Staaten von Amerika gehindert
zu werden.

Die hiesige Berichterstattung über die Zahlen des IGC und der FAO
beziehen sich von vornherein und ausschließlich auf den
wohlhabenderen Teil der Menschheit, nicht auf die Hungerleider in den
Ländern des Globalen Südens. Durch die klimatischen Folgen der
globalen Erwärmung wird die Nahrungsnot in der Welt weiter
verschärft. Das Vertrauen darauf, daß dann irgendeine Instanz, ob
seitens Politik, Wirtschaft oder globaladministrativer Einrichtungen
der Vereinten Nationen, schon dafür sorgen wird, daß stets
ausreichend Essen vorhanden ist, könnte sich als fatale
Fehleinschätzung erweisen. Denn genau diese "Hoffnungsträger" sind es
doch, die heute schon akuten Hunger und chronische Unterernährung von
rund zwei Milliarden Menschen verwalten.

Es ist kein Anhaltspunkt dafür erkennbar, daß damit eine natürliche
Grenze erreicht ist und die Zahl nicht noch höher auf drei, vier oder
fünf Milliarden steigen könnte. Denn wer bereit ist, Getreidelager
anzulegen, als Eigentum auszuweisen und mit allen Mitteln staatlicher
Gewalt zu verteidigen, während gleichzeitig Menschen verhungern, dem
sollte man nicht einen Moment lang glauben, daß keine Hungersnöte
drohen, auch wenn wieder einmal, in einem Abstand von nur sechs
Jahren, weltweit mehr Getreide verbraucht als erzeugt wird.


Fußnoten:

[1] https://www.welt.de/newsticker/dpa_nt/infoline_nt/wirtschaft_nt/article191469475/Weltweite-Getreideernte-deckt-Verbrauch-nicht.html

[2] https://www.proplanta.de/Agrar-Nachrichten/Pflanze/IGC-rechnet-fuer-2019-20-mit-groesserer-Weltgetreideernte_article1553852829.html

8. April 2019
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STANDPUNKT/1083: Europaparkisierung, Center-Park-Debatten & Overtourism (BUND RVSO)


BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

An die Medien - 4. April 2019

Europaparkisierung, Center-Park-Debatten und Overtourism



Mit großer Sorge sieht der Bund für Umwelt und Naturschutz die
aktuellen Überlegungen um eine weitere "Verrummelung und
Europaparkisierung" der Region. Die Debatte um eine naturgefährdende
Seilbahn über den Taubergießen und um die Lösung des Parkplatzproblems
durch neue flächenfressende Parkplätz im Elsass wurde nur aus
strategischen Gründen in die Zukunft verschoben. Aktuell entsteht
gerade auf zusätzlichen 45 Hektar der Wasserpark Rulantica des
Europa-Park. Und schon kommt in Sachen Flächen- und
Landschaftsverbrauch der nächste Schlag.

Ein "Projektentwickler" möchte zwischen Wasserpark und Autobahn ein
weiteres, gigantisches Ferienresort mit Hotels, Bungalows und
Seenlandschaft bauen. Aus der anfänglich guten, soliden Grundidee des
Europaparks wird irgendwann, ähnlich wie in Venedig und "auf Malle",
schädlicher Overtourism und eine Plage für Mensch und Natur. Das
"Grummeln" in den Umlandgemeinden des Parks wird lauter.

Petra Rumpel, Geschäftsführerin des BUND Ortenau meint dazu: "Der
enorme Flächenverbrauch und gerade auch der Verlust an wertvoller
Kulturlandschaft darf nicht einfach so hingenommen werden. Heimat ist
mehr als ein Spekulationsobjekt globaler Investoren."

Während entlang der Vorbergzone zwischen Freiburg und Offenburg ein
geschlossenes Siedlungsband breiartig zusammenwächst, schwinden
Naturflächen und landwirtschaftliche Flächen.

BUND-Regionalgeschäftsführer Axel Mayer sagt: "In Zeiten, in denen die
erlebte Realität am Oberrhein immer scheußlicher und zugebauter wird,
braucht es neben ablenkenden TV-Programmen auch das Wuchern der großen
Illusionsmaschine Europapark und deren Umfeld. Das Grundproblem unser
Wachstumsgesellschaft zeigt sich hier wie in einem Spiegel. Es wird
mehr, es muss mehr werden, es muss wuchern... Das sind die Grundregeln
einer zutiefst selbstzerstörerischen Fun-Gesellschaft in Zeiten des
Klimawandels, des Artensterbens und der absehbaren Endlichkeit der
Ressourcen."

Die Aufregung über den Umgang mit Grund und Boden ist immer dann groß,
wenn Heimat zum globalen Spekulationsobjekt wird und wenn von der
"Salami-Landschaft" ein besonders dickes Stück abgeschnitten wird, wie
gerade jetzt im Umfeld des Europa-Parks. Doch das Problem ist eben
auch die "dünnen Salami-Scheibe" der langsame, dezentrale,
schleichende Verlust an Naturflächen, Landschaft und Heimat. Wir
brauchen mehr Debatte über das "Wohin geht der Oberrhein".

Axel Mayer, BUND-Geschäftsführer, Regionalverband Südlicher
Oberrhein

Petra Rumpel, Geschäftsführerin, BUND Ortenau



http://www.bund-rvso.de/europapark-seilbahn-taubergiessen-naturschutz.html

 * 

Quelle:

Mitteilung an die Medien vom 04.04.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

Wilhelmstr. 24a, 79098 Freiburg

Tel.: 0761/30383, Fax: 0761/23582

E-Mail: bund.freiburg@bund.net

Internet: www.bund-freiburg.de
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AKTIONSTAGE/991: NABU-Naturgarten in HH-Alsterdorf am 14.4. erstmals geöffnet in diesem Jahr


NABU Landesverband Hamburg - 5. April 2019

NABU-Garten öffnet erstmals seine Pforten in 2019

Tag der offenen Tür am 14. April 2019 eröffnet diesjährige
Gartensaison



Mit dem Beginn des Frühlings sprießen die ersten Farbtupfer im Garten,
allmählich erwachen Fauna und Flora aus der Winterruhe. Passend dazu
begrüßt der NABU am Sonntag, 14. April 2019 von 11 bis 17 Uhr die neue
Saison mit einem Tag der offenen Gartenpforte in seinem Naturgarten in
Hamburg-Alsterdorf.

Unter dem Motto "Frühling - Start ins Gartenjahr" können sich
Gartenliebhaber/innen und Naturbegeisterte vor Ort bei den
NABU-Experten über insektenfreundliche Pflanzen und naturnahes
Gärtnern informieren und viele praktische Tipps erhalten. Besucher
bekommen außerdem weitere Anregungen, etwa wie man mit Kleinstrukturen
neue Lebensräume im Garten schaffen kann, worauf bei einem Teich zu
achten ist oder welche Pflanzen unseren heimischen Vögeln Nahrung
bieten. Mit diesen Tipps kann aus jedem Garten eine kleine Oase für
Mensch und Natur werden. Der NABU bietet dazu wie immer einen kleinen
Pflanzenmarkt mit Wildblumen, Saaten und Sträucher zum Verkauf an.

Der NABU-Naturgarten (Parzelle 185) liegt im Kleingartenverein
"Birkenhain", Bebelallee / Ecke Braamkamp bzw. Deelböge (etwa 3
Gehminuten von der U1, Haltestelle Lattenkamp) und wird von der
NABU-Gruppe Bramfeld/Ohlsdorf/Barmbek betreut. Der Eintritt am Tag der
offenen Gartenpforte ist frei, Spenden sind herzlich willkommen. Und
wer selbst Lust auf naturnahes Gärtnern bekommt, ist bei der Gruppe
herzlich willkommen.

Mehr Information und Gartentipps sowie die Termine und Schwerpunkte
der weiteren Tage der offenen Gartentür gibt es unter 

www.NABU-Hamburg.de/garten.

Für Hobbygärtner/innen, die die Veranstaltungen im Naturgarten des
NABU Hamburg nicht besuchen können, gibt es auch online eine Fülle an
Informationen und Tipps: 

www.NABU.de/gartenvielfalt

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 40/19, 05.04.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3334: Ameisen, Burg 23.5.; Schwebfliegen, Flintbek 4.6.; heimische Spinnen, Flintbek 10.10. (bnur)


Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein - 8. April 2019

Veranstaltungstipps ...



Veranstaltung Nr. 2019-77 (3)

Ameisen - die heimlichen Herrscher der Erde

Donnerstag, 23. Mai 2019

Burger Waldmuseum, Burg

Anfahrt zum Tagungsort

Burger Waldmuseum

Waldstraße 141

25712 Burg/Dithmarschen

T 04825 29 85

www.waldmuseum.de

Per Auto

A 23: Abfahrt Schafstedt, Richtung Burg, 15 Minuten Fahrzeit
über Eggstedt und Hochdonn. Eigener Museumsparkplatz am
Waldrand.

Per Bahn und Bus

DB: Strecke Hamburg - Westerland, im Stundentakt, vom Burger
Bahnhof 15 Minuten Gehweg durch den Erholungswald.

Busse im ÖPNV: Service Dithmarschenbus, vom ZOB 15 Minuten
Gehweg. Gehweg vom Bahnhof, ZOB oder Markt jeweils ca.
15 Minuten.

Hilfreich bei der Suche nach geeignetem Nahverkehr kann die
folgende Internetseite sein: 

www.nah.sh




Veranstaltungsreihe Nr. 2019-77 (4)

Schwebfliegen und Co.

- Artenkenntnis

- Biologie

- Ethologie

Dienstag, 4. Juni 2019, Bildungszentrum für Natur,

Umwelt und ländliche Räume, Flintbek

60 Euro

In Zusammenarbeit mit dem Naturwissenschaftlichen

Museum Flensburg

Veranstaltungsreihe Nr. 2019-77 (5)

Bestimmung heimischer Spinnen

- Bestimmung von Arten

- Ökologie

Donnerstag, 10. Oktober 2019, Bildungszentrum für

Natur, Umwelt und ländliche Räume, Flintbek

60 Euro

In Zusammenarbeit mit dem Institut für

Ökosystemforschung, Abteilung Angewandte Ökologie

der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel


Ameisen - die heimlichen Herrscher der Erde

Überall in Deutschland treffen wir auf Ameisen. Für die einen sind
sie einfach nur lästig und für die anderen sind sie Polizistinnen des
Waldes, die für das ökologische Gleichgewicht der Natur mit
verantwortlich sind. Hügelbauende Waldameisen stehen unter
Artenschutz. Ihre Nester gehören zu den auffälligsten Bauten in
unseren Wäldern. Die Waldameisen sind nicht nur Waldpolizistinnen,
sondern z. B. auch Gärtnerinnen,Viehzüchterinnen, Jägerinnen und
Gastgeberinnen. Sie sind aber ebenso Nahrung für andere Tiere. Neben
denWaldameisen gibt es in Deutschland noch rund 120 weitere
Ameisenarten. Lernen Sie das spannende Leben der Ameisen kennen!

Schwerpunkte

- Ameisenarten in Deutschland

- Ameisenbestimmung

- Ameisenschutz

Teilnahmekreis

Akteur*innen aus dem haupt- und ehrenamtlichen Naturschutz,
aus Land- und Forstwirtschaft, Straßenbau, Umweltbehörden
sowie Ameisen-Interessierte

Datum und Ort

Donnerstag, 23. Mai 2019, Burger Waldmuseum, Waldstraße 141,
25712 Burg

Leitung

Jörg Beck und Holger Schade, beide: Förderverein Deutsches
Ameisen-Erlebnis-Zentrum e. V. (DAEZ)

Anerkannte Fortbildung

Zertifizierte Natur- und Landschaftsführer*innen

Programm

Ameisen - die heimlichen Herrscher der Erde

09:00 Uhr Ankommen der Teilnehmenden

09:30 Uhr Begrüßung

Andrea Weigert, Bildungszentrum für Natur, Umwelt

und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein

Jörg Beck, DAEZ, Soltau

09:40 Uhr Ameisen - die heimlichen Herrscher der Erde:

Biologie und Ökologie der Ameisen

10:45 Uhr Kaffeepause

11:00 Uhr Fortsetzung Biologie und Ökologie,

Kennenlernen verschiedener Ameisenarten in Deutschland

12:30 Uhr Mittagspause

13:30 Uhr Bestimmung von Ameisenarten

15:15 Uhr Kaffeepause

15:30 Uhr Ameisen in der Umweltbildung

16:00 Uhr Ameisenschutz in Deutschland

- Deutsche Ameisenschutzwarte

- Vertreiben von Ameisen

16:45 Uhr Abschluss | Bewertung

17:00 Uhr Ende der Veranstaltung

Organisatorische Hinweise

Veranstaltung Nr. 2019-77 3

Donnerstag, 23. Mai 2019

Teilnahmebeitrag

60 Euro zzgl. 10 Euro Verpflegung (vor Ort zu zahlen)

Anmeldung

Ihre Anmeldung richten Sie bitte schriftlich unter

Angabe der Veranstaltung Nr. 2019-77 (3) an das

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume

des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25 | 24220 Flintbek

Fax: 04347 704-790

E-Mail: anmeldung@bnur.landsh.de

Online: www.schleswig-holstein.de/bnur

Das Anmeldeformular und die Teilnahmebedingungen finden

Sie hier:

 Anmeldung: https://bit.ly/2J9DW5T

 Teilnahmebedingungen: https://bit.ly/2KbPQbZ

Mit Ihrer Anmeldung erkennen Sie unsere allgemeinen
Geschäftsbedingungen an. Sie erhalten kurz vor der Veranstaltung eine
Seminarbestätigung und die Rechnung.

Anmeldeschluss

Bitte melden Sie sich möglichst bis Donnerstag, 16. Mai 2019 an.
Ermäßigung Eine Ermäßigung von 60 % auf den Teilnahmebeitrag wird
folgen-dem Personenkreis gewährt: Ehrenamtlich Tätigen, Schüler*innen,
Studierenden, Auszubildenden sowie Personen, die ein Berufs-
findungsjahr oder ein freiwilliges soziales, ökologisches oder
kulturelles Jahr leisten, im Europäischen Freiwilligendienst Tätigen,
Erwerbslosen, Empfänger*innen von Arbeitslosengeld I und II. Legen Sie
Ihrer Anmeldung bitte eine Kopie der entsprechenden Bescheinigung bei.

Programmänderungen

Änderungen des Programms und die Möglichkeit der Absage
von Veranstaltungen bleiben den Veranstaltern vorbehalten.
Bitte geben Sie dieses Detailprogramm auch an Interessierte
weiter.




Aktionsmonat Naturerlebnis der

heimischen Tier- und Pflanzenwelt

vom 1. - 31. Mai 2019

Eine Erfolgsgeschichte für Mensch und Natur

Über 600 Erlebnisse in der Natur

Spezieller Veranstaltungskatalog für

Kindergärten und Schulen

Jetzt vormerken!

Den Veranstaltungskalender und

weitere Informationen zur Anmeldung

finden Sie unter www.aktion-naturerlebnis.de

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis, 08.04.2019

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek

Telefon: 04347/704-785, Fax: 04347/704-790

Internet: www.bnur.schleswig-holstein.de
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FEST/112: Für die ganze Familie - NABU feiert 10. Kiebitzfest in der Wedeler Marsch, 28.4.


NABU Landesverband Hamburg - 8. April 2019

Kiebitzfest feiert 10jähriges Bestehen

NABU Hamburg veranstaltet am 28. April das beliebte Fest an der Carl
Zeiss Vogelstation in Wedel / Tolle Angebote für Kinder und Erwachsene



Naturfreunde kommen am 28. April 2019 in der Elbmarsch voll auf ihre
Kosten. An diesem Tag findet an der Carl Zeiss Vogelstation in Wedel
das Kiebitzfest statt, und ein paar Kilometer weiter das
Schachblumenfest in Hetlingen.

Das Kiebitzfest des NABU Hamburg wird in diesem Jahr bereits zum 10.
Mal veranstaltet. Von 10 bis 16 Uhr wird am Sonntag, den 28. April
2019 wieder viel Betrieb sein rund um die Carl Zeiss Vogelstation in
der Wedeler Marsch. "Das Kiebitzfest hat sich für viele Naturfans zu
einem festen Termin entwickelt", erklärt Marco Sommerfeld, Leiter der
Carl Zeiss Vogelstation. "Es freut mich, dass die Besucher, aber auch
die Helferinnen und Helfer nach 10 Jahren noch immer so begeistert
sind und kommen. Da ist einfach ein toller Rahmen, um auf den
Vogelschutz in der Wedeler Marsch aufmerksam zu machen."
Die Mischung aus Naturschutzinformation, Naturerlebnis und
Geselligkeit macht auch im Jubiläumsjahr den Charakter der
Veranstaltung aus: Es gibt ein buntes Programm mit vogelkundlichen
Führungen, Infoständen, Spielen, Mitmach-Aktionen und leckerem Essen.
Besonders freuen können sich die Besucher auf zwei Auftritte des
bekannten Vogelstimmenimitators Uwe Westphal um 12:30 Uhr und 14:30
Uhr.

Das schönste Highlight ist aber die Natur, die Kinder und Erwachsene
rund um die Station erleben können. Natürlich kann der namensgebende
Kiebitz am 28. April beobachtet werden, aber auch zahlreiche andere,
teils seltene Vogelarten. Auf dem Kiebitzfest finden NABU-Führungen
statt, auch speziell für Kinder, die die Vogelwelt und ihre
Lebensräume rund um die Station vorstellen. Für eine bessere
Beobachtung der Tiere ist es möglich, sich vor Ort Ferngläser der
Firma Carl Zeiss Sports Optics kostenlos auszuleihen.

Zum Rahmenprogramm des Kiebitzfest gehört außerdem eine
Kiebitz-Olympiade mit tollen Gewinnen für Groß und Klein, das neu
gestaltete FuchsMobil mit Experimenten für kleine Naturforscher,
Ausstellungen von Naturfotografien, Blumenkarten und viele
Informationen von NABU-Fachgruppen zum Vogelschutz, zum naturnahen
Gärtnern und zur Naturschutzarbeit in Wedel und auf Pagensand. Weitere
Aussteller sind der Verein Holstein-Tourismus e.V., ADFC Wedel und der
Regionalpark Wedeler Au.

Der NABU bittet darum, wegen mangelnder Parkmöglichkeiten mit
öffentlichen Verkehrsmitteln anzureisen: S1 bis "Wedel", weiter mit
dem Fahrrad (20 Min.) oder zu Fuß (60 Min.). Mehrere Parkplätze stehen
am Ortsrand von Wedel kostenlos zur Verfügung. Von dort gelangt man zu
Fuß (60 Min.) durch die Wedeler Marsch zur Carl Zeiss Vogelstation.
Notfalls ist die Anfahrt mit PKW bis Fährmannssand oder bis zum
Klärwerk Hetlingen möglich. Weitere Infos und eine Wegbeschreibung
gibt es unter www.NABU-Hamburg.de oder gegen Einsendung eines
frankierten Rückumschlags (0,70 Euro, DIN lang) an den NABU,
Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg.

Das ausführliche Programm des Kiebitzfest finden Sie unter 

www.NABU-Hamburg.de/kiebitzfest

Informationen zum Schachblumenfest gibt es unter

https://elbmarschenhaus.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 41/19, 08.04.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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FORSCHUNG/535: E. coli & Co. - Fäkalkeime in Landschaften und Fließgewässern (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
04.04.2019

E. coli & Co.: Fäkalkeime in Landschaften und Fließgewässern



Fäkalkeime - Bakterien, die den Darm von Mensch und Tier bewohnen -
können Gewässer verunreinigen. Die Ausbreitung und Verteilung von
fäkalen Keimen in Flüssen und der Eintrag aus der umgebenden
Landschaft ist bisher nur wenig erforscht. Dörthe Tetzlaff vom
Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) hat
zusammen mit Forschenden der Universität Aberdeen in Schottland ein
indikatorgestütztes Modell entwickelt, um anhand der hydrologischen
Prozesse in der Landschaft und der Vernetzung von Fließgewässern die
Dynamik von E. coli & Co. abschätzen zu können - eine wichtige
Grundlage, um akute oder länger andauernde mikrobielle
Verunreinigungen von Flüssen zu managen.

Um die Ausbreitung und den Verbleib von Fäkalkeimen im Gewässer zu
verstehen muss man auch die Herkunftsräume, die Menge und die
Fließwege des Wassers in der Landschaft erfassen und die Einträge in
das Flussnetz berücksichtigen. IGB-Forscherin Dörthe Tetzlaff, ihr
Doktorand Aaron Neill und zwei ihrer Kollegen von der Universität
Aberdeen (Chris Soulsby und Norval Strachan) haben in einem
Untersuchungsgebiet in Schottland erforscht, wie sich markierte fäkale
Indikatorkeime in einem Einzugsgebiet verbreiten. Anschließend
verknüpften sie die Daten mit hydrometrischen Werten (mengenmäßige
Erfassung des Wasserkreislaufs) und stabilen Isotopenmarkern
("Tracer"). Eine solche Kombination ist neuartig. Daraus entwickelten
die Forschenden ein mathematisches Modell zur Verbreitung von
Fäkalkeimen, welches sich auch auf andere Fließgewässer übertragen
lässt.

Modell sagt Verteilung von Fäkalkeimen im Sommer sehr genau voraus:
Die Forschenden konnten in dieser kombinierten Studie zeigen, dass der
Grad der Vernetzung des Wasserkreislaufs (Konnektivität) eine
entscheidende Rolle für die Verteilung der Fäkalkeime spielt. Die neu
entwickelte Methode erlaubte es, genau zu quantifizieren, wann und von
wo Keime in das System gelangen. "In unserem Untersuchungsgebiet waren
die Konzentrationen von Fäkalkeimen im Gewässer im Sommer am höchsten,
dies ist auch in anderen Regionen zu erwarten. Vor allem in den
Sommermonaten kommen Starkregenereignisse häufiger vor und spülen
Keime von landwirtschaftlich genutzten Flächen in Gewässer. Im Sommer
gelangen so auch Keime ins Wasser, die nicht aus der unmittelbaren
Nähe des Gewässers stammen, wohingegen im Winter Keime mobilisiert
werden, die in der Uferzone gespeichert worden sind. Das von uns
entwickelte Modell konnte die tatsächliche Verteilung der Keime im
Sommer sehr genau widerspiegeln", so Dörthe Tetzlaff zu den
Ergebnissen der Studie.

Für die Wintermonate müssen die Forschenden das indikatorgestützte
Modell noch anpassen. Für diesen Zeitraum unterschieden sich nämlich
die berechneten Keimbelastungen von den gemessenen Werten. Grund
dafür, so vermuten die Forschenden, sind die erhöhten Absterberaten
der Keime bei niedrigen Temperaturen und vor allem aber Bodenfrost;
beides Aspekte, die im Modell bisher nicht erfasst wurden. "Es ist
eine sehr spannende, aber mühevolle Aufgabe, solch ein zeitlich und
räumlich dynamisches mathematisches Modell zu optimieren. Es gibt so
viele unbekannte Größen, die es zu berücksichtigen gilt", resümiert
Dörthe Tetzlaff. Die Forscherin ist optimistisch, dass dieses Modell
und seine Weiterentwicklungen eines Tages die wissenschaftliche
Grundlage bilden, um die Verbreitung von Fäkalkeimen im Einzugsgebiet
von Fließgewässern abschätzen zu können.

Originalpublikation:

Aaron J. Neill; Doerthe Tetzlaff; Norval J. C. Strachan; Chris
Soulsby: To what extent does hydrological connectivity control
dynamics of faecal indicator organisms in streams? Initial hypothesis
testing using a tracer-aided model. Journal of Hydrology. - 570(2019),
S. 423-435

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news713456

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 04.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1251: Unna - "Das perfekte Ostermenü" am 12. April 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Das perfekte Ostermenü



Kreisstadt Unna. Ostern steht vor der Tür und wer sich fragt, was er
servieren soll, findet Antworten am Freitag, 12. April 2019 bei einem
Kochabend mit Gudrun Friese-Kracht. Es wird ein viergängiges Ostermenü
zubereitet. Zum Lammbraten gibt es auch eine leckere Alternative und
jede Menge Gemüse. Natürlich gehört zu so einem Essen auch ein guter
Tropfen. Die Lernerfahrung, der Genuss und das Vergnügen wird hier
miteinander verbunden.

Der Kochabend findet in der Lehrküche im Förderzentrum Unna, 
Friedrich-Ebert-Str. 78 statt und beginnt um 18 Uhr. Die Teilnahmegebühr 
beträgt inklusive Lebensmittel 27,- Euro.

Anmeldungen nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303/103-713 oder
www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. April 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1250: Bielefeld - "Vegetarische Burger" zubereiten am 12. April 2019


Stadt Bielefeld

VHS-Kurs: Vegetarische Burger 



Bielefeld (bi). In einem Angebot der Volkshochschule, Nebenstelle
Jöllenbeck, am Freitag, 12. April, erfahren Interessierte, wie 
Burger-Brötchen aus einem Brioche-Hefeteig gebacken werden. Dazu werden 
Soßen und der vegetarische Belag zubereitet.

Anmeldung zu der Veranstaltung von 18.15 bis 21.30 Uhr in der Küche
der Realschule Jöllenbeck, Dörpfeldstraße 8, unter 
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-3008.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. April 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7410: Hennef - Obstblütenwanderung auf dem Streuobstweg am 13. April 2019


Rhein-Sieg-Kreis

Obstblütenwanderung auf dem Streuobstweg in Hennef



Rhein-Sieg-Kreis (we) - Der Frühling ist da! Die Vögel zwitschern, die
Insekten summen und die ersten Bäume und Sträucher stehen in voller
Blüte. Wer sich am Anblick der vielen blühenden Obstbäume erfreuen
möchte, der sollte sich unbedingt zur Obstblütenwanderung in Hennef
anmelden.

Chance7, das Naturschutzprojekt des Rhein-Sieg-Kreises, bietet am
Samstag, 13. April 2019, in der Zeit von 10.00 Uhr bis 13.00 Uhr, auf
dem im Herbst 2018 neu angelegten Streuobstweg in Hennef eine geführte
Obstblüten-wanderung für Erwachsene und Familien an. Treffpunkt ist am
Bushaltestellenhäuschen nördlich von Lückert auf der Scheffenstraße in
Hennef.

Auf der etwa 5 Kilometer langen, kurzweiligen Wanderung wird allerlei
Wissenswertes über Streuobstwiesen und alte Obstsorten vermittelt. Die
Führung wird von fachkundigen Obstbaumwartinnen und Obstbaumwarten,
die von chane7 selbst ausgebildet worden sind, durchgeführt. Im
Anschluss an die Wanderung wird für die Kinder eine kleine
Obstwiesenrallye veranstaltet. Natürlich dürfen dann auch alle
Teilnehmerinnen und Teilnehmer den leckeren Streuobst-Apfelsaft aus
der letzten Ernte probieren.

Interessentinnen und Interessenten können sich unter
ralf.badtke@rhein-sieg-kreis.de anmelden. Eine Anmeldung ist unbedingt
erforderlich! Die Kosten belaufen sich auf 2,- Euro pro Person, Kinder
bis 14 Jahre sind frei. Weitere Informationen zum Naturschutzprojekt
gibt es unter www.chance7.org.

Wer mehr über die Streuobstwiesen und die Obstbaumwartinnen und
Obstbaumwarte wissen möchte, kann sich unter 
www.natuerlich-streuobst.de entsprechend informieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. April 2019

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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